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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 
Vo r s i  tze nde: Präsident Dr. h. c. Dipl.-Ing. 

Figl, Zweiter Präsident Hillegeist, Dritter 
Präsident Dr. Maleta. 

Präsident Dr. Maleta : Die Sitzung ist 
e röffnet .  

Das Amtliche P r o t o k oll  der 79.  Sitzung vom 
28. November 1961 ist in der Kanzlei aufge­
legen, unbeanständet geblieben und gilt daher 
als g e n e h m i g t. 

K r a n k  gemeldet haben sich die Abgeord­
neten Ferdinand Graf, Eichinger, Dworak, 
Lins, Reich, Mark und Dr. van Tongel. 

E nt s c h u I d i g t haben sich die Abgeordneten 
Benya, Strasser, Zingler, Ing. Raab und 
Thoma. 

Den eingelangten Bericht des Bundes­
ministers für Auswärtige Angelegenheiten über 
den ersten und zweiten Teil der 15. General­
versammlung der Vereinten Nationen (New 
York, 20. September bis 20. Dezember 1960 
und 7. März bis 21. April 1961) w e i s e  ich dem 
Außenpolitischen Ausschuß zu. Wird gegen 
diese Zuweisung ein Einwand erhoben? 
Das ist nicht der Fall. 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budget­
ausschusses über die Regierungsvorlage ( 4 73 
der Beilagen) : Bundesfinanzgesetz für das 

Jahr 1962 (499 der Beilagen) 
Spezialdebatte 

Gruppe VIII : Land- und Forstwirtschaft 

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für Land­
und Forstwirtschaft, betreffend den Bericht der 
Bundesregierung gemäß § 9 Abs. 2 des 

Landwirtschaftsgesetzes (488 der Beilagen) 
(F or t s e t z u n g) 

Präsident Dr. Maleta : Wir gehen somit in 
die T a g e s o rd n u n g  ein und gelangen zu den 
Punkten 1 und 2. Wir setzen die gestern 
unterbrochenen Verhandlungen fort . 

Es sind dies : 
Bericht der Bundesregierung gemäß § 9 

Abs. 2 des Landwirtschaftsgesetzes und 
Bundesfinanzgesetz für 'das Jahr 1962, 

Spezialdebatte über die Gruppe VIII: Land­
und Forstwirtschaft. 

Wir gehen in die Debatte ein. 
289 
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Präsident Dr. Maleta 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Kandutsch. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kandutsch: Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Über die besondere Lage 
der Landwirtschaft im Rahmen der industriali­
sierten Volkswirtschaft ist in diesem Hause 
schon sehr häufig und sehr viel gesprochen 
worden, aber nicht nur hier bei uns in Öster­
reich, sondern auch in allen anderen Staaten, 
weil in dem langfristigen Trend in allen 
Staaten, in denen die Phase der Industriali­
sierung in Richtung auf die Hochindustriali­
sierung überschritten ist, eine Entwicklung 
Platz greift, die zuungunsten der Landwirt­
schaft verläuft. 

Die Schwäche der Landwirtschaft liegt darin, 
daß sie mit ihren speziellen Produktionsformen 
nIcht in der Lage ist, so schnell und flexibel auf 
Veränderungen des Marktes zu reagieren, wie 
dies die Industrie und das Gewerbe vermögen. 
Die Landwirtschaft wurde als ein Gewerbe 
unter dem Dach des freien Himmels bezeichnet, 
und das ist eine richtige Charakterisierung. Es 
sind hier Momente und Faktoren maßgebend, 
die nicht von der Landwirtschaft her zu beein­
flussen sind, als da sind Klima, Wetter, Un­
wetter und, andere Imponderabilien. 

Auf der anderen Seite wird nun einge­
wendet - sehr häufig auch von der sozialisti­
schen Seite dieses Hauses -, auch die Land­
wirtschaft müsse im Hinblick auf den Markt 
produzieren und sie müsse sich den Markt­
gegebenheiten und Veränderungen anpassen. 
Gerade das aber fällt ihr außerordentlich 
schwer, und es ist von dem einzelnen Landwirt 
auch, nicht zu verlangen, daß er seine Pro­
duktion und Produktionspläne in so ge­
schmeidiger Form etwa an die veränderten 
Marktverhältnisse angleicht, wie dies die 
Industrie tut, die ohne Witterungseinflüsse 
arbeiten kann, mit einem viel schnelleren 
Kapitalumschlag, die auf Lager arbeiten kann, 
die die Produktion einstellen, ja die Produktion 
umstellen kann; alles dies sind Vorteile, die die 
Landwirtschaft nicht hat. 

Nicht nur bei uns hier in Österreich, sondern 
auch in den anderen europäischen Staaten 
ringt die Landwirtschaft um den gerechten 
Anteil am Volkseinkommen. In Österreich 
wurde der Kampf um einen gerechten Anteil 
im heurigen Jahr vor allem im Zusammenhang 
mit der Budgeterstellung geführt, im Zusam­
menhang mit einer besseren Dotierung der 
Landwirtschaft mit geeigneten Förderungs­
mitteln. Es war seit Jahren zum erstenmal, 
daß die Llwdwirtschaft eine härtere Gangart 
eingeschlagen hat, und heute erntet sie in der 
Öffentlichkeit den Vorwurf, daß sie ohne Rück­
sicht auf die gesamtfinanzielle Lage des Staates 
ihre Forderungen einfach durchgesetzt habe . 

Man muß sich nun einmal vergegenwärtigen, 
wie groß der Anteil des Landwirtschaftsbudgets 
am gesamten Haushalt ist, um beurteilen zu 
können, ob hier von der Landwirtschaft für 
sich allzuviel "herausgeboxt" wurde, und man 
muß weiter beurteilen, ob die Forderungen, die 
hier hinsichtlich der Verwendung gestellt wur­
den, nicht etwa doch sehr legitim gewesen 
sind, weil es eben noch Aufgaben zu erfüllen 
gibt, die der einzelne Bauer in Österreich nicht 
erfüllen kann. 

Vom Budget, soweit es sich um das ordent­
liche Budget handelt, erhält die Landwirtschaft 
2,2 Prozent; wenn man das Nettobudget her­
nimmt und wenn man das bezieht auf die 
nahezu 54 Milliarden des Gesamtbudgets, sind 
es 1 ,75 Prozent. Wenn man aber auf der 
anderen Seite den Motivenbericht zum Grünen 
Plan studiert und dort sieht, was da alles 
noch zu tun ist, und zwar an primitivsten 
Voraussetzungen nicht nur für die Produktion 
auf dem Lande, sondern für das Leben im 
Bauernhaus, dann muß man sagen, daß dies 
alles noch viel zuwenig ist. 

Man stelle sich nur vor, daß 77 .400 Bauern­
häuser oder 1 8 ,7 Prozent, fast ein ganzes 
Fünftel der Anwesen, noch keine geeignete 
Zufahrt haben, daß 4,2 Prozent oder 26 .000 
Bauernbetriebe ohne elektrisches Licht sind 
und daß 26,5 Prozent oder 1 1 0.000 Höfe noch 
völlig ungenügend elektrifiziert sind. Wenn 
heute da und dort auf einem Bauernhof 
bereits eine Fernsehantenne zu sehen ist, dann 
regen sich manche Städter, die vorbeifahren, 
auf und sagen : Na, so schlecht kann es ihnen 
doch nicht gehen, wenn es hier schon Fernseh­
apparate gibt ! Daß aber daneben über 1 00.000 
Höfe nur ungenügend elektrifiziert sind und in 
vielen Bauernhäusern, in mehreren zehntausen­
den, überhaupt noch kein elektrisches Licht vor­
handen ist, das berührt diese Zeitgenossen 
wenig. 

Wenn es nun nicht gelungen wäre, den 
Grünen Plan heuer besser zu dotieren, wenn 
man etwa auf dem heurigen Niveau mit 
200 Millionen geblieben oder gezwungen ge­
wesen wäre, das Angebot des Finanzministers 
zu akzeptieren, auf 270 Millionen zu gehen, 
dann, muß ich sagen, wäre das Land wirtschafts­
gesetz, das von der ÖVP so sehr gefeiert worden 
ist, völlig ad absurdum geführt worden. Man 
muß aber dennoch berücksichtigen, daß der 
Herr Finanzminister eine Kürzung im Ordi­
narium des kommenden" Budgets durchgesetzt 
hat. Man muß sich in Erinnerung rufen, daß 
es im heurigen Jahr im Zuge der Budget­
sanierung zu Kürzungen des Budgets für die 
Landwirtschaft bei den Förderungsmitteln ge­
kommen ist, und man muß vorausschauend 
befürchten, daß vielleicht im Zuge ähnlicher 
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Maßm�hmen auch noch im Jahre 1962 solche wirtschaft nur mehr nebenerwerblich betreiben, 
Kürzungen vorgenommen werden. Wenn daher sondern um Betriebe, die eine Bauernfamilie 
die Laj�dwirtschaftsvertreter im heurigen Jahr: voll ernähren. 
von inrern Minister verlangt haben: "Bleibe: Was sagt nun dieser Bericht, und wie hoch 
hart, Mann ! ", dann war ditos durchaus berech- ist sein Aussagewert ? Meine Damen und 
tigt, und wir anerkennen den Fortschritt, der er- I Herren ! Es gehört noch immer zu den betrüb­
zielt wurde, indem man den Grünen Plan nun in lichen Erscheinungen unserer agrarpolitischen 
einer 

,. 
Gr�ßenordnung dotiert hat, die wir I Auseinanders�tzung, daß der Grüne Pla.n nicht 

ungefahr 1m vergangenen Jahr auch als ange- ; unbestritten 1st und daß vor allem dIe SPÖ 
m�ssen, d�s heißt in �iesem Fall als eine li wesentliche Einwendungen macht. Sie hat zwar 
MmdestdotIerung, beurteilt haben. in der Kommission zugestimmt, sie hat in der 

D G "  B ' 1 t d d G "  PI . d: Bundesregierung zugestimmt, sie hat im Aus-er rune erle 1 un er rune an sln . . .. . . ' . h A I' ' k ' schuß zugestImmt und wIrd es heute eben-Herzstucke der osterrelChise en grarpo Itl ; f II . h .. I' h t' t ' d S '  . d h h t d '  Z k ft a s tun, SIe at nam IC zuges Imm , einen gewol' en, Ie Sin aue eu e un In u un . d h '  . h r h d' t 1 Th d "  t Grünen Berlcht anzunehmen, as eIßt aber, SI� e� lC le zen r� ?n em?n �r os er- ihn auch in seinem Inhalt zu akze tieren. relChischen agrarpolItischen DIskussIOn, ob- D h ' d . . d d r t wohl, meine Damen und Herren, die öster- ennoc . w�r Im�er WIe er arge eg '" es 
, l' 1 L d ' t h ft f" hrt d I handle slüh Ja doch Im großen und ganzen um relC Ese 1e an WIr sc a ver u wur e, a s . , , . d '  h f eme tendenZIöse Darstellung der Lage der man Ihr sagte : MIt dem Lafl. "Wlrtsc a tsgesetz , L d ' h f d' b ß 1 1  ht d d G .. B '  h d d G "  PI an wirtsc a t, le ewu t sc 1 ec er ar-em :d'unen erlc t un em runen an 11 ' d I ' . t h dl . h " 

sind eure Existenzsorgen im weitesten Ausmaß geste t WIr ,a s SIe IS ; es an e SIC ,WIe 1m 
gemildert, eure Existenz ist gesichert. Davon vergangenen Jahr vielleicht sehr bösartig 

formuliert wurde, um ein Dokument einer Ver­kann rmtürlich gar keine Rede sein. Doch gibt 
uns der Grüne Bericht - und das ist das Wert- elendungstheorie, das mit der Wirklichkeit 

nicht übereinstimmt. volle an ihm - die Möglichkeit, die Lage der 
Landwirtschaft auf der Basis einer objektiven Wir glauben, daß dieser Vorwurf falsch ist. 
Berichterstattung zu besprechen. Alles, was wir über die Lage der Landwirt-

.. . . ' schaft schon vorher zu sagen hatten, wurde J?�: Gru?e BerIcht 1st Ja umfasse�d, er I bisher durch die Grünen Berichte unter­entJw,lt dlCl große Grupp�n :  Erst�ns dIe Be-
I strichen und bestätigt. Wenn man auch s�rechung de� gesamtwll':schafthchen Ent- I einige Einwendungen durchaus ernsthaft prüfen w.ICkhu�?, das sm� der agr�l'lsche AußeI�hal1del, muß, so ergibt sich doch im großen und ganzen die erTah�'ullgswlftschafth�he Lage, d�e Kon- keine Abweichung von der geschilderten Lage. sUl

k
d�mktlOll der Landwutsc.haft, �le 1::0- Die Lage ist, was die Landwirtschaft betrifft, du tIO� ULd Vermar�tung: die Ar�eltskr�fte andauernd schlecht, anhaltend schlecht. Das und Lohne, . �roduktIOnsmlttel, PrOIsentwlC.k- beweist die Tatsache, daß die Land�virtschaft lung, InvestitIOne�, Verschuldung und. Kredlt- trotz erhöhter Anstrengungen und" erhöhter lage, der �a�d�lrts�haft. . Der . zWOIte �nt- Leistungen noch immer mit großen Existenz­scheldeLde rell 1st dIe betnebswIrtschafthche, sorgen zu k"mpfen hat Aus"\,lfjrtung dieser Erhebungen, und der dritte a . 

Teil ist nun der Hinweis auf die schon ge- In diesen Bericht ist nun erstmalig der Hin-
tätigten oder noch weiteren notwendigen weis auf das alarmierende Ausmaß der Wild­
Fördenmgsmaßnahmen, schäden aufgenommen worden, den im ver-

gangenen Jahr der Herr Minister aufzunehmen 
Wir haben diesem Grünen Bericht entnom- abgelehnt hat. Es ist darauf hingewiesen 

men, d, .. ß diesmal über 1500 Betriebe geprüft: worden, daß trotz der Erhöhung der Abschuß­wurden ; das waren um 406 Betriebe mehr oder pläne von 50 auf 80 Prozent es immer noch 
eine S+,eigerung um 37 Prozent, Das ist zu einen Überbestand an Wild gibt und daß 
begrüßen, denn je größer der Querschnitt, je der Schaden, der in unserem Wald verursacht 
repräsentativer er wird, umsomehr Aussage- wird, unerhört groß ist. Ich habe den Herrn 
kraft erhält dieser Grüne Bericht. Minister im Ausschuß gefragt, ob die Höhe 

Die Auswahl der Testbetriebe - im vorigen dieses Schadens wenigstens geschätzt wurde. 
Jahr war ja die Sozialistische Partei in der Er meinte, daß die mangelnden Kompe­
Komrdssion so rechtzeitig vertreten, daß sie tenzen nicht einmal die Erhebung dieses 
sicherlich den ihr notwendig erscheinenden Schadens ermöglicht haben, er könne aber 
Einfluß hRot nehmen können - ist nach den: ietzt SChOll sagen, daß es sich um Milliarden­
Ang�vben des Grünen Berichtes so erfolgt, daß I beträge handelt . 
es sich um typische Produktionsbetriel::e aus ,' Ein Unterausschuß dieses Parlaments wurde 
den verschiedenen Produktionsgebieten und I eingesetzt, um das neue Forstrechtsbel'eini­
um Voll wirtschaften gehandelt hat, das heißt '" gungsgesetz zu behandeln. In dieses Gesetz 
also um keine Grenznutzbetriebe, die die Land- waren Paragraphen, die den Wildschaden 
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Dr. Kandutsch 
betreffen, aufgenommen worden. Diese Be­
stimmungen wurden aber jetzt wegen Kompe­
tenzschwierigkeiten ausgeklammert. Ich 
möchte die Hoffnung ausdrücken, daß es den-

.noch gelingen wird, die Kompetenzen so zu 
regeln, daß man die Wildschäden und ihre 

. gerechte Abgeltung in ein Bundesgesetz auf­
nehmen kann. 

Nun erscheint der Grüne Bericht für das 
Jahr 1960. Wir haben schon damals bei der 
Verabschiedung des Landwirtschaftsgesetzes 
darauf hingewiesen, daß dieses Prinzip eine 
Schwäche des Landwirtschaftsgesetzes ist, weil 
Ulall eben erst ein vVirtschaftsjahr bespricht, 
das durch die jüngste Entwicklung überholt 
sein kann. Das gilt für das Jahr 1961 im be­
sonderen Maße, denn im Jahre 1961 sind die 
Kosten wiederum sehr zuungunsten der 
Land wirt�chaft in Bewegung gekommen, 

Aber zum Jahr 1960, das heute hier be­
sprochen wird, muß gesagt werden, daß auf 
verschiedenen Gebieten eine überdurchschnitt­
liche Ernte festzustellen war und daß aus 
diesem Grunde der Anteil der landwirtschaft­
lichen Produktion am Bruttonationalprodukt 
um 8,5 Prozent auf 16,4 Milliarden gestiegen 
ist und der Anteil mit 11 Prozent genauso 
groß war wie im Jahre 1959. Trotz einer 
Hekordernte ü;t der Anteil der Landwirtschaft 

,am Volkseinkommen von 1 1,4 auf 11 Prozent 
gesunken. Das ist also eine weitere Abnahme 
um 0,4 Prozent. Dennoch ist auch in diesem 
Jahr eine Abwanderullg von 13.000 Arbeitskräf­
ten in die Industrie und in das Gewerbe fest­
zustellen! eine Abwallderung, die in Österreich 
täglich :�O bis 40 Personen erfaßt. Dennoch 
ist auch das Jahr 1960 durch eine negative 
Ertragskostenbilanz gekennzeichnet. Nur in 
einem einzigen österreichischen Produktions­
gebiet, im nordöstlichen Ackerbauland ist 
diese Bilanz aktiv, in allen anderen Bet:iebs­
zweigen ist sie nach wie vor negativ. Die 
durchschnittliche Verzinsung beträgt 1,7 Pro­
zent. 

Auch das Jahr 1960 ist durch eine weitere 
Öffnung der Preisschere charakterisiert, obwohl 
sich die Land wirtschaft durchaus wirtschafts­
gerecht verhalten hat. Sie hat nämlich - das 
ist eine sehr interessante und eindrucksvolle 
Zahl - 35 Prozent ihrer Gesamtausgaben für 
[nvestitionen verwendet. Obwohl im Bauern­
haus sehr, sehr viele Investitionen an Ge­
bäuden vorgenommen werden müßten, Inve­
stitionen, die die W olmkultur betreffen hat die 
Bauernschaft aber im großen und gan�en dar­
auf verzichtet, sie denkt in erster Linie an den 
Betrieb, an den Hof, an eine Investition dort. 

Es sind also enorme Anstrengungen unter­
nommen worden, die aber trotzdem ein 
solches Absinken nicht verhindert haben. 

Eine weitere Zahl, die vor allem jeden sozial 
Denkenden beeindrucken muß, betrifft den 
sogenannten Arbeitsertrag. Der Arbeitsertrag 
wird mit 830 S je Monat angenommen, wobei 
das ein österreichischer Durchschnitt ist. 
Wenn man die Rein- und Roherträge nach den 
verschiedenen Produktionsgebieten betrachtet, 
kann man sich vorstellen, wie different natür­
lich auch der Arbeitsertl'ag in den einzelnen 
Produktionsgehieten ist. Wenn Sie von 830 S 
ausgehen - ohne daß wir jetzt wiederum 
lang darüber streiten, wie groß die Zahl der 
aufgewendeten Arbeitsstunden in der Land­
wirtschaft ist -, kommen Sie doch auf einen 
durchschnittlichen Stundenlohn von höchstens 
4 S. Das aber bedeutet, daß die Landwirt­
schaft auch trotz des so gerühmten Landwirt­
schaftsgesetzes für ihre schwere Arbeit keine 
gerechte Entlohnu!lg erhält. 

Der Grüne Bericht sagt also aus, wie die 
Lage ist. Der Grüne Plan sagt aus, was ge­
schehen soll, was für die Besserung der Lage 
in der Landwirtschaft aufgewendet werden soll. 
Der Grüne Flan ist heuer - das möchte ich an­
erkennen - besser begründet als im ver­
gangenen Jahr. Er zeigt eine Schwäche, 
die aber in diesem Falle nicht beim Staat 
oder bei der Budgetpolitik, sondern im öster­
reichischen Kreditmarkt liegt. Er bringt heuer 
im Verhältnis zum vorigen Jahr Agrarinve­
stitionskredite im Ausmaße von nur 700 Millio­
nen in Bewegung. Ich möchte an dieser 
Stelle an die Auseinandersetzungen des ver­
gangenen Jahres erinnern, die ich mit dem 
Herrn Minister hatte, als ich verlangte, daß 
auch die Sparkassen in diese Kreditaktionen 
eingeschaltet werden. ·Damals wurde das abge­
lehnt. Inzwischen ist man darüber froh ge­
worden, daß man auch von den Sparkassen 
Geld bekommt. Die Begründung, warum für 
das kommende Jahr nur 700 Millionen Schilling 
eingesetzt sind, lautet, daß der österreichische 
Kapitalmarkt eben·nicht mehr hergeben könne. 

Nun darf ich mich der Frage zuwenden, 
die ja die österreichische Bauernschaft wohl 
am meisten bewegt: Was hat das Landwirt­
schaftsgesetz, das nunmehr seit über einem 
Jahr in Kraft ist, für uns an Positivem be­
wirkt? Herr Präsident Wallner hat am ver­
gangenen Sonntag eine Rundfunkrede gehalten. 
Ich habe auf der Fahrt zu einer Gemeinde­
räteschulung diese Sendung gehört. Er hat 
der österreichischen Bauernschaft gesagt, daß 
das Landwirtschaftsgesetz als solches natür­
lich nichts bewirken kann. Es ist ein Gesetz 
das feststellt, wie die Lage ist, und das ander� 
Maßnahmen in Bewegung setzen soll. Er 
sagte, daß es darauf ankäme, was dann schließ­
lich im Budget stehen würde. Ja, meine 
Damen und Herren, das ist vollkommen 
richtig! Das haben auch wir vor einem Jahr 
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gesagt. Aber vor Tische las man es anders.' kraft dieses Landwirtschaftsgesetze8 unsachlich 
Der Herr Minister hat zwar am Schlusse der und unrichtig gewesen ist und daß sich erst 
Beratungen hier im Hause erklärt, er möchte jetzt herausstellt, daß Hoffnungen dar an 
die österreichische Bauernschaft nicht im geknüpft wurden, die sich nicht erfüllt haben.: 
unklaren lassen, �aß sich die Bauer�scha.ft Ich sagte schon, daß sich die Landwirtschaft trotz des Landwlrtscha�t�gesetze� welt��hlll außerordentlich bemüht hat, ihren Aufgaben, sehr a�str�ngen und fleIßIg arbeIten . muss�. gerecht zu werden. Ich glaube, es gibt woh� Sehr riChtIg! Etwas anderes hat sICh dIe niemanden in diesem Lande der der Land-, Bauernschaft auch gar nicht erwa�tet. . Sie wirtschaft vorwerfen könnte, �ie selbst bemüh� hat �be� erwartet, daß dieser FleIß, d�ese sich zu' wenig, um aus ihrer tristen Lage heraus­ArbeItsleIstung besser und gerechter hononert zukommen. Sie hat aber ihre Aufgaben nicht w?rden. Sie war �er Meinung, daß das Land- nur hinsichtlich der möglichst großen Eigen} 
�vlftschaftsßesetz �llle solc�e bessere Abgeltung versorgung Österreichs mit Nahrungsmittelq Ihrer ArbeIt erzwmgen wurde. erfüllt, sie hat auch gerade durch die hohen 

Das Landwirtschaftsgesetz sagt gar nichts Ausgaben für Investitionen eine wertyolle 
darüber - das war unsere Kritik -, wie die und wichtige Konsumfunktion erfüllt. :Man 
Agrarpolitik sein muß, sonde.rn es gibt höch- bedenke, daß allein die Ausgaben für Investi-, 
stens Hin weise darauf, wie sie sein kann, tionen 2,2 bis 2,3 Milliarden Schilling ausge­
wie sie sein sollte. Aber irgendein imperativer macht haben. 
Charakter, irgendeine zwingende Konsequenz Der Herr Kollege Weihs hat im Ausschuß. 
ist im Landwirtschaftsgesetz nicht enthalten. erklärt, der Agrarexport habe eine ullsichere 
Man könnte sich zum Beispiel auch vorstellen, Basis, und es sei günstiger, wenn man bei 
daß die bessere Dotierung des Agrarbudgets der Landwirtschaft verhindern würde, daß 
für das Jahr 1962 hätte erkämpft werden sie in eine hohe Exportabhängigkeit käme. 
können, ohne daß es ein Landwirtschaft.sgesetz Wir erleben in diesen Tagen, daß auch bei der. 
mit Grünem Plan und Grünem Bericht gibt. Industrie die Export quote für Österreich" 
Ich darf noch einmal in Erinnerung rufen, keine unabänderliche Größe ist und daß es 
warum wir Freiheitlichen seinerzeit gegen auch für unsere österreichische Industrie not-: 
das Lal1dwirtschaftsgesetz gestimmt haben. wendig ist, einen möglichst großen Inlands­
Es ist der große Mangel dieses Gesetzes, daß absatz zu haben. Das gilt für die Landwirt­
es nicht gelungen ist, die Mat,erie der öster- schaft im besonderen Ausmaße. Sie hat einen 
l'eichischen Agrarpolitik in einem umfassenden ungeheuren echten Nachholbeda,rf. Wenn 
Gesetz zusammenzufassen, das heißt, auch gestern hier der Unterrichts minister davon 
die bestehende Marktordnung in ein Land- gesprochen hat, welche Fehlkonsumation, 
wirtschaftsgesetz mit einzubauen, welches welche Fehlleitung es in den KOllsumenten­
dann unbefristet in Kraft gesetzt wird, und wünschen in Österreich gibt, dann muß man 
nicht - wie es im Augenblick ist --, daß wir auch im Hinblick auf die Landwirtschaft 
ein Landwirtschaftsgesetz mit fünf jähriger feststellen, daß es sich bei dem, was sie noch 
Geltungsdauer und Agrarlenkungsgesetze mit braucht, um einen sozialen Standard zu er­
einer Befristung von nur einem Jahr haben, reichen, um die Befriedigung echter Bedürf­
sodaß die Fragen des Agrarregimes jedes nisse handelt. Dies kann aber nur erreicht 
Jahr im Herbst im Zusammenhang mit der werden, wenn man ihr auf der anderen Seite. 
Budgeterstellung Gegenstand des politischen Einnahmen ermöglicht, die sie kaufkraftfähig, 
Tageskampfes sind. und kaufkraftstark erhalten. 

Wir haben außerdem verlangt, daß man in 
dieses Gesetz den Gedanken der Parität in 
verpflichtender Weise einbaut, daß also das 
Landwircschaftsgesetz vor allem auch ver­
pflichtende Bestimmungen über die Erstellung 
gerechter Preise enthält. Aber dieses Land­
wirtschaftsgesetz enthält ja nicht einmal eine 
Disparitätsbremse, wenn ich es so nennen darf. 
Denn das Jahr 1961 ist durch eine weitere 
Verschärfung der Disparität, durch ein wei­
teres Auseinanderklaffen der Preisschere ge­
kennzeichnet, wie ich es später noch an einer 
anderen Stelle beweisen werde. 

Ich glaube also sagen zu können, daß die 
Unterrichtung der österreichischen Bauern. 
schaft über den Wert, über die Durchschlags-

Es wird im Grünen Bericht auch auf deli 
schlechten Gesundheitszustand der landwirt­
schaftlichen Bevölkerung hingewiesen. Es wird 
auch immer wieder darauf hingewiesen, daß 
besonders unsere Bäuerinnen jenen Bevölke­
rungsteil bilden, der am meisten, der am 
frühesten krank wird, der auch die höchste' 
Frühsterblichkeit hat. 

Meine Damen und Herren! Wenn man auf 
der einen Seite die große Abwanderung in den" 
letzten zehn Jahren sieht - 230.000 Menschen 
sind aus der Landwirtschaft abgewandert -" 
und auf der anderen Seite den Untersuchungen 
des Sozialministeriums entnimmt, wie schlecht 
der Gesundheitszustand der Bäuerinnen ist, 
dann kommt man doch zu dem einzig möglichen 
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Schluß, daß es eben eine Überforderung gibt, 'Butterpreises ist nach wie vor ungelöst. 
daß die Landwirtschaft nicht nur aus der Nach wie vor ist auch die Frage der Verwen­
Substanz des Waldes - zum Teil auch des I dung des Butterüberschusses im Inland unge­
Grundes und Bodens -, sondern, was viel löst. Nach wie vor ist die Frage einer Überprü­
schlimmer ist, aus der menschlichen Substanz fung des Preisbandes für Fleisch ungelöst. Denn 
lebt. Hier findet eine echte Ausbeutung der es ist Tatsache, daß sich in diesen wesentlichsten 
menschlichen Arbeitskraft statt. Das erscheint Produktionszweigen seit dem Jahre 1952 kaum 
besonders bedauerlich, wenn man auch die irgendwelche Änderungen ergeben haben. Zum 
hohe biologische Funktion anerkennt, die die Großteil sind die Preise gleichgeblieben, ob­
Landwirtschaft im Volksganzen hat. wohl auf der anderen Seite in diesen zehn 

Meine Damen und Herren! Wie soll es hier Jahren die Preise für Investitionen, für die 
weitergehen � Was soll geschehen? In welcher Produktionsaufwendungen in der Landwirt­
Weise sonder Landwirtschaft geholfen werden? schaft ganz erheblich gestiegen sind. 
Wir sind hier wie immer bei der Frage der Meine Frauen und Herren ! Diese Grund­
Subventionen. Wir sind wie immer bei der forderungen und eine Reihe von anderen 
Frage, ob die Höhe der Preisstützungen noch notwendigen Forderungen, die deswegen so 
gerechtfertigt und vor allem noch erträglich aktuell sind, weil sie in anderen Ländern längst 
ist. Wir wissen, daß im kommenden Jahr die erfüllt sind, stehen nach wie vor zur Diskussion. 
Subventionen auf über 2 Milliarden steigen. Wenn man nämlich von der Frage der Subven­
Die ständige Zunahme dieser Stützungen ist tionen absieht, die außerdem im internationalen 
ja doch nur ein Beweis "dafür, daß man die Schnitt gar nicht überhöht sind, so gibt es sehr 
eingetretenen Kostenbewegungen für die land- viele Forderungen der österreichischen Land­
wirtschaftliche Produktion in irgend einer Weise wirtschaft, die, anderswo längst erfüllt sind, 
auffangen muß.  Daß es unmöglich ist, sie auf nicht aber bei uns. Ich denke da zum Beispiel 
die Landwirtschaft zurückzuwälzen, ist voll- an die Umsatzsteuerbefreiung in der ersten 
kommen klar. Wenn man auf keinem einzigen Veredlungsstufe für Milch, an die Umsatz­
Sektor der Preispolitik auf die Konsumenten steuerbefreiung für die landwirtschaftlichen 
"weiterwälzen" will, dann bleibt nur die Produkte in der ersten Erzeugungsstufe über­
Möglichkeit, in der Mitte die Subventionen zu haupt, an die Befreiung der Landwirtschaft 
erhöhen. Wenn man sich aber zu diesem ver- von der Mineralölsteuer, an hohe Freigrenzen 
kehrten Weg entschließt, dann soll man nicht bei geschlossener Hofübergabe. Wenn man 
der Landwirtschaft daraus einen Vorwurf I zusammenrechnet, was das der Landwirtschaft 
machen. Niemand In diesem Hause, glaube ich, bringen würde, kommt man auf 470 Millionen, 
ist glücklich darüber, daß diese Subventionen I also mehr als das, was der Grüne Plan bringt­
steigen. Aber niemand hat auch den Mut, zu nur mit dem Unterschied, daß bei der Erfüllung 
sagen, was geschehen sollte, um sie zu verringern. dieser Forderungen das Einkommen jedes 
Wir alle wissen, daß es so wie bisher nicht I einzelnen Bauern erhöht werden würde. Das 
unbedingt für alle Zukunft weitergehen kann. ist jedoch b�im

. 
Grünen . Plan natü�lic�l nicht 

Ich glaube nun, daß es völlig ausgeschlossen: der Fall, der m VIeler BeZIehung auf mdirektem 
wäre, jetzt mit einem Schlag diese riesigen I" Wege zu einer Einnah�neerhöh�ng �ührt. Im 
Stützungen abzubauen, daß man aber doch großen und ganzen smd es Ja Forderungs­
schrittweise darangehen müßte und daß das maßnahmen, arbeitserleichternde Maßnahmen, 
nicht" anders möglich ist als auch über Preis- i nicht jedo�h solche, die eine unmittelbare Ein­
korrekturen, wobei der sozial notwendige! nahmenstmgerung hervorrufen. 
Ausgleich beim Einkommen und nicht beim Denken Sie doch nur zum Beispiel an den 
Preis gemacht werden muß. Wir haben jährlich Dieselölpreis. Unter den folgenden europäi-
12 Millionen ausländische Gäste, die nach schen Staaten, die mit Österreich vergleichbar 
Österreich kommen. Warum wir auch noch sind, hat Österreich den weitaus höchsten 
für diese 12 Millionen die Milch mit unseren Dieselölpreis : Deutschland, Belgien, Däne­
Steuermitteln verbilligen, kann niemand ein- mark, England, Frankreich, Niederlande, 
sehen; das ist absurd ! Wenn man bei den Italien, Norwegen, Schweden, die Schweiz, 
Renten, bei den Kinderbeihilfen, bei den Österreich. In den genannten Ländern betragen 
kleinsten Einkommen Korrekturen schafft, ist die Preise, die der Landwirt bezahlt : 1,78 S, 
das billiger und auch gerechter. Aber man muß 1,39 S, 1,08 S, 1,08 S, 1,34 S, 1,14 S, 95 Groschen, 
natürlich auch in der Landwirtschaft, da auch 1,49 S, 1,40 S - also in Schweden nur 1,40 S!-, 
dort der Ertrag, der Preiserlös im Grunde in der Schweiz 1,81 S, in Österreich 2,30 S. 
genommen Lohneinkommen ist, die Grund- Wahrhaftig keine gute Förderung unserer 
sätze der Gerechtigkeit anwenden. Die Milch- Landwirtschaft! Und das in einem Staat, 
preisfrage ist daher nach wie vor ungelöst. Es m dem der Generaldirektor der Öster­
ist nach unserer Auffassung nach wie vor un- reichischen Mineralölverwaltung selbst vor 
sinnig, die Milch abzufetten. Die Frage des"J einiger Zeit für die Mineralölsteuerbefreiung 
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plädiert hat weil Absatzschwierigkeiten beim getrieben haben. So sind zum Beispiel die 
Dieselöl bestehen! I Tarife für vetel'inärmedizinische Institutions-

Alle diese Fragen sind also ungelöst. Diese: leistungen erhöht worden, und zwar ganz 
Forderungen stehen zur Diskussion. Die Er- empfindlich zwischen 100 und 400 Prozent. 
füllung dieser Forderung wäre für die Lage Der Herr Landeshauptmann Wedenig hat 
der Landwirtschaft wesentlich wirksamer als in Kärnten die Fleischbeschaugebühren um 
alles das, was ein Budget vorsehen kann. 32 bis 38 Prozent erhöht. Also wo immer 

man hinblickt, Erhöhungen und Erhöhun-Meine Damen und Herren! Wie hat sich gen. Aber bei den Preisen für landwirt-nUll die Lage im Jahre 1961 weiterentwickelt? schaftliehe Produkte darf sich ja nichts Um das zu beurteilen, muß man den land- rühren, sonst wird nämlich, wie es heißt, wirtschaftlichen Paritätsspiegel zur Hand die S�abilität des Preisgefüges in Unordnung nehmen, jenen Indexbericht der Betriebs- gebracht. S=> dürfen wir uns nicht wundern, statistischen Abteilung der Land- und Forst- wenn bei der Landwirtschaft eine ständig wirtschaftlichen Landes-Buchführungs-Gesell- sinkende Einnahme festzustellen ist. schaft in Wien. Da ist besonders das Juli-Heft 
Der Herr Kollege WinkleI' hat schon vor interessant, weil es klarmacht, daß sich die 

Jahren den Vorschlag gemacht _ es ist sicher­Preisschere, wenn man von der Basis 1 958 aus-
lich der Vorschlag der ganzen Sozialistischen geht, im April 1961 auf minus 5,1 Prozent 
Partei, und er wird ihn auch heute wieder gegen die Landwirtschaft geöffnet hat, daß 
bringen _, man möge dem Stützungssystem sich diese Lage bis zum Juli mit minus 7,3 Pro-
dadurch beikommen, daß wir entsprechend zent noch verschärft hat. 
anderen Staaten Staffelungen einführen, daß Herr P�'äsident WaHner! Sie werden ja wir zum Beispiel vor allem bei der Milch­anschließend sprechen. Ich darf in Erinnerung preisstützung nach der Anlieferungsmenge rufen daß der Herr Bundeskanzler in seiner staffeln, andere meinen nach der Anzahl der Regi�rungserklärung gesagt hat, es sei eine Kühe und so weiter. VereinbaTung getroffen, daß weitere Er- Ich habe diese Frage natürlich mit Fach­höhungen der Produktionskosten nicht mehr leuten besprochen und geprüft. Die Fest­die Landwirtschaft zu tragen hätte. Wir stellungen des Grünen Berichtes geben einer haben damals eingewendet, daß dies insofern solchen Maßnahme keine Grundlage, denn der keine ausreichende Grundlage für eine Agrar- Grüne Bericht sagt uns doch, daß gerade politik sei, weil ja zum Zeitpunkt der Re- in den Milchproduktionsgebieten die Betriebs­gierungserklärung eine solche Preisschere schon ausgaben mit der Größe der Betriebe �ber­wirksam war, eine sehr massive Disparität proportional steigen. Wenn nun der MIlch­festgestellt werden konnte. Wie aber wird preis, den die Landwirtschaft heute bekommt, nun diese Entwicklung des Jahres 1961 trotz Zuschuß, trotz Preisstützung nicht berücksichtigt, wie wird sie korrigiert? 'Wir kostendeckend ist, wie soll es dann bei einer wissen sehr wohl - und es gibt ja hohe größeren Liefermenge zu einem kostendecken­Regierungsfunktionäre, die das zugeben -, den Preis kommen? Das hat doch mit der daß gerade das Jahr 1961 einen solchen Größe gar nichts zu tun. Im Voralpengebiet Preisauftrieb erfahren hat, weil dieser Auf- und im Alpengebiet, das sind ja vornehmlich trieb durch die falsche Budgetpolitik für das die Gebiete der Milchproduktion, ist es doch Jahr 1961 ausgelöst wurde, weil der Staat so _ das stellt der G üne Bericht fest, der selber als ein ganz großer und außerordent- mit Ihren Stimmen beschlossen wird -, daß licher Preistreiber aufgetreten ist. sich das Kosten- und Einnahmenverhältnis 

In diesen Berichten sehen wir, daß die mit der GI öße des Betriebes verschlechtert. 
Preise für Brenn- und Treibstoffe, für Ge- Ich sehe also nicht ein, daß das eine gerecht­
bäudeerhaltung und vor allem für landwirt-r fertigte Lösung sei oder uns in der. Sache 
schaftliehe Maschinen sehr stark angezogen I irgendwie weiterbringen soll, umsowernger als 
haben. Wenn ich nur die Tabelle 4 her- i ja die Anlieferung der Milch von den untersten 
nehme, so sind dort 30 Positionen über land- und mittleren Besitzgrößen ... (Abg. Rose n­
wirtschaftliche Maschinen angeführt. Davon b e rger,' Glauben Sie, daß, wenn das richtig 
sind 19 Erhöhungen, 9 sind im Preis gleich- wäre, es heute einen Großgrundbesitz geben 
geblieben, und nur 2 haben eine unbedeutende würde ?) Herr Kollege! Ich berufe mich auf 
Senkung erfahren. die Feststellungen des Grünen Berichtes. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch i Darf ich S:e fragen, ob Sie daher gege.n den 
noch zwei Dinge sagen, dle mir aus Kärnten Grünen

. 
Bericht st!mme� w�rden? J Zw'tsche

.
n­

berichtet wurden und die zeigen, daß auch rnfe be't der SP(J.) VIelleICht mochten Sl�, 
der Herr Landwirtschaftsminister selbst unter aber dürfen nicht, odH vielleicht haben SIe 
jene gegangen ist, die Preise und Aufwen- das nicht gelesen: Aber das sind Feststellungen 
dungen für die Landwirtschaft in die Höhe des Grünen Benchtes. 
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Etwas anderes sind jene Großgrundbesit­

zungen zwischen dem Neusiedlersee und dem 
Raum von Wien, im Nordosten Österreichs, 
dort haben sich nämlich die Verhältnisse in den 
Besitzgrößen zwischen 50 und 100 ha deswegen 
ge bessert, weil man dort pro Hektar nur mehr 
0,8 Arbeitskräfte hat, während es im Alpenge­
biet 3,5 sind. Die Arbeitsleistung in den Alpen­
gebieten, bei den Bergba,uern kann nur zu 
einem Teil durch Maschinen ersetzt werden, 
und deswegen sind dort eben die Verhält­
nisse viel· schwieriger. Es wird ja auch im 
Grünen Bericht 1960 festgestellt, daß ledig­
lich dieses eine Produktionsgebiet, das ich 

. zum Schluß genannt habe, die Gl'oßgrund­
besitzungen, die Sie als Burgenländer offenbar 
im Auge haben, im Jahre 1960 zum erstenmal 
eine aktive Bilanz gehabt haben, nämlich eine 
Kapitalverzinsung von 4,2 Prozent, aber im 
österreichischen Durchschnitt sind es 1,7 Pro­
zent. (Abg. L a c k ne r: Bilanzen kann man 
machen, wie man will!) Meine Damen und 
Herren! Ich bin der Meinung, daß es nicht 
alle Wirtschaftstreibenden in Österreich so 
ungenau nehmen wie zum Beispiel das Finanz­
ministerium die Budgetwahrheit. Aber auf 
irgend etwas müssen wir uns ja doch noch 
berufen, und etwas muß ja noch gelten in dem 
Staat. Außerdem, meine Herren von der 
SPÖ, sitzen doch hier prominente Vertreter 
agrarpolitischer (Ruf bei der () V p : Herkunft!) 

nicht Herkunft, sondern Befähigung, 
wie der Herr Kollege Dr. Weihs und so weiter. 
Wenn Sie der Auffassung sind, daß der Grüne 
Bericht unseriös berichtet, dann sorgen Sie 
für eine bessere Bilanzerstellung und Bilanz­
wahrheit ! Wenn Sie aber dort nicht genügend 
mitarbeiten, dann haben Sie wenig Berechti­
gung, hier im Hause Ihre Skepsis zu ver­
breiten. 

im Inland spielend absetzen könnte. Aber 
wenn das nicht zu machen ist, dann sollte 
man doch dem Gedanken nähertreten, diese 
Butter österreichischen karitativen Instituten, 
Spitälern, Altersheimen und ähnlichen Ein­
richtungen anzubieten, und zwar zu einem 
Preis, der sicherlich über dem liegen könnte, 
den man in der Schweiz oder in England 
dafür erhält. Hier ist eigentlich ein Gegell­
argument nicht gefallen. Vielleicht nimmt 
der Herr Präsident Wallner zu clieser Frage 
Stellung, denn das wäre vor allem deshalb gün­
stiger, weil ein höherer Preis erzielt würde und 
weil man vielleicht dazu kommt - ein Wunsch, 
den wir doch alle haben -, daß im nächsten 
Jahr die Stützungen für unseren Export 
nicht in dieser Höhe notwendig sind, damit 
von der Milchpreiserhöhung, die am 1. Jänner 
wiederum eintritt, doch etwas dem Bauern 
bleibt und nicht nur zur Stützung des Exportes 
verwendet werden muß. Das wäre eine kleine 
Verbesserung der Lage, und vielleicht tritt 
man doch diesem Gedanken näher. 

Ich möchte mich nun der Frage des Exportes 
zuwenden, eine ganz entscheidende Frage 
für die österreichische Landwirtschaft, deren 
veränderte Struktur und Gesamt.position in 
Österreich so außerordentlich charakteristisch 
ist. Wir hatten eine Zeit, in der Österreich 
von einer hohen Einfuhr von Lebensmitteln 
sehr abhängig war. 

Die Landwirtschaft hat seit 1945 den Staats­
auftrag, die Produktion zu erhöhen, in einem 
kolossalen Ausmaße erfüllt. Auf vielen Ge­
bieten sind wir ja heute auch Überschußland 
und müssen daher den Export heben. Dieser· 
Export ist lebensnotwendig und muß auf­
rechterhalten werden. Es ist ein großer 

Eine zweite Frage, die hier ebenfalls vom Irrtum - das ist schon im vorigen Jahr 
Kollegen Winkler angeschnitten wurde, er- gesagt worden, aber es hilft manchmal 
scheint mir wert, geprüft zu werden. Denn nichts, etwas aufzuklären -, zu meinen, daß" 
es ist wohl kein Zweifel, meine Herren von man der Landwirtschaft sagen könnte, sie 
der Landwirtschaft: Die Konsumentenschaft soll wie in einem anderen Betrieb die Pro­
Österreichs reizt es besonders auf, wenn sie duktion eindämmen und d8Jnn wieder ... er­
hört, zu welchen Preisen wir unsere öster- größern, sondern das muß ein kontinuierlicher 
reichische Butter ins Ausland verkaufen, man Prozeß sein, denn die ganze Rationalisierung 
kann ruhig sagen verschleudern. Es ist und die Erhöhung der Produktivität in der 
klar, dieser berühmte Butterüberschuß ist Landwirtschaft ist nur über eine Produktions­
für die Versorgung Österreichs mit Fett- ausweitung möglich. Dabei spielen die Preise 
stoffen eine ganz minimale Menge. Der Herr keine überragende Rolle. Sind die Preise 
Minister hat im Ausschuß bekanntgegeben : I schlecht, wird sich die Landwirtschaft umso­
Wenn wir heute auf die Zufuhr ausländischer mehr anstrengen, mehr zu produzieren, weil 
Fettstoffe verzichten müßten, wäre der Butter- sie natürlicherweise den Drang nach einem 
berg in fünf TageI\ weg. Wir haben in dem höheren sozialen Standard hat, einen Drang, 
vergangenen Jahr, wie Sie wissen, den Vor- so wie es ja das Landwirtschaftsgesetz schildert 
schlag gemacht, daß wir den Butterpreis und charakterisiert. 
auf Kosten der eingeführten Fettstoffe, der 
Margarine, verbilligen sollten, was sicherlich 
dazu führen würde, daß man die Butter 

Deswegen muß man sich damit abfinden, 
daß der Export unbedingt notwendig sein 
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wird, wenngleich er auch ein besonders un- I mit den zuständigen Regierungen, vor allem 
sicheres Element darstellt. Wir haben das I Vereinbarungen und Absprachen des Ministers 
in den letzten Monaten bitter erlebt, und mit seinem Kollegen in der westdeutschen 
'wir werden auf dem Gebiet, so befürchten Bundesrepublik, mit dem Minister Schwarz, 
wir Freiheitlichen, auch in Zukunft no('h gesichert. Wie ich im Ausschuß sagte, ist 
Schlimmeres erleben, weil gewisse Grundfragen das eine Art Gentleman's Agreement, wobei 
der österreichischen Exportwirtschaft nicht dieses Agreement zweifellos von zwei Gentlemen 
geklärt sind. abgeschlossen wurde; aber solche Absprachen 

Das spielt wieder in die eine zentrale Frage können niemals Verträge, Handelsverträge 
unseres Staates und unserer Wirtschaft hinein, ersetzen, umsomehr als in der EWG ganz 
in die Frage der Beziehungen Österreichs eindeutig die Tendenz dahin geht, die EWG 
zur EWG, die Frage der Beteiligung Öst,erreichs agrarpolitisch autark zu inachen. Ich bin 
am gemeinsamen Agrarmarkt. Politisch ge- überzeugt, daß die Bundesrepublik Deutsch­
sehen haben wir ja bei dieser Frage interessante land an einer niöglichst hohen Einfuhr aus 
Verhältnisse. Die Österreichische Volkspartei I Österreich interessiert ist, und zwar aus 
und ihre Agrarvertreter sind von Anfang an handelspolitischen Gründen, daß aber die 
stark für eine Annäherung an die E'VG Vertragsbestimmungen den Franzosen. und 
eingetreten, ohne daß sie im geringsten in den Holländern natürlich die Möglichkeit 
der Lage gewesen wären, diese ihre Meinung geben, einen Nichtmitgliedstaat, einen Dritten, 
in der Partei zum Durchbruch zu bringen. der sich auf dem wirklich interessanten 
Ich habe mir aber von meinen Kärntner europäischen Agrarmarkt einschmuggeln oder' 
Freunden erzählen lassen, daß dieselbe ÖVP behaupten möchte, zu verdrängen. Es war 
jet.zt in Kärnten, wenn sie vor Kleinst- und jedenfalls eine kalte Dusche, daß neben 
Kleinbauern gesprochen hat, stark gegen die Holz, das ja außer Gefahr steht, ausgerechnet 
EWG Stellung genommen hat, weil man dort ein sehr bedeutender Exportteil, nämlich der 
Herrn Manshold zitierte und sich fragte: Viehexport, einen schweren Schlag bekom­
Welche Chancen werden denn die Kleinst- men hat, ind3m im September die Bun­
besitzungen in einem europäischen Markt desrepublik ur.d am 8. Oktober auch Italien 
haben? Bei der SPÖ ist es noch natürlicher, die Vieheinfuhren aus Österreich gesperrt 
daß sie gegen die EWG redet.. Man will haben. Der italienische Markt war für uns 
dort die EWG aus polit.ischen Gründen nicht, besorlders interessant, wenn wir b€d�mken, 
und die Walze lautet daher, daß der Eintritt daß im Jahre 1960 immerhin 46.000 Stück 
Österreichs in elen europäischen gemeinsamen mit einem Gesamtwert von 338 Millionen 
Agrarmarkt für die Kleinen eine Vernichtung, Schilling nach Italien gegangen sir�d und daß 
ein Todesurteil bedeuten \vürde. Das hört es bis zur Hälfte 1961 wiEderum 26.000 Stück 
man immer wieder, obwohl bei der Behandlung 
landwirtschaftlicher Strukturprobleme, soweit 
es sich um österreichische Verhältnisse handelt, 
gerade die SPÖ sagt - ich darf an die 
Gewerkschaftspresse erinnern -, daß den 
Konsumenten niemals eine Preisgestaltung 
nach den Grenznutzbet.rieben zuzumuten sei 
und daß deswegen eine Voraussetzung für 
die Gesundung der Landwirtschaft möglichst 
große Besitzgrößen seien, das heißt also jene 
Besitzgrößen, die wirklich die technische Ren­
tabilität zulassen. Also auch dort wendet 
man sich gegen diese hunderttausend Bauern­
unternehmungen, die nur eine Größe bis 
zu 2 Hektar haben. Man soll daher nicht 
eine Frage, die so und so auf der Tagesordnung 
einer Agrarpolitik steht, jetzt nur im Hinblick 
auf die EWG, und z,var für sie belastend, 
zur Sprache bringen. 

Meine Damen und Herren! Der Herr 
Minister Hartmann hat uns immer wieder 
beruhigende Erklärungen abgegeben: Es sei 
nichts passiert, es werde nichts passieren, 
die Agrarexporte in die E'VG-Staaten seien 
zwar natürlicher weise jetzt nicht vertraglich 
geregelt, aber immerhin durch Vereinbarungen 

waren. 
Der Herr Minister hat nun gegenüber 

Italien eine höchst merkwürdige Reaktion 
gezeigt. Er hat seine Härte unter Beweis 
gestellt, indem er schlagartig, wie es die 
Italiener getan haben, die Gemüse- und Obst­
einfuhr aus Italien gesperrt hat. Das war 
eine klare Repressalie, die begründet gewesen 
ist, wie er sagte, weil die Italiener dies in 
einer unmöglichen Form getan hätten. Grund­
sätzlich kann man nämlich den Italienern 
keinen Vorwurf machen, daß sie ihre Inlands­
produktion und ihren Inlandsabsatz so schüt­
zen, wie die österreichische Landwirtschaft 
das ebenfalls will, und wir haben ja auch 
bei der Zwetschkenschwemme eine Einfuhr­
sperre verfügt (Ruf: Bis es zu spät war!), 
weil es niemand, kein inländischer Produzent 
verstehen würde, wenn man einen solchen 
Schutz nicht gewähren würde. Außerdem 
ist diese. Sperre sehr spät erfolgt, das ist 
gar kein Zweifel, aber Österreich bat es getan, 
und es handelt sich ja hier nur um die Be­
urteilung der Grundsätze. Auf der anderen 
Seite aber herzugehen und eine solche Re­
pressalie zu ergreifen, ist sehr gefährlich. 
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- der Herr Minister sagte, er sei verärgert I kosten würde. Das hören wir beim Zivil­
gewet;en, ich habe es als eine Kurzschluß- schutz immer wieder. Aber wären nicht auch 
reaktion bezeichnet -, deswegen gefährlich, alle Fragen der Überschußproduktion weitest­
weil der italienische Markt für uns von aller- gehend gelöst , wenn man zu einer vernünftigen 
größter Bedeutung ist und weil wir hier Vorratspolitik käme, und wäre es hier nicht 
nur auf dem Verhandlungsweg trachten müssen, die Aufgabe gewesen, wirklich im Interesse des 
zurechtzukommen, niemals aber mit solchen gesamten Volkes und damit im Interesse 
Maßnahmen, die d:m Charakter einer Repressalie der Landwirtschaft solche Maßnahmen ein­
an sich tragen. Dimn daß sich auf dem zuleiten, auch wenn sie Geld kosten, auch 
italienischen Holzmarkt sehr Unangenehmes wenn das vielleicht dem einen oder and�ren 
vorbereitet, daß nämlich die Italiener nicht Staatsbürger unpopulär erscheinen müßte, 
nur auf dem Ölsektor sehr daran sind, mit weil er dann auf die · Erfüllung seiner indivi­
der Sowjetunion

' 
Geschäfte zu tätigen, sondern duellen Wünsche etwas warten müßte � Ich 

da ß es auch beim Holz ähnliche Versuche glaube, daß auch auf diesem Gebiet ein 
gibt, muß uns zu denken geben. Daher, Versagen festzustellen ist. 
glaube ich, sind die guten hand01spolitischen Ich möchte daher abschließend noch einmal 
Beziehungen mit Italien unbedingt notwen- erklären : Wir sind der Meinung, daß man 
diger als alle Gewaltma ßnahmen, die sich in der Agrarpolitik in Österreich wirklich 
letzten Endes gegen Österreich kehren würden. einem einheitlichen Konzept kommen 
Der Herr Minister ist inzwischen in Rom 

zu 
sollte. Wir waren der Hoffnung, daß das 

gewesen und hat mit seinen Kollegen geredet ; Landwirtschaftsgesetz geeignet sein würde, 
er sagte im Ausschuß,  es bestünd� die Hoff- die Agrarpolitik auß':lrhalb des Tagesstreites 
nung, daß mit dem neuen J rJ,hr die Einfuhr der Parteienpolitik zu stellen. Das ist durch 
wieder genehmigt werde. Wir hätten ge- die Formulierung des Landwirtschaftsgesetzes 
wünscht, daß die Verhandlungen aufgenom- nicht gelungen. Das Jahr 1960, besonders 
men werden, ehe man solche Maßnahmen aber das Jahr 1961 ist trotz des Landwirt­
ergreift. schaftsgesetzes durch eine relative Verringe-

Und nun, meine Damen und Herren, zum rung des landwirtschaftlichen Einkommens 
letzten Kapitel, zu einem Kapitel, das in gegenüber dem Gesamteinkommen ge kenn-allen Ressorts der heurigen Budgetdebatte . h t S I f d B d zur Sprache kommt : zur Frage des Zivil- ZeIC ne . 

. 
0 ange 

.�
an nur

d 
au 

S 
em 

.
0 en 

h t A h ·  K 't I L d · · t h ft 
der staatlIchen Stutzung, er ubventlOnen 

sc u zes . uc 1m apl e ar: Nlr sc a 
h d I d f d' G b '  t . t 

. t '  . V h t 1000 S ver an e t un nur au lesem e le agler , 
IS )a eIn errec nungsansa z von . d h d' E t . kl . ht b th lt . d h h' 

. 
d . d t I wIr man auc Ie n WIC ung niC a -

en · a en un auc IRr WIr zumIn es k "  . ' . .  . bremsen oder umdrehen onnen. Aufgabe platomsch anerkannt, daß das MIlllstermm 
ß 

. .  ht E '  k f" . 
Z h . d Z " l h t 

. I mu es SeIn, em gerec es In ommen ur 
Im usammen ang mIt em lVI sc u z eme d '  L d ' t  h ft h ffi G ht' k 't 
gewisse Funktion zu erfüllen hätte. Es ist 

le an WIr
" 

sc. a zU
G 

sc
. 

a en, �re
l
� 

h
lg el

h 
k '  Z ':D I d ß d' M" r hk 't 

. auf allen moghchen ebIeten, natur IC auc 
,
em WeI e ,  a Ie og IC Cl en, WIe man auf dem Gebiete der Preise, und soziale Aus-SICh heute vor den ungeheuren Bedrohungen I .' h f d G b' t d E' k ' " . ' A I g eiC e au em e le e es m ommens an SICh schutzt, nur em sehr germges rsena 

f" d' K t h ce . . ur le onsumen en zu sc auen. 
zulassen. Aber das mmdeste, was Jeder 
Staat in einer bedrohlichen Lage tut, ist, Da die österreichische Agrarpolitik geradezu 
die Bevölk�rung vor dem Verhungern zu den gegenteiligen Weg geht und nicht j enen, 
schützen, dann nämlich, wenn eine wirklich den wir Freiheitlichen für richtig halten, 
zunehmr-mde radioaktive Verseuchung oder , ist es selbstverständlich, daß wir auch diFlses 
ein echter· Katastrophenfall die Lebensmittel I Budgetkapitel ablehnen. (Beifall bei der F pO.) 
nicht mehr genußfähig gemacht hat. Es p . .  . d t D Mal t Z W t ld t wird daher in anderen Staaten vor allem . 

raSI en r. e a :  um 01' geme e 

W t d f i t t hl . h t L b Ist der Herr Abgeordnete Wallner (Graz) . 

. 
er arau ge eg , S �R. eng:sIC . er e e 

.. 
ens-

Ich erteile es ihm. mIttel zu lagern. In ÖsterreICh Ist das uber-
haupt nicht geschehen, j a nicht einmal das 
Bund0sheAr hat, soviel ich weiß,  Lebensmittel­
vorräte, nie für läng�r als zwei Tage reichen . 
Ich muß sagen : Wie Soldaten irgendeine 
Pflicht, eine Aufgabe erfüllen sollen, wenn 
sie nicht ernährt werden können, das ist 
ein Rätsel, das offensichtlich nur die ö!?ter­
reichische Koalition zu lösen vermag, (Zwischen­
rufe.) 

D3r Herr Minister hat auch darauf hin­
gewiesen, daß das natürlich sehr viel Geld 

Abgeordneter Josef Wallner (Graz) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Die öster­
reichische Bauernschaft empfindet heuer im­
merhin eine gewisse Befriedigung darüber, 
daß es gelungen ist, die Mittel für die Förderung 
der Land- und Forstwirtschaft für das Jahr 
1962 nicht unwesentlich gegenüber den bis­
herigen Mitteln zu erhöhen. Wenngleich das 
- und da gebe ich meinem Vorredner voll 
recht - zunächst noch nicht dazu beiträgt, 
die Disparität, die zwischen dem landwirt-
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loset Wallner (Graz) 

schaftlichen Einkommen und den Ausgaben 
besteht, unter der wir leiden, zu verändern. 

Ich will mich bemühen, hier in gedrängter 
Form einen kurzen Bericht über die Lage der 
Land wirtschaft zu ge ben und dann 
festzustellen, was die Landwirtschaft selbst 
bisher unternommen hat, um ihre Lage zu 
verbessern. Ich werde dann auch aufzeigen, 
was wir erwarten, was auch die Öffentlichkeit 

dem Jahre 1952, also durch neun Jahre, nicht 
geändert haben. Auch bei der Milch ist der 
Erzeugerpreis seit d3m Jahre 1956 gleich­
geblieben. Sowohl bei Schlachtrindern als 
auch bei Schlachtschweinen liegen die Ver­
kaufspreise im Jahresdurchschnitt heuer unter 
denen des Vorjahres. Die Landwirtschaft hat 
also ihrerseits in keiner Weise zu Preisauf­
trieben beigetragen. 

tun müßte, um die Lage der Landwirtschaft Seit Jahren aber ist eine Entwicklung im 
so zu gestalten, daß die Bauernschaft Öster- Gange, die uns große Sorgen bereitet. Die 
reichs ihre Aufgaben auch in der Zukunft Arbeiterschaft stellt Lohnforderungen. Sie 
erfüllen kann und es verhindert wird, daß die werden erfüllt. Man muß den Erzeuger­
landwirtschaftliche Arbeit stets unter einer betrieben höhere Preise zugestehen, und diese 
Diskriminierung leidet. sind dann bald wieder die Ursache für neue 

Ich darf hier zunächst auf d�n Grünen Lohnforderungen. Die Landwirtschaft steht 
Bericht verweisen, in dem festgestellt wird, außerhalb dieses Kreises. Sie muß jedesmal 
daß das Bruttonationalprodukt Österreichs im neue Belastungen auf sich nehmen und kann 
Jahre 1960 um rund 10 Prozent höher lag sie nicht überwälzen, weil die Preise unserer 
als im Jahre 1959 der Anteil der Land wirt- Grur.d lahrungsmittel sogenannte politische 
schaft aber nur u� 8,5 Prozent zugenommen Preise sind. 
hat. Der Anteil der Land- und Forstwirtschaft I Während im Jahre 1959 der Index der 
am Volkseinkommen ist gegenüber 1959 also Betriebsausgaben bei 954: stand, ist er im Juli 
neuerlich abgesunken und beträgt nur mehr 196 1 auf 1036 gestiegen. Der Index der 
11 Prozent gegenüber 13,5 im Jahre 1956. Betriebseinnahmen betrug im Jahre 1959 
Dieser Rückgang ist umso bedauerlicher, als 824 und stand im Juli 196 1 auf 8 1 1, war 
das Jahr 1960 eine hohe Produktionsleistung also um 13 Punkte niedriger als im Jahre 1959. 
der Landwirtschaft und auch ein Ernte- Die Differenz zwischen Betriebsausgaben und 
ergebnis aufwies, das zweifellos, wie auch mein Eetriebseinnahmen, die sogenannte Preis­
Vorredner betont hat, über dem Durchschnitt schere, betrug im Jahre 1959 15,8 Prozent 
der Jahre lag. und stieg auf 27 ,7 Prozent im Jahre 196 1 .  

Unsere Landwirtschaft beschäftigt heute um Dies ist auch der Grund dafür, warum der 
40 Prozent weniger Arbeitskräfte als im Jahre Anteil der in der Land- und Forstwirtschaft 
1951. In der gleichen Zeit konnte aber die Beschäftigten am allgemeinen Volkseinkommen 
Nahrungsmittelproduktion auf eigenem Grund so sinkt, wie ich es eingangs ausgeführt habe. 
und Boden um rund 47 Prozent gesteigert Eine solche Entwicklung wäre bestimmt 
werden. Das ist sicherlich zu einem beträcht- nicht notwendig, wenn bei dem allgemeinen 
lichen Teil der Mechanisierung in unserer Anstieg der Einkommensverhältnisse in unse­
Landwirtschaft zuzuschreiben. Die sozialen rem Staat auch mehr Verständnis und Rück­
Fortschritte aber, die die Mechanisierung sicht auf unseren Bauernstand genommen 
allen anderen Wirtschaftssparten und den werden würde. 
dort Beschäftigten gebracht hat, nämlich Es fehlt nicht an weisen Lehren und 
eine Verkürzung der Arbeitszeit, ein freies Empfehlungen, die der Landwirtschaft erteilt 
Wochenende, einen verlängerten Urlaub, blei- werden. So wird zum Beispiel empfohlen, es 
ben der Land- und Forstwirtschaft bis heute müßten noch mehr Menschen aus der Land­
versagt. In dieser "Erscheinung ist letzten wirtschaft abwandern, damit den Verbleibenden 
Endes auch der Grund für die von mir " eben ein größerer Anteil am land wirtschaftlichen 
geschilderte starke Abwanderung der Arbeits- Gesamteinkommen zukomme. 
kräfte aus der Land- und Forstwirtschaft zu Meine Damen und Herren! Eine österreichi-
erblicken. sehe Bauernwirtschaft kann niemals mit einer 

Man kann in diesem Sinne zweifellos von Farm in Ohio verglichen werden. Der bäuer­
einem Raubbau an der bällerlichen Arbeits- liehe Familienbetrieb mit seiner arbeitsinten­
kraft sprechen. Schuld daran ist zu einem siven Viehhaltung ist die Vorbedingung für die 
erheblichen Teil ohne Zweifel der Mangel an Fruchtbarerhaltung unseres Bodens. Der 
Verständnis und die mangelnde Bereitwillig- Boden steht uns nicht in jenem Ausmaße in 
keit, auch d 3r Bauernarbeit den gerechten Österreich zur Verfügung, wie das in den land­
Lohn zu gewähren. wirtschaftlich genutzten Gebieten von Übersee 

Wir haben heute in den wichtigsten Erzeu- der Fall ist. Denn nicht nur wir wollen auf 
gungssparten, wie bei Getreide und in der unserem Boden leben, sondern wir wollen, 
Schweinehaltung, Erzeugerpreise, die sich seit I daß unsere Kinder und Kindeskinder noch 
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darauf wirtschaften und unser Volk ernähren I braucher in Westdeutschland rund 48 S, in der 
können. Schweiz 65 S und bei uns in Österreich 35,20 S .  

Ein anderer Vorschlag, der von den Soziali­
sten kommt, empfiehlt die Einschränkung der 
agrarischen Produktion, um dadurch preis­
drückende Überschüsse zu vermeiden. Diese 
Vorschläge gehen an der Tatsache vorüber, 
daß der Bauer vielfach in der Produktions­
a,teigerung die einzige Selbsthilfe gegen das 
Mißverhältnis zwischen Ausgaben und Ein­
nahmen auf dem Bauernhof erblicken muß.  
Tatsächlich ist es auch bis jetzt immer noch 
gelungen, diese Überschüsse unterzubringen. 

Die milchwirtschaftlichen Probleme sind 
auch im heurigen Jahr des öfteren im Brenn­
punkt der Tagespolitik gestanden und ver­
dienen daher auch hier einige Hinweise . Es 
ist bekannt, daß· es heuer nach langwierigen 
Verhandlungen gelungen ist, für absatzfördern­
de und produktionssichernde Maßnahnien in 
der 4. Novelle zum Marktordnungsgesetz die 
Einhebung eines Beitrages im Ausmaß von 
10 Groschen und ab 1 .  Jänner 1 962 von 
20 Groschen als Sonderzahlung pro Liter 
Konsummilch zu erreichen. Zum gleichen 
Zeitpunkt wurde auch eine Reihe von Molkerei­
produkten aus der amtlichen Preisregelung 
herausgenommen. Die verständnisvolle Haltung 
auch seitens der Konsumentenvertreter bei 
diesen Verhandlungen will ich gerne anerkennen. 
Durch diese Maßnahmen konnte eine gewisse 
Beruhigung auf dem Milchmarkt erzielt werden. 
Es ist uns dadurch gelungen, eine drohende 
Erhöhung des Krisenfondsbeitrages zu ver­
meiden und eine abermalige Schmälerung des 
Einkommens gerade der kleinen, mittleren 
und bergbäuerlichen Betriebe zu verhindern. 

Die dadurch in die Wege geleitete ruhige 
Weiterentwicklung in der Milchwirtschaft 
würde bei Verwirklichung des sozialistischen 
Vorschlages der Milchpreisstaffelung empfind­
lich gestört. Man will bekanntlich die staat­
liche Milchpreisstützung gewissen Betrieben 
nur zu einem Teil und anderen überhaupt nicht 
auszahlen. Man lUutet also landwirtschaft­
lichen Betrieben zu ,  auf die 50 Groschen­
Stützung als einen Teil des heutigen Erzeuger­
preises verzichten zu können, was praktisch 
darauf hinauskäme, die Erzeugung einzu­
stellen. Wir Bauern haben die Stützung nicht 
erfunden, weder beim Brotgetreide noch bei 
der Milch, sondern man hat es eben unterlassen, 
zeitgerecht auf echte Verkaufspreise überzu­
gehen . So zahlt heute der Verbraucher für 
Konsummilch in Westdeutschland 3 , 1 7  S, in 
Schweden 3,94 S,  in England 3,49 S,  in der 
Schweiz 3,48 S und in Österreich 2,30 S. Auch 
die Erzeugerpreise liegen in allen diesen ange­
führten Ländern wesentlich höher als in 
Österreich. Für die Butter bezahlt der Ver-

In diesem Zusammenhang will ich auch auf 
eine Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Kan­
dutsch antworten, warum wir uns nicht statt 
der Exporte von Butter in das Ausland durch 
Abgabe von Butter an verschiedene Institu­
tionen, Vereine und dergleichen, entlasten. 
Wir haben solche Maßnahmen in der Ver­
gangenheit schon oft versucht. Wir haben 
Weihnachts- und Osteraktionen gestartet und 
Butter verbilligt abgegeben. Aber am Ende 
dieser Aktionen konnten wir meistens fest­
stellen, daß wohl das in Aussicht genommene 
Quantum verbilligter Butter aufgenommen 
wurde, daß aber fast die ganze Menge normal­
preisiger Butter liegengeblieben ist, sodaß 
dieser Vorgang keine echte Lösung darstellen 
kann. Denn wir sehen nur darin eine echte 
Lösung, uns der Lager dadurch zu ent­
ledigen, daß . diese Butter zusätzlich 
verkauft werden kann. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Kanduts c h.) 

Hohes Haus ! Ich möchte hier vor dem Ruf 
nach Einschränkung der Lebensmittelproduk­
tion eindringlich warnen. Nach dem Kriege 
brauchten wir immerhin fünf bis sechs Jahre, um 
die Inlandserzeugung wiEder so in die Höhe zu 
bringen, daß die Versorgung unserer Bevölke­
rung einigermaßen. gesichert war. Wenn sich 
heute oder morgen die internationale Lage so 
zuspitzt, daß die Verkehrswege unterbrochen 
sind, so sind wir über Nacht wieder auf das 
angewiesen, was unsere Bauern auf dem 
eigenen Boden erzeugen. (Zu.stimmung bei der 
Ö V  P.) Die Erhebungen in anderen Ländern 
der westlichen Welt beweisen, daß jeder 
industrialisierte Staat an der Aufrechter­
haltung einer starken agrarischen Produktion 
festhält. In keinem dieser Staaten wurde oder 
wird je die Preisgabe der eigenen Landwirt­
schaft wegen eines momentanen Überschusses 
an Produkten ernstlich erwogen. 

Was haben nun wir Bauern selbst getan, 
um uns in dieser Lage zu helfen 1 Ich darf 
feststellen, daß wir in der Agrarpolitik und in 
der tandwirtschaftsfördenmg alles tun, um 
die Landwirte zur Selbsthilfe anzuregen und die 
Produktion sinnvoll zu lenken. So nimmt die 
Zahl der Milchkühe ab , und der eigene Anbau 
von Futtermitteln, bei denen wir immer noch 
bedeutende Importe tätigen, nimmt zu. Der 
Maisanbau ist je dJch zum Beispiel eine Frage 
der Mechanisierung, da Mais eine der arbeits­
intensivsten Futterpflanzen ist und in der 
Mechanisierung einen großen Kapitalaufwand 
erfordert. Trotzdem kann ich auf die großen 
Fortschritte verweisen, die wir bei der Zucht 
und auch beim Anbau von Hybrid-Mais in den 
letzten Jahren erzielt haben. 
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Ein jährlicher Rinderexport von 70.000 bis 
90.000 Stück, vor allem aber der Export von 
hochwertigem Zucht- und Nutzvieh stellt eine 
beachtliche Leistung der österreichischen 
Landwirtschaft dar. Ich brauche wohl nicht 
zu betonen, daß Österreich durch einen außer­
gewöhnlich hohen Anteil an Bergbetrieben und 
Bergbauern in seiner Agrarstruktur nicht 
immer die günstigsten Voraussetzungen hat . 
Untersuchungen haben jedoch ergeben, daß die 
ungünstige Agrarstruktur nicht nur ein öster­
reichisches, sondern ein europäisches Problem 
ist. Zum Beispiel ist der Durchschnittsbetrieb 
in Österreich noch immer größer als der in 
der EWG-Gemeinschaft. Die Verbesserung 
der Agrarstruktur schreitet auch ständig weiter 
fort. So haben sich im letzten Jahrzehnt die 
landwirtschaftlichen Betriebe in Österreich um 
rund 30.000 - das ist immerhin um 7 Prozent -
verringert . 

schaft m diesem Rahmen voraussichtlich 
erfolgreich bestehen können. 

Trotz aller dieser Selbsthilfeanstl'engungen 
der Landwirtscha.ft, im Hinblick auf die Steige­
rung der Produktion und der Arbeitsproduktivi­
tät, vor allem durch die fortschreitende �{echa­
nisierung, besteht, wie der Grüne Bericht ein­
wandfrei nachge,viesen hat, ein bedauerliches 
Mißverhältnis zwischen Einnahmen und Aus­
gaben auf d':lm Bauernhof und in weiterer Folge 
zwischen dem Einkommen in der Landwirt­
schaft und in anderen Erwerbszweigen. Es 
sind ja meist nicht die Bauern, die eine genaue 
Buchführung pflegen , aber man kann immerhin 
aus den Erfahrungen älterer Bauern hören, 
wie die Dinge liegen. Erst vor kurzem hat 
mir ein Ba,uer erklärt, daß er 40 Jahre auf 
seinem Betrieb sitzt, aber 80 schwer "herum­
gegangen" ist 8S noch nie, wie das zurzeit der 
Fall ist . Das ist das Urteil eines Bauern, der 

Der Düngem ittelauhmnd ist in Österreich fleißig arbeit.et, der gewissenhaft ist, sich aber 
in den letzten Jahren stark angestiegen und bei der allgemeinen Entwicklung und bei der 
erreichte im \Virtschaftsjahr 1959/60 insgesamt. Belastung, die der Land·wirtschaft. zukommt. 
112,4 kg Reinnährstoff pro Hektar. Es werden auch nicht mehr heraussieht. 
d�durch z war di� hohen Vergleichswerte d�r Hohes Haus ! Ich möchte den Vor./3chlag NIederlande, BelgIens oder der Bund��repubhk machen daß auch den nichtbäuerlichen Kreisen noch. nicht erreicht, doch liegt Osterreich die Gel�genheit gegeben wird, sich von der da:m1t schon bed�utend :01' Schweden: F�ank- wirtschaftlichen Lage der Landwirtschaft, reICh und .. Ita:hen. Dl

,
e durchschm�thch:n

, 
und ihrer Ertrags�öglichkeiten selbst . . 

zu Hektarert�age �n den Jahren 1956 bIS 1909 überzeugen. Der Osterreichische ArbeIter­kamel� . beI WeIzen nur . knapp an den . west- kammertag, die Bundeskammer der gewerb­
�uropalschen Durchschmtt heran, l�?en Jedoch lichen Wirtschaft, die Präsidentenkonferenz 
m den Jahren 1 960/61 eher daruber. Das d der Gewerkschaftsbund � das sind die gleiche gilt für Futter- und Braugerste .  ���r wichtigst�n Vertretungskörperschaften _ 

Die Erträge in der Viehwirtschaft sind in sollen sich gemeinsam iri einer durchschnitt­
Öst.erreich noch uneinheitlich. Die MilCh- l lichen wirtschaftlichen Lage einen Betrieb 
leistung pro Kuh liegt zwar über jener in von durchschnittlicher Größe errichten. Wir 
Frankreich oder Italien, kommt jedoch an das I sind von vornherein bereit., es dem Österreichi­
Niveau in den Niederlanden, in Dänemark sehen Arbeiterkammertag zu überlassen, den 
oder England noch nicht heran. Auch dazu Betriebsführer zu stellen. Die Buchführung 
muß ich sagen, daß gerade wegen der Export- soll meinetwegen die Kammer der gewerb­
notwendigkeiten für österreichisches Zuchtvieh lichen Wirtschaft übernehmen und die 
die Weiterentwicklung in der Milchproduktion Arbeitskräfte soll der Österreichische Ge­
nach Leistung ein unbedingtes Erfordernis werkschaftsbund stellen. (Be'i/all 'ltnd Heiter­
darsteIlt, weil gerade für Zuchtprodukte heute keit bei der () V P.) Die Produzentenpreise, 
Abstammungsanforderungen aus dem Ausland wie sie in diesem Betrieb errechnet werden, 
gestellt werden, denen wir oft nicht gewachsen erklären wir von vornherein als Grundlage 
sind. für die Agrarpreise unserer Bauernschaft 

Es würde in diesem Rahmen zu weit führen, 
auf die Detailuntersuchungen der Präsidenten­
konferenz in den einzelnen Sparten noch näher 
einzugehen. Wenn im Zuge einer allgemeinen 
Angleichung der Agrarpolitik der westeuro­

anerkennen zu wollen. ( Neuerlicher Beifall 
bei der () V P.) Vielleicht ist es auch noch 
möglich, aus diesem Betrieb , wenn die Mittel 
vorhanden sind, eine Sozialdividende zu ge­
währen ! (Heiterkeit bei der Ö V P.) 

päischen Länder, die vor allem in einem Um auch die Bedeutung der Forstwirtschaft 
'Wegfall der Ausfuhrsubventionen gipfeln , für die gesamte österreichische Wirtschaft 
müßte, die Landwirtschaft in diesen Gebieten vor Augen zu führen, muß ich Ihnen auch 
auf eine mehr oder weniger gleiche 'wirtschaft- auf diesem Gebiete einige Zahlen vortragen. 
liche Ausgangsbasis gebracht wird, werden bei Im ersten Halbjahr 1961 wurden insgesamt 
einer weiteren Entwicklung die meisten Be- Waren im Gewicht von rund 3 Y2 Millionen 
triebszweige der österreichischen Land wirt- Tonnen mit einem Wert von über 15 Milliarden 
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Schilling aus Österreich ausgeführt. Davon in andere Berufe abgewandert, als Nach­
entfallen rund 1 ,3 Millionen Tonnen mit einem wuchs neu herangebildet werden konnte. 
Wert von etwas über 3 Milliarden Schilling So kann in vielen Bet.rieben der Hiebsatz 
auf die Positionen Holz, Holzwaren, Papier wegen Arbeitskräftemangels nicht mehr er­
und Papierzeug. Der Anteil dieser Positionen füllt werden. Leider müssen durch diesen 
macht also gewichtsmäßig 38 Prozent und Umstand gerade arbeitsintensive Waldpflege­
wertmäßig 20 Prozent unserer gesamten Aus- maßnahmen, wie die Durchforstungen, zu­
fuhr aus. rückgestellt oder können überhaupt nicht, 

Im Gqgensatz dazu wurden im gleichen Zeit- durchgeführt werden. 
raum Waren im Gewicht von zirka 6 Yz Mil- Hohes Haus ! N ach diesem gedrängten 
lionen Tonnen mit einem Wert von über Bericht über die wirtschaftliche Entwicklung 
19 Milliarden Schilling eingeführt. Der Anteil unserer Land- und Forstwirtschaft und die 
an Holz, Holzwaren, Papier urd 

"
Papier- ! Selbsthilfe anstrengungen unserer Bauern­

zeug betrug hiebei gewichtsmäßig 235.000 Ton- schaft darf ich zum vorliegenden Budget 
nen oder 3,8 Prozent und wertmäßig etwas zurückkehren. Der Voranschlag zum Kapitel 
weniger als 400 Millionen Schilling oder Landwirtschaft ist von rund 457 Millionen 
2 Prozent der gesamten Einfuhr. Ausgeführt im laufenden Jahr auf 686 für das Jahr 1962 
wurden also rund zehnmal soviel Waren dieser gestiegen. Allerdings haben die Mittel eine 
Position als eingeführt. Kürzung im Ordinarium um rund 21 Millionen 

Die die Forstwirtschaft unmittelbar be- erfahren. In Prozenten ausgedrückt, ergibt 
rührende Position Rnndholz weist eine Ein- sich folgendes sehr anschauliches Bild : 
fuhrmenge von rur d  1 74.000 Tonnen im Gemessen am Gesamtrahmen deB Budgets 
Werte von mehr als 121  Millionen Schilling betrugen im Jahre 1954 die Förderungsmittel 
und eine Ausfuhrmenge von rund 125.000 Ton- für die Land- und Forstwirtschaft 2, 1 Prozent, 
nen i:m Werte von mehr als 109 Millionen im Jahre 1958 0,8 Prozent und im Jahre 1962 
Schilling auf. Mengenmäßig wird um 39 Pro- 0,4 Prozent ohne die Mittel des Grünen Planes, 
zent, wertmäßig aber nur um 1 1 Prozent und erst mit den Mitteln des Grünen Planes 
mehr eingeführt als ausgeführt. Diese Gegen- kommen wir auf ungefähr 1 Yz Prozent. Daraus 
übersteilung zeigt, daß vorwiegend weniger ist zu ersehen, daß einerseits ohne die Mit.tel 
wertvolles Industrieholz eingeführt und über- des Grünen Planes der Anteil der Land­
wiegend hochwertige Sortimente, wie ge- und Forstwirtschaft am Gesamtbudget nur 
zimmertes Bauholz, Waldstangen und der- ungefähr ein Fünftel des Anteibs vom 
gleichen, ausgeführt werden. Aus diesen weni- Jahre 1 954 beträgt. Erst durch die 450 Mil­
gen Zithlen ist zu ersehen, welche Bedeutung lionen des Grünen Planes konnte eine Auf­
die Forstwirtschaft "fl1s Rohstofflieferant für stockung auf rund 1 Y2 Prozent des Gesamt­
die österreichische Wirtschaft und auf eine budgets erreicht werden. Trot,z dieser wenig 
ausgeglichene Zahlungs- und Handelsbilanz erfreulichen Entwicklung wird von der Bauern­
hat. schaft immerhin schon, wie ich eingangs e1'-

Neben dieser rein wirtschaftlichen Bedeu- wähnt habe, mit einer gewissen Befriedigung 
tung muß aber auch die Bedeutung des empfunden, daß nun statt der 200 Millionen 
Waldes für die Landeskultur, für den Wasser- für die verschiedenen Maßnahmen nach dem 
haushalt und als Erholungsgebiet überhaupt Grünen Plan 450 Millionen für das kommende 
hingewiesen werden. Es muß daher ein An- Jahr zur Verfügung stehen. Einer weit ver­
liegen aller Österreicher sein, eine gesunde, I breiteten Meinung, die in der Bevölkerung 
leistungsstarke Forstwirtschaft zu erhalten. immer wieder anzutreffen ist, daß es sich 

dabei um Geschenke an unseren Bauernstand Unter großen Anstrengungen wurden in 
den w"rga.ngenen Jahren viele tausend Kilo- handelt, muß ich entschieden entgegen-

meter Waldwege gebaut und damit die Vor- treten. 

aussetzungen für eine intenBive Waldwirt- Wer sich die Mühe nimmt und die Maß­
scha.ft geschaffen. Manche Waldpflegemaß- nahmen des Grünen Planes studiert, wird 
nahmen, wie zum Beispiel Durchforstungen feststellen, daß es sich hier fast durchwegs 
und a.ndere waldverbessernde Maßnahmen, um Aufgaben handelt, die, auf weite Sicht 
wären in verstärktem Ausmaße noch durch- gesehen eine Verstärkung der Produktions­
zuführen. Sie wären auch geeignet, unserer grundlage unserer Landwirtschaft bedeuten. 
holzverarbeitenden Industrie, die über die Diese Maßnahmen sind wohl Pflicht aufgaben 
zunehmende Verknappung ihrer Rohstoffe des Staates, sie dienen nicht nur der Ba�ern­
Klage führt, diese zuzuführen. Durch die schaft, sondern unserer gesamten Bevolke­
allgemeine Lage auf dem Arbeitsmarkt sind I rung. 
aber gerade in den letzten Jahren trotz guter Die 450 Millionen Schilling des Grünen 
Verdienstmöglichkeiten viel mehr Forstarbeiter I Planes für das Jahr 1962 sollen vor allem 
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für die Vorbereitung der Land- und Forst· I hundert stammt, aus einer Zeit, wo Arbeits­
wirtschaft auf den gemeinsamen europäischen kraft relchlich zur Verfügung sümd nU,d 
Markt dienen. Es sollen Maßnahmen ge- flem technischen Vorgang im Betrieb des 
fördnrt werden, die eine Verbesserung der 11 Bauernhofes bei den Bauten, die dd.nMls 
Produktionsgrundlagen zur Folge haben. Hier aufgeführt wurden,  überhaupt keine Bedeutung 
steht an erster Stelle der Bauer selbst, der i beigelegt wurde. 
durch eine verstärkte Aufklärung und Be- I Eine besonders vordringliche Aufgabe in 
ratung mit modernen Produktio�smethod�n I der österreichischen Landwirtschaft ist auf 
vertraut gemacht werden soll. Es 1st auf dIe· Grund der sich ständig verschärfenden aus. 
sem Gebiet dankenswerterweise schon überaus ländischen Konkurrenz die Seuchenfreistellung 
viel geschehen, doch muß durch eine intensive unserer Rinderbestände. Den innerbetrieb­
Schulung, vor allem unserer bäuerlichen lichen Verbesserungen, vor allem jenen Maß. 
Jugend, auch weiterhin das notwendige Fach· nahmen, die Erleichterungen für die schwer 
wissen vermittelt werden .  überlastete Bauersfrau bringen, m u ß  ein er-

Wir leben in einer Zeit unerhört schneller höhtes Augenmerk zugewendet werden. Es 
und rascher Entwicklung, unsere Bauern, erfüllt uns mit groß er Besorgnis - mein 
gerade die der , älteren Generation, können Vorredner hat das auch erwähnt -, daß 
nichts dafür, daß es früher keine solchen der Gesundheitszustand der bäuerlichen Be­
Ausbildungsmöglichkeiten gegeben hat, wie völkprung nicht der beste ist. Es muß daher 
das heute - das darf ich sehr anerkennend der überbeanspruchung der Arbeitskräfte in 
feststellen - der Fall ist. Wenn sich heute den landwirtschaftlichen Betrieben abgeholfen 
ein Industriebetrieb auf neue Methoden um. werden. 
stellen will, dann wird er einen neuen Be· Der Grüne Plan allein, so wertvoll seine 
triebsführer einstellen, der mit den neuesten Maßnahmen auch sind, wird nicht alle Forde. 
technischen Errungenschaften vertraut ist, I rungen und Erwartungen der ' Bauernschaft 
und in wenigen Monaten oder in einem halben erfüllen und vor sJlem auf kurze Sicht die 
Jahr geht der Betrieb nach einer ganz anderen wirtschaftliche Lage der Landwirtschaft nicht 
Richtung. Wir haben aber vi�le Bauern, verbessern können. . 
die mit den Notwendigkeiten, die die heutige Ich darf mich daher, Hohes Haus, ab­
Zeit an den einzelnen Betrieb stellt, noch nicht i schließend mit einigen Sonderproblemen der 
vertraut sind. Wir bemühen uns gerade des- Land. und Forstwirtschaft befassen. 
halb, der Schulung, der Aufklärung und der 
Beratung sehr großen Wert beizulegen, 
damit auch von dieser Seite her der Bauern­
stand in möglichst kurzer Zeit alles das stellt, 
was wir selbst zur weiteren Entwicklung bei­
stellen müssen. 

Zu der gleichen Z{�it, in der die Fettprodukte 
der heimischen Landwirtschaft, wie zum 
Beispiel das Schweinefett, fast unvorkäuf. 
lieh sind, werden jährlich 50.000 bis 60.000 Ton· 
nen Fettrohstoffe aus Übersee importiert 
und so unsere bäuerlichen Arbeitskräfte mit 

Die wegmäßige Aufschließung der Bauern- den Arbeitskräften der unterentwickclk n  Ge­
höfe ist eine der wichtigsten Voraussetzungen. biete in Konkurrenz gestellt. Bei dieser 
Hier beginnt jede Förderung, vor allem in Fetteinfuhr wären Mittel abzuschöpfen, um 
unserem Bergbauerngebiet. Solange ein land- I sie zur Absatzsicherung der heimischen Pro­
wirtschaftlicher Betrieb keine ordentliche Hof- dukte zu verwenden. Wir werden nicht auf. 
zufahrt besitzt, ist ihm der Anschluß an die hören, das i mmer wieder zu verlangen. 
rasch fortschreitende technische und wirt- Die ständig steigende Ausfuhr von agrari. sc?aftli?he Entwi?klung verwehrt. In Öster. sehen Produkten beweist, daß sich Österreich reICh smd noch Immer fast 25 Prozent der immer mehr zu einem Agrarexportstaa.t ent­landwirts��aftlichen �?triebe, �as sind rund wickelt. Dies gilt insbesondere für die Er. 
77.0?0 Hofe, zum .. g�oßten T�II Bergbauern. zeugnisse der Viehwirtschaft und des Fors'Ges. b�trICbe, verke�rsmaßIg r,toch mcht ersch�ossen. Diese Entwicklung gibt. zu einer Umorientie­DIe �

t�
tsache 1st alarnlle�end, . daß beI .. d�m I rung der österreich

. 
ischen Agrarpolitik An. derze1 Igen B�utempo fur eme endgul�Ige laß. D:m Fragen der Ausfuhrförderung muß Verkehrsers�hheßung der Bergba�ernge�1Cte I in Hinkunft weit mehr Augenmel�k zuge. noch ungefahr 30 Jahre erforderlIch waren. wendet werden, als dies bisher der Fall war, 

Weitere Maßnahmen zur Verbesserung der und auch die anderen Wirtschaftsgruppen 
Agrarstruktur sind notwendig, vor allem die müssen diese Tat.sache zur Kenntnis nehmen. 
Kultivierung, die Grundzusammenlegung, die Vor allem ist es notwendig, die heute bei 
Restelektrifizierung . sowie die Schaffung von vielen agrarischen Produkten bestehenden 
Seilaufzügen und forstlichen Bringungsan. Ausfuhrbescht'änkungen zu beseitigen. Diese 
lagen, wie die Modernisierung des Gebäude- stammen größtenteils noch aus der Zeit 
kapitals, das vielfach noch aus dem 19 . Jahr. der Bewirtschaftung, und es kann niemand 
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in Österreich behaupten, daß heute auf dem 
Lebensmittelsektor in irgendeiner Sparte noch 

. ein Mangel festzustellen ist. Es gibt heute 
in Österreich im industriell.gewerblichen Sektor 
nur mehr wenige Ausfuhrbeschränkungen und 
kein einziges Ausfuhrverbot. Die österreichi· 
sche Land· und Forstwirtschaft muß für sich 
auch das gleiche Recht in Anspruch nehmen. 
Diese Forderung ist eine der Hauptforderungen 
der agrarischen Außenhandelspolitik. 

Daneben haben wir noch manche Aufgaben 
zu erfüllen, um einzelne Arten von agrarischen 
Produkten auf dem europäischen Markt und 
auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu 
machen. Hier denke ich vor allem an die 
Schaffung von SortierungEbestimmungen, 
Qualitätskontrollen sowie überhaupt an ge· 
zielte Förderungsmaßnahmen, die zur Hebung 
der Qualität und zu einer besseren Vermarktung 
beitragen. Auch der Absatzwerbung und 
der Marktforschung müssen wir noch größeres 
Augenmerk zuwenden. 

Von der Präsiden,tenkonferenz sind in 
letzter Zeit umfangreiche Preiskostenberech­
nungen angestellt und mit gleichen Berech­
nungen anderer Staaten verglichen worden. 
Da sich hier sehr interessante Vergleichswerte 
ergeben, möchte ich nicht verabsäumen, sie 
dem Hohen Hause auszugsweise bekannt-

. zugeben. Die österreichischen Preise für Kali­
und Phosphatdüngemittel können im Ver­

.gleich mit den Preisen in den übrigen Ländern 
. als relativ günstig bezeichnet werden. Stick-
Rtoffdüngemittel sind dagegen in Österreich 
verhältnismäßig teuer. Aber auch die land­
wirtschaftlichen Maschinen und Geräte sind 
in den traditionellen Erzeugerländern be­
trächtlich billiger als in Österreich. Das 
Verhältnis der Preise für landwirtschaftliche 
Maschinen und Geräte sowie Traktoren zu 
den Preisen für landwirtschaftliche Erzeug­
nisse ist in Österreich ungünstiger als in den 
meisten westeuropäischen Ländern. Die öster­
reichische Landwirtschaft erwartet sich daher 
von einer engeren wirtschaftlichen Verflech­
tung mit dem EWG·Raum eine nicht uner­
hebliche Verbilligung gewisser Betriebsmittel. 

Auch eine Neuregelung der Handelsspanne 
bei importierten land- und forstwirtschaft­
lichen Maschinen ist dringend notwendig, 
und ich stelle mit Befriedigung fest, daß 
diese Frage sowohl in der Paritätischen Kom­
mü,sion als auch im wirtschaftlichen Minister­
komitee anhängig ist . Als Obmann des Oster­
reichischen Bauernbundes werde ich in dieser 
Frage auf einer für die österreichische Land­
und Forstwirtschaft befriedigenden Lösung 
beharren. (Bei/all bei der Ö V  P.) 

Außerordentlich ungünstig ist in Österreich 
das Preisverhältnis der Agrarprodukte zu 

den Treibstoffen. Für 1 00  I Dieselöl muß 
der österreichische Landwirt den Erlös von 
92 kg Weizen erlegen. Der Berufskollege 
in Westdeutschland erlegt hiefür den Wert 
von 66 kg Weizen, der französische Bauer 
von 63 kg, der Bauer in den Niederlanden 
von 54 kg, in Dänemark von 58 kg und in 
der Schweiz gar nur von 43 kg. Diese Preis­
kostenvergleiche sind wenigstens hieb· und 
stichfest, wenn schon behauptet wird, daß 
die Umrechnung in Schilling irgendwelche 
Mängel aufweist. Diese Preiskostenberech­
nungen geben sicherlich ein wahres Bild der 
Belastungen im Verhältnis zu den Einnahmen. 

. Aus diesen ,Gründen fordern wir, daß die 
Land- und Forstwirtschaft bald von der 
Mineralölsteuer befreit wird. Ich kann hier 
feststellen, daß diesbezügliche Verhandlungen 
und Berechnungen bereits eingeleitet wurden. 
Dazu kommt noch, daß unsere Bauern jene 
Straßen, denen die Eingänge aus dem Bundes­
zuschlag zur Mineralölsteuer zugedacht sind, 
mit ihren Traktoren und Arbeitsmaschinen 
überhaupt nicht benützen. Den Bauern ist 
es auch verwehrt, diese vermehrten Kosten 
der Produktion dem Preis der Agrarprodukte 
irgend wie zuzuschlagen. 

Zusammenfassend und abschließend darf 
ich feststellen, daß sich die österreichische 
Land- und Forstwirtschaft in den letzten 
Jahren unerhört angestrengt hat, die Pro­
duktion in Hinsicht auf Menge und Qualität 
zu steigern. Dabei wurde immer auch der Stei­
gerung der Produktivität größtes Augenmerk 
zugewendet. Wenn es der Landwirtschaft 
aber trotz der eigenen Anstrengungen nicht 
möglich war, im Einkommen mit den übrigen 
Sparten der Wirtschaft Schritt zu halten, 
ja wenn die Bauernschaft, gemessen an ihren 
Anstrengungen und Leistungen, sogar wesent­
lich zurückgeblieben ist, so ist das keineswegs 
ihre Schuld. Einmal ist die Landwirtschaft 
in ihrer Berufsarbeit allen Risken der Natur 
ausgesetzt und hat in der Erzeugung die 
längsten natur bedingten U mtrie bszeiten. 

Dazu kommt aber noch, daß es ihr als ein­
zige Sparte in unserer Volkswirtschaft ver­
wehrt ist, die Ergebnisse ihrer Produktion 
im Preise so zu erstellen, daß die in den ver· 
gangenen Jahren ständig zugenommenen Bela­
stungen einkalkuliert werden. .  Ich warne 
davor, zu stark auf die Bodenverbundenheit, 
auf die Treue zur Heimat und zum Beruf zu 
spekulieren. 

Wenn man in einer Zeit der ständig zu­
nehmenden Einkommen, der Jagd nach dem 
Vergnügen auch vieles für wichtig und be­
gehrenswert hält, wir Älteren haben schon 
zweimal in unserem Leben erlebt, daß neben 
der Wohnung und der Bekleidung nur eines 
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am wichtigsten war, nämlich die tägliche 1 bemerken, daß man nur etwas spöttisch 
Nahrung. Verlassen wir uns nicht zu sehr darüber gelächelt hat. Ein Herr Kollege 
darauf, daß man in guten und ruhigen Zeiten Ihrer Partei hat mir dann in einem Privat­
Lebensmittel oft billiger aus dem Ausland gespräch gesagt : "Na ja, es kommt uns nicht 
beziehen kann, denn wir haben keine Sicher- sosehr auf die Schönheit der Arbeit an, als 
heit dafür, daß wir uns eines Tages nicht wieder auf das, was sie einbringt, was wir verdienen 
mit dem bescheiden müssen, was unser eigener da bei" ! Sicherlich ein Standpunkt ; aber 
Boden hervorbringt. 'Wenn uns die Neutrali- ich glaube doch, daß wir begreifen sollten, 
tät unseres Staates auch manche Sicherheiten daß die Würdigung und Schätzung der Arbeit 
verbürgt , wirklich frei ist ein Volk nur dann, eine Notwendigkeit ist für jede Gesellschafts­
wenn es sich weitgehend aus eigener SchoUe ordnung. 
ernährt ! Ich habe etwas in den Büchern nachge-

Die Bauernschaft hat immer und zu jeder blättert, weil ich selber bei dieser a,blehnen­
Zeit Verständnis für die Sorgen und Schwierig- den Stellung schwankend wurde, ob ich 
keiten aller anderen Berufsstände, insbesondere recht habe . Ich habe einiges gefunden, was 
auch �ür die .. Arbei'ters?haft aufge.?rac�t. Sor- I dem Hohen Haus mitzuteilen ich mir erlaube. 
gen Sie dafur, daß dIeses Verstand�s auc� Ich habe in der schönen Autobiographie unser.er Bauernschaft zukommt 1 (Betfall be7 des in Amerika sehr berühmten Negererziehers 
der Ö VP.) Booker T. Washington einen Satz gefunden, 

Ich möchte meine Stellungnahme als Ver- der mich eigentlich sehr gerührt hat . Gestatten 
treter der Landwirtschaft nicht beschließen, Sie ,  daß ich das im Original zitiere . Washington 
ohne unserem Bundesminister für Land- und sagt : "N 0 race can prosper till it learns that 
Forstwirtschaft und der Beamtenschaft des there is as much dignity in tilling a field as 
Ministeriums, die sich ständig bemii.hell, der in writing a poem . " In deutscher Übersetzung : 
Bauernscha.ft in diesen Schwierigkeiten helfend "Kein Volk kann bestehen und gedeihen, 
beizW'ltehen, die gerade mit der Erarbeitnng bis eR lernt,  daß die Bestellung eines Feldes 
des Grünen Berichtes und mit der Aufstellung genausoviel "Würde verleiht wie das Schreiben 
eleH Grünen PlaneH sehr große Arbeit geleistet eineR Gedichtes. " Ich glaube, daß das eine 
haben, den Dank und die Anerkennung der sehr richtige und vornehme Würdigung der 
Bauernschaft zum Ausdruck zu bringell . Arbeit des Bauern ist . 
(Beifall bei der Ö V  P.) Etwas noch Schöneres habe ich gefunden 

Präi'!ident Dr. Maleta : Zum "Vort gemeldet in einem Buch über chinesische Lebens­
ist der Herr Abgeordnete Winlder. Ich erteile weisheit. Dort wird gesagt : "Willst du einen 
es ihm. Tag glücklich sein 1 Dann betrinke dich ! 

Abgeordneter Winkler : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Zunächst ein Wort zur 
Opposition. Ich glaube, die Herren der FPÖ 
ha.ben eine sehr gute Arbeitsteilung. Der Herr 
Dr . Gredler beklagt sich immer über den Steuer­
druck. Er steIlt fest , daß wir zuviel Steuern 
einheben, und der Herr Kollege Dr . Kandutsch 
teilt uns dann mit, daß 'wir zuwenig ausgeben. 
Der Grundton seiner heutigen Ausführungen 
war, daß mehr getan werden solL mehr aus­
gegeben werden soll. Einerseits nehmen wir 
zuviel ein, andererseits geben wir 'zuwenig 
aus. Aber da,s ist die Funktion der Opposition, 
zu opponieren, und ich glaube , wir dürfen sagen, 
daß wir in dieFlem Haus eigentlich eine sehr 
milde Opposition haben, die durchaus nicht 
so gefährlich er:;;cheint. , 

Hohes Haus ! Gestatten Sie eine Erinnerung 
an die letzte Budgetdebatte . Ich habe damali"l 
in meiner Budgetrede - schöpfend aus Jugend­
erinnerungen - die Meinung geäußert, daß 
die Arbeit. in der Landwirtschaft auch ihre 
Schönheiten und ihre Vorzüge hat . Ich habe 
erwartet, daß gerade auf der rechten Seite 
des Hauses diese Feststellung irgendwie zu­
stimmend aufgenommen würde, mußte aber 

WilJst du eine Woche glücklich sein � Heirate ! 
(H eiterkeit.) Willst du vier 'W ochen glücklich 
sein 1 Schlachte ein Schwei n !  Willst du ein 
ganzes Leben glücklich sein ? (R'ltf bei der 
Ö V P :  W iener Messe !) Dann kaufe dir ein 
Stückerl Grund und bearbeit,e es 1" Das ist 
die große Weisheit der Chinesen. Ich glaube, 
bis auf den ersten Punkt, kann man alle unter­
schreiben (Abg. A ign e r :  KoUegin Solar pro­
testl:ert !) , nur das Betrinken würde ich nicht 
empfehlen. (Lebhafte allgemeine Heiterkeit.) 

Hohes Haus ! Nun gestatten Sie zunächst 
eine politische Bemerkung. Ich habe vor un­
gefähr einem Jahr anläßlich der Beschluß­
fassung über das Landwirtschaftsgesetz in 
ei.nem Artikel behauptet, die Österreichische 
Volkspartei sei ideologisch keine Einheit mehr. 
Auf der einen Seite finden wir in dieser Partei 
Anhänger der freien Wirtschaft, auf der ande­
ren Seite finden wir Anhänger einer ge­
lenkten und geplanten Wirtschaft, die die libe­
ralistische ·Wirtschaft ablehnt. 

Das , was wir in den letzten Monaten er­
lebt haben, bestärkt uns darin, daß dieser 
Gegensatz in der Österreichischen Volks­
partei vorhanden ist. 

290 
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Ich habe hier die "Niederösterreichische der verstaatlichten Wirtschaft ein Gesetz . 
Heimat-Zeitung" vom Juni 1 96 1 .  Da wird wenn Sie uns dabei helfen. (Abg. M i t t erer .: 

wieder gegen die Planwirtschaft in sehr ge- Die Fleischwerke gehören Ihrer Partei, die 
hässiger Weise losgezogen. Es heißt da wört - treiben Preistreiberei ! Jawohl ! ) Ich frage 
lieh, ich zitiere : mich : Ist es wirklich freie Wirtschaft, wenn 

"Denn Marxismus heißt Planwirtschaft, der Wirtschaftsbund sehr energisch - ich 
Planwirtschaft heißt Verstaatlichung, Ver- habe das miterlebt � die Regelung des Außen­
staatlichung heißt Verlust des Privateigen- handels durch ein Gesetz verlangt hat � 
turns , und damit ist auch die Freiheit des (Abg. Lackner  zum Abg. MiUerer : Fragen 
einzelnen Staatsbürgers zu Ende." (Abg. Rosa Sie den Wallner, der wird Ihnen etwas anderes 
R ü c k .'  Sehr primitiv !) sagen ! Das ist der Proporzverein ! - Weitere 

Ich weiß nicht, ob Planwirtschaft wirklich Zwischenrufe. - Präsident Dr. Male ta  gibt 
Verstaatlichung heißen muß, und ich weiß das Glockenzeichen.) 
nicht, ob es richtig ist , daß Verstaatlichung Ich frage : Ist es wirklich freie Wirtschaft, 
den Verlust der Freiheit des Staatsbürgers wenn man die Bt)wertungsfreiheit nicht auf­bedeutet. Ich glaube, daß die Arbeiter in hebt und die Rückvergütung der Umsatz­der verstaatlichten Industrie darüber anders steuer bei Exporten bestehen läßt � Das denken und daß schon diese ganze For mulierung 11 . d d h h d kl . h B . .  . a es sm oc nac em aSSISC en e-falsch 1st . Aber Jedenfalls dürfen WIr zur Kennt- 'ff d f ' W' t h ft d' t" k t . . . .  . .  . gn er reIen Ir sc a 18 s ar s en 
ms nehmen : dIe OsterreIchische VolksparteI E ' '.er d St t (Ab M ' t t  D . .  mgrIl1e es aa es. g. � , e r er : , as 1st nach dIesem Flugblatt, das allen Haus- j h t 't j . W '  t h jt d 't Pl 

. 
t h jt . . " . a m� re�er �r ,sc a , un m� anw�r sc a halten m NiederosterrelCh zugestellt wurde, "b h t 

. 
ht t I) eine Gegnerin der geplanten Wirtschaft .  u er aup mc s zu un o 

Am 18.  November dieses Jahres hat der Ach, das hat mit freier oder Planwirtschaft 
Herr Bundeskanzler Dr. Gorbach auf dem nichts zu tun � Ich erinnere mich, Herr Kollege 
Parteitag der ÖVP in Wien eine Rede ge- Mitterer, daß in den vierziger Jahren des vori­
halten, wo er wieder das Thema "freie Wirt- gen Jahrhunderts in England der große Kampf 
schaft und Planwirtschaft" aufnimmt und in zwischen Schutzzöllnern und Freihändlern 
einer sehr klaren Formulierung sagt : In geführt wurde. Man hat damals in England 
Österreich kämpfen seit 1 945 zwei Grundsätze unter freier Wirtschaft, unter Freihandel 
miteinander und gegeneinander : auf der einen sogar die Ablehnung jedes Zolles verstanden. 
Seite der Grundsatz der freien Wirtschaft, Das war der Grundsatz des ' Liberalismus, 
auf der anderen Seite der Grundsatz der das war die klassische Formulierung der 
Planwirtschaft. Nach der Meinung des Herrn freien Wirtschaft. Ich weiß nicht, was sie 

Bundeskanzlers ist natürlich die freie Wirtschaft darunter verstehen, wir werden es j a  noch 
das Richtige und Gute, die Planwirtschaft hören. (Abg. M i t t erer ,' Ich bin ja nicht 
das Schlechte. Die ÖVP ist die Vertreter in 120 Jah1'e alt wie Sie, Sie erinnern sich noch ! ­
der freien Wirtschaft , die Sozialisten sind die, Heiterkeit bei der Ö V  P.) Aber wenn ich so 
die immer versuchen, planwirtschaftliche Ele- gegen die Planwirtschaft spreche, wie Sie es 
mente in unsere Wirtschaft zu bringen .  tun, und immer von der freien Wirtschaft 

Ich möchte gerade heute, beim Budget des re�e: ��nn �üßte �mir �och .klar sein, daß 

Landwirtschaftsministeriums, die Frage auf- WIr m ö��erreICh keme fr�Ie �Irtschaft h�b�n. 

werfen ob wir wirklich in Österreich besonders Gerade me machen oft dIe großten SchwIeng­

in uns�rer Landwirtschaftspolitik 
'
noch eine keiten, diese freie �Virtschaft einzuführen. (Abg. 

freie Wirt8chaft haben. Ich giaube nicht Mit t er er .' 0 je !) 

einmal, Herr Kollege Mitterer, daß wir sie Darf ich ein Beispiel sagen, der Herr 
in der Industrie und im Handel haben .  Wenn Landwirlschaftsminister kann das bestätigen. 
ich jetzt sehe, wie sich die Sozialisten bemühen, Wir haben heuer im �ommer eine Verein­
ein Kartellgesetz zu machen, wie sie sich be- barung über die Erhöhung der Milchpreise 
mühen, dem freien Wettbewerb damit zum getroffen : am I .  Juli 10 Groschen , am 1 .  Jänner 
Durchbruch zu verhelfen, und wenn wir 1 962 10 Groschen. In dieser Vereinbarung 
erleben, daß gerade vom Wirtschaftsbund haben die Vertreter der Sozialisten erklärt : 
diesem Bestreben Schwierigkeiten gemacht Herr Minister ! Jetzt könnten wir eigentlich 
werden, dann frage ich : Wer ist denn hier einige Preisregelungen abbauen. Wir glauben 
der Kämpfer für die freie Wirtschaft � In nicht, es sei notwendig, gewisse Produkte 
diesem Fall sind es wir mehr als Sie, Herr der Milch, Käse und dergleichen, noch weiter 
Kollege Mitterer. (Abg. Mit t e r e r .' Nein, nein ! preiszuregeln. Diese Vereinbarung besteht, 
S i e  haben Ihre Kartellherren in der verstaat- und der Herr Landwirtschaftsminister wird 
lichten Wirtschaft, nicht wir ! Dort sitzen sie !) Ihnen vielleicht heute mitteilen, daß er sehr 
Wir sind für ein Kartellgesetz, das wissen Sie , dagegen ist, daß wir die Preisregelung bei 
und wir machen auch gegen die Kartellherren Käse aufheben. Er hat schon im Ministerrat 
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einem Bericht zufolge gesagt : Wenn diese Preis­
regelung aufgehoben wird, dann besteht natür­
lich die Gefahr des Sinkens der Käsepreise, 
und dann melde ich meinen Anspruch an auf 
72 Millionen PreisFltützung für den Käse. 
Das, Herr Kollege Mitterer, das, Herr Bundes­
kanzler Dr. Gorbach, ist die freie Wirtschaft, 
die Sie vertreten. (Abg. M·i t te r e r :  Bei der 
Milch kämpfen sie um 10 Groschen, und bei 
der Tramway ist ein Schilling zuwenig 1 -
Lebhafte Rufe und Gegenrufe zwischen 0 V P und 
S pO. - A bg. Rosa R ü c k : Das ist aber billig 1 -
Abg. Lackner :  Warum macht denn der Schwai­
ger das ? - Abg. Kys e l a :  Ihr Stadtrat ! - Abg. 
Lackne r :  Der Ov P-Stadtmt ! � Abg. Rosa 
R ü c k :  Lächerlich !) 

Zur Debatte steht, ob das, was Sie vertreten, 
freie Wirtschaft ist oder nicht. Ich glaube, 
daß in Wahrheit die freie Wirtschaft unverein­
bar ist mit den Interessen der Landwirtschaft. 
Wir haben glücklicherweise eine Führung der 
Landwirtschaftspolitik, die das einsieht. 

Wenn Sie sich die Landwirtschaft anschauen, 
wo ist da die freie Wirtschaft, Herr Kollege 
Mitterer ? Ist das freie Wirtschaft, wenn 
wir ein Getreidewirtschaftsgesetz haben ? 
(Abg. M i t t e r e r :  Ich bin gerne bereit, Ihnen 
einen Separatvortrag darüber Z1t halten 1 -
Heiterkeit. - Abg. A i g n e r :  Das wäre eine 
1 rrleh1·e ! - N euerliche Heiterkeit.) Ja, bitte 
sehr, Sie können sich heute melden. 

Wenn das freie Wirtschaft ist, was wir 
in der Getreidewirtschaft haben, dann hat 
das ganze Reden keinen Sinn mehr ; denn 
in Wirklichkeit ist die Getreid�einfuhr ge­
regelt. Der Getreideausgleichsfor,ds bestimmt, 
wieviel von jEd3r Sorte eingeführt werden 
darf, die Preise sind bestimmt, die Stüt­
zung ist da. Das ist doch nicht freie Wirt­
schaft. Od3r wenn es das ist, d!),nn hat es 
doch keinen Sinn mehr, von Planwirtschaft 
zu reden und uns das vorzuwerfen. (Abg. 
]:1 i tt er e r :  H ochlibemlismus und soziale JJI at·kt-

der Herr Landwirtschaftsminister berechtigt 
ist, durch Verordnung folgendes zu regeln : 
"Die Bedingungen und Auflagen können sich 
insbesondere auf das Ausmaß der für den 
Anbau der einzelnen Gemüse- und Blumen­
arten in Aussicht genommenen Flächen, die 
zeitliche Verteilung des Anbaues, die Sorten­
wahl, die Erzeugungsweise, den Verwendungs­
zweck und die marktgerechte Behandlung der 
geernteten Erzeugnisse erstrecken." 

Alles kann der Minister regeln. Wir haben 
darüber diskutiert, und ein Freund von mir 
hat gemeint, es sei dann fraglich, ob wir am 
1 .  Mai noch genügend rote Nelken bekommen 
werden. (Heiterkeit.) Denn auch das könnte 
ja der Herr Minister dann regeln und unter­
binden. (Heiterkeit.) Das möchte Ihnen passen. 
(Abg. M i t t e re r :  Es werden eh immer weniger, 
die am 1. Mai ma1·schieren 1 Ihr habt das 
Zählkommando eingezogen, dam1:t man nicht 
weiß, um wieviel 1veniger gehen ! - Lebhafte 
Rufe bei o v  P und SPO.) Ich möchte damit 
sagen, daß natürlich von freier Wirtschaft 
überhaupt keine Rede sein kann. 

Ich glaube auch, daß das System der Preis­
stützungen kein Grundsatz der freien Wirt­
schaft ist. Denn Preisstützungen sind natür­
lich ein staatlicher Eingriff in die Wirtschaft. 
Wir geben heuer an staatlichen Stützungen der 
Landwirtschaft für den Grünen Plan 450 Mil­
lionen, für Milchstützungen 1005 Millionen, 
Brotgetreide-Inlandstützung 379,5 Millionen, 
an Mahlprämien - eine Neueinführung der 
freien Wirtschaft ! - 21 Millionen, zum erstenmal 
ab 1 .  Juli 1962, Düngemitte]stützung 228 Mil­
lionen, Futtermittelstützung 1 97 Millionen. 
Das sind alles Maßnahmen, die der freien 
Wirtschaft widerspreche:q.. (Abg. Mit  t e re r : 
Darf ich jetzt hinausgehen oder muß ich noch 
weUer bleiben ?) Herr Kollege Mitterer , bleiben 
Sie hier, das wird Ihnen sehr guttun (Beifall 
bei der S PÖ ) , da werden Sie einen Vortrag 
zu hören bekommen (Zwischenrufe - Abg. 
Lackner :  Das wird er nie begreifen, 10as freie 

wirtschaft sind verschiedene Dinge !) Davon Wirtschaft ist I) , wie in Österreich die Wirt-
hat der Herr Bundeskanzler nicht gesprochen. schaft wirklich aussieht. (Präsident H i lle ge i s t  

Ich habe hier die "Tageszeitung", da ist von übernimmt den Vorsitz.) 
freier Wirtschaft die Rede, wie wir das bisher ·Wenn Worte noch einen Sinn haben, muß 
ge.hört �aben. Wir haben in Öster�eich einen I ich sagen : �as alles, was

, .. 
in. der L.andwi�t­

MIlchwIrtschaftsfonds. Ich frage wIeder : Hat schaft geschIeht, hat naliurhch nut freIer 
das etwas mit freier Wirtschaft, mit freiem Wirtschaft nichts mehr zu tun. Und es ist 
Markt zu tun ? Absolut nicht ! Wir haben vielfach so, daß wir diese Entwicklung zur 
die Viehwirtschaft geregelt durch das Vieh- Planung noch hemmen mußten. Ich habe die 
verkehrsgesetz ; wir haben Preisbänder für Ehre gehabt, über das Landwirtschaftsgesetz 
Fleisch, und wir haben auch noch ein Land- mitzuverhandeln, und ich darf hier mitteilen, 
wirtschaftsgesetz gemacht. Ich habe es hier daß der Herr Landwirtschaftsminister noch 
in meiner Hand, Herr Kollege Mitterer. Wenn mehr Regelungen haben wollte, als wir Sozia­
da nicht Bestimmungen sind, die der freien listen bewilligt haben. Er wollte auch die 
Wirtschaft widersprechen, dann weiß ich Zahl der Hühner regeln und gewisse andere 
nicht mehr, was Sie darunter verstehen ! Da Sachen verbieten. (Heiterkeit. - Abg. Schei­
lese ich zum Beispiel beim Gemüsebau, daß b e nr e i f :  Jetzt hörst auf 1) Darüber haben wir' 
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sehr ernsthaft verhandelt. Der Herr Minister I schaft getrommelt, während wir doch hier 
wird ja dann nach mir reden und kann das damit beschäftigt sind, weitere planwirt-
richtigstellen, wenn es nicht wahr ist . schaftliehe Regelungen zu treffen. 

Das heißt also, daß Sie - und ich behaupte : 
berechtigterweise - dafür eintreten, daß die 
Land wirtschaft heute nicht dem freien Spiel, 
wie das geheißen hat, des Marktes überlassen 
wird und überlassen werden kann. 

Wir Sozialisten sehen das ein, wir haben schon 
lange vor Ihnen behauptet, daß die Interessen 
der Landwirtschaft nicht mit dem freien Markt 
vereinbar sind. Daher haben wir allen diesen 
Maßnahmen, soweit sie uns erträglich er­
schienen, zugestimmt und wir werden weiterhin 
für eine Regelung der landwirtschaftlichen 
Produktion und Marktordnung eintreten. Aber 
wenn Sie, meine Herren, weiter so gegen uns 
hetzen, uns als Plan"\virtschaftler bezeichnen, 
die die Freiheit, unterdrücken wollen - das 
ist doch die "rote Katze", die da wieder hervor­
gelockt wird -, uns als eine Partei hinstellen, 

Am besten weiß das der Herr Landwirt­
schaftsministel' . Der Herr Land wirtschafts­
minister Dipl .-Illg. Hartmanll hat am 24. Juni 
des Vorjahres in Krems eine Rede gehalten, 
die anders lautete als die des Herrn Bundes­
kanzlers Dr. Gorbach. Der Herr Dipl.-Ing. 
Hartmann hat dort wörtlich gesagt : " Es stellt 
sich die :Frage, ob wir in der Agrarwirtschaft 
liberalistisch-freihändlerisch oder marktord-
nend denken und darnach handeln sollen. 
Die östel'reichische Landwirtschaft hat sich 
für die Marktordnung entschieden. Durch die 
fi�eihändlerischell und liberalkapitalistischen 
Methoden von einst sind viele zehntausende 
bäuerliche Existenzen zugrunde gegangen_ 
Diesen überlebten Methoden, die man schlecht­
hin als l'eaktionär bezeichnen kann, wollen 
wir keinen neuen Spielraum mehr geben." 

die im Grunde ihres Herzens eigentlich kom- Das klingt anders als das Gerede von der 
munistisch ist - ich weiß nicht, meine Herren freien Wirtschaft . Wir halten das für richtig_ 
von der ÖVP, wie lange wir uns diese Art Die Land,viI'tschaft braucht eine geregelte, 
der Propaganda noch gefallen lassen ! (Abg. M i t- gelenkte Wirtschaft, sie kann beim freien 
t e r e r :  Seit wann sind Sie so nervös ?) Markt nicht bestehen. Mich wundert, daß das 

Ich erkläre Ihnen hier folgendes - das in den Kreisen der ÖVP immm' noch nicht 
geht jetzt an die Adresse des Herrn Bundes- anerkannt w-ird . Sie reden öffentlich von der 
kanzlers - :  Wenn der Herr Bundeskanzler freien Marktwirl.schaft und machen heimlic11 

Dr. Gorbach wirklich unter freier Wirtschaft natürlich die Lenkung und die Planung. 

das :meint, was die ganze Welt IIleint, so sind Heine hat einmal gesagt :  Sie predigen öffent­

wir jede Stunde bereit, über ihre Wieder- lich 'Vas�er und trinken heimlich Wein. Das 

herstellung ernsthaft zu verhandeln. Ich ist Ihre Politik in der Frage "freie Wirtschaft 
erkläre hier : Wir sind noch heute bereit, j ede oder Planwh'tschaft" .  Denn in Wirklichkeit 

Getreidebewirtschaftung aufzuheben, wenn die planen Sie . Sie müssen ja planen, denn die 
ÖVP glaubt, daß das im Interesse der Land- �auern �ö�nten beim freien Markt üherhaupt 

wirtschaft liegt. Wir werden kein Hindernis mcht CXIRtleren.  
sein, zur freien \Virtschaft überzugehen (Abg . , 'ViI' wissen doch, war-; heute in der \Velt 
M i t t e r e r :  Siehe Fremda1·beiterfrage I) , denn vorgeht . Immer wieder wird die Frage ge­
wir haben bei dieser Sache nichts zu befürch- stellt : Wem nützen denn die Stützungen ? 
ten. Es ist ja nicht ein Interesse der Massen Ich glaube ,  der Herr Präsident 'Vallller 
der Arbeiter und Angestellten, sondern natür- hat bei den Ausgaben für die Landwirtschaft die 
lich ein Interesse der Bauern, daß weiterhin ' Stützungen nicht eingeset.zt, weil das ja angeb­
eine Regelung des Getreidemarktes und eine lieh Stützungen im Interesse der Konsumenten 
Preisstützung für das Getreide besteht. Oder sind. Ich habe letztes Jahr darüber geredet, 
glauben Sie, daß Sie das entbehren können ? ich muß es heuer leider wieder tun. 
Dann laden Sie uns ein zu Verhandlungen, Herr Präsident Dr. Maleta hat in seiner Bud­
wir werden gerne darüber verhandeln. (Abg. getrede gesagt , daß die Subventionen für die 
Dr. Piffl- Percevi 6 :  Werden Sie in Not- Landwirtschaft. ein Konsumentenschutz im 
zeiten auch so reden ? - Abg. S c h e i b e nr e i f : weitesten Sinne sind, denn sie sichern ihnen 
Wenn Sie über die Wünsche der Bauern reden die lebenswichtigen Preise. Ich behaupte, 
wollen, dann geht da8 in Ordnung ! - Präsident daß das für die Getreidestützung absolut 
H i I I  e g e i  8 t gibt das Glockenzeichen.) Ja, wir nicht gilt . Wir führen heute - ich ha be 
erfüllen damit den Wunsch des Herrn Bundes- die letzten Zahlen vom Oktober 1 961 yor mir 
kanzlers : freie Wirtschaft auf dem Ge biete 
der Getreidewirtschaft. Sagen Sie, ob Sie das 
wollen, wir verhandeln ohne weiteres darüber ! 

Ich weiß, daß das nicht geht. Ich will damit 
nur beweisen, wie unernst diese Agitation 
ist .  Es wird monatelang gegen die Planwirt-

liegen - Weizen aus Kanada ein. 'ViI' führen 
Manitobaweizen Nummer 1 zu 2,08 S pro 
Kilogramm ein. Ich frage hier das ganze Haus : 
Halten Sie es volkswirtschaftlich gesehen 
für möglich, daß man, wenn der Einfuhrpreis 
für die beste Weizenqualität 2 S beträgt, 
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im Inland für eine mindere Sorte - sonst Schilling abgelehnt ! (A ndauernde U nr·u.he.) 
würde man den Manitobaweizen ja nicht ein- Präsident Hillegeist (neuerlich da8 Glocken­
führen - mehr als 2 S bekommt ? (Abg. zeichen gebend) : Das Wort hat der Herr 
Dr. H urde s :  Haben Sie eine Garantie, daß Abgeordnete Winkler. 
man immer so einführen kann ? - Abg. Lac k- Ich möchte das legitime Recht der Abgeord­
ne r :  Was ist das für eine Frage8tellung ?) neten, Zwischenrufe zu machen, in keiner 
Hält das jemand für möglich, Herr Präsident Weise beeinträchtigen, aber es können nicht 
Hurdes ? (Abg. Dr. H u rde 8 :  Aber darauf Reden zwischen den Abgeordneten gehalten 
kommt es doch an ! Man kann ja n·icht heute werden. Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
die Landwirtschaft einstellen und morgen wieder Winkler. ( Abg. A lt e n b  u r g e r :  I eh habe nur 
aufbauen !) Ja, Herr Präsident Hurdes, das gefragt, wie es mit de1' Kohle ist !) 
wäre die Konsequenz der freien Wirtschaft. Abgeordneter Winkler (fortsetzend) : Ja, auch 
Wenn wir heute die freie Wirtschaft hätten, die Kohle ist ein Beweis dafür, daß man 
dann bestimmte natürlich der Einfuhrpreis mit dem freien Markt nicht bestehen kann. 
die Inlandpreise. Das sollten Sie erkennen ! Das wollte ich sagen, Daher wende ich mich 
(Abg. Dr. H urdes  :Das ist ja ein Schlagwort !) dagegen, daß Sie jetzt in Flugblättern und 
Das ist kein Schlagwort. Ich weiß nicht, ob großen Reden Propaganda machen : Wir So­
Sie Nationalökonomie studiert haben, Herr zialisten sind die Planwirtschaftler, wir sind 
Präsident. (Abg. Dr. H urdes : Vielleicht die Schlechten. In Wirklichkeit machen wir 
mehr als Sie ! Ich kann Ihnen ein Diplom alles miteinander, Herr Präsident Hurdes : 
vorweisen, Sie wahrscheinUch nicht ! - Präsi- Planwirtschaft, Wirtschafts lenkung und staat­
dent H il l e g e i s t  f/ibt das Glockenze·ichen.) liehe Eingriffe. Das ist selbstverständlich. 
Dann hitte ich Sie, mir zu sagen, ob es jemals I Wir sind also grundsätzlich dafür. Das 
einen Hän�ler geben wird,. der, wenn er den i haben wir ja auch bisher bewiesen. Der Herr 
besten Weizen um 2 S bIS zur Grenze von Präsident WaHner hat mit Recht gesagt, 
Kanada bekommt, 2 ,50 S für eine mindere er habe bei den Verhandlungen über den Milch­
Qualität aus Österreich zahlen wird. Das preis auch bei den Sozralisten großes Ver­
ist doch die Frage. (Abg. Dr. H u 1·d e s .' ständnis gefunden. (Abg. Dr. P .i ff l-Perce v i c :  Wi88en I�h:e m:cht, daß es bei der La,ndwit'tschaft Der Konsumenten ! - Abg. Dr. J. G r u b  er :  Da.<; auch auf etwas andet'es ankommt ? Sind S'ie ist nicht ganz identisch !) Wer hat mit dem 
ein Landwirtschafisvertr'etet', als den Sie sich Herrn Präsidenten WaHner verhandelt ? Die 
auf8pielen ? - Abg. Lac k n e r : Sie reden ja Vertreter der Konsumenten waren der Herr 
daneben, Kollege Hurdes ! - Abg. D1·. Hu r- Vizekanzler Dr. Pitt,ermann und der Präsident 
d e s : Weil er da8 nicht kapiert ! - Abg. L a c k- Olah. Ich glaube, daß ich beide als Sozialülten 
neT :  Sie kapieren das nicht ! - P1'äsident bezeichnen darf. Diese beiden Vertreter haben 
H i ll e g e i  st gibt neuerlich das Glockenzeichen. - zugestanden, daß erstens schon vom 1 .  Jänner 
Aby. Dr. H urdes : Es kommt eben auf etwas an die von Ihnen verlangte Auffettung der 
andaes auch noch an !) Flaschenmilch und anderer Milchprodukte 

Ich steHe hier fest, daß der Heu Bundes- durchgeführt wurde. Sie haben weiter zuge­
kanzler Gorbach für die freie Wirtschaft standen, daß ab 1 .  Juli der Milchpreis um 
plädiert . Ich erkläre hier, daß die freie Wirt- 10 Groschen erhöht wurde unddaß der Milchpreis 
schaft mit den Interessen der Landwirtschaft ab 1. Jänner l962 um weitere 10 Groschen erhöht 
unvereinbar ist . (Abg. S c h e i b e nreif : Sie wird. Der Herr Präsident WaHner sagt mit 
müssen zu den bäuerlichen Problemen Stellung Recht : Das war ein Zugeständnis, das die 
nehmen !) Ich erkläre weiter, daß heute der Landwirtschaft würdigt. Sie sehen also, wir 
freie Markt beim Getreide zum Untergang sind absolut der Meinung, daß man den Land­
unseres Getreidebaues führen müßte. Wer wirten helfen muß. Wir bedauern nur, daß 
das leugnet, der soll mir das Gegenteil beweisen. die Landwirte von diesen Milchpreiserhöhun­
(Abg. Dl'. H u r de s :  Sie haben vom Klassen- gen nichts bekommen haben. Der Erfolg 
kampf z:n der Budgetdebatte geschrieben !) Ja. war ein negativer. Sie waren nicht gezwungen, 
(Abg. Dr. H urdes : Den versl.tchen Sie jetzt den Krisenfonds einzuheben, der sonst not­
durchzuführen ! Das haben Sie ja geschrieben, wendig gewesen wäre. Aber wir haben immer­
nicht ? Sie sind ja der, der vom Klassenkampf hin zugestanden, daß auch vom 1 .  Jänner 
in der Budgetdebatte geschrieben hat, und den an 10 Groschen dazukommen. Wir hoffen, 
versuchen Sie jetzt durchzuführen, um eine daß man doch auch einmal eine andere Lösung 
Gmppe gegen die andere zu hetzen ! - Abg. finden wird. 
Lac k n e r .'  S i e  führen den Klassenkampf ! Eines kritisieren wir, auch wenn das der 
- Abg. A l te n b u r g e r :  Wie 1:st das mit der Herr Präsident Hurdes als Klassenkampf 
Kohle ?) Sie, meine Herren, haben diesen Klas- bezeichnet . . . (Abg. Dr. H u t'de8 : Sie haben 
senkampf geführt ! Sie haben die Forderung es so genannt ! Sie haben gesagt : Hier wird 
des Gewerkschaftsbundes mit 320 Millionen der Klassenkampf d�lrchgeführt ! Sie haben 
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das gMagt !) Natürlich ! (Abg. Dr. Hurde s :  
Na also !) Sie führen den Klassenkampf 
sehr scharf gegen uns, das erleben wir jeden 
Tag. Ich habe gesagt, der Klassenkampf 
ist einmal auf der Straße geführt worden, 
und heute wird er im Parlament geführt, 
und von Ihrer Seite noch mehr als von uns . 
Ich muß also sagen : Wir stehen grundsätzlich 
auf dem Standpunkt, daß Stützungen not­
wendig sind, aber wir halten sie in der heutigen 
Form nicht für zweckmäßig. 

Der Herr Finanzminister hat in seiner Bud­
getrede folgendes gesagt : "Der Aufwand für 
Preisstützungen ist um 300 Millionen Schilling 
auf über 2 Milliarden gestiegen. Dies ist auf 
die steigende Auf bringung von Milch und Brot­
getreide zurückzuführen." Die Stützungen sind 
also gestiegen, nicht weil die Landwirtschaft 
eine schlechte Ernte hatte und unterstützt 
werden mußte, sondern es sagt der Herr Fi­
nanzminister umgekehrt : Die Stützungen sind 
höher geworden, weil die Ernte gut war und 
daher mehr Getreide gestützt werden mußte . 

Sie werden zugeben, das ist irgendwie nicht 
sehr logisch. Wir verstehen, daß die land­
wirtschaftliche Prod uktion mit mehr Risiko 
zu rechnen hat, voiI Wind und Wetter ab­
hängig ist, von Schädlingen und so weiter. 
Daher kann es trotz fleißigster Arbeit passieren, 
daß die Ernte schlecht a,usfällt. Daß hier die 
Allgemeinheit stützend und helfend eingrei­
fen müßte, wäre einleuchtend und logisch . 
Hier erleben wir aber das Gegenteil : Weil 
die Ernte gut war, daher mehr Stützungen ! 
Wir erleben weiter durch diese Methode, die 
wir üben, daß die Stützungen zu einer Über­
produktion führen. (Abg. A l te n b u r g e r :  
Bauen w·ir also die SWtz'ttngen a b  ?) Nein! Es gibt 
andere Wege. Darüber ·werden wir reden. 
Außer wenn vielleicht der Herr Bundes­
kanzler die freie \Virtschaft herstellen will ; 
wir Sozialisten wollen das nicht. (A bg. A l t e n­
burgu : Präsident Olah hat sich dafür aus­
gespt'ochen ! ) 

Ich bin der Meinung, daß das Stützungs­
system, das zu einer Überproduktion führt, 
keine gute Lösung ist. Wir glauben, daß es 
bessere Lösungen gibt. 

"ViI' haben eine Überproduktion bei der 
Milch von - ich schätze - 6 Millionen 
Kilogramm Butter in diesem Jahr, vielleicht 
sogar etwas weniger. Solange dieser Über­
schuß besteht, müssen wir nicht nur die 
inländische Landwirtschaft durch die Milch­
stützung stützen, sondern wir stützen faktisch 
auch den Export. Der Herr Landwirtschafts­
minister hat uns heuer im Frühjahr eine 
Rechnung übergeben, aus der hervorgeht, 
daß der Butterexport in das Ausland 
80 bis 100 Millionen Schilling kosten wird. 

Diese Kosten sollen durch zwei Milchpreis­
erhöhungen aufgebracht werden ; die erste 
Erhöhung wurde im Juli mit 10 Groschen 
durchgeführt. Wir haben bei Trinkmilch einen 
Absatz von etwas über · 500 Millionen 
Liter im Jahr. Wenn ich diese 500 Millionen 
mit 10 Groschen multipliziere, so komme ich 
auf 50 Millionen. Wir werden eine weitere 
Erhöhung am 1. Jänner, wieder um 10 Groschen, 
durchführen. Das sind dann 20 Groschen -
also 100 Millionen. Diese 100 Millionen sind 
dazu da, um weiterhin den Schleuderexport 
von Butter zu ermöglichen. 

Wir glauben, daß das keine sehr vernünftige 
Venvendung dieses Geldes ist. Wir stehen viel­
mehr auf dem Standpunkt : Wenn wir in Öster­
reich über 1 Milliarde für die Milchstützung 
und weiter 100 Millionen für den Export auf­
bringen, sollte man zunächst versuchen, diese 
überschüssige Butter im Inland abzugeben. 
Wir denken nicht, so wie der Herr Präsident 
Wallner heute gemeint hat, daran, Aktionen 
zu machen. Wir haben einmal Aktionen ge­
macht, die sich bewährt haben. Wir denken 
daran, daß die Spitäler, die Siechenhäuser, 
Kinderheime oder Altersheime, die jetzt an 
Stelle der Butter Margarine verwenden, ver­
billigte Butter bekommen könnten. (Beifall 
bei der SPÖ.) Das kostet uns natürlich auch 
Geld, aber wir geben es wenigstens unseren 
eigenen Leuten. Das ist die eine Möglichkeit. 

Die zweite Möglichkeit - ich glaube, da 
finden wir bei Ihnen Zustimmung - wäre 
das, was wir auch schon im Ausschuß angeregt 
haben, daß auch Österreich etwas für die 
Entwicklungsländer tun solle. Wir haben 
gesagt : Wie wäre es, wenn wir aus Milch Trok­
kenmilch erzeugten und diese Trockenmilch 
auf Kosten des Staates und natürlich nicht 
auf Kosten der Landwirtschaft an die Ent­
wicklungsländer abgeben würden 1 Ich glaube, 
daß das eine Forderung ist, über die wir uns 
einigen können. Das wäre eine gute internatio­
nale Geste und würde die Butterüberschüsse 
verringern. Wenn wir nicht mehr den Schleu­
derexport betreiben müßten, dann stünden 
diese 20 Groschen Milchpreiserhöhung für 
andere Zwecke zur Verfügung. 

Ich glaube, daß es gerade Ihre Herren 
Landwirtschaftsvertreter begrüßen würden, 
wenn wir sagen könnten, daß wir diese 
1 00 Millionen für den Schleuderexport nicht 
mehr brauchen. · Dieser Schleuderexport ist 
ja, wirklich etwas Widersinniges, für das kein 
Mensch Verständnis hat. In jeder Versamm­
lung, in der man darüber spricht, schütteln 
die Leute darüber die Köpfe, daß wir die 
Butter - und das kam schon vor - um 
16,  17 S oder um noch weniger ins Ausland 
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abstoßen müssen, ·während wir im eigenen 
Land einen Butterpreis von 35,20 S haben. 

Das sind Schwierigkeiten der freien -:Harkt­
wirtschaft, die aber schwer zu verstehen sind. 
Ich glaube, es gäbe eine Lösungsmöglichkeit . 

Es sollte noch ein Dritt?s getan werden, 
was in der Schweiz hef8its seit Jahren ge­
schieht. Ich habe hier in der "Zürcher Zei­
tung" den Abdruck des schweizerischen Ge­
sctzes, wonach man die Milchsubvention nicht 
wahllos an Groß- und Kleinbetriebe gibt, 
sondern vor allem die Betriebe unterstützt, 
die wirklich eine Unterstützung brauchen. 
In der Sch·weiz steht man auf dem Standpunkt,  
daß die Produktionskosten der Großbetriebe 

Ordnung bringen könnten. Dies be�onder8 
dann , wenn wir weiters noch eine Regelung 
der Stützung durchführen. Tun Sie doch nicht 
so, als ob das Bestreben, auf dem Markt 
Ang3bot und Nachfrage in Einklang zu brin­
gen, eine bauernfeindliche Politik wäre ! Das 
muß man doch in der ganzen Wirtschaft 
machen. Es ist doch selbstverständlich, daß 
man nicht dauernd eine Überproduktion 
hn})en kann. In allen Publikationen - ich 
habe hier eine dsr FAO und der Europäischen 
Wirtschaftskommission - heißt es, daß eine 
dauernde Überproduktion einen Druck auf 
die Preise ausüben muß. Man kann daher 
auch berechtigten Preiserhöhungen nicht ent­
sprechen, wenn der Mn.rkt ohnehin schon 

natürlich niedriger sind, weil sie rentabler überfüllt ist. 
wirtschaften können. Es sei daher gerecht, I wenn man die Stützung in voller Höhe - die Mich . wundert ini.me�, da� hi�r oft. so !Se­
Schweizer haben jetzt eine Regelung, die sie, redet WIrd, als ob WIr elllerse�ts dIe freIe W.lrt­
glaube ich, andern wollen - nur bis zu einem schaft hätten, und andererSeits so getan wud, 
Besitz von fünf Milchkühen gibt. Bei einem als ob wir die Preise nach Belieben regulieren 
Besitz von mehr als fünf Kühen machen sie könnten. Wer macht denn die Preise ? Wir 

Abzüge. Wir Sozialisten haben das nie VOl'- haben doch in Ö8terreich nur sehr wenige 
geschlagen. Wir haben überhaupt nie von der preisgeregelte Produkte. Die Preise macht doch 
Anzahl der Kühe gesprochen. Wir haben der Markt. Das sollte man auch der Be­
gemeint, es würde genügen - der Überschuß völkerung klarmachen. Die Bevölkerung ·hat 
ist ja in Wahrheit nicht so groß -, wenn man oft den Eindruck, daß wir, die Regierung, 
in der Staffelung vielleicht bei einer J ahres- das Parlament, schuld sind, wenn bei irgend­
lieferung von 25.000Liter beginnen würde. Über einem Greißler die Preise steigeil. Sie wissen, 
dieses Quantum hinaus soll man nicht mehr 50, daß das gesetzlich nicht geregelt ist, sondern 
sondern vielleicht 40 oder 30 Groschen be- daß es sich einfach um Gesetze des Marktes 
kommen. Eine kleine Er mäßigung könnte handelt, die die Regierung natürlich, so weit 
wahrscheinlich manchen Betrieb in der Ebene sie kann, beeinflussen wird. Aber in Wahrheit 
veranlassen, zu einer anderen -Produktion ist das doch schon wieder ein Abgehen von 
überzugehen. Das wäre im Flachland mög- der freien Wirtschaft, von der Sie so viel 
lieh. (Abg. Scheib e n r e i t :  Das ist ein un- reden. Ich würde im Interesse der Wirtschaft 
möglicher Vorschlag !) Wir sind der Meinung, und auch im Interesse der politischen Zu­
daß die Gebirgsbauern die Milch produzieren sammenarbeit der beiden Parteien wünschen, 
müssen , weil sie keine andere Möglichkeit daß Sie mit dieser Art von Propaganda auf­
haben. Den GebirgsbaueI'll sollte man dieses höl"ten, denn sonst würden wir Ihnen wirklich 
Recht vorbehalten,  die anderen sollte man zu einmal ernsthaft anbieten, die freie Wirtschaft 
einer Umlenkung der Produktion anregen . zu verwirklichen. Sie würden schen, wohin 
Wir dürfen :ja feststellen, daß das zum Teil wir damit kämen. 
schon geschehen ist. Trotz der jetzigen Sub­
vention sind in meiner Gegend, im nieder­
österreichischen Weinland, Großbetriebe zu 
einer fast viehlosen Wirtschaft übergegangen . 
Sie bauen jetzt Mais. Das ist sehr vernünftig, 
weil wir Mais noch immer zu hunderttausenden 
Tonnen einführen. Sie liefern keine Milch 
mehr. Die Milchwirtschaft betreiben dann 
die Betriebe im Gebirge oder im Alpenvorland . 
(Abg. S c h e i b e n r ei t :  Da.<; ist nttr e-ine theo­
retische Forder-ung .') 

'Vir glauben , daß wir, wenn ma,n diese 
i\Iaßnahmen trifft - die überschüssige Butter 
zum Teil an Institutionen zu geben, die ich 
genannt habe, zum anderen Teil für die inter­
nationale Hilfsorganisation für Ent·wicklungs­
gebiete zu verwenden -, den Milchmarkt in 

Das zweite Produkt neben der Milch, von 
dem wir Überschüsse haben, ist vor allem 
Weizen. Wir hatten sowohl im letzten Jahr 
als auch heuer eine sehr gute Weizellernte. 
Ich glaube, wir müssen rlamit rechnen, daß 
wir heuer einen Weizenüberschuß von etwa 
90.000 t haben. Im Vorjahr haben wir 
den gleichen Überschuß gehabt. Wir haben 
50 .000 t aufgekauft, denaturiert, und der 
Land wirtschaft als Futtermittel zurückge­
geben ; das ist kein sehr gutes Geschäft. Wir 
haben 40.000 oder 38.000 t im Ausland 
gegen Ma.is eingetauscht , was auch ein sehr 
verlustreiches Geschäft \var . Wir stehen heuer 
wieder vor der Situation , daß 90.000 t Wei­
zen zu viel da sind ; dieser Weizen wird mit 
Verlust irgendwie abgestoßen \yerden müssen. 
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reh finde, daß das eine Lösung darstellt, dem selben Atemzug, in dem wir sagen, daß 
die auf die Dauer nicht haltbar ist, weil sie wir 90.000 t zuviel haben, müssen wir zu­
den Markt aus dem Gleichgewicht bringt. geLen, daß wir wahrscheinlich mindestem; 
�Ian müßte dagegen etwas tun ! Auch dabei GO.OOO bis 60.000 t Qualitätsweizen immer 
bin ich der Auffassung - und darüber besteht noch einführen. Das könnten wir herab­
wohl kein Zweifel -, daß unsere hundert- drücken, wenn es gelänge, mehr Qualitäts­
tausende Gebirgsbauern an der Weizen- weizen im eigenen Land zu erzeugen. 
stützung nicht das geringste Interesse haben ; Das wären unsere Vorschläge. Damit Sie 
denn die Gebirgsbauern bauen ja keinen nicht glauben, daß das nur irgendeine Ver­
Weize� an, Ullf� wenn sie es tUl�, dann ist es sessenheit unsererseits sei, gestatte ich mir 
80 .. wemg, da� SIe selbst �och .�VeJzen z

.
ukaufen I jetzt zu zitieren, was eine sehr ernst zu neh­

mussen . . DIes� GetreI�estu�zung 1st .vor I mende internationale Körperschaft, nämlich 
�l1em. e1l1� Stu�zung. fur dIe Großbetfle�e das Landwirtschaftskomitee der Europäischen 
111 NIederosterrelCh , lln Burgenland und III I Wirtschaftskommission, in Zusammenarbeit 
anderen Bundesländern, in denen es noch mit der F AO in Rom erarbeitet hat. Dort wird 
s?lehe Betriebe gil�t, un� der größeren B�- hinsichtlich der Entwicklung beim Brotgetreide 
sItz�r. I�h sehe �ucht �lll, warum man .dle in Europa gesagt : "Während der Ernährungs­
WeIzenstutZ?ll? bl� .zu .Jeden�. Ausmaß gIbt, ! verbra.uch an Brotgetreide und an Kartoffeln 
auch wenn SIe m MI1honenbetrage geht - und in den meisten Ländern sinkt, nimmt die 
das tut, sie. Auch hier könnte man eine Grenze Produktion insbesondere von BrotO'etreide in 
ziehen, indem man sagt, ein Betrieb kann nur fast allen Ländern zu." - Wir ,�ssen, daß 
sO�lI�dsoviel 1 00.000 . . S bel�ommell, aber ��cht 

I die Leute mit steigender Lebenshaltung weni­
�llho�len . . Das mu ßte eme Selbstverstand- ger Mehlspeisen und weniger Brot essen, 
hchk81t sem. sondern edlere Produkte der Landwirtschaft 

Ich habe Erklärungen amerikanischer Re- vorziehen, wie Milch, Butter, Fleisch, Gemüse 
gierungsvert,reter unter Eisenhower gelesen, und Obst. Daher sinkt in allen Ländern, die 
die immer gesagt haben : Eine Stützung hat eine aufsteigende Lebenshaltung ha,ben, der 
natürlich die Aufga.be, den kleineren wirt- Verbrauch an Brotgetreide . Der Bericht sagt 
schaftenden Bauern oder Farmer zu fördern, weiter : "Mehrere Staaten waren bereits ge­
aber nicht den Großgrundbesitz. Wir könnten zwungen, den Festpreis für 'Veizen herab­
uns hier Stützungsgelder ersparen und viel- zusetzen, um die Produktion zu bremseIl. " -
leicht auch eine gewisse Umlenkung der Sie sehen also : RO etwas kann notwendig sein. 
Produktion erreichen . Und in diesem Bericht wird weiter gesagt : 

Herr Präsident 'VaIJne1' ! Wir sprechen "Staatliche Preisstützungen können die Aus­
nicht

' 
von der Einschränkung der landwirt- wirkung dieser Entwicklung mildern, aber 

schaftliehen , Produktion, sondern von ihrer auf lange Sicht ein bestimmtes Preisniveau 
Umlellkung. "Tir haben zum Beispiel einen dann nicht sichern, wenn die Erzeugung 
riesigen Überschuß an Weizen, haben aber den Verbrauch übersteigt. Unter normalen 
immer noch Mangel an Gerste. Wir führen Umständen müssen hier die Regierungen ent.­
noch Gerste ein, wi�· führen auch noch, wie ich weder den Gesamtpreis eines Produktes herab­
glaube, 360.000 t Mais ein. Wir könnten setzen oder die Stützungen beschränken." 
also umlenken und andere Dinge erzeugen, 
goweit das natürlich der Boden und das 
Klima in den verschiedenen Gebieten zuläßt. 
Wir könnten auch noch mehr die Erzeugung 
von Qualitätsweizen fördern, und dazu wäre 
das einzige Mittel , den Qualitätsweizen wesent.­
lich höher zu subventionieren als den schlech­
ten Weizen. (Abg. 8 c h e i b e n r e i f :  Das ge­
schieht jn bereits I) Das geschieht offenbar 
noch nicht im genügenden Ausmaß ! Mir 
haben heuer die Leute erzählt, daß man bei 
Kleinbetrieben die Kontrakte für den Quali­
tätsweizenball nicht macht, daß da gewisse 
Schwierigkeiten hestehen . Ich habe aus den 
Berichten aus manchen Dörfern den Eindruck 
gewonnen, als ob man heuer die Qualitäts­
weizenerzeugung geradezu zaghaft und brem­
send gehandhabt hätte. Ich kann das nicht 
verstehen, denn wir müßten ja im Gegenteil 
versuchen, Qualitätsweizen 

. 
zu erzeugen. In 

Sie sehen, daß es !:Iich wirklich um ein 
ernstes Problem handelt . Jeder, der volks­
wirtschaftlich denkt, muß zugeben, daß man 
nur dann einen besseren Preis erhalten kann, 
wenn es einem gelingt, den Markt in Ordnung 
zu bringeIl . Dahin gehen unsere Vorschläge . 
Es ist das Streben, die Subventionen im 
Interegse der Bauernschaft wirklich nützlich 
zu verwenden und doch einen Weg zu finden, 
die Überschüsse abzubauen. 

Der Herr Kollege Dr. Kandutsch hat 
gemeint, durch Anhäufung von Lebensmittel­
reserven, also etwa durch die Anlage von 
Butterreserven, könnte man das Überschuß­
problem lindern oder lösen. Lindern sicherlich, 
aber lösen nicht, denn das könnte ja nur eine 
einmalige Maßnahme sein. Man kann nur 
ein gewisses Quantum einlagern, dieser Vor­
gang kann sich ja nicht immer wiederholen, 
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sodaß sich bestimmt keine I .. ösung auf diese glaube, daß ist das Organ des Bauernbundes -
Weise ergäbe. Aber ich glaube, daß jene Wege hervorgeht, die mehr als unsachlich ist . In 
begangen werden sollten, die wir Ihnen vor- diesem Blatt wird . folgendes gesagt : "Dazu 
schlagen und für die "TI' schon Vorbilder in kommt noch, daß der l\Hlchpreis, eine Spott­
anderen Ländern haben. Niemand in diesem geburt aus lang vergessenen Lohn-Preis-Ab­
Hause wird meinen, daß die schweizerische I kommen und politischer Erpressung durch 
Regierung so sehr marxistisch sei, daß Flie die Drohung mit der Straße, zum Himmel 
Dinge verwirklicht, die man in Österreich schreit, . . . " (Zwi8chenrufe.) 
politisch nicht durchsetzen kann. (Abg. Wenn man die Milchpreissubvention von 
J. Wallne r, Graz : Herr Abgeordneted Die 1 Milliarde so quittiert, daß man sagt, 
Schweizer sind stark . . .  I) In der Schweizer das sei eine Spottgeburt von Erpressung und Regierung haben die Sozialisten zweifellos Straßenterror, so ist das unverantwortlich. Ich weniger Einfluß als in unserer Regierung, und glaube, der Schreiber einer Bauernbundzeitung trotzdem ist die Schweiz diese Wege gegangen.  müßte doch wis8en, wie schwierig dieses Das sollten ,dr ernsthaft beachten. Ich glaube, Probl . 11 L" d I ' "  t . . . . enl In a en _ an ern zu osen IS . gerade für dIe Land WIrtschaft sollte gelten : . " 
Wir dürfen nicht den vVeg der freien Markt- I W'ir Osterreicher haben uns sehr redlich um 
wirtschaft gehen, sondern wir müssen die die Landwirtschaft bemüht - das kann ich mit 
Methode, d!e wir bi:,;her schon angewendet gutem Gewisi"en sagen -, und das, Herr Kol­
haben, fortsetzen, nämlich daß wir planen , lege Dr. Kandutsch, ist auch der Grund, warum 
und lenken, soweit da.<:; wirtschaft1ich not- wir für diesen Grünen Plan und für das Budget 
wendig ist . Ich habe noch niemals gehört, Htimmen. Gewiß, wir haben kritisiert .  Man 
daß sich von dieser Planung und Lenkung wird nicht alles hundertprozentig finden, das 
jemand 80 beengt oder beeinflußt fühlt , daß ist klar, aber kritisieren heißt noch nicht 
er seine }reiheit dadurch verloren sieht. , ablehnen. Wir sind mit der Linie der Agrar-

Im allgemeinen möchte ich hier sagen : 'li poli.ti�, die ja eigentlich die Linie ist, die . die 
Ich glaube, daß sich die Koalitionsregierungen SozIalIsten sc�on vor Jahrzehn�en v�rgez�lCh­
der Zweiten Republik sehr redlich darum r.'-.et haben, em.verstanden. (He�terke�t be

.� 
der 

bemüht haben, das Problem der Landwirtschaft O V P.) Ja, . SIe lachen dazu. Ich konnte 
zu lösen. Ich teile nicht die Auffassung des 1 Ih�en bew81s�ll, da

.
� d�s A���'pr�gramm �on 

Herrn Präsidenten Wallner, daß es heute den 1�.w5, daß d�e �ol schlage fUl dIe GetreIde­
Bauern schlechter geht als et,va vor 30 oder I '."Irtsc�af�, dIe. 'VII' damals be�chlo�sen. haben, 
40 Jahren. Wenn ich an die dreißiger Jahre I f�st worthch nut der R��elung uberemstImm.en, 
denke, an die Versteigerungen von Bauernwirt- dl� �eute b�s�eht.. W?· ha�en, �eHhalb slI�d 
schaften (Z1l.'i8chenruf des Abg. J. Wa ll ne r, �ir Ja SozI�:h�ten, �Ie freIe WIrtschaft I?­
Gmz) , an den Milchüberschuß . .  , (Zwischen- Ihren �uswuch8en. Immer ab�ele�nt ; WIr 
ruf bei de1' Ö V P.) Bitte, das ist Ansichts- lassen Sie nur so. welt g�lten, als l:I�e Imt unsere.n 
sache aber ich gla be nicht daß eH den Interessen vel'embar Ist .

. 
Das 1st klar. WH' 

Baue;n heute schlec�er geht. ' Jedenfalls bin haben also diesen Weg vorgezeich.net . Wir 
ich der Meinung, daß wir uns sehr redlich h�b�n schon oft dell� Herrn Landwu'tschafts­
bemüht haben, für die Land- und }"or�twirt- �Imst�r d�s Komplllnent gemacht, daß er 
schaft etwas zu tun und wir dürfen auch eIgentlIch m den Fußstapfen Otto Bauers 
sagen, daß in Österreich das Problem offenbar wandelt . (!Erne1�te

. 
Hei:erk�it.) Das ist. nach 

besser gelöst wurde als in Frankreich und unserer . Meu:lUng em wlr�dlChes �omplllnent . 
vielleicht sogar besser als in der Schweiz. Ich WeIß mcht, ob er III der OVP darauf 
Aus Frankreich haben wir von Bauernstreiks stolz sein darf. (Weitere Zu.n:schenru,je .) Aber 
gelesen, etwas sehr Ungev,röhnliches, und wir n�ch unserer Meinung ist . das . ein. Lob , weil 
lesen jetzt von großen Bauernkundgebungen WIr . .  gla:uben, daß das dIe J'lchhge Agrar­
von zehntausenden Bauern in Bern. Der Herr polItik lFlt . .  
Präsident WaHner hat einmal leise davon Ich möchte daher abschließend sagen : Wir 
gesprochen, daß solches auch 1n  Österreich Sozialisten stehen ''leiter hinter diesel' Art 
geschehen könnte, aber bisher haben wir in von Planung und Lenkung, die wir bisher 
Österreich so etwas nicht erlebt. Wir haben gemeinsam gemacht haben. Wenn die Er­
bis jetzt eine Agrarpolitik betrieben, die die klärung des Herrn Bundeskanzlers und die 
Bauern nicht zu Aufmärschen gezwungen hat, Erklärungen, die Sie in diesen Flugblättern 
und wenn gewisse Agitatoren auf dem Lande abgeben, daß Planwirtschaft zum Kommunis­
draußen ein bißehen sorgsamer vorgehen, mus führe, Ihre wirkliche Überzeugung sind, 
so werden wir solche Dinge nicht so bald dann, bitte, sagen Sie uns das, wir sind auch 
erleben. bereit, über die Herstellung von freien Märkten 

Mitunter wird in einer Weise argumentiert, I zu reden. Das erkläre ich hier im Namen 
wie es aus der "Kärntner Bauernzeitung" - ich I meiner Partei. (Zwi8chenrufe.) Die meisten 
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Regelungen haben wir auf dem Gebiet der 
Landwirtschaft, das ist klar. 

Ich möchte noch weiter sagen, daß wir als 
Arbeiter und Angestellte verstehen, daß natür­
lich die Arbeiterschaft auch an dem Wohl­

. ergehen, an dem Wohlstand, an der Kauf­
kraft der Bauernschaft interessiert ist . Gerade 
in der modernen Zeit, in der die Bauernschaft 
nicht mehr so lebt wie früher in der soge­
nannten geschlossenen Hauswirtschaft, heute, 
wo die Bauernschaft 80 Prozent ihrer Produkte 
auf den Markt bringt, weil sie Geld braucht 
sowohl für Maschinen, für Kunstdünger als 
auch für Kleidung, Wohnung und dergleichen, 
gerade in dieser Zeit ist natürlich die Kaufkraft 
der Bauernschaft für die Aufrechterhaltung 
der Vollbeschäftigung von allergrößter Be­
deutung. Das ist uns immer bewußt, und wir 
treten daher dafür ein, auch den Wohlstand 
der Bauern zu heben, nicht nur aus Gerechtig­
keit, sondern - und das wiegt ja noch 
schwerer - weil es ein wirkliches Interesse 
auch der städtischen Bevölkerung und der 
Arbeiter und Angefltellten ist. 

Präsident Hillegeist : Als nächste Rednerin 
ist vorgemerkt die Frau Abgeordnete Dr. Jo­
hanna Bayer. Ich erteile ihr das Wort. ' 

Abgeordnete Dr.-Ing. Johanna Bayer : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Unser gesam­
tes Wirtschaftsleben ist infolge des technischen 
Fortschrittes und im Hinblick auf den euro­
päischen Markt und die dadurch notwendige 
Rationalisierung in einer großen Umwandlung 
begriffen. Die Landwirtschaft als grund­
legender Wirtschaftszweig kann und darf 
davon nicht ausgenommen werden , damit 
sie ihrer Aufgabe der Ernährungssicherung 
in guten und in schlechten Zeiten nach­
kommen kann. Die Mittel der allgemeinen 
Landwirtschaftsförderung und des Grünen 
Planes sollen dazu wesentlich beitragen und 
die naturbedingten Nachteile gegenüber 
anderen Wirtschaftszweigen ausgleichen. 

In der Landwirtschaft kommt der Arbeit 
der Frauen, insbesondere der Bäuerinnen, 
erhöhte Bedeutung zu. Die Tatsache, daß 
im Jahre 1960 wieder 1 3.000 Arbeitskräfte 
in andere Wirtschaftszweige abgewandert sind, 
ist unter anderem ein Zeichen, daß die Ent-

Andererseits sollte die Bauernschaft ver- wicklung immer mehr zum Ein-Mann-Betrieb 
stehen, daß auch die Kaufkraft der Arbeiter- oder besser gesagt, zum Ein-Mann- und Eine­
schaft für sie wichtig ist. Ich habe vor wenigen Frau-Betrieb übergeht. Die Arbeitsleistung 
Tagen - es war am seI ben Tag, an dem der Bäuerin bildet einen integrierenden Be­
der Herr Bundeskanzler seine Rede gehalten standteil des Gesamtarbeitsaufwandes in 
hat, am 1 8. November - in der "Frankfurter Haus, Hof, Stall und Feld. Dies wird durch 
Allgemeinen Zeitung" einen Artikel gelesen die Zahlen aus der im Jahre 1960 gemachten 
von dem bekannten Agrarfachmann Professor Studie über die Situation der Bäuerin erhärtet, 
Dr. Hermann Priebe . Priebe schreibt wört- ' die die Untersuchungen von 1390 repräsentativ 
lieh : "Die Massenkaufkraft ist jedoch im ausgewählten Landwirtschaftsbetrieben in 
Industriestaat der wichtigste Faktor für die Österreich beinhaltet. Sie besagt, daß 67 Pro­
Einkommensbildung in der Landwirtschaft. zent der Bäuerinnen aanzjährig und 28 Prozent 
Sie wird vor allem zu einer erhöhten Nachfrage bei Arbeitsspitzen al: Feld mitarbeiten. 44 Pro­
nach hochwertigen tierischen Veredlungser- zent verrichten während des ganzen Jahres 
zeugnissen, von Gemüse und Obst führen. die Arbeiten im Rinder- und 72 Prozent 
Das sind gerade die spezifischen Erzeugnisse die Arbeiten im Schweinestall. 
der bäuerlichen Betriebe." 

Gerade die bäuerlichen Betriebe, die diese 
veredelten Produkte erzeugen, sollten das 
stärkste Interesse an der Kaufkraft der 
fltädtischen Bevölkerung haben . Die städti­
sche Bevölkerung wieder sollte ein Interesse 
an der Kaufkraft der Bauernschaft haben. 
(Abg. Dr. K a n dutsch. : Wo bleibt da der 
Klassenkampf ?) Der Klassenkampf bleibt 
zwischen den Großgrundbesitzern und ' den 
Kleinbauern immer noch bestehen, Herr Kol­
lege ! Aber für die Masse der arbeitenden 
Bauern und für die Masse der arbeitenden 
städtischen Bevölkerung gilt da,s , und das ist 
auch der Grund, warum wir Sozialisten mit 
vollem Herzen ' für eine Hebung, für eine 
Förderung und Stützung der Land- und Forst­
wirtschaft eintreten ! (Lebhafter Beifall bei 
der SPÖ.) 

Der Arbeits- und Lebensbereich der öster-
reichischen Bäuerin ist sehr vielgestaltig ; 
denn sie ist Hausfrau und Mutter, verrichtet 
eine Fülle landwirtschaftlicher Tätigkeiten, 
und zwar nicht pur manueller Art, sondern 
sie muß auf Monate planen, die Arbeiten i n  
der Land wirtschaft und im Haus koordinieren 
und sie auf die Arbeitsspitzen abstimmen. 
Sie ist an der Erzeugung landwirtschaftlicher 
Produkte maßgeblich beteiligt und trägt eben­
so zur Verbesserung deren Qualität, einer Vor­
aussetzung für den gesicherten Absatz, wesent­
lich bei. Die Hälfte aller Bäuerinnen hat keine 
Hilfskraft, das heißt, weder eine Landarbeiterin 
noch eine Verwandte zur Verfügung. Die Größe 
und Lage der Betriebe setzt der Anwendung 
der Technik in der Landwirtschaft Grenzen. 
Noch enger aber sind diese Grenzen im Haus 
gesteckt, wenn es sich um die Betreuung alter 

81. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)26 von 78

www.parlament.gv.at



Nationalrat IX. GP. - 8 1 .  Sitzung - 30. November 1961 3443 

Dr.-Ing. Johanna Bayer 

und kranker Menschen oder um die so wich­
tigen Aufgaben der Pflege und der Erziehung 
der Kinder handelt. Es gibt nun einmal - und 
vielleicht ist das gut 80 - keine Maschinen, 
die täglich den Tisch decken, die kleinen 
Kinder füttern und anziehen, sie zu Bett 
bringen und den Kranken einen Tee anS Bett 
bringen. Hier könnte man in der bäuerlichen 
Hauswirtschaft unzählige Tätigkeiten an­
führen, die niemals durch Maschinen, sondern 
nur durch Hände und ein gutes Herz verrich­
tet werden können. 

So wurde in der erwähnten Studie, die übri­
aens bei einer im Zusammenwirken mit der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen in Wien veranstalteten 
internationalen Tagung von allen europäischen 
Staaten als beispielgebend anerkannt wurde, 
auch der Grad der Arbeitsbelastung der Bäue­
rinnen festgestellt . Sie ist in den Betrieben 
mit einer Fläche zwischen 5 und 20 Hektar 
am höchsten. Nur 13 Prozent der Bäuerinnen 
tragen eine normale Arbeitslast, wie sie auch 
von Nichtbäuerinnen geleistet wird ; 40 Pro­
zent zeigen eine echte Arbeitsbelastung, 
25 Prozent sind arbeitsüberlastet und 22 Prozent 
in sehr hohem Maße arbeitsüberlastet. 

schweren Arbeiten herangezogen werden müs-
sen. 

Schließlich kommt zu den Feststellungen 
über den besorgniserregenden Gesundheits­
zustand des in der Landwirtschaft tätigen 
Bevölkerungsteiles noch die bedauerliche Tat­
sache der höheren und früheren Sterblichkeit. 

Allein schon diese rein menschlichen Ge­
gebenheiten verpflichten den Staat, der Land­
wirtschaft Schutz und Hilfe angedeihen zu 
lastlen, die bestrebt ist, durch erhöhte Produk­
tivität die bestehende Einkommensdisparität 
zu mildern und so ihr Einkommen zu steigern. 

Die Lebensweise der bäuerlichen Durch­
schnittsfanülie ist so einfach, so bescheiden, 
sparsam und anspruchslos wie kaum bei einem 
anderen Berufsstande, weil das verfügbare Bar­
geld für dringend nötige Investitionen zur 
Rationalisierung des Betriebes gebraucht wird. 

Eines allerdings kennt die bäuerliche Be­
völkerung nicht : Langeweile oder das Problem 
der Freizeitgestaltung. Ja im Gegenteil, alle 
Bemühungen gehen dahin, namentlich den 
Bäuerinnen durch bessere Einrichtungen und 
Arbeitsmethoden überhaupt etwas freie Zeit 
für ihre Erholung, für die Erhaltung ihrer 
Gesundheit und die Betreuung der Familie zu 

Erschwerend kommt hinzu, daß bei der ermöglichen. 
sozialen Stellung der Selbständigen viele der Die Bäuerinnen begrüßen die im Jahre 1962 so begrüßenswerten Möglichkeiten, wie sie den in größerem Umfang als bisher möglichen Maß­unselbständig erwerbstätigen Frauen zustehen, nahmen der Landwirtschaftsförderung, die nicht anwendbar sind. Für die Bäuerinnen ihnen direkt oder indirekt zugute kommen wer­sind Achtstundentag und 42 Stunden-Woche, den. Die Restelektrifizierung oder die Verstär­freie Wochenenden und alljährlicher Urlaub kung der Netze ist für die Bäuerin ebenso Utopien ; leider aber �uch der. Mutterschutz, wichtig wie für den Bauern. Sie macht das der �as Verbot und dIe VermeIdung schwerer I Leben leichter und die Ar�eit erträglicher �nd ArbeIten sechs �ochen vor u�d sechs Wochen gestattet überhaupt erst die Verwendung wICh­nach der Entbmdung vorsIeht, und auch tjaer Haushaltsmaschinen und -geräte. der Karen�urlaub in der Dauer eines Jahres. öSie weiß um die Bedeutung eines ordent-

Ärzte, Hebammen u nd Fürsorgerinnen lichen Güterweges für den Transport der 
müssen als Folge dieser Tatsachen immer Produkte und Betriebsmittel zum Markt und 
wieder feststellen, daß das "gesunde" Land- vom Markt. 
leben dieses Attribut "gesund" für die Bauern- Durch Grundstückzusammenlegung werden schaft nicht mehr verdient, ja im Gegenteil, auch der Bäuerin viele unnötige Wege und daß die Bäuerinnen frühzeitig u�d hä�figer I kostbare Zeit erspart. Die Aufstockung eines an Herz-, Kreislauf- und Skelettschaden leIden. Kleinbetriebes zu lebensfähiger Größe oder Die Säuglingssterblichkeit, vor allem nach dem eine Besitzfestiaunrr ist ihr im Interesse ihrer ersten Lebensmonat, ist in der Landwirtschaft Kinder eine Herz:nssache. wesentlich höher als in den Industriegebieten Vielfach sind die Wohn- und Wirtschafts­und S�.ädten, weil si.cl). d�e Bäuerinn�n infolge gebäude veraltet und baufällig und bedürfen ihrer Uberlastung mcht 1m notwendIge� Ma:ß der Verbesserung, um den eigentlichen Arbeits­den Kindern widmen können und weIl dIe bereich der Bäuerin annehmbar zu gestalten Zahl der Aufzuchtstationen für Frühgeburten, oder den Betrieb für den Fremdenverkehr zu der Mütterberatungsstellen und Fürsorgerillnen erschließen. Durch die p-ebietsweise Umstellung auf dem Lande noch zu wünschen übrigläßt. von Betrieben kann d�rell Existenz gesichert 

Die Musterungsergebnisse des Bundesheeres 
\veisen auf einen besseren Gesundheitszustand 
der männlichen Jugend in den Städten und 
Industriebezirken hin, ,,,eil die Jugendlichen 
in der Landwirtschaft schon frühzeitig zu 

werden . Landwirtschaftliche Maschinen ver­
mögen ihre Mitwirkung am Feld und im Stall, 
Wasserversorgung und zweckmäßige Haus­
haltseinrichtung ihren Aufwand an Zeit und 
Kräften zu verringern. 
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Hiefür hat sich die Aktion der Gewährung 
zinsenverbilligter Agrarinvestitionskredite für 
die Hauswirtschaft bestens bewährt. Im Jahre 
1 960 haben rund 2500 Betriebe ein Kredit­
volumen von 39,5 Millionen Schilling zu 
67 Prozent für die Hauswasserversorgung 
und zu 33 Prozent für die Verbesserung der 
Küche und für die Anschaffung arbeitser­
leichternder Maschinen in Anspruch genommen. 
Im heurigen Jahr wurde diese Aktion erfolg­
reich fortgesetzt, und wir begrüßen es, daß 
sie auch für das kommende Jahr vorgesehen 
ist . 

Ich möchte auf diese Agrarinvestitiolls­
kredite für die bäuerliche Hauswirtschaft 
b�sonders den Herrn Abgeordneten WinkleI' 
aufmerksam machen. Er hat laut "Arbeiter­
Zeitung" vom 21 .  November in der vorigen 
Woche bei einer sozialistischen Frauenenquete 
darauf hingewiesen, daß solche billigen Kredite 
für die Landfrau notwendig seien. Ich möchte 
darauf hinweisen, daß es diese Kredite bereits 
seit zwei Jahren gibt, daß sie in ausreichenden 
Mengen vorhanden sind und daß jeder Bauer 
sie bekommt - ob schwarz, ob rot, ob grün, 
nur mit einer einzigen Ausnahme : die "Groß­
agrarier" bekommen diese Kredite nicht. 
(Abg. Lackne r :  Gla�tben Sie das alles, was 
Sie jetzt gesagt haben, Frau Kollegin ?) Diese 
Kredite sind letzten Endes nicht durch die 
Bemühungen der Sozialisten ins Leben gerufen 
worden, sondern durch die Österreichische 
Volkspartei. (Beifall bei der O v  P.) 

Die Bauern bringen der Notwendigkeit 
der Technisierung des bäuerlichen Haushaltes 
zunehmendes Verständnis entgegen, da in 
der Landwirtschaft wie in kaum einem anderen 
Berufe die gute Zusammenarbeit von Bauer 
und Bäuerin grundlegend ist und die Familien­
gemeinschaft zugleich eine Erwerbsgemein­
schaft darstellt. 

Es ist uns bewußt, daß die Sanierung der 
Landwirtschaft Jahre beanspruchen wird, daß 
sie aber im Interesse des ganzen Volkes gelegen 
ist, da die Bauernschaft nicht nur als Pro­
duzent der Hauptnahrungsmittel, sondern 
auch als Konsument und Käufer zahlreicher 
Betriebsmittel und Haushaltsgüter grund­
legende Bedeutung hat und ihre gestärkte 
Kaufkraft viele Arbeitsplätze sichert. 

1 960 waren im Bundesgehiet 254 Hauswirt­
scha.ftsberaterinnen tätig. An die Hundert­
tausend von Bäuerinnen und Bauerntöchtern 
haben an Tausenden von Vorträgen, Vor­
führungen, Kursen und Lehrfahrten teilge­
nommen. Landjugend und Bäuerinnen ver­
folgen mit Interesse und Aufgeschlossenheit 
den technischen Fortschritt und sind be­
strebt, sich weiterzubilden und auch im fort­
geschrittenen Alter zu lernen und ihr Wissen 
und Können zu bereichern. Es besteht kein 
Zweifel, daß diese umfassende Bildungs­
bewegung schon jetzt und noch viel mehr 
im Laufe der nächsten Jahre ihre positive 
Auswirkung zeigen wird. 

Die vom Landwirtschaftsministerium ge­
förderten 255 "Häuser der Bäuerin" und Be­
ratungsstützpunkte haben sich als geeignete 
Stätten für Ausbildung und Beratung erwiesen. 
Ihre moderne Einrichtung vermittelt zu­
gleich Anregungen für die Gestaltung und 
Verbesserung der eigenen Haushalte. Schließ­
lich hat die Bauernschaft in Erkenntnis der 
Notwendigkeit des Zusammenhaltens im Laufe 
der letzten Jahre 3 1 00 Gemeinschafts-Tief­
kühlanlagen für 93.000 Teilnehmer und 250 Ge­
meinschaftswaschanlagen errichtet. 

Um das Problem des fehlenden und so 
nötigen Mutterschutzes zu lösen, haben einige 
Bundesländer dem Einsatz von Familien­
helferinnen erhöhte Beachtung geschenkt. So 
wurde beispielsweise in der Steiermark das 
Steirische Mutterhilfswerk gegründet, dessen 
Aufgaben Werbung, Ausbildung und Einsatz 
von Familienhelfp,rinnen sind. In diesem Jahre 
ermöglichten 54 Familienhelferinnen für jeweils 
2 bis 6 Wochen in rund 300 bäuerlichen Haus­
halten . den Bäuerinnen Ruhe und Schonung 
während Wochenbett und Krankheit und 
versorgten in dieser Zeit Haushalt und Familie. 

Es ist uns bewußt, daß alle die erwähnten 
Maßnahmen bescheidene Anfänge bedeuten 
und ausgebaut und intensiviert werden müssen, 
um das Dasein der Bäuerinnen weiter zu er­
leichtern und ihre Freude am Leben und am 
Beruf auch für künftige Generationen zu er­
halten. 

Ich möchte es nicht versäumen, dem 
Herrn Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft für sein Verständnis, das er den 
Bäuerinnen, ihrer Arbeit und der ländlichen 
Hauswirtschaft entgegenbringt, sowie für alle 

Daß alle Maßnahmen der Landwirtschafts- Maßnahmen, die dat:> Leben der Bäuerinnen 
förderunf:! sinn.voll und zielführend angewendet erträglicher gesta,lten, aufrichtig zu danken. 
w�rden, 1st eme Ha�ptaufgabe der Gesamt- (Beifall be·i der O v  P.) Unser Dank gebührt 
wutschaftsberatung, mnerhalb welcher .:wch aber auch aUen Frauen diA in der Landwirt­
die Hauswirtschaftsberatung zu erfolgen hat. I schaft arbeiten, insbeso�de;e den Bäuerinnen, 

Für die Ausbildung landwirtschaftlicher von denen eine beachtliche Zahl selbst den 
Fachlehrerinnen und HauswirtschaJtsberate- Betrieb führen muß. Ihr stilles und ver­
rinnen stehen vier modern eingerichtete höhere. borgenes Wirken verdient die Anerkennung 
Bundeslehranstalten zur Verfügung. Im Ja,}u' und Würdigung der gesamten Bevölkerung. 
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DrAng. Johanna Bayer Abschließend möchte ich nüch aber noch I schaftsgeldes und der Landwirtschaft zu ver­
mit einer anderen Frage beschäftigen, und I wennen. 
zwar mit der Werbung für Agrarprodukte Ich habe für die gestrengen Herren der 
und der Markterschließung im In· und Aus- Presse eine solche Beilage, die jeweils dem 
land. Der gesicherte Absatz ist für die Bäuerin Agrarischen Informationszentrum beigegeben 
ebenso intßl�essal1t wie für den Bauern, nicht ist , mitgebracht .  Sie ist, wie Sie seheu, auf 
allein wagen der finanziellen Sicherung ihrer orangefarbenem Papier gedruckt. Die Farbe 
Existenz und der Gewißheit ,  daß alle Mühe hat aber nichts mit Orangen zu t un, sondern 
und Plage nicht vergebens war . ' Die Bäuerin mit heimischen Agrarprodukten, also mit kann es in ihrem angeborenen Sinn für Spar- Milch , Fleisch ,  Butter, Eiern, Kartoffeln, 
samlteit nicht verwinden, wenn landwirt- Gurken und, wenn wir bei der Farbe bleiben 
schaftliehe Produkte \'i"egen Unverkäuflichkeit sollen, meinetwegen mit Karotten. 
dem Verderb preisgegeben sind . Sie weiß 
die Gaben der Nl',tur, die oft mit größter Mühe Die Unterstützung der Information über 
und durch den Segen günstiger Witterungs- Agrarprodukte durch den Rundfunk darf � dankbar erwähnt werden . Auch das Öster-bedingungen gewachsen sind, richtig einzu-
schätzen. Dies sollte heute schon jedem reich ische Fernsehen ist mit Sendungen über 
Schulkind beigebracht und von allen Städtern und für die Landwirtschaft sehr entgegen­
beachtet und gewürdigt werden. Zunächst kommend. Wir würden es besonders begrüßen, 
erwächst der Marktforschung die Aufgabe, wenn darüber hinaus , etwa jede Woche, eine 
die Produktion mit den Konsumerfordernissen Fünfminuten-Sendung über jeweils günstig 
in Einklang zu bringeIl . Schließlich muß erhältliche inländische Agrarprodukte aus­
aber auch die Werbung für Agrarprodukte g�strahlt . werden kön

.nte , wodurch wieder 
hedeutend intensiviert werden, und es wird mcht allem der La�d"'1rtschaft,

. 
sondern �uch 

sich a.] s notwendig erweisen, im kommenden d�? Hausfrauen em guter DIenst erWIesen 
Jahr die hierfür vorgesehenen Mittel beacht- I war� . � . . . 
lich zu erhöhen. Ich kann nur einer steirischen I Em �,n�erer V orschlng nchtet s

.
lCh �n dIe 

Zeitung beipflichten, die unlängst schrieb, Österre1chlSchen Bundesbahnen, dIe WIr Ab­
daß die Erzeu<:rungi3sehlacht aBschlagen sei, die geordneten aus der Provinz ja reichlich Ge­

Werbeschlacht nun folgen � müsse und der le?enheit haben zu b.ellütze.�, allerdi�gs für 
'Veg von der Bedarfsdeckung zur Bedarfs- D�enstfahrten un� mch;t fur

. 
Vergnugungs­

weckung eingeschlagen werden müsse . Es feISen - das mochte wh gleICh feststellen , 
ist Aufgabe der Werbung, für Agra.rprodukte u.m Mi�verständniRse a�ll'lzuscha�ten. Es wäre 
Bedürfnisse zu wecken, wie es andere Wirt- Rlcher 1111 Interesse vleler ReIsender, wenn 
Rchaftszweige geradezu meisterhaft verstehen ,  in den �uffetwagen. o(�er in den B�ffetbe�rieben 
(lie allerdings oft giga.nti sche Summen dafür auch MIlch und hemnsches Obst III geeigneten 
zur Verfügung haben. Verpackungen angeboten würde. Ich bin 

Das Agrarische Informationszentrum ver- davon ü�erzeugt:. daß. der Herr Verk�hrsmin�­
sendet regelmäßig an alle Zeitschriften Eill - ster dafur Verstandms haben und (he danllt 
ka,ufstips für die Hausfrauen , aber sie werden beauftra.gten Restaurationen in diesem Sinne 

1 d 1 b anweisen wird . viel zu se ten in en Zeitungen wic{ ergege eIl, 
in denen sie jeweils aufscheinen müßten. Und 111m möchte ich mir noch ' erlanben , 
(Bundeskanzler Dr. G o r b a c h, der soeben den den Appell an die Hausfrauen zu richten , bei 
8itzungssaal betreten hat, nimmt 1mtM· all- ihren Einkäufen die Produkte der heimischen 
gemeiner Heiterkeit und demonstrativem Beifall Landwirtschaft zu bevorzugen. .Der gesund­
bei det· SPÖ irrtümlich in der ersten heitliche Wert unserer Obst sorten wurde von 
Bank der SPd-Fraktion Platz. - Abg. Dr. 
H·urdes, znr SPÖ gewendet : Dafür müssen 
Sie ihn viel mehr loben ! - Abg. Dr. Pi f f 1-
Perce v i 6 :  Da wäret ihr stolz ! - R1tf bei der 
SPÖ : Die erste Selbsterkenntnis ! - Weitere 
Zwischenrufe. - Präsident H i I I  e g e i  s t gibt 
das Glockenzeichen.) 

Wir können mit Dankbarkeit feststellen, 
daß die Presse immer wieder landwirtschaft ­
liche Berichte bringt und die Bevölkerung 
über die besonderen Probleme informiert. 
Wir möchten aber doch die Bitte anschließen, 
auch die für die Hausfrauen bestimmten 
Einkaufsinformationen, die regelmäßig im 
AIZ erscheinen, zum Nutzen ihres Wirt-

Ernährungsfachleuten immer wieder hervor­
gehoben. Es müssen im Zeichen der erhöhten 
Ansprüche der Konsumenten nicht unbedingt 
ausländische Nahrungsmittel sein. Die Viel­
falt und Qualität inländischer Käsesorten, 
um nur einige Beispiele 7.U nennen, kommt. 
jeder Geschmacksrichtung entgegen . Manch­
mal wird bei der Bevorzugung ausländischer 
Produkte deren Billigkeit ins Treffen geführt , 
und zwar vielfach von solchen Hausfrauen, die 
dann bedenkenlos im März die heurigen Kar­
toffeln um 10 S oder die ersten Gurken um 
40 S kaufen. Es sei ihnen zugute gehalten, 
daß sie es nicht so sehr fü.r sich selbst tun, 
sondern um ihren Ehegatten damit eine 
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Freude zu machen. Und deshalb wollen wir 
auch an die Herren der Schöpfung appellieren 
und sie bitten, alljährlich im Frühjahr auf die 
heimischen Produkte zu warten und sie dann 

Die Au,ssclltlßenuwhU(>Jlumgen zu den 
Gruppen 1 (S. 3291) und 11 (8. 3293) werden 
e i ns t i mmig angenommen. 

umsomehr zu genießen in dem Bewußtsein, Präsident Hi1legeist : Die nächste Abstim­
die österreichische Landwirtschaft unterstützt mung findet Mittwoch, den 6. Dezember, 
zu haben. Sie werden mir sicher dann. auch um 1 2  Uhr mittag statt. 
beipflichten, Herr Abgeordneter Lackner. Wir fahren nun in den Beratungen über die 

Ich möchte warnen vor der Einstellung Gruppe VIII fort. 
vieler Menschen, daß ihnen diese Frage gleich. Als nächster Redner ist zum Wort gemeldet 
gültig sei. Das Verständnis für die Landwirt- der Herr Abgeordnete Spielbüchler. Ich erteile 
schaft und ihr Gedeihen geht jeden an, und es ihm . 
die Erhaltung ihrer Konsumkraft ist für jeden 
Berufsstand interessant und sichert unge. 
zählte Arbeitsplätze. Ein Volk ohne gesunde 
Landwirtschaft steht auf einer sehr labilen, ja 
geradezu gefährlichen Basis. In diesem Sinne 
erscheinen Neid und Mißgunst wegen der 
Förderung der Landwirtschaft, die in keiner 
Weise den wenigen Großagrariern, sondern 
ausschließlich den vielen Klein. und Mittel· 
betrieben zugute kommt, fehl am Platze. 
Im Gegenteil, sie ist eine der vornehmsten 
Verpflichtungen des Staates, der weitbHckend 
für die geordnete Ernährungssicherung der 
Bevölkerung zu sorgen hat. Wer heute durch 
seine Haltung und Einstellung die Landwirt· 
schaft unterstützt ,  trägt dazu bei, daß sie 
auch in Krisenzeiten, vor denen uns das 
Schicksal bewahren möge, die Grundlage 
unserer Existenz wird darstellen können. 
(Abg. Dr. H u rde s :  Bmvo ! - Beifall bei der 
O VP.j 

Präsident Hillegeist : Wir unterbrechen die 
Debatte über die Gruppe VIII und kommen 
nunmehr zur Abstimmung über die bisher 
behandelten Gruppen und die hiezu einge. 
brachten Entschließungsanträge. 

Bei der A bstinl/Inung wird den G'1°uppen 
1 : Kapitel l :  Bundespräsident und Präsident· 

8chaftskanzlei, Kapitel 2 :  Organe der Bundes­
gesetzgebung, Kapitel 3 : Gerichte des öffentlichen 
Rechtes, und Kapitel 3 a :  Rechnungshof, 

Il: Kapitel 7 :  Bundeskanzleramt (ausgenom. 
men Titel 1 § 3 :  Verstaatlichte U nternehmun­
gen) , und Kapitel 28 Titel 6 :  Staatsdruckerei, 

1 1  (t: Kapitel 7 Titel 1 § 3 :  Bundeskanzler­
amt, Verstaatlichte Unternehm�tngen, und Kapi­
tel 7 a :  Investitionsfonds der verstaatlichten 
Unternehmungen, sowie 

JrI: Kapitel 11 : Bundesminister'i'um für 
Unterricht, Kapitel 1 2 :  Unterricht, Kapitel 13 : 
Kunst, und Kapitel 28 Titel 8:  Bundestheater, 
in der beantragten Fassung - Gruppe V I 
unter Berücksichtigung der Druckfehlerberichti. 
gungen - mit Mehrheit die verfassungsmäßige 
Ge n ehmigung erteilt. 

Abgeordneter Spielbüchler :  Hohes Haus ! 
Bei der Behandlung des Kapitels Land- und 
Forstwirtschaft wird sehr viel und sehr aus­
führlich über Probleme der Landwirtschaft 
gesprochen, erfahrungsgemäß aber immer sehr 
wenig über Probleme der Forstwirtschaft, 
als gäbe es in der Forstwirtschaft keine Pro­
bleme. Dabei gibt es in der Forstwirtschaft 
wirklich viele Probleme, das zeigt gerade der 
Entwurf zum Forstrechtsbereinigungsgesetz, 
der jetzt eingebracht wurde und - wie ich 
hoffe - in den nächsten Wochen verhandelt 
werden wird. Wir werden uns daher in den 
nächsten Wochen mit Problemen der Forst­
wirtschaft sehr viel beschäftigen müssen. 

Zum Kapitel Land· und Forstwirtschaft, 
das heute z ur Behandlung steht, gehört auch 
Kapitel 28 Titel 3 :  Österreichische Bundes­
forste. Es ist das ein sehr großer Betrieb, ein 
Betrieb von großer wirtschaftlicher Bedeu­
tung. Das Besatzausmaß der Österreichischen 
Bundesforste umfaßt rund 814.825 ha ; etwa 
18 bis 20 Prozent der österreichischen Wald­
fläche gehören dem Staat, den Österreichischen 
Bundesforsten. In 96 Forstverwaltungen, . die 
nahezu über das ganze Bundesgebiet, und 
zwar über acht Bundesländer verstreut sind, 
wird der Betrieb geführt ; dazu kommen 
Nebenbetriebe, unter anderen einige sehr 
große Sägewerke, die jährlich zehntausende 
Festmeter Holz verschneiden, Kuranstalten 
und dergleichen. 

Mit mehr als 1300 Angestellten und rund 
6300 Arbeitern, mit zusammen rund 7700 Be· 
schäftigten bei den Österreichischen Bundes­
forsten wird insgesamt ein Holzeinschlag von 
1,565 Millionen Festmetern erfüllt. 

Trotz aller Belastungen und Leistungen, die 
dieser Staatsbetrieb im Interesse der Allge­
meinheit zu erfüllen hat, ist auch im vorlie­
genden Voranschlag ein Einnahmenüberschuß 
von 61 Millionen Schilling vorgesehen. Das 
ist bei den gegenwärtigen Holzpreisen sicher­
lich sehr vorsichtig angenommen, und ich 
glaube, daß der tatsächliche Überschuß so 
wie im abgelaufenen Jahr sicherlich höher 
sein wird. 
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Das alles steht in dem Teilheft, das uns 
vorgelegt wurde. Ich mache diese kurze Fest­
stellung trotzdem, weil ich glaube, daß es 
notwendig ist, aufzuzeigen, daß die Arbeiter 
und die Angestellten der Österreichischen 
Bundesforste in oft sehr schwerer Arbeit 
ihre Pflicht tun, daß sie dafür Dank und An­
erkennung finden müssen und daß daher vor 
allem die berechtigten Forderungen, die von 
den Bediensteten an den Betrieb gestellt 
werden, tatsächlich erfüllt werden sollen und 
daß der Betrieb bei der jetzigen wirtschaft­
lichen Situation nicht kleinlich sein soll. 

bei der Schaffung eines Eigenheimes, indem 
der Betrieb Gründe, die er selbst zur Verfügung 
hätte, sogar unproduktive Gründe, den Ar· 
beitern etwas billiger zur Verfügung stellt, 
weil das Finanzministerium es anscheinend 
nicht erlaubt, dafür Beträge einzusetzen . 
(Abg. Lackner :  Alles Familienpolitik !) 

Die soziale Betreuung in dem großen Betrieb 
Österreichische Bundesforste läßt leider zu 
wünschen übrig. Außer den gesetzlichen und 
kollektivvertraglichen Verpflichtungen kann 
dort für die Arbeiter so gut wie gar nichts 
geschehen. Die Bundesforste verwalten Staats· 

Ich möchte nicht wiederholen, was ich im eigentum und sind - ich glaube, dieser Mei· 
Ausschuß in der Angelegenheit der Kinder- / nung sind wir alle - verpflichtet, dieses 
zulage für die Staatsforstarbeiter gesagt habe. Staatseigentum gut zu verwalten. Das ist 
Diese Forderung wird von der Arbeiterschaft meiner Meinung nach nur möglich, wenn die 
bei der zuständigen Stelle - es ist dies die Substanz erhalten bleibt, und dies in jeder 
Generaldirektion der Österreichischen Bundes· Hinsicht. Sowohl die Erhaltung des Waldes 
forste - weiterhin erhoben werden. Wenn und der Holzsubstanz wie des Grundbesitzes 
von der Generaldirektion diese Forderung ist notwendig, denn es soll doch nicht dazu 
nicht erfüllt werden kann, weil andere Stellen kommen, daß das Staatseigentum ausverkauft 
dagegen sind, so wird die Forderung eben wird. Ich glaube, daß sich die Österreichischen 
beim Landwirtschaftsministerium erhoben Bundesforste bemühen, die Wald- und Holz­
werden, sie wird erhoben werden beim Finanz- substanz zu erhalten. Es finden keine Über­
ministerium und - da das notwendig zu sein schlägerungen statt, es wird rechtzeitig auf­
scheint auch beim Bundeskanzleramt. geforstet, und es werden die erforderlichen 

Der Herr Präsident Wallner hat heute hier Aufschließungen durch den Bau von Forst­
erklärt, daß nun auch für die Forstwirtschaft wegen, Forststraßen, durch den Bau von 
in manchen Gegenden zuwenig Forstarbeiter Waldbahnen, Seilbahnen und dergleichen durch­
zur Verfügung stehen. Er hat recht , es ist geführt. 
tatsächlich so, da nun auch die Forstbetriebe, Man bemüht sich auch immer wieder, die 
die bisher von der Landflucht doch meistens Besitzsubstanz zu erhalten. Es ist richtig, 
noch verschont gewesen sind, unter der und ich halte es auch für notwendig, daß die 
Landflucht zu leiden haben. Ich glaube, Österreichischen Bundesforste Grundverkäufe 
wir müssen uns beizeiten fragen, ,vas das tätigen, und zwar nicht etwa im Interesse 
für Ursachen hat, damit wir mit unseren des Betriebes, sondern mehr oder weniger im . 
Maßnahmen nicht zu spät kommen. Tat- Interesse der Gemeinden, von gemeinnützigen 
sache ist, daß die Forstarbeit eine schwere Wohnungsgesellschaften, im Interesse der All­
Akkordarbeit ist, daß die Arbeiter jahraus, gemeinheit . Denn Tatsache ist, daß bei den 
jahrein Wind und Wetter ausgesetzt sind. ÖsterreichischenBundesforsten-zumindestens 
Wenn auch der Verdienst der Forstarbeiter in vielen Forstverwaltungen - Grundflächen 
heute gegenüber früheren Zeiten wesentlich zur Verfügung stehen, die waldwirtschaftlieh 
besser ist, so ist er bei dieser schweren Arbeit völlig uninteressant sind, die mitten in einem 
doch noch nicht so wie der Verdienst in der anderen Besitz drinnen liegen, und es wäre 
Industrie und im Gewerbe. daher durchaus möglich, der Allgemeinheit 

Es gibt aber auch noch andere Probleme 
in dieser Beziehung zu lösen. Ich möchte 
vor allem darauf verweisen, daß die Fra,ge 
der Dienstwohnungen etwa bei den Öster­
reichischen Bundesforsten bis heute noch nicht 
zufriedenstellend geregelt werden konnte. Die 
dortigen Dienstwohnungen entsprechen absolut 
nicht den Anforderungen, die man heute an 
die Wohnkultur steUt . Es gibt dort feuchte 
Wohnungen, wo das Wasser an den Wänden 
herunterrinnt, es gibt aber dafür im Haus 
kein Fließwasser. Und es ist bei den Bundes­
forsten leider auch so, daß dem Arbeiter 
nicht einmal entgegengekommen werden kann 

entgegenzukommen, indem man Gründe für 
den Eigenheimbau zur Verfügung stellt. Es 
·werden auch jedes Jahr um Millionen Schilling 
Gründe verkauft und im Interesse der Er­
haltung der Besitzsubstanz - das ist absolut 
richtig - wieder Gründe zugekauft oder ge­
tauscht. Gerade im Rechnungsabschluß 1 960 
wird verzeichnet, daß im Jahre 1960 um 
7,8  Millionen Schilling Gründe zugekauft 
oder getauscht wurden. 

Der Herr Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft hat iin Ausschuß auf die 
Frage des Kollegen Populorum über die 
Grundverkaufsangelegenheit am Ossiachersee 
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gemeint, der Verkauf dieses qrundes sei von 
der Generaldirektion der Osterreichischen 
Bundesforste zugestanden worden und er 
trete selbstverständlich dafür ein, daß das, 
was zugestanden wurde, auch erfüllt wird. 
Ich könnte ein Beispiel anführen, daß das 
nicht immer der Fall ist, daß etwa ein Grund­
kaufgeschäft vor fünf Jahren vereinbart wor­
den ist, daß der Vermessungsbeamte das 
Grundstück vermessen hat, daß man in der 
Zwischenzeit vier oder fünf Jahre lang so 
getan hat, als wäre dieser Kauf schon perfekt, 
und nach fünf Jahren hat der Betreffende 
dann ein kurzes Schreiben erhalten, · wonach 
die Generaldirektion leider nicht in der Lage 
ist, das aufrechtzuerhalten. (Abg. Po pu­
loru'Yn :  Also man kann auch anders !) 

Bei diesen Grundverkäufen beziehungs­
weise Grundkäufen oder Grundtauschaktionen 
ergeben sich allerdings bei den Österreichi­
schen Bundesforsten immer wieder große 
Seh wierigkeiten. Es ist so einfach, wenn zwei 
Private sich einig sind über einen Grund­
verkauf oder Grundkauf. Sie gehen zum 
Notar, dort wird der Vertrag gemacht, der 
Vertrag wird zur Gebührenbemessung einge­
reicht und geht dann zum Grundbuch, und 
in wenigen Wochen ist das unter Umständen 
durchgeführt. Bei den Bundesforsten ist 
das wesentlich schwieriger. Bei den Bundes­
forsten werden jährlich in den 96 Forst­
verwaltungen sicherlich nicht nur Hunderte, 
sondern vielleicht Tausende solcher Grund­
kaufansuchen eingereicht, und weder die Forst­
verwaltungen noch die Generaldirektion der 
Österreichischen Bundesforste sind in der 
Lage, das verwaltungsmäßig durchzuführen, 
weil dafür einfach zu wenig Personal zur Ver­
fügung steht. Ich glaube, daß da gerade das 
Landwirtschaftsministerium nicht im 
Interesse des Betriebes, denn ich betone noch 
einmal : es liegt nicht im Interesse des Be­
triebes Österreichische Bundesforste, Gründe 
zu verkaufen oder zuzukaufen, sondern es 
liegt meist im Interesse der Allgemeinheit -
im Interesse der Allgemeinheit hier Abhilfe 
schaffen müßte. 

Die Forstwirtschaft und die Lawinenver­
bauung haben in manchen Gegenden, be­
sonders aber im Gebirge einen innigen Zu­
sammenhang. Es muß leider immer wieder 
festgestellt werden, daß selbst Forstfachleute 
in Unkenntnis der örtlichen Verhältnisse bei 
Abholzungen im Einzugsge biet von oft un­
schein baren Gebirgsbächen und Lawinenhängen 
die Gefahr einfach unterschätzen. Das ist 
sicherlich verständlich, und das läßt sich 
auch nicht erlernen ; hier nützt oft die beste 
Theorie und die beste Praxis nichts, das muß 
man gesehen haben, und dazu ist vor allem 

Erfahrung notwendig. Gerade in dieser Hin­
sicht müßten die :Fachleute der Wildbach­
verbauung beigezogen werden, müssen die 
örtlichen Praktiker bei der Erteilung von 
Schlägerungsbewilligungen ihre Gutachten ab­
geben können. 

Ich glaube auch, daß das Verlangen, das 
immer wieder gestellt \yird, daß Mittel des 
Grünen Planes für die Aufforstung von land­
wirtschaftlich unproduktiven Flächen und 
von Lawinenhängen gerade im Einzugsgebiet 
von Wildbächen verwendet werden, absolut 
berechtig ist. Die Lawinen- und Wildbach­
verbauung - wir haben im Ausschuß sehr 
ausführlich darüber gesprochen - ist ja von 
besonderer Bedeutung. 

Im Ausschuß für Land. und Forstwirtschaft 
hahe ich darauf hingewiesen, daß für die Wild­
bachverbauung immer zuwenig Mittel zur 
Verfügung stehen. Der Herr Minister hat dort 
nachgewiesen - und das ist auch richtig -, 
daß in den vergangenen Jahren mehr Mittel für 
diesen Zweck eingesetzt wurden. Man darf 
aber nicht vergessen, daß sich in der Zwischen­
zeit die Preise in die Höhe ent,vickelt haben, 
daß heute vielfach mit Maschineneinsatz ge­
arbeitet werden muß und daß daher unter 
Umständen auch mit größeren Mitteln der 
Arbeiterstand nicht gehalten werden kann. 

Ich habe im Ausschuß bei der Debatte den 
Eindruck gehabt, daß der Herr Landwil't­
schaftsminister etwas ungehalten war, weil 
ich gemeint habe, daß immer wieder Arbeiter 
entlassen werden müssen. Er hat dann laut 
Parlamentskorrespondenz gesagt : " Im Jahre 
1960 haben wir bei der Wildbach- und Lawinen­
verbauung im Monatsdnrchschnitt 3200 Ar­
beiter beschäftigt , im Jahre 1961 3000." 

Das sind immerhin um 200 weniger. Aber 
ich mußte bei dieser Gelegenheit feststellen, 
daß diese 200 Arbeiter, die jetzt ,veniger sind, 
Herr Minister, nur das Land Ober österreich be­
treffen, denn in Oberösterreich ist tatsächlich 
der Arbeiterstand in einem Jahr von 800 auf 600 

vermindert worden. Es ist nicht so, daß alle 
diese Arbeiter selbst weggegangen wären oder 
daß man für die Arbeiter, die wegen Errei­
chung der Altersgrenze ausgeschieden sind. 
nicht junge Arbeiter hätte bekommen können. 

Der Herr Finanzminister hat vor kurzem 
die Auffassung vertreten, daß im Budget 1963 . 

möglichst die Vorhaben berücksichtigt werden 
müssen, die bisher zu kurz gekommen sind. 
Ich glaube, daß dazu auch die Wildbach- und 
Lawinenverbauung gehören wird. (Beifall 
bei de1' S P.Ö.) 

Präsident Hillegeist : Als nächster P.,edner 
kommt der Herr Abgeordnete Hermann Gruber 
zum Wort. Ich erteile es ihm. 
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Abgeordneter Hermann Gruber : Hohes schen Volkes nicht, aus der eigenen Scholle 
Haus ! Man könnte leicht versucht sein, das erfolgt, sondern mit Hilfe von Einfuhren 
eigene Konzept zu vernachlässigen, um auf aus dem Ausland, die - wie wir j a  auch in 
die bisherigen Ausführungen einzelner Redner späteren Jahren erkennen mußten - unter 
einzugehen. (A bg. L a c k n e r :  Das sollst du Umständen eines schönen Tages abgeschnitten 
nicht tun ! - Abg. A i gne r :  Das wäre sehr werden können. Man konnte zwar die öster­
interessant !) Es wäre zweifellos außerordent- reichische Landwirtschaft nicht abschreiben, 
lich interessant, den Planwirtschaftlerll, den aber man gab ihr auch wenig Chancen für 
Dirigisten zu antworten (Abg. A igne r :  Den eine entsprechende und gleichberechtigte Ent­
Praktikern des Di7'igisrnus zuzuhören !) oder ' wicklung. 
auf der anderen Seite den Vertretern jener Wenn auch die Leistungen der Landwirt­
Richtung, die alles besser machen könnten schaft. in den ersten Nachkriegsjahrell unver­
und nach den Sternen greifen, die man be- hältnismäßig gering waren, gering sein mußten, 
kanntHch auf dieser Erde noch nicht vom Him- weil einerseits die Produktionsmittel fehlten, 
mel herunterholen kann. Ich will mich aber anderel'seits aber auch mehrere dürre Jahre 
doch in erster Linie auf das eigene Konzept die Land wirtschaft um die Frucht ihrer Arbeit 
beschränken (A bg. A i g n e r : Das ist einfacher I) brachten, so war diese Einstellung gegenüber 
und vielleicht im Rahmen meiner Ausführun- der Landwirtschaft geradezu diskriminierend ; 
gen dann und wann nach links oder auch denn auch die Leistungen fast aller Industrie­
nach rechts kommen. (H eiterkeit. - Abg. zweige waren in der Nachkriegszeit auf ein 
La c1..:n e l' :  Ihr solltet die Sitzordnung ver- erschreckend tiefes Niveau gesunken. Es 
ändern bei e1lCh, darn1't man weiß, wo rechts bedurfte einer jahrelangen Auf bauarbeit, bis 
ist !) sie wieder in Gang gebracht und vor allem 

' .. . . . exportfähig gemacht werden konnten, ob-
Dle osterreichische Landwrrtschaft hat nach wohl _ und das sei auch mit aller Deutlich-

dem 
. .  

let�ten Weltkrieg, al� die Ernä��ungs- keit heute klargestellt _ fast alle Devisen­verhalt�llss� als Folge des Ruckganges wah�end eingänge und der wesentliche Teil der inter­�er Kl'IegsJahre und d:er de
.
solaten �ust�nde I nationalen Hilfsmittel bis zur Marshallplan­

m der en,ten NachkriegszeIt auf em tIefes Hilfe in erster Linie der Industrie zugewendet 
Niveau abgesuuken ware�, �ewaltige Anstren

.
; wur�en. . . gungen g:mac�t und berel�s III ��n Jahren 195.... \Vlr haben noch III lebhafter Ermnerung, 

und 19a3 die ProduktlOushohe der Vor- welcher Anstrengungen es bedurfte, um an 
kriegszeit wieder erreicht . Diese Produktions- den Tischen, an denen die Devisen zugeteilt 
entwicklung war UlUSO anerkennenswerter, wurden und die Marshallplan-Hilfe verteilt 
al� man es gerade de� Lan�wirtschaft �icht \vurde, die Landwirtschaft endlich auch als 
leICht 

T 
gema�ht h�t, dIe Schaden der Knegs- gleichberechtigten Partner unserer Gesamt ­und N achkTl�gszeIt

. 
und den durch das F�hlen wil'ischaft einzuführen und f ür sie die gleiche v�� Produl�tlO�slllltteln aller Art ausgelosten I· Berechtigung durchzusetzen . Ruckfall wlCdm aufzuholen. Der Erfolg dieser Bemühungen hat sich auch 

Es war ein schwerer Kampf, um die Bei- gelohnt. Schon nach wenigen Jahren, in 
stellung der Produktionsmittel, insbesondere denen der Landwirtschaft die notwendigen 
der 110twendigen Schädlingsbekämpfungr:-nnittel, Produktionsmittel zur Verfügung gestellt wur­
Futtermittel, Maschinen und so weiter zu den, konnten so bedeutsame Produktions­
erreichen. Es galt vor allem, die Benachteili- erfolg.e in der I�andwirtsc�aft erzielt werd�n, 
gung der Landwirtschaft bei der Zuteilung daß 

.
ll� wesentlichen ZWeIgen der l�nd�lrt­

der notwendigen Devisen für die Beschaffung I sch�fthch
.
en �ersorgung, :or allem beI Fle�sch 

dieser Produktionsmittel zu beseitigen. Es SOWIe bel MIlch und }IIlchprodukten, mcht 
war damals bei den Vertretern sowohl der I nur die. volle .. Versorg.ung erreicht, �ondern 
Konsumenten als auch der übrigen Wirt- sogar Übers.chusse erZIelt 

.. 
wurden: dIe nun­

schaft. die Meinung verbreitet, die öster- �ehr exportI�rt werden mussen . ?Iese Wende 
reichische Landwirtschaft werde nie in der III der EntWICklung der LandWIrtschaft fiel 
Lage sein, die Ernährung der österreichischen in die Wirtschaftsjahre 1952, 1953 und 1954. 
Bevölkerung in einem befriedigenden Aus- Seit dieser Zeit hat sich auch ein Wandel 
maß innerhalb einer kürzeren Zeit sicher- in den Sorgen und in den Problemstellungen 
zustellen, weshalb es viel, vie1 wichtiger wäre, in der Landwirtschaft insofern ergeben, als 
zuerst die Industriebetriebe wieder aufzu- nicht mehr die Produktionssteigerung das 
bauen.  sie exportfähig zu ma chen und sich Agrargeschehen beherrschte, sondern sich das 
auf diese Weise die notw"endigen Devisen Schwergewicht der Zielsetzungen immer mehr 
für die fehlenden Nahrungsgüter zu be- auf Absatzfragen, die Preisent" 'icklnng sowie 
schaffen, also praktisch den Zustand zu auf Struktur- und Einkommensprobleme ver­
belassen, daß die Ernährung des österreichi- lagerte. 

291 
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Tatsächlich hat die österreichische Land- menten umgelegt, sondern einen Teil der Preise 
wirtschaft heute ein Niveau erreicht, das für Ernährungsgüter , wie Getreide oder Milch, 
im Durchschnitt 90 Prozent des Ernährungs- durch Staat,sstützungen aufgefangen, weil man 
bedarfes aus dem Inlande sichert, wie kürz- damals der Meinung war, daß dieser Preisanteil 
lich Professor Dr. Nemschak in einem Vor- den Konsumenten noch nicht zugemutet wer­
trag festgestellt hat, wobei bei dieser Be- den könne und dies auch den Interessen der 
rechnung auch die Einfuhren von Futtermitteln, Exportindustrie förderlich sei. 
Rohstoffen für die Öl- und Fetterzeugung, Bei der Schaffung von Preisstützungen für 
deren Ausmaß heute nicht mit Unrecht die landwirtschaftliche Produktion hatten aber 
schon kritisiert worden ist, sowie der große die Preisstützungen eindeutig den Charakter 
Bedarf an Südfrüchten und Kolonialprodukten von Konsumentenstützungen. Es ist deshalb 
mit eingerechnet sind. nicht recht verständlich, daß der Herr 

Darüber hinaus hat die österreichische Land- Abgeordnete Winkler heute als einer der 
wirtsch8,ft in einigen Zweigen, insbesondere bäuerlichen Sprecher von der linken Seite fast 
in der Viehzucht, in der Schlachtviehproduk- gegenteilige Behauptungen aufstellte. Es 
tion und bei den Molkereiprodukten ihre ein- mußten zu dieser Zeit und auch noch in einer 
stige Exportstellung nicht nur wieder erobert, Reihe von Jahren nachher auch vom Ausland 
sondern in den letzten Jahren sogar wesent- bezogene Lebensmittel, vor allem Getreide, 
lich ausgebaut. Sie muß sogar aus existentiel- durch erhebliche Stützungen auf das Inlands­
len Gründen darauf bestehen, daß auch der preisniveau herab gestützt werden. 
Landwirtschaft und ihrer Exporttätigkeit das Jetzt, wo das sogenannte Weltmarktpreis­
gleiche Recht zuerkannt wird, wie dies bei niveau teilweise unter die noch immer größten­
den Industriezweigen seit eh und je eine teils geregelten Preise für Inlandsprodukte 
Selbstverständlichkeit ist. Leider hat die ab gesunken ist, haben die Stützungen ohne 
Landwirtschaft in dieser Richtung zu be- Zweifel ihren Charakter geändert. (Abg. 
klagen, daß sie gerade bei den Exportzweigen A i g n e r :  Na endlich ! Also doch ! - Abg. 
auch von anderen Ressorts abhängig ist und Dipl.-Ing. Dr. O. We ihs : Selbstbekenntnis 
daher eine Gleichberechtigung mit der Indu- einer schönen Seele !) Diesen Charakter nützen 
strie nicht besteht. So manche Export- Sie einseitig aus (Abg. A igner :  Nein ! W,i1' 
möglichkeit, die im Inlande die gewünschte wollen es nur einmal festgestellt wissen !) ,  und 
E.ntlastung hätte bringen können, is.t durch ich habe gerade kritisiert, daß man ' nunmehr 
dIese Doppelkompe.tenz der LandWIrtschaft diese Stützungen, die in dem Zeitpunkt, als 
verlor�ngega�gen, m�.ht 

l
zule.tzt auch dadurch, sie geschaffen wurden, eindeutige Konsumen­

d�ß em geWIsser BuroKI'atms hemmend ge- tenstützungen waren, nun gewissermaßen in 
WIrkt hat. I Produzentenpreisstützungen umfälscht. 

Eine Gleichberechtigung hat es auch auf Es wird daher vielfach auch in diesem 
der Preis seite nicht gegeben, und es wird auch Hause wie soeben aus Unkenntnis der Dinge 
hier der Landwirtschaft gegenüber mit zweier- (Abg. A ig n e r :  Wirklich ?) nur mehr VOll 
lei Maß gemessen. Solange Lebensmittel- Agrarstützungen gesprochen. (Zwischenmt der 
mangel herrschte, war die Landwirtschaft Abg. Rosa Jochmann.) Diese Polemik geht 
bewirtschaftet und vor allem auch preis- aber vielfach an den Tatsachen vorbei. Man 
gebunden, weil die Preise für Nahrungs- kann auch nicht als Konsumentenvertreter 
mittel eben auch politische Preise sind, was heute einfach den Standpunkt einnehmen, 
ja von seiten der Landwirt,schaft aus ihrer die Stützungen jetzt, wo (181' Weltmarktpreis 
Stellung als Nährstand heraus seinerzeit durch- beispielsweise für Getreide unter den Inlands­
aus verstanden wurde . Die Landwirtschaft preis gefallen ist, aufzulassen und der öster­
hatte dadurch in den Jahren, in denen die reichischen Landwirtschaft zuzumuten, die 
Weltmarktpreise für Nahrungsgüter wesont- Preisdifferenz von 55 Groseheu beim Brot. 
lich über dem Niveau der in Österreich ge- aetreide oder 50 Groschen bei der Milch auf b setzlieh fest.gelegten Inlandspreise lagen und sich zu nehmen . (Abg. Lackn e r :  Für wen 
daher einen großen Anreiz für die Verbesse- ist das ?) 
rung de� Erzeugung, �er �odu�tivität !?e- In dieser Richtung sind ja, in der letzten 
b�ten . hatten, d�vo�. 

m.cht In glel��er �e�se Zeit gerade Äußerungen von Ihrer Seite hoch­
WI� dIe Industne fur I�:e InvestitlonstatIg- interessant, die vorschlagen, weil die Produk­
kelt Gebrauch machen konnen. tion der österreichischen Landwirt.schaft in 

Man hat dann anläßlich des letzten Lohn- einzelnen Zweigen das Niveau der Aufnahme­
und Preis�,bkommens im Jahre 1951 und auch fähigkeit der österreich ischen Bevölkerung 
bei späteren Preiskorrekturen die der Land- j bereits . überschritten hat, nun Produktions­
wirtscha

. 
ft

. 
ges�tzlich 

.
zuerkannten G�stehungs- I drosselungen v?rzunehmen. Auc� der Herr 

kostenprmse mcht zur Gä.nze auf dIe Konsu- Abgeordnete Wmkler hat hente WIeder davon 
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gesprochen, nur hat er nicht gesagt, nach 
welcher Seite man ausweichen sollte (Abg. 
Lackner :  Aber ja ! Er hat doch gesagt : 
Weizen auf Gerste !) , da man ja ungefähr weiß ,  
daß in  allen Produktionszweigen der öster­
reichischen Landwirtschaft heute jene Höhe 
erreicht ist, die dem österreichischem Konsum 
angepaßt ist. 

rück -, das war unser Bemühen, aber dieses 
unser Bemühen ist g0rade von Ihrer Seite 
vereitelt worden. Dieser Vorgang wiire aber 
volkswirtschaftlich absolut richtig ; ich komme, 
wie gesagt, später noch einmal darauf zurück. 

Die Preise für dieRe Agrarprodukte wurden 
nach langwierigen Kostellprüfungen und 
Kämpfen innerhalb der drei Kammern 

Das heißt : Wir müssen mit den über- schließlich von der Regierung und vom 
schüssen, die in Österreich auf landwirtschaft- Parlament vor Jahren festgesetzt. Sie sind 
licher Seite nun einmal bestehen, den Weg bei der Milch für den Produzenten schon seit 
des Exportes gehen. Aber es ist ein schlechter 1956 und bei Getreide sogar schon seit 1 952 in 
Rat, den man der österreichischen Bauern- Geltung, obwohl seither - das dürfte auch von 
schaft weist, wenn man vorschlägt, nun die I Ihrer Seite nicht geleugnet werden - fast alle 
Produktion zu drosseln, die Produktion einzu- Kostenelemente . auf der Ausgabenseite der 
schränken oder sie zu ändern, also in diesen Landwirtschaft, von den Arbeiterlöhnen über 
oder jenen Produktionszweig auszuweichen. die Baukosten bis zu den Produktionsmittel­
Insbesondere wäre es ein verhängnisvoller Rat, preisen , erheblich gestiegen sind. 
wen� . man der Landwirtschaf� wirklich ?ie Man kann doch der Landwirtschaft, die 
R��hslerung der Ged�nken, dIe gelege�t��c� sowohl auf der Produktions- als auch auf der geaußert werden und die auch schon schrift lC Vermarktungsseite spezifische Sch .. he f-. d 1 t . d t .. d d' wac II au me erge eg E'lll , zumu en wur e, nun lese weist und daher in den meI'ste Staat'" . . p . .. l' h . h h b n dl eIne oder Jene reIse - �atur 1C l1lC t nac . 0 e?, Sonderstellung eingeräumt erhielt, in Öster-sond�rn nach unten . - zu sta!Iel�, damIt kem reich nicht zumuten, sich in Mangelzeiten, wo A�relz mehr bes�eht, zum BeIsp�el n.och mehr es Chancen für Rücklagen für Investitions­M.�lc� zu produzIeren oder G�trelde 1m gegen- zwecke gegeben hätte, die Preise binden zu wartIgen U;nfang zu produ.zIeren, .. a�so soge- lassen, und sie in Zeiten des Überflusses - so nallnt� PreIsstaffel�ngen, ?Ie naturhch .. nach meint man _ dem sogenannten freien Markt verschIedenen SeIten hm durchzufuhren mit den vömg unechten Weltmarktpreisen aus­wären. liefern. Auch in dieser Richtung wurden heute 

Ich glaube, in diesem Zusammenhang muß vom Herrn Nationalrat WinkleI' Ansichten 
ich auch eine Äußerung des Herrn Abge- geäußert, die wir von seiten der Volkspartei 
ordneten Dr. Kandutsch aufgreifen, der ge- oder der bäuerlichen Vertretung unter gar 
meint hat, man solle doch versuchen, zum Bei- keinen Umständen unterstreichen können. 
spiel mehr Butter im Inland abzusetzen und Es fand erst vor einer Woche in Wien eine nicht den Weg des Exportes zu gehen. Auch Tagung über Agral'probleme statt, bei der Herr Nationalrat Winkler hat in dieselbe Kerbe namhafte Vertreter der Wissenschaft des In­geschlagen und gemeint, man könnte die und Auslandes die Notwendigkeit der Sonder­Spitäler und so weiter versorgen. Ich glaube, stellung der Landwirtschaft begründeten und daß die österreic�is�he Agrarwirtschaft zu da,s Nichtvorhandensein eines echten Welt­j�der Lösung bereIt Ist , . aber nu� unter der marktpreises für Agrarprodukte nachgewiesen \ oraussetzung, daß es SICh um emen echten haben Z d' V '  t It dA p .. ' .. l' h K . d' R' h h . u lesen el ans 3< ungen " r  rasl-ZURatz 1C en onsum In 18ser lC tung an- d t k C •• l' h ' h V . I (Ab W '  kl . N . . l '  h I A 8 II en en onlerenz waren müur 1C a u e . eI -de�t . . g. . 

�n  e r .  atur 'bC ' . n te e treter der Gewerkschaft, der Arbeiterkammer 
der .J..lf argarme Butter !) Dann mag es uns el' gelad I h h ffo. h . d ß T ' . .. ;, . . . . . I n . en. c 0 v se 1 ,  a von '" Issen-glclChgul l lg sem, ob WIr exportieren oder TeIle schaftlI'ch r S 't h 'h ] .  t d h . .  . ' "  1 e �1 e er � nen flor oc euugcs unserer ProduktIOn zusätzlIch 1m eigenen Lane mt' t  auf den Weg ebe rd k t . . , geg , n we en onn e, unterbrmgen. I sodaß man vielleicht dor.h da und dort gegen-

Wir könnten zum Beispiel - und in dieser I über der Landwirtschaft eine andere Einstellung 
Richtung muß man die Öffentlichkeit immer bekommt. Dieser sogenannte Weltmarktpreis 
wieder aufklären - ohne weiteres unsere bildet sich bekanntlich einerseits aus export­
österreichische Butter, die wir gegenwärtig begünstigten Agrarüberschüssen der industri­
im Ausmaß von 5000 oder 6000 t exportieren alisierten Länder, andererseits aus den Ex­
müssen, weil sie nicht untergebracht werden porten von überseegebieten, in denen die 
kann, im Inland unterbringen, wenn wir in Produktion noch von Menschen besorgt wird 
ungefähr demselben Ausma.ß den Import von - das gilt insbesondere für die Margarineroh­
Margarinerohstoffen drosseln würden. Das stoffe -, die nach unseren Begriffen echte 
wäre volkswirtschaftlich viel ge sünder und, Hungerlöhne ohne jede soziale Errungenschaft 
meine sehr verehrten Damen und Herren erhalten. Ich denke aber auch an die Ost­
- ich komme später noch einmal darauf zu- staaten, wo die Preise einfach ohne Berück-
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sichtigung der Gestehungskosten staatlich nach nicht mitgeteilt, daß es in Deutschland einen 
Bedarf festgelegt werden. Konsummilchpreis und einen Indust1'iemilch-

Wir haben uns daher immer für Preis- preis gibt .l) Es ist aber interessant in diesem 
gerechtigkeit eingesetzt, und es ist auch jetzt Zusammenhang, daß ' dort Stützungen in dem 
wieder notwendig, für Preisgerechtigkeit ein- Sinne, wie sie bei uns bestehen, zugunsten der 
zustehen und gegen Ansichten aufzutreten, die Konsumenten nicht bestehen . Es beträgt 
zeigen, daß man die Entstehung der Preis- natürlich auch der Milchpreis für die Kon­
stützungen jetzt gerne vergißt und der Land- aumenten wesentlich mehr. (Abg. W'i n k l e r :  
wirtschaft vom Weltmarktpreis - der j a  Herr Kortege Gmber ! Die haben doch auch 
unecht ist - abgeleitete Preise zumutet köheTe Löhne ! Man muß auch die Löhne an­
( Abg.  W i n k 1 e l' : Der echte wäre noch niedriger !) , geben ! ) Ja, man könnte selbstverständlich 
die nicht nur von der österreichischen Land- auch über die Löhne reden. Aber man kann 
wirtschaft abgelehnt werden müssen, sondern nicht einseitig immer die Landwirtschaft 
auch in den Staaten der westlichen Welt nicht dort belassen, wo sie vor Jahren noch ge­
als Maßstab für die Agrarpreise anerkannt standen ist , obwohl alle Kostenfaktorell in 
werden. der Landwirtschaft angestiegen sind. Und 

Es zeigt sich nämlich, daß es in der ganzen gerade über Löhne spricht man ja in jeder 
westlichen 'Welt , imlbesondere in den lndustrie- Sitzung der Paritätischen Kommission. Man 
staaten des Westens, für Agrarprodukte spricht aber niemals darüber, daß sie sinken 
zweierlei Preise gibt, solche , die in den ein- oder gleichbleibell sollen, sondern immer davoll. 
zeInen Nationalstaaten der Landwirtschaft daß sie entsprechend erhöht werden sollen. 
durch die inzwischen überall eingeräumten Der Milchpreis beträgt für den Konsumenten 
Schutzgesetze zuerkannt werden, und die - nach österreichischem Geld - in Schweden 
Hogenannten "Teltmarktpreise, die auf dem 4,50 S, in Großbritannien 3,80 S, in Frankreich 
Agrarsektor keine echten Preise Rind und 3,80 S, in Belgien 3,75 S, in der Schweiz 3,54 S, 
daher ihre Funktion als Regler der Agrar- in Finnland 3,52 S, in den Niederlanden 3,48 S, 
produktion verloren haben . (Abg. R o s e n- in der Bundesrepublik 3,38 S, in Norwegen 
b e r g e r : He'rr Kollege Grubet' ! Einen Abbau de1' 3,06 S, und in Dänemark, das nen niedrigsten 
Stützungen h.aben doch Ihre Leute, Redner Ihret· Milchpreis für den Produzenten hat, beträgt 
Partei verlangt ! - Abg. W i n kl e r : Freie der Konsumentenmilchpreis sogar 3 S. In 
Wirtschaft I) Man kann über die Aufgabe der Österreich zahlt man für die bereits aufge­
Stützungen ohne weiteres mit den agrarischen fettete Flaschenmilch 2,70 S. 
Vertretern reden, wenn dann diese Preise in Sie sehen, wie unterschiedlich die Situation 
echte Konsumentenpreise verwandelt werden, der Landwirtschaft, aber auch die Situation 
aber die Landwirtscha.ft kann doch bei den der Konsumenten in den einzelnen Ländern 
niedrigen Preisen, die sie heute infolge der beurteilt wird. Ich bin der Meinung, daß ein 
gebundenen Preise zur Kenntnis zu nehmen hat, Großteil der Stützungen, zum Beispiel für die 
nicht auch noch den Fortfall der Stützungen Milch, ohne weiteres heute von seiten der 
auf sich nehmen. (Abg. Win kle r : Unge- Konsumenten übernommen werden könnte . 
gebundene P.reise I) (Abg. L a c k n e r :  Be?: den öster're'ichischen Löhnen, 

Ich darf Ihnen in diesem Zusammenhang Kollege Gruber ! Bei den österreichischen Löhnen 
einiges aus der Milchwirtschaft sagen. Die wollen Sie es u.nterbringen ?) Sie sollen ja auch 
Schweiz , zweifellos ein hochentwickelter In- ein bäuerlicher Vertreter sein. Ich wundere 
dustriestaat, bezahlt der Landwirtschaft für Inich, daß Sie sich in der Diskussion immer nur 
das Kilogramm einen Preis von 2,52 S auf einen für die Konsumenten zu Worte melden.  
einheitlichen Fettsatz abgestimmt und auf (Abg . L a c k n e r : Sagen Sie den Wirtschafts­
Schilling und GroBchen errechnet. Groß- ·bündlern, sie sollen die Löhne zahlen, die in 
britannien - ich glaube, ein ganz besonders Deutschland beza·hlt werden I) Die Löhne ent­
entwickelter Industriestaat -, wo die land- wickeln sich. Wir können nachweisen, wie 
wirtschaftliche Bevölkerung vielleicht noch sehr besonders die Löhne in der Landwirtschaft 
einen Anteil von 7 oder 8 Prozent an der gestiegen sind. Sie sind um hunderte Prozent 
Gesamtbevölkerung hat ( R'lf,f : Fünf .I) , zahlt der im gleichen Zeitraum gestiegen,  wo die ÖHter­
dortigen Landwirtschaft 2,51 S, Norwegen reichische Landwirtschaft dieselben Preise wie 
2 , 1 9  S ,  die USA za ,hlen 2 ,30 S, die Bundesrepü- vor Jahren zur Kenntnis nehmen muß. (Ruf 
hlik Deutschland zahlt 2 , 1 5  S, Schweden 2 , 1 2  S, bei der SPÖ : Trotzdem 'Wandern die land­
die Niederlande zahlen 2 , 10 S, und Österreich 'Wirtschaftlichen Arbeiter nach Deutschland a1t8 !) 
zahlt seiner Landwirtschaft bei einem Fett- Bei der · heutigen Debatte über das Kapitel 
gehalt von 3,7 Prozent einen Milchpreis von Landwirtschaft stehen ja nicht die Löhne zur 
1 ,98 S . Österreich wird nur von Belgien und Debatte. Heute steht die Situation der Land­
Dänemark unterboten. (Abg. La c kn e r :  Da wirtschaft zur Debatte. (Abg . L a c k n e r :  A ber 
.stimmt jetzt das meiste nicht, Konege ! Sie haben das sind doch die Leute, die das Tca�tfen m'üssen !) 
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Heute steht zur Debatte, ob die gegenwärtig 
für die Land wirtschaft bestehenden Preise 
kostendeckend sind. (Abg. La c k n e r : Aber es 
muß ja ein Käufer da sein, Kollege Gruber I) 
Aber sie sind es nicht, deshalb besteht diese 
Disparität in der Landwirtschaft (Abg. 
L a c k n e r :  Es muß ja ein Käufer da sein um 
Gottes willen I) gegenüber den anderen Berufs­
schichten. 0 ja, es gibt in Österreich Käufer, 
die für die Milch ohneweiters wesentlich mehr 
bezahlen könnten. (Abg. Lackne r :  Die trinken 
Champagner I) Der Lebensstandard des öster­
reichischen Volkes ist in den letzten fünf, sechs, 
acht Jahren ganz wesentlich gestiegen. 

Die österreichische Landwirtschaft hat nach 
langwierigen Kämpfen das Landwirtschafts­
gesetz erhalten, dessen Ziel es sein soll, die 
Ernährung zu sichern - also ganz im Interesse 
der p. t. Konsumenten in Stadt und Land -, 
aber auch den in der Land wirtschaft Be­

Landwirtschaft vorsichtig investieren muß, 
weil sich ja das landwirtschaftliche Kapital 
leider im Gegensatz zum industriellen oder 
gewerblichen Kapital nur sehr wenig verzinst. 
Bestimmte Betriebskategorien und verschie­
dene Produktionsgebiete weisen jedoch über­
haupt· keine Verzinsung des Kapitals auf. 
Es hat sich vor allem gezeigt, daß das land­
wirtschaftliche Arbeitseinkommen im Durch­
schnitt im Jahr nur ein Niveau erreicht, das 
nicht viel höher als das der Einkommen von 
Rentnern ist. Man kann demgegenüber nicht 
geltend machen, daß sich das Pro-Kopf-Ein­
kommen in der Landwirtschaft. auf zu viele 
Köpfe, also auf einen Überbesatz an Menschen 
bezieht, denn die Land wirtschaft hat seit 1937 
gut die Hälfte der Landarbeiter verloren und 
einen noch größeren Aderlaß bei den Familien­
arbeitskräften durch den Sog der Industrie 
erlitten. 

schäftigten, und zwar sowohl den Arbeit- Es ist auch die Zahl der landwirtschaftlichen 
nehmern wie auch den Arbeitgebern, ein ent- Betriebe, insbesondere die Zahl der Klein­
sprechendes Einkommen zu bieten und stabile betriebe, wo vielleicht ein solcher Über­
Verhältnisse für die Produktion und für die besatz noch am ehesten gegeben war, in den 
Preis- und Absatzentwicklung zu schaffen. letzten zehn Jahren um 30.000 gesunken, 

Die Preise für die Agrarprodukte der sodaß man heute wirklich von einem Über­
österreichischen Landwirtschaft sind, wie Ver- besatz in der Landwirtschaft in der Regel 
gleiche mit den OEEC-Staaten zeigen, durchaus nicht mehr sprechen kann. 
nicht überhö�t. �ie liegen. 

im großen u�� I Die Abwanderung vom Lande ist aber auch 
ganzen so�ar 1m mlttler�n NIveau �er eur0I?al- mit ein Beweis dafür, daß man es vorzieht, 
sehen Pr�Ise, obwohl dIe ProduktlOnsverhalt- in anderen Berufen unterzukommen weil 
nisse in Osterreich infolge des großen Anteils es eben in der Landwirtschaft eine Unter­
am �ergla:nd und des. Vorh�rrschens de:: KI�in- bewertung der k-beit gibt, weil also eine echte 
�etnebe �n Ös��rr�lCh �.

Ielfach
. 
ungunstIger Disparität vorherrscht. Der ständige Abzug 

hegen als m den ubngen Landern, msbesondere von Landarbeitskräften hat bekanntlich eine 
aber in den nordwestlichen Gebieten Europas. Mechanisierungswelle ausgelöst, die in den 

Das Landwirtschaftsgesetz verpflichtet den rapid steigenden Zahlen der land"drtschaft­
Landwirtschaftsminister, der Regierung und lichen Maschinen aller Kategorien zum Aus­
dem Parlament jedes Jahr einen Bericht druck kommt und insbesondere die bäuerlichen 
über die Lage der Landwirtschaft auf Grund Waldbesitzer mangels sonstiger Rücklagen 
von Buchführungsergebnissen von Testbe- tief in die "Sparkasse Wald" greifen ließ.  
trieben vorzulegen. Dieser Bericht wurde 
heuer zum zweiten Mal auf Gnmd wirklich 
objektiver Unterlagen und international an­
erkannter Erhebungs- und Berechnungs­
methoden vorgelegt. Für die Erstellung des 
Grünen Berichtes 1960 wurden wesentlich 
mehr Testbetriebe herangezogen als ein Jahr 
vorher. Der diesjährige Bericht zeigt, daß 
die Wirtschaftlichkeit der Land wirtschaft 
gegenüber dem Vorjahr infolge günstiger 
Ernteergebnisse in einzelnen Sparten eine 

Wir wollen aber auch freimütig anerkennen, 
daß die günstige Konjunkturentwicklung der 
Landwirtschaft nicht nur den Nachteil ge­
bracht hat, daß die Arbeiter in der Land­
wirtschaft immer rarer und teurer werden, 
sondern auch den Vorteil, daß die vollbe­
schäftigte Wirtschaft auch mehr und bessere 
Nahrungsgüter aufnimmt und daher die stark 
ansteigende Produktion auch einen besseren 
Absatz hat. 

kleine Verbesserung erfahren hat .  Daraus Ich kann mich sehr genau daran erinnern, 
geht hervor, daß die Verzinsung des in der daß der Herr Abgeordnete WinkleI' in diesem 
Landwirtschaft investierten Kapitals von Hause wiederholt davon gesprochen hat, daß 
1 ,4 Prozent im Jahre 1959 im Jahre 1960 die beste Agrarpolitik darin bestehe - und 
auf immerhin 1 ,7 Prozent angestiegen ist. davon spricht Professor Dr. Niehaus, ein 
Aber nichtsdestoweniger muß man hier - was I Agrarpolitiker, der teilweise ane!kannt ist 
man von vielen bäuerlichen Seiten immer ( ironische Heiterkeit bei der S PÖ ) -, daß 
wieder erfährt - wiederholen, daß man in der I man dafür Sorge trägt, daß eine gute Kon-
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sumentenpolitik betrieben wird. (Abg. 
L a c k n e r :  Gehören Sie zu den "teilweise" ?) 
Ich habe im Sommer des vergangenen Jahres 
Gelegenheit gehabt, darauf zu sprechen zu 
kommen. Ich habe natürlich auch sagen 
müssen, daß dies nur teilweise stimmt ; aber 
es sei anerkannt. 

Die Vertreter der Landwirtschaft haben 
sich daher zu dieser Entwicklung der Gesamt­
wirtschaft stets positiv eingestellt, und auch 
an den Verhandlungen über die Ausweitung 
der Märkte zu einem größeren Markt haben 
sie positiv mitgewirkt. Die österreichische 
Landwirtschaft setzt aber voraus, daß auch 
ihr der Start zu einem größeren Markt, 
der nun so rasch auf uns zukommt, auf dem 

müse-, Obst- und Weinbau interessierten Klein­
betriebe gefährden wird. Wenn daher die 
österreichische Landwirtschaft an das Land­
wirtschaftsgesetz die Erwartung knüpft, daß 
ihr der Eintritt in den größeren Markt, der 
aus gesamtwirtschaftlichen Gründen notwen­
dig ist, durch Bereitstellung von entsprechen­
den Mitteln für den Grünen Plan zu gleichen 
Startbedingungen ermöglicht wird wie in den 
Konkurrenzländern, so ist diese Forderung 
nicht unbillig. Ihre Erfüllung erlaubt keine 
weitere Verzögerung mehr . Die Landwirt­
schaft darf daher wohl auf das Verständnis 
der Regierung, auf das Verständnis der­
Vertreter der Wirtschaft und der Politik 
hoffen. 

sie mit der technisch, strukturell und teil- Der Grüne Plan ist bekanntlich nicht eine 
weise auch b�ldungsmäßig weiter. fortgesc��itte- I österreichische Erfindung, sondern bedeutet 
nen Lan�wlr�sch�ft der 

.
no;dIschen .. L�nder nur ein Nachhinken gegenüber anderen Län­

und den m khmatIscher HmsICht begunstIgten dern. Die deutsche Landwirtschaft steht 
sü�li?hen Ländern �n Wettbewerb treten muß, schon seit Jahren im Genuß der Förderung moghch gemacht wIrd. durch den Grünen Plan, ebenso die Schweizer 

Wir sind uns darüber im klaren, daß wir Landwirtschaft .  Ein solcher Plan wurde auch 
noch manche Rückstände bei uns aufzuholen mit beträchtlich höheren Ansätzen im italieni­
haben. Wir haben uns auch dafür entschieden, sehen Parlament beschlossen und ist im 
einen sehr erheblichen Teil der uns zur Ver- französischen Parlament bereits in Vorbe­
fügung stehenden Mittel aus dem Budget ratung. In den nordischen Ländern, ins­
und dem Marshallplan für eine bessere Aus- besondere in Schweden, Norwegen und Eng­
bildung unserer Jugend durch Vermehrung land, genießt die Landwirtschaft durch die 
der landwirtschaftlichen Schulen und Kurs- dortigen Landwirtschaftsgesetze einen erheb­
stätten - auf diese Entwicklung können wir lich weitergehenden Schutz in Form einer 
wirklich stolz sein ! - sowie durch eine bessere Preis- und Einkommensgarantie, also einen 
Beratung zu verwenden. Schutz in einer Form, die wir bei uns i m  

Es sind aber auch Schwierigkeiten und Landwirtschaftsgesetz leider nicht unterbrin­

Rückstände für die österreichische Land- gen konnten, was die Freiheitlichen immer 
wieder kritisierten. Ja selbst in den Ver­wirtschaft gegeben, die der einzelne Betrieb 

oder Landwirt nicht beheben kann. Diese einigten Staaten von Amerika hat schon 
seit 1934 die Land wirtschaft einen sehr weit­Schwierigkeiten und Rückstände müssen viel-

mehr durch die hiezu berufenen Bundes- gehenden Schutz in Preis und Absatz für ihre 
und Landesstellen behoben werden. Ich denke Hauptprodukte erhalten. 
hiebei an die großen Schwierigkeiten der Wie Sie durch einen Blick auf den Grünen 
Verkehrslage, an die Strukturschwierigkeiten; Plan der österreichischen Bundesregierung 
insbesondere an die ungünstige Flurverteilung. ersehen, sind für die österreichische Land­
Ich denke ferner auch an die Beseitigung wirtschaft keine Mittel zur direkten Ver­
d�r der Landwirtschaft aus Elementartweig- besserung der zunehmenden Einkommens­
mssen drohenden Gefahren durch Hochwasser- disparität der Landwirtschaft vorgesehen. 
schäden oder Lawinengänge oder durch das .. . . . . 
Auftreten von parasitären Schäden im Feld- PrasIdent Hl�egelSt :  Ich bIt�e de.ll Re�ner 
bau, im Wein-, Obst- und Gartenbau, oder u m  EntschuldIgung, wenn ICh Ihn Jetzt 
an das Vorhandensein von Seuchen, zum unterbreche. Nach dem optischen Eindruck 
Beispiel der Tbc oder der Rinderbrucellose, wird es ih.m k�um möglich sein, in absehbar 
die die Vermarktung unserer Viehprodukte k?-rzer �eIt seme . Re�e . zu b��nde�. Falls 
in Zukunft überhaupt in Frage stellen könn- dIeser Emdruck rIChtIg 1st, wurde ICh vor­
teu. schlagen, daß wir die Sitzung zwecks Durch-

Viele von den besonderen Schwierigkeiten, führung der Mittagspause jetzt unte:rbrechen 
die durch den großen Anteil des Berglandes und der Herr Abg�ordnete Gruber seme Rede 
bei uns gegeben sind, gibt es in den anderen dann nach de� MItta�spause fortsetzt. (Abg. 

Ländern überhaupt nicht. Die südlichen Län- L a c k ne r :  Fnsch gestarkt !) 

der haben sogar den Klimavorsprung, der im Abgeordneter Hermann Gruber : Es dauert 
Falle der Integration einen Teil der am Ge- vielleicht noch 20 Minuten ! 
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Präsident Hillegeist : Die Sitzung wird also Der Grüne Bericht selbst zeigt ungeschminkt, 
zur Durchführung der Mittagspause u n t er- wie das auch Herr Präsident WaHner vormittag 
b r o c h e n ; derHerr Redner hatnach der.Mittags- zum Ausdruck gebracht hat, die Lage der 
pause die Möglichkeit, seine Rede ung2stört Landwirtschaft auf. Was bezweckt aber 
und ohne den Druck der kommenden Mittags- I schließlich der Grüne Bericht mit dieser Offen­
pause fortzusetzen. heit ? Er appelliert an das Gewissen jedes 

Volksvertreters in diesem Hause, er appelliert 
Die Sitzung wird um 13 Uhr .5 Jrlinuten aber auch an jeden Österreicher überhaupt, 

unterbrochen  und um 14 Uhr 5 Minuten diese Diskriminierung, die zweifellos zuungun­
wiederaufgenomrnen. sten der Landwirtschaft besteht, aus dem 

Präsident : Ich nehme die unterbrochene 
Sitzung wieder auf. Beim Wort ist der Herr 
Abgeordnete Hermann Gruber. 

Abgeordneter Hermann Gruber (fortsetzend) : 
Hohes Haus ! Es ist für mich eine Auszeich­
nung, daß ich zweimal Gelegenheit habe, 
zu demselben Gegenstand zu sprechen. Ich 
habe früher den Grünen Plan kurz erläutert 
und aufgezeigt, für welche Verwendungs­
zwecke die Mittel vorgesehen l;ind. Wie schon 
diese kurzen Hinweise von vorhin zeigen, 
ist bei der Aufstellung nicht - wie das manch­
mal fälschlicherweise behauptet worden ist -
nach der Zuckerstreumethode "jedem etwas" 
vorgegangen worden, wie im Ausschuß bei 
der Behandlung des Lage berichtes des Ministers 
Hartmann in wenig sachlicher Weise be­
hauptet wurde, sondern es wurde den aktuellen 
agrarpolitischell Gesichtspunkten und N ot­
wendigkeiten weitestgehend Rechnung ge­
tragen . Der vom Landwirtschaftsministerium 

Weg zu räumen. 

Der Grüne Bericht bringt mit wissenschaft­
licher Gewissenhaftigkeit die Entwicklung des 
Volkseinkommens. Wir sehen, daß im Jahre 
1 956 das Volkseinkommen 89,6 Milliarden 
betragen hat, der Anteil der Landwirtschaft 
betrug 12 , 1  Milliarden oder 13,5 Prozent ; im 
Jahre 1958 betrug das Volkseinkommen 
101 ,9 Milliarden, die Landwirtschaft hatte 
einen Anteil von 1 2,6 Milliarden, das sind 
12,4 Prozent ; 1960 waren es 1 18,5 Milliarden, 
die Landwirtschaft partizipierte mit 13 Milli­
arden, das sind nur mehr 1 1  Prozent. Wir 
sehen, daß das landwirtschaftliche Einkommen 
absolut angestiegen ist ; auch das Pro-Kopf­
Einkommen ist nicht kleiner, sondern etwas 
größer geworden, relativ sind aber die Ein­
kommen in der Landwirtschaft abgesunken. 
Die Disparität ist also bestehen ge blie ben und 
hat sich möglicherweise noch weiter ver­
schärft. 

aufgestellte Grüne Plan hält zwar den Ver- Der Grüne Plan mit seinen vielfältigen 
gleich mit den Plänen in den benachbarten Initialzündungen wird sicher dazu beitragen,  
Ländern materiell gesehen nicht aus, aber die Produktivität der Landwirtschaft weiterhin 
in bezug auf die schwerpunktmäßige Ver- zu steigern. Dadurch soll ja schließlich auch das 
teilung der Mittelverwendung doch. la ndwirtschaftliche Pro-Kopf-Einkommen 

Aus den Erläuterungen zum Grünen Plan weiterhin erhöht werden, und nicht zuletzt 
ersehen Sie, daß für viele dieser Maßnahmen I bezweckt der Grüne Plan auch, daß die land­
Terminpläne aufgestellt sind, die es der Land- wirtschaftliche Produktion je Einheit durch 
wirtschaft ermöglichen sollen. in der noch zur diese Initialzündungen verbilligt wird. 
Verfügung stehenden Frist für den Übergang Das Schwergewicht des Grünen Planes ist 
zum Europamarkt die bestehenden Schwierig- auf die Verbesserung der Produktionsgrund­
keiten in der Produktion und Vermarktung zu lagen gelegt, wofür 71 Millionen Schilling zur 
überwinden und die Verbesserung der Produk- Verfügung stehen sollen. Das Forschungs- und 
tivität zu erreichen .  Hiebei werden der Land- Versuchswesen, das Beratungswesen und das 
wirtschaft und den Einzelbetrieben nicht uner- landwirtschaftliche Schulwesen sollen ent­
hebliche Leistungen und Opfer zugemutet, sprechend ausgebaut werden, auch der Ver­
deren Übernahme ihnen teils durch Beiträge, besserung der Verkehrslage soll entsprechend 
vor allem aber durch verbilligte Agrarinvesti- Rechnung getragen werden - Güter wege , 
tiollskredite möglich gemacht und erleichtert Forstwege, Restelektrifizierung und so weiter -, 
werden sollen. Diese Agrarinvestitionskredite wofür ein Betrag von 103 Millionen Schilling 
sollen selbstverständlich auch in der Folge- zur Verfügung steht. Nicht zuletzt muß 
zeit noch einen weiteren Ausbau erfahren. auch der Verbesserung der Agrarstruktur, 

Die höhere Dotierung des Grünen Planes wie wir das ja auch aus de m deutschen Grünen 
ist zweifellos ein Fortschritt und ist auch sehr Plan genau wissen, erhöhtes Augenmerk ge­
erfreulich. Allerdings ist der Erhöhung der schenkt werden. Für Umstellungsmaßnahmen, 
�fittel für den Grünen Plan auch ein sehr harter agrarische Operationen, Besitzfestigung und 
Kampf der Vertreter der österreichischen so weiter steht ein Betrag von 125 Millionen 
Bauernschaft, der Bauerbundvertreter, voraus- zur Verfügung. Ferner stehen für die Tbc­
gegangen .  Bekämpfung, die Brucellose-Bekämpfung, für 
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Absatz- und Verwertungsmaßnahmell 93 Mil­
lionen Schilling und für die sozialen und kredit­
politischen Maßnahmen 58 Millionen Schilling 
zur Verfügung. Zusammen sind das 450 Milli­
onen Schilling. 450 Millionen Schilling sind 
natürlich nicht die geforderten 500 Millionen 
Schilling, aber es ist immerhin wesentlich 
mehr, als ursprünglich der Landwirtschaft 
zugedacht wal'. 

Die Disparität, das möchte ich in diesem Zu­
sammenhang noch einmal behaupten, wird 
kaum durch den Grünen Plan allein beseitigt 
werden können, auch nicht, wenn die Mittel 
des Grünen Planes verdoppelt wÜI'den. Wir 
streben selbstverständlich die Verdoppelung 
der Mittel an, und ich hoffe, daß es uns inner­
halb weniger Jahre gelingen wird, auch über 
diese Verdoppelung hinauszukommen. Denn 
die Fragen der europäischen Integrat,ion ver­
pflichten uns ja, der Landwirtschaft in stei­
gendem Maße die ihr selbst fehlenden Mittel 
für die Verbesserung der Produktionsgrund­
lagen und so weiter zuzuführen. 

Nun möchte ich einmal an das Hohe Haus 
die Frage stellen : Sind denn diese land wirt­
schaftlichen Förderungsmittel , die im Rahmen 
des ordentlichen Etats beziehungsweise des 
Grünen Planes gegeben werden, Geschenke an 
die Landwirtschaft ? Ich glaube nicht. Es 

die der Landwirtschaft gegeben werden, in 
den meisten europäischen Staaten wesentlich 
höher sind als in Österreich. In den USA gibt 
man pro Kopf der Bevölkerung an Förderungs­
mitteln 91 DM, in Holland 72 DM, in Nor­
wegen 66 DM, in England 53 DM, in Deutsch­
land 47 DM, in Frankreich schon 41 DM, 
in der Schweiz e,benfalls 41 DM. Aber in 
Österreich sind es, umgerechnet, immer noch 
lediglich 31 DM. Wenn man das auf den Kopf 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung um­
rechnet, dann ergeben sich folgende Beträge : 
in den USA 2 1 35 DM, in Holland 1 1 84 DM, 
in Norwegen 468 DM, in England 2680 DM, 
in Deutschland 680 DM, in Frankreich 366 DM, 
in der Schweiz 468 DM und in Österreich 
sage und schreibe 234 DM. 

Also auch in dieser Beziehung liegt Österreich 
weit zurück, und man sieht, daß wir tatsächlich 
noch sehr viel aufzuholen haben. Auch in 
dieser Richtung besteht, wie schon betont, 
leider eine Disparität. Die Abgeordneten der 
Österreichischen Volkspartei, des Österrei­
chischen Bauernbundes im Rahmen der Volks-
partei, werden daher mit allen ihnen zu Ge­
bote stehenden parlamentarischen Mitteln ver­
suchen, diese Disparität in Zukunft zu be­
seitigen. Wir hoffen dabei auch auf das Ver­
ständnis des ganzen Hauses . 

ist heute schon gesagt worden, daß die Mittel, Der werdende gemeinsame größere euro­
die der Landwirtschaft für die Förderung ge- päische Markt, der stürmisch auf uns zueilt, 
geben werden, insgesamt 1 ,5 Prozent des erfordert natürlich auch eine stürmischere 
Gesamtbudgets ausmachen. Wenn man aber I Entwicklung der österreichischen Land",'irt­
an die großen Aufgaben der Landwirtschaft schaft .  Das ist nur möglich, wenn auch der 
denkt, dann wird man wohl zur Überzeugung Landwirtschaft die entsprechenden Initial­
kommen, daß solche Förderungsmittel absolut zündungen gegeben werden. Höhere Pro­
notwendig sind, aber keine Geschenke an die duktivität und noch höhere Erzeugungslei­
Land,virtschaft darstellen . Denn die Aufgabe stung der österreichischen Landwirtschaft sind 
der I.Jandwirtschaft ist es ja,  die ernährungs- letzten Endes die Voraussetzungen für drren 
wirtschaftlichen Grundlagen für das gesamte Bestand im integrierten Europa. 
Volk zu schaffen, aber auch konsumpolitisch Und da komme ich abschließend noch zu 
zu wirken. Nicht zuletzt darf nicht übersehen einigen Feststellungen, Jeder Gedanke an 
werden, daß die Landwirtschaft in ihrer Ge- produktionsdrosselnde Maßnahmen ist nach 
samtheit auch ein kolosHaler Beschäftigungs- Überzeugung der Vertreter der österreichischen 
faktor für die Industrie und die gewerbliche Landwirtschaft ein Anschlag auf Österreichs 
Wirtschaft geworden ist. 20 Milliarden Schil- Bauernschaft und muß abgewehrt werden. 
ling sind allein in den letzten zwölf Jahren Deshalb verurteilen wir auch gewisse Thesen, 
in Maschinen und Geräten von der Landwirt- die heute und in den letzten Jahren schon 
schaft investiert \vorden , und sicher ist ein wiederholt aufgestellt worden sind, denn eine 
Teil der Mittel auch aus der Substanz ge- Umlenkung der Produktion ist in Österreich 
nommen worden, denll die Einnahmen in der nicht so einfach, wie man es sich vielleicht 
Landwirtschaft in diesen zurückliegenden Jah- da und dort denken mag, Wir sind in vielen 
ren hätten normalerweise nicht hingereicht, Produktionszweigen der österreichischen Land­
diese Aufwendungen durchzuführen. wirtschaft am Plafond angelangt, und in 

Die Untersuchungen über die Höhe der fast alleon Produktiollsdisziplinen haben wir 
landwirtschaftlichen Förderungsmittel in den es schon nötig, Überschüsse zu exportieren. 
verschiedenen Ländern sind außerordentlich Die österreichische Bauernschaft fordert 
interessant. Ich darf Ihnen in diesem Zu- freie Entwicklung und Selbstbestimmung, wie­
sammenhang auch wieder eine gewisse Dis- viel sie zu produzieren in der Lage ist, und dies 
parität aufzeigen, weil die Förderungsmittel, selbstverständlich bei voller Berücksichtigung 
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auch planender Maßnahmen, aber nicht durch I Abgeordneter Eckhart :- Hohes Haus ! Ich 
Dritte oder Fremde, sondern durch die Land- kann dem Herrn Präsidenten Gruber ver-
wirtschaft selbst, sichern, daß jetzt kein Konsument spricht, 

D' ' h ' h B h f r d sondern ein Bauer, 
Ie österreIC ISC e auernsc a t lor ert 

aber auch mit Nachdruck die Beseitigung der Das Bundesgesetz BGBI. Nr. 155 vom 
exporthemmenden Bürokratie und der land- ' 13, Juli 1960, genannt Landwirtschaftsgesetz, 
wirtschaftsfremden Eingriffe ; denn der I für welches 62 sozialistische Abgeordnete und 
Export landwirtschaftlicher Güter bedeutet nur 53 Abgeordnete der Volkspartei gestimmt ­
Verwertung von Überschüssen, Hereinstr:ömen haben, während die Abgeordneten der Freiheit­
von Devisen, Ausgleich der Handelsbilanz lichen Partei dagegen stimmten, gibt seit 
und schließlich volkswirtschaftliche Wert- dem 1. August 1 960 den österreichischen 
schöpfung aus landwirtschaftlicher Urpro- Klein- ,  Berg- und Mittelbauern die Möglich­
duktion, die nie versiegen wird zum Unter- keit, ihre soziale und wirtschaftliche Lage der 
schied von der Kohlen- und Eisenproduktion, Öffentlichkeit darzulegen, 
da Grund und Boden, Nährstoffe, Licht, 
Wärme und Wasser sowie bäuerlicher Geist Sprecher der Bauernschaft ist nach § 9 
und bäuerliche-r Fleiß praktisch unerschöpf- des Landwil'tschaftsgesetzes das Bundes­
lieh sind ! - I ministerium für Land- und Forstwirtschaft, 

! ,,'elches bis zum 15. September eines jeden 
Fürchten wir uns also nicht vor steigender Jahres über die gemäß §§ 7 und 8 zu treffenden 

landwirtschaftlicher Erzeugung, die tausenden Feststellungen über die wirtschaftliche Lage 
industriellen und gewerblichen Betrieben die der Landwirtschaft. für das abgelaufene Kalcn­
Rohstoffe liefert, direkt und indirekt hundel't- derjahr der Bundesregierung zu berichten hat , 
tausenden Menschen Arbeit und Verdienst I ' , 
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und ebenso eine im Sinne der bäuerlichen - rund 3? OOO. , SIe b�,deutet, m Proze�ten 
Interessen geführte Agrarpolitik , die aber ausgedruckt, emen Ruckgang. der Betnebs­
niemals so wie das ein Sprecher der Linken zahl um 7 Prozent. Wenn dIeser Rückgang 
im ver�angenen Jahr meinte, zu Lasten der auch , nicht so hoc� ist wie in den ander�n 
Konsumenten geht: Ohne Lohn oder ohne westlIchen IndustrIestaaten �uropas . . - In 
kostendeckende Preise können jedoch auch I der deutschen Bundesrepu�lIk betragt �I' 
die bäuerlichen Menschen nicht arbeiten und I �lahezu , 15 �roze�ü -, so 1st er doch fur 
leben ÖsterreIch em mcht zu übersehendes An-, 

• zeichen, daß die Existenz der Kleinbauern 
Seien wir glücklich und froh, daß eine insbesondere in Bergbauernlagen, das heißt 

leistungsfähige Landwirtschaft und einc ge- also solcher kleinbäuerlicher Familien, die 
sunde Bauernschaft mit Gottes Segen al len nur vom Ertrag der häuerlichen Arbeit leben 
im Land das tägliche Brot gibt, Es war müssen, gefährdet ist. 
schon einmal anders in Österreichs dunkelsten " , 
Tagen, Es könnte sich wieder einmal _ was ,WIr smd daher , der Memung, , daß alle 
Gott verhüten möge _ Schreckliches er- HIlfsmaßn�hmen, dIe nach den Bestllnmungen 
eignen. Was dann, wenn es keine leistungS- I 

des Landwlrtschaftsgesetz�s - § 2 u�ld
l 
§ 1? -

fähige und gesunde Bauernschaft mehr gäbe � z� dem Z:vecke zu untCl nehmell SlllC ,  emen 
Ich bin daher, um mit dem Cato des alten Rom \'t'lrts?�afthc� ge�mde� B,auertsta�d z� �hal­
zu sprechen, der voriges Jahr zitiert worden t<m, .. 1 n a�l ,er ortsc rC1t�nc eu nt:vlC ung 
ist, im übrigen der imperativen Meinung, der osterrelchls.chen VolksWl�,t�c�aft teIlnehmen 
daß es hoch an der Zeit ist der österreichischell zu lassen, seme ProduktlvItat und Wett­
Landwirtschaft durch b�ssere Berücksichti- bewerbsfähigkeit zu erhöhen und der Be­
gung ihrer Interessen zu helfen, Das sei die vÖlkerull? die bes�mögliche , Versorgl�ng mit 
Aufgabe auch dieses österreichischen Parla- Lebensnll�t:ln zu sIChe:n, Sie �ollen In aller­
mentes t (Beifall be1: de1' Ö V P.) erster LInIe den eXIstenzgefahrdeten berg-

Präsident : Als nächster Redner ist 
Herr Abgeordnete Eckhart zum Wort 
meldet, Ich erteile es ihm, 

bäuerlichen Klein- und Mittelbetrieben zuge-
der I wendet werden, wie es ja auch das Landwirt­
ge- schaftsgesetz im zweiten Absatz des § 2 aU8-

I drücklich bestimmt, 
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Eckhart 
Die Kardinalfrage ist hier : Wer und wo 

sind die im Sinne des Gesetzes zu unter­
stützenden bäuerlichen Familienbetriebe ? Das 
sind ohne Zweifel in erster Linie alle Betriebe 
mit einem Einheitswert unter 100.000 · S . 
Daher sind diese bei allen im Grünen Plan 
für das Jahr 1 962 vorgesehenen Aktionen 
mit nicht zurückzuzahlenden Beihilfen in 
erster I .. inie zu berücksichtigen. Wo sie sind, 
ist eindeutig festgestellt : in den Bergbauern­
gebieten aller Bundesländer. 

Dm annähernd ihre Zahl zu ermitteln, 
betrachten wir die Betriebszahlen der öster­
reichischen Landwirtschaft von einer anderen 
Seite als bisher gewohnt. 

In der Landwirtschaftlichen Zuschußrenten­
versicherung sind derzeit rund 252 .000 In­
haber von land- und forstwirtschaftlichen Be­
trieben, die einen Hof- oder auch einen Kopf­
beitrag zahlen, pflichtversichert. Da es nach 
der letzten Erhebung in Österreich rund 
402.800 land- und forstwirtschaftliehe Betriebe 
gibt, sind die Besitzer von 1 50.800 land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben von der Pflicht­
versicherung nach dem Landwirtschaftlichen 
Zuschußrentenversicherungsgesetz ausgenom­
men. Sie sind deswegen ausgenommen, weil 
sie bereits vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
als Arbeitnehmer nach dem ASVG. oder als 
im Gewerbe Tätige versicherungspflichtig 
waren. Die 252.000 nach dem Landwirt­
schaftlichen Zuschußrentenversicherungsge­
setz pflichtversicherten Betriebsinhaber rekru­
tieren sich zweifelsohne in erster Linie aus 
dem Kreise der Gutsbesitzer, der Besitzer 
der Großbetriebe und aus dem Gros der 
Mittelbetriebe mit mehr als 20 Hektar Be­
triebsgröße, das sind rund 68.680, und in 
zweiter Linie aus der Masse der Betriebe 
mit 5 bis 20 Hektar Wirtschaftsfläche, das 
SInd nahezu 1 50.000. Das heißt, daß ins­
gesamt 2 1 8 . 680 bäuerliche Betriebe mit Hof­
größen von 5 bis 20 Hektar, alle Großbauern­
betriebe, alle Gutsbesitzerbetriebe, in der 
Land wirtschaftli chen Z uschußrentenversiche­
rung versichert sind. 

Es bleiben daher 33. 320 versicherte Be­
triebsinhaber , deren Betriebsgröße unter oder 
nahe 5 Hektar liegt. Wenn man von elier 
Versichertenzahl die 1 231 Weinhaubetriebe 
mit mehr als 2 Hektar und die 5938 mit 1 bis 
2 Hektar Weingartenfläche, also insgesamt 
7 1 69 Weinbaubetriebe abzieht, verbleibt die 
Zahl von rund 26. 1 50 Betrieben mit einem 
Einheitswert von weit weniger als 1 00.000 S, 

vermutlich bei nur 30.000 S ,  die bestimmt 
sehr förderungsbedürftig sind. Zwischen 
30.000 S und 100.000 S Einheitswert haben 
149. 1 93 landwirtschaftliche Betriebe in Öster­
reich. 

Hält man dieser Zahl die neue offizielle 
Zahl der Bergbauernbetriebe, das sind 1 2 1 .894, 
gegenüber, so ergibt sich, daß , vielleicht mit 
wenigen Ausnahmen, alle Bergbauernbetriebe 
Einheitswerte unter 100.000 S haben ; womit 
die Beweisführung erbracht ist, daß unsere 
Forderung berechtigt ist, die Mittel des 
Grünen Planes 1 962 in erster Linie den Berg­
bauernbetrieben als den Betrieben mit Ein­
heitswerten unter 100.000 S zu geben. 

Dm dies zu erreichen, ist eine Abkehr 
der Landwirtschaftskammern von der bisher 
geübten einseitigen parteipolitischen Tätigkeit 
erforderlich . Es ist selbstverständlich, daß 
jeder Kammerrat, ob in den Bezirksbauern­
kammern oder in den Landwirtschaftskam­
mern, Kenntnis von allen Beihilfen und 
Kreditaktionen zu erhalten hat und daß 
seitens der Kammer keine politischen Rund­
schreiben an die Obmänner und Ortsbauern­
räte der lokalen Bauernbundorganisationen 
geschickt werden dürfen (Abg. W ü h r e r :  Das 
stimmt aber nicht, Herr Kollege ! So geht das 
nicht !) - das stimmt ! -, oder man schickt 
die Rundschreiben der Kammern an die 
Obmänner aller politischen Parteien. ( Ruf 
bei der 0 V P: Da müßt ihr anfangen mit g'utem 
Beispiel vomnzugehen ! - Weitere Zwischen­
rufe bei der O v  P.) Jeder Bauer soll die Ver­
lautbarungen der Kammer rechtzeitig zur 
Kenntnis bekommen. Das ist j a der Sinn. 
Es ist undemokratisch, die Verlautbarungen 
so zu halten, daß nur ein bestimmter Kreis 
von politisch gleichgesinnten Personen vor­
zeitig vom Beginn der Förderungs- und 
Kreditaktionen Kenntnis erhält und daß 
praktisch vor Eröffnung ' der Einreichungs­
möglichkeit die Mittel bereits vergeben sind . . .  
(Abg. Joset Wal lner, Graz: Herr Abgeordne­
ter ! Da müssen Sie Beispiele anführen !) -
Ja ! Beispiel haben wir r So sind wir nicht ! 
( Weitere Zwischenrufe bei der 0 V P .) Nur 
Geduld ! Selbstverständlich ! I ch bin nicht so, 
daß ich nicht auch Beispiele bringen könnte. 
Die Mittel werden an Landwirte vergeben, die 
keineswegs der Beihilfen so dringend bedürfen 
wie diejenigen, die dann keine Kredite mehr 
erhalten können, weil sie zu spät gekommen 
und die Mittel bereits erschöpft sind. (Hört ! 
Hört I-Rufe bei de'r SPO.) Meine Herren ! 
Die Praxis ist doch so ! (Abg. Josef Wal lner, 
Graz: Was heißt Praxis ? Da müssen Sie 
Beweise bringen !) Selbstverständlich ! Dariiber 
kommen ,viI' doch gar nicht hinweg ! Ich 
weiß das sehr, sehr gut ! Daher ganz einfach : 
Bessere Verlautbarung der Förderungs- und 
Kreditaktionen. Wenn schon die Bauern­
bundobmänner und die Ortsbauernräte, die 
parteipolitisch orientiert sind, die Verlautbarun­
gen über die Förderungs- und Kreditaktionen 
bekommen, so können mit' gleichem Recht 
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Eckhart 
die Vertrauensmänner vom Arbeitsbauernbulld räte des Niederösterreichischen Bauernbundes 
und von der Freiheitlichen Partei verlangen, bekommen, warum bekommen sie dann nicht 
daß sie diese Verlautbarungen auch erhalten, auch die anderen politischen Gruppen ?  (Abg, 
(Abg. Fisc h e r :  Die Kammerräte erhalten die Soronics : Habt ihr keine Bürgermeister in 
Rundschreiben - na, wenn keine da sind, Niederösterreich ?) Wir ,vissen, wie es geschieht, 
kann man nichts machen !) Und die Orts- stellen Sie sich nicht so, Sie wissen es auch 
bauernräte bekommen sie auch ? Das werden genau ! Beweise fü,' diese Feststellungen liegen 
Sie mir doch nicht erzählen ! (Ruf bei der vor, 
Ö VP: Kammerrat ist er ja nicht ! - Weitere , 

. . 
Z . h I b ' d O

" VP D P "  'd" t WIr fordern daher . Weg VOll der parteI-
WtBC enru e e� er . - er ras�  e n  , , , 
'bt d Gl k . h ) D .. b k . polItIschen BeurteIlung des Antragstellers und g� as oc enzew en. aru er ommen WIr . . " . . ht h' I E . t h I M' k gleIChe Bedmgungen fur alle ! (Zunschenrule IdllC . Inw

d
eg '

t 
s IS s� 

(
o
R
n 

I
so

b
' , d

Ir 
O"V

an
p
n I bei der Ö VP.j Ich kann nicht allen zugleich a meman e was sagen , u e� er : A 1 (H ' k ' ) h ' , 

W ·  �) W 'I ' h 'ß '  D' 0 t b ·· t I ntwort genen . .  e�ter e�t, Ic bm aber bereIt, �e80 . el IC es WeI . 1e I' s auernra e hh . d t (R I b ' de k ' . . nac er Je em zu an worten . U e� r be ammen also dIe Verlautbarungen uberall, 
O" VP S '  b d h '  d '  A ') I h ' h d 11 : 'Le ge en oc 'nleman e'Lne ntwort . c habe nIC ts agegen. Aber dann so en I h h b h '  d t b h b '  , , " ' c a e noc meman . un er roc en eI seIner es dIe Vertrauensmanner vom ArbeItsbauern- R d 'I ' h d . ht t (H ' k '  b d k d ·  d e e, WeI IC as nIe gerne ue. etter e�t un auch be ammen un dIe der an eren b . d (j VP ) W 'h G I" ht ,} (D e� er , ozu 1 I' e ac er ! er politischen Parteien auch, und damit ist 

alles erledigt, (Ruf bei der Ö V P: Die in der P l' ä s i  d e n  t gibt das Glockenzeichen.) Ich werde 
schon antworten, selbstverständlich, mich brin­Kammer nicht vertreten sind ?) Die Kammer gen sie nicht in Verlegenheit . ( Neuerliche ist eine überparteiliche Organisation und hat Heiterkeit bei der Ö V  P,) elen Bauernbundobmännern nicht separat zu 

berichten, Wenn sie aber solche Berichte Vor allem also verlangen wir : Herausgabe 
ausgibt, dann an alle ! Das wollte ich damit der Mittel an alle Bewerber der Dringlich-

d d h It ' h h f ht keitsstufe I - das sind Betriebe -mit Einheits-sagen, un as a e  IC auc au ree , t t 100 000 S d B b wer en un er , un erg auern-
Infolge dieser ungleichen Verteilung der , eigenschaft , 

Informationen, sodaß nicht alle davon Kennt-
70 000 B 1 b t ' b  b "t' h . h 1 ' h '  d ß ' . erg Jauern e 1'1e e eno 1gen noc nlS er a ten, 1st auc emgetreten, a Jene, . , 

d' ' ht d ÖVP h" d' B bessere Wegaufschheßungen. Angebhch er-I� mc e: a��e oren,,- Iese auer.n fordert diese Notwendigkeit den Bau von WIssen es Ja -, horen mussen, wenn SIe 
15 000 k G"t 't ' K t f h· k d ß d' K d' b '  d ' m u erwegen ml emem os enau -In ammen , a Ie re Ite verge en Sin , d 450 M'll' b' 500 MilI' S h'l . , wan von 1 Ionen IS IOnen c 1 -daß keme Bogen mehr vorhanden smd und r M ["' ht t 't d V f" 

so weiter. Das wissen wir sehr gut. (Ruf 
mg, 

1 
an "?rc e 

,
mI en , zur . er �gung 

b ' d  SPÖ ' D . t Ö VP T kt 'k ' S 
. 

d 
stehenden MItteln dIese ArbeIt mcht emmal et er , as M - a '/, .  0 w�r . 15 J h b . k " E 

h ') I h " ht d h d H m a ren zuwege 1'1ngen zu onnen. s 
es gemac t ,  e moc e a er en errn " d h b t tt d 50 M'II ' S h'l . . ware a er esser, s a er 1 IOnen c 1 -MIlllster ersuchen, das abzustellen, I' d" G "  PI d f" h '  d 

Kraß sind diese Fälle bei der Vergebung 
der bäuerlichen Wohnbaudarlehen durch die 
Landesregierungen mit ÖVP-Mehrheit. Die 
Darlehenswerber werden daraufhin geprüft., 
ob sie dem Bauernbund angehören, Der 

Ing, le 1m runen an a ur vorgese en sin , 

100 Millionen hiefür einzusetzen und die Weg­
aufschließung rascher durchzuführen, Ein Teil 
der Mittel kann ebensogut in Form von lang­
fristigen Krediten gegeben werden, nicht alles 
muß nichtrückzahlbare Beihilfe sein, 

Bauernbundobmann wird gefragt. Lautet die Unter den sachlichen Ausgaben des Grünen 
Antwort, daß der Darlehenswerber nicht beim Planes 1 962 findet man keine Beihilfe für die 
Bauernbund ist, dann erhält er jahrelang erstmalige Maschinenanschaffung in den för­
kein Darlehen. ( Widerspruch bei der Ö V  P. - derungswÜTdigen klein- und mittelbäuerlichen 
Abg. F i s c h e r :  Das ist nicht richtig ! So Betrieben und in den Bergbauernbetrieben, 
e,twas gibt es gar nicht I) Vielleicht ist das Das ist ein großer Mangel, und es müßte ihm 
auch nicht wahr ? (Abg. F i 8 C h e r : So etwas ' durch Mittel aus dem Agrarinvestitionskredit 
gibt es gar nicht I) Ich werde Ihnen Beweise raschest abgeholfen werden , 
bringen ! Selbstverständlich gibt es das . Ja, 

ich werde diese Beweise bringen, selbstver- In der Beratung des Finanz- und Budget­
ställdlich. ( Weitere Zwi8chenrufe bei der Ö V  P. - ausschusses über die Gruppe Land- und Forst­
Der Prä8ident  gibt das Glockenzeichen.) wirtschaft sagte der Herr Landwirtschafts­

minister, er sei nicht dafür, A.I.-Kredite für 
die Gemeinschaftsanschaffung von Mäh­
dreschern zu geben , Diese Meinung kann ich 
nicht teilen, denn für den Ankauf von Gemein­
schaftsmaschinen ist der billige Investitions­
kredit ebenso dringend erforderlich, wie zum 

Ich stelle noch einmal die Frage : Wenn 
diese Verständigungell ,  diese Verlautbarungen 
über die Förderungsaktionen die Landes­
und Bezirksbauernkammerräte, die Bürger­
meister, das Fortbildungswerk , die Ortsbauern-
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Eckhart 
Beispiel für die Anschaffung von Molkerei­
maschinen und so weiter. (Zwischenruf bei 
der Ö V P.) Wir wissen wie ! Außerdem ist 
von diesen kleineren Wirtschaften doch kein 
großes Angebot an Brotgetreide zu erwarten, 
mit dem die Lagerhäuser überlaufen werden. 
Darum ist dies bestimmt nicht in Ordnung. Es 
wäre daher zu vertreten, daß auch die kleinen 
Gemeinschaften Beihilfen beziehungsweise bil­
lige KrE;}dite für die Anschaffung von Mäh­
dreschern bekommen. Die landwirtschaft­
liche Arbeit soH doch rationalisiert werden. 
Warum wird hier gebremst und nicht gefördert ? 
(Ruf bei der () V P :  Wer b,·emst ?) Mit solchen 
Sachen wird gebremst 1 

Im Jahre 1961 sind die Agrarinvestitions­
kredite, die mit 970 Millionen Schilling vor­
gesehen waren, nicht ausgenützt worden. 
Warum nicht ? Parteipolitische Beurtei­
lungen durch die Bauernkammern haben 
dazu beigetragen, daß die Kreditschleuse 
sehl' eng geworden ist. (Abg. K i nd l : 
Hört ! Hört !) Will man diese Methode bei 
dem geringeren Kreditvolumen von 738 Mil­
lionen Schilling für das Jahr 1 962 beibehalten ? 

Das Landwirtschaftsgesetz will die bäuer­
lichen Familienbetriebe stärken, es will die 
Ernährung der Bevölkerung sichern. Die 
Stärkung der Familienbetriebe wird durch eine 
Vergrößerung ihrer Wirtschaftsfläche cher er­
reicht als durch alle Su bventionen undStützungs­
maßnahmen. Die Volkspartei und ihr Bauern­
bund sind von den Forderungen der Boden­
reform abgerückt, und sie versuchen, durch den 
Grundkauf im normalen Grundverkehr das 
Problem auf ihre Art zu lösen. (Ruf bei der 
Ö V P : Jawohl !) Daß dieser Versuch ein 
Fehlschlag war, hat sich bereits erwiesen. 
(Ruf bei der Ö V P : Wo ?) 

Der Fehlschlag entstand folgerichtig aus der 
parteipolitischen Abwicklung der Verkäufe von 
freiwerdenden Grundstück,en - sprich Grund·· 
aufstockung. Nach dem Aufhören der USIA­
Verwaltung und des deutschen oder ver­
meintlich deutschen Bodenbesitzes kam es zum 
Versuch, die Grundaufstockung dem ÖVP­
Bauernbund politisch ausschrottbar zu machen, 
und die Kammern haben im Jahre 1 956 Grund­
erwerbsgenossenschaften gegründet, deren 
Leitung in Bauernbündler-Händen lag. (Ruf 
bei der O v  P :  Das ist richtig, aber Ihre Leute 
sitzen auch dr-innen !) Diese Grunderwerbs­
genossenschaften sind j etzt wieder im Ver­
schwinden begriffen. Dort und da erhielt ein 
Kleinbauer ein Joch oder etwas mehr zum 
Kauf. Er erhielt auch den Grundaufstockungs­
kredit. Aber die Mehrzahl derer, die auf­
stockten, sind Bauern, die schon über genügend 
große Flächen verfügten und deren Existenz 
auch ohne Aufstockung gesichert war. 

Die besten Grundstücke des Liechtenstein­
sehen Gutshofes in Drösing wurden aufgeteilt 
auf zwei Bauern, die Mitglieder des ÖVP­
Bauernbundes sind. Meine Herren, es sind 
schon Beweise da ! (Heiterkeit bei der Ö VP.) 
Die schlechten Grundstücke aber sollten die 
Kleinen kaufen ; �ie sind bis heute unverkauft, 
nicht einmal die Gemeinde will sie haben. 
Wenn zwei alles kaufen und die anderen haben 
nichts, werden Sie doch nicht sagen : Das ist 
gerecht ! 

Ein Mitglied des ÖVP-Bauernbundes wurde 
m it 100 J:och aufgestockt, bitte, ohne Kredit. 
Und so kann die Liste der negativen Boden­
reform fortgesetzt werden . Das ist doch keine 
Aufstockung, wenn einer etwas bekommt, und 
die anderen kriegen nichts ! 

10.500 Betriebe unter 2 Hektar, 8100 
zwischen 2 und 5 Hektar, 4400 Betriebe 
von 5 bis 10 Hektar sind aufgelassen worden, 
aber die Zahl der Gutsbetriebe hat um 
1 1 8  zugenommen, und der Flächenzuwachs 
aller Gutsbetriebe in den letzten zehn 
Jahren beträgt 1 29.900 Hektar. (Ruf bei 
der () V p : Was macht die Gemeinde Wien ?) 
Ich rede jetzt von den Gl'oßgrundbesitzern. 
Das Flächenmaß der aufgelassenen Klein­
betriebe ist 77 .234 Hektar. Der Großbetrieb hat 
also die aufgegebenen Kleinbetriebe restlos 
geschluckt. (Abg. F i s c h e r :  Das ist eine 
falsche Statistik !) Das ist keine falsche 
Statistik. Glauben Sie, ich st.elle mich mit 
etwas her, was nicht wahr ist ? (Abg. Glase r :  
Wenn Sie für alles das, was Sie gesagt haben, 
den Wahrheitsbeweis antreten müßten: kämen 
Sie in Verlegenhe'it ! ) Na, da würde es aber 
Ihnen sehl' ßchlecht gehen, wenn Sie jetzt 
den Wahrheitsbeweis antreten müßten. (Abg. 
Lac k n e r :  Kollege Glaser, schauen Sie die 
Statistiken an !) Die sind doch herausge­
kommen. Lesen Sie sie halt auch ! Wenn ich 
das lesen muß, können Sie auch das Ver­
gnügen haben. 

Ist das die Methode zur Stärkung der bäuer­
lichen Familienbetriebe '� Der landwirtschaft­
liche Boden, der dem Volk die Nahnmg geben 
soll, darf nicht ein Spekulationsobjekt des 
Kapitals, weder des österreichischen, noch des 
ausländischen werden . Mehr landwirtschaft­
licher Boden gehört in den Besitz der bäuer­
lichen Familienbetriebe, denn sie schaffen dem 
Volk die Nahrung, ohne zu spekulieren. Sie 
sollen für ihre Produkte gute Preise haben und 
ein Leben, das sie befriedigt. 

Die landwirtschaftliche Arbeit ist keine 
leichte Arbeit. Aber sie verliert durch den die 
Muskelkraft sparenden Einsatz der Maschine 
nach und nach ihre Härte. Daher mehr Kredit 
den Kleinbetrieben zur Anschaffung von Ma­
schinen und Schaffung einer staatlichen Boden­
bank, welche allen frei werdenden landwirt-
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schaftlichen Boden zu kaufen und an bäuerliche I worden ist, die Auszahlung der Mittel auf Jahre 
Familienbetriebe zu vergeben hat. zu verschleppen. 

Wir wissen heute SChOll, daß 30.000 Klein- Der HefT Minist,er für Land- und Forstwirt-
betriebe dringend Boden brauchen und weitere schaft hat Anfang dieser Woche in einem 
100.000 ihre Wirtschaftsflächen ergänzen Rundfullkvortrag zu dem Thema : "Erzeugt 
wollen. Das kann man doch im Wege einer der Bauer zuviel ?" Stellung genommen. Seiner 
plan vollen Reform machen. Warum zögert der Meinung nach kann der Bauer nie genug er­
Bauernbund der ÖVP, diese Arbeit zu be- zeugen, um auf seine Rechnung zu kommen, 
ginnen ? Wir sind bereit, in dieser Hinsicht oder, besser gesagt, jede Produktionsein­
auf ehrliche Art zur Stärkung der Familien- schränkung führt zum Rückgang des Ein­
betriebe mitzuarbeiten . (Abg. Pranz M ay r : kommens. Der Herr lVIinister hat aber ge ­
Nur der Bau,er nicht mit euch I) schickt den Satz eingeflochten : Produktions­

20 Millionen Schilling sind im Plan für die 
Besitzfestigung als Beihilfen vorgesehen. 
Diese wahrhaft richtige Maßnahme ist bei der 
Bauernschaft, die Hilfe braucht, recht unbe­
kannt. Das ist wieder eine Folge der Infor­
mationsmethoden der Kammern, die schon 
eingangs aufgezeigt wurden. Vor allem gelangt 
ein Schub solcher Kredite meistens an die 
Bauern, die - auch das kann ich be\veisen -
diese Beihilfe gar nicht gebraucht hätten, 
denen sie aber aufgedrängt wird, damit sie der 
Partei des Bauernbundes verpflichtet sind. 

Unsere Forderung ist daher, daß diese 
Mittel zur Besitzfestigung zur Gänze jenen 
Betrieben zufließen sollen, die unverschuldet 
in Not geraten sind und den Hof verlieren 
würden, wenn ihnen nicht geholfen wird. 
Solche Fälle sind ebenso ohne jede politische 
Einmischung rein sachlich zu behandeln. Eine 
Voraussetzung muß allerdings sein, daß der 
dann entschuldete Betrieb ordentlich bewirt­
schaftet und nicht spekulativ verkauft wird. 

steigerungen nur dort, also in jenen Sparten, 
wo eine Absatzmöglichkeit. vorhanden ist , also 
beispielsweise beim Zucht- und Schlachtvieh, 
was naturgernäß eine hohe Milchprodukt.ion 
zur Folge hat, die man aber nicht beschränken 
darf, weil sonst vorübergehende Schwierig­
keiten, etwa" ein Seuchenbefall, die für die Be­
völkerung notwendige Milchversorgung 
schwerstens gefährden könnte. Man kann eben 
die Milchproduktion nicht genan auf den 
Bedarf einstellen. 

In einer gleichzeitig stattgefundenen Presse­
konferenz sagte das gleiche der Obmann des 
Milchwirtschaftsfonds, Herr Ökonomierat 
Kraus, der darüber hinaus unsere Forderung 
nach Staffelung des Milchstützungsbeitrages 
wie bisher immer energisch ablehnte und sie 
als schwierig in der Dmchführung bezeichnete. 
(Abg. W ü h re r :  Das ist . unmöglich l) Bitte, 
das werden wir gleich sehen. Nach Herrn 
Kraus wäre das nur eine Benachteiligung jener 
Bauern, d ie mehr erzeugen als die anderen, 
und seiner Meinung nach müßten unter dem 
gestaffelten Milchbeitrag die Salzburger Bauern 

Die Düngerstättell- und Stallverbesserungs- leiden . 
beihilfen von 1 8  Millionen Schilling sind sehr Über die Milchstützung noch ganz kurz 
mäßig angesetzt. Hier könnte ein Mehr- folgendes : Wenn diese Staffelung des Milch­
faches an Beihilfen unglaubliche Erfolge zeiti - preises schon eine · Benachteiligung für den 
gen. Die nahezu 40 Millionen Schilling, die Großbetrieb sein soll, warum redet dann nie­
f�r Abs�tzwerbung vorgesehen sind, werden llland davon, daß für die Gebirgsbauern, die 
sl�her mcht ganz ver�raucht .werdel�. und Bergbauern, die Kleinbauern eine große Benach­
k��nten daher zum Tell auf dl�se Dunger- teiligung die Stützung des Brotgetreides ist ? 
statten- und StallverbesserungsaktlOn umgelegt I Wenn es schon so sein sollte, daß die Staffelung 
werden. " d  1\'''' '1 h . 

t " t f" d G ß . er ml C preISS ,u znng ur en ro en eme 
50 Millionen Schilling sind als Beihilfen für Benachteiligung ist, dann kann sich doch der 

die Bekämpfung der Rindertuberkulose und Großgrundbesitzer damit trösten. daß von der 
der Brucellose sowie für die Reagentenver- Getreidepreisstützung die Bergbauern, die 
wertung vorgesehen. Wenn das Landwirt- Gebirgsbauern und Kleinbauern überhaupt 
schaftsministerium die Forderung, die Rinder- nichts haben. (Abg. W ü h r e r :  Herr KoUege ! 

tuberkulose in Österreich auszumerzen inner- Was sehen Sie als Großbetrieb an ? Das wäre 

halb von fünf Jahren erfüllen will, dann braucht auch eine Frage !) Ich werde sofort eine Ant­
es zu diesen Mitteln noch aus dem Grünen Plan wort geben, wie es der Herr Minister Kraus 
und dem eigenen Etat jeden zu erübrigenden gesagt hat. . (Abg. W ü h r e r :  Immer "Groß­

Schilling. Wir stimmen diesem Plan und der betriebe" !) 

Verwendung der. Mittel gerne zu, haben aber Herr Kraus nannte auch zaghaft die Liefer­
die dring�nde B.ltte an alle daran beteiligten menge, die nach seiner Vorstellung die Grenze 
Ämter,. dIese �lIt.tel rasch flüssig zu mac�en für die Zahlung des vollen Milchstützungsbei­
und mcht, WIe schon mehrmals aufgezeIgt , trages sein könnte. Diese Ziffer hat er wahr-
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Bcheinlich von uns gehört oder Bonst von irgend­
wo. (Abg. W ühre r :  Der Großbetrieb ist heute 
vielfach umgestellt auf Mehlwirtschaft und H er­
stellung von Mahlgetreide !) Ich werde noch 
darauf kommen ! Herr Minister Kraus meinte, 
30.000 I jährlich soll die Grenze sein, und das 
würde die Bauern in z wei Gruppen aufteilen. 
Ich habe soeben gezeigt, daß das nicht zutrifft. 
Er sagte, daß die eine Gruppe nur mittels Tricks 
in der Lieferung zum vollen Milchpreis gelangen 
könnte. Also ich verdächtige keinen Bauern 
eines Tricks. 

Herrn Ökonomierat Kraus als Obmann des 
Österreichischen Milchwirtschaftsfonds ist eine 
Staffelung des Milchstützungsbetrages unvor­
stellbar. Er will ganz einfach die Regelung 
in Schweden und in der Schweiz nicht sehen. 
Ich glaube, es ist an der Zeit, über solche 
Dinge doch zu reden, und es ist ·an der Zeit, 
daß das Steuer des Milchwirtschaftsfonds und 
der Milchwirtschaft andere Herren in die Hand 
nehmen, die ein bißchen wendiger sind. 
Diktatoren , die im Brustton der selbstgefälligen 
Macht sagen : "Ich habe angeordnet, daß nur 
mehr % kg Butter und % kg Käse von den 
Produzenten zurückgenommen werden 
müssen ! " ,  machen sich heute bereits lächer­
lich. Wir verlangen, daß kein Bauer die 
Produktion einschränkt, aber wir verlangen, 
daß die Produktion gelenkt wird, um markt­
konform zu produzieren. 

und festgestellt, daß in Österreich nur mehr 
et·wa 20.000 t Glasweizen und Durumweizen 
einführen muß ,  alles sonstige Brotgetreide 
wird bereits im Lande erzeugt. In diesem Jahr 
wurden sogar schon um 90.000 t Weizen zuviel 
erzeugt. 

Da aber noch immer 1 50.000 t Futter­
getreide und 350.000 t Mais zu Futter­
z wecken eingeführt werden müssen, fragt man 
sich, warum die Be�trebungen des Landwirt­
schaftsministeriums und der Kammern, die die 
Produktion von Brotgetreide auf Futter­
getreide umstellen wollen, bisher so wenig 
Erfolg hatten. 

Hier möchte ich ganz kurz etwas ein­
flechten. Auch hier ist es wieder so, daß 
uns Klein- und Mittelbauern dauernd ge­
predigt wird : Haltet die Fruchtfolge ein, 
haltet den , Boden gesund, zuviel Getreidebau 
erzeugt Fußkrankheiten und so weiter. Ich 
glaube, dieser wirklich natürliche Grundsatz 
braucht nur eingehalten zu werden, dann 
müßten wir über Stützungsstreitigkeiten nicht 
mehr reden. Das müßte sich doch ohneweiters 
erreichen lassen, und zwar ganz leicht, das 
ist meine feste Überzeugung, und die ganze 
Streiterei um die Stützungen hätte überhaupt 
ein Ende. 

Warum denkt man über solche Dinge nicht 
nach � Die Landwirtschaftsschulen sind doch 
dazu da, zu sagen : Baut doch nicht immer 
nur Weizen, baut nicht jedes zweite Jahr 
Weizen ! Das tut eine Zeitlang gut, aber 
dann ist es aus. Ich glaube, mit solchen 
einfachen, natürlichen Lehren sollte man das 
doch erreichen, und es wäre traurig, wenn 
es nicht zu erreichen wäre. Wenn dies nicht 

Der Markt verlmigt nicht so viel Milch wie 
angeliefert ' wird, denn produziert wird j a  
doppelt s o  viel als angeliefert. Es müßten 
10 Prozent weniger angeliefert werden, um 
die Butter- und Trockenmilchschwemme zu 
vermeiden. (Abg. W ü h r e r :  10 Prozent weniger 
Pflanzen/ett ! - Abg. H o l z j 6' i nd : Das werden anders wird, liegt das an der Getreidepreis-
8-ie uns vorschreiben !) 1 0  Prozent entsprechen stützung, di� auch drin�end reguliert . werden 
1 50 Millionen Liter, die die Großbetriebe mit muß, um dIe erforderhche ProduktlOnsum­
mehr als 30 Rindern zuviel anliefern. Sie ., stellung zu erreichen. 
sollen weniger anliefern und die Milch im Herr Ökonomierat Stürgkh sprach in der 
Betrieb zur Mast verwenden, wie wir SChOll erwähnten Pressekonferenz als neuer Präsident 
oft vorgeschlagen haben. Landwirtschaftliche der CEA und mußte feststellen, daß der 
Experten, Fachmänner, Professoren sagen es Getreidepreis in der EvVG nur 2 ,38 S pro 
in Fachzeitschriften und landwirtschaftlichen Kilogramm beträgt und voraussichtlich

· dem­
Kursen, und man hört es immer wieder : nächst auf 2,25 S pro Kilogramm absinken 
Vollmilch den Aufzuchtkälbern und keine wird. 
Zusatzfuttermittel !  Glauben Sie mir : das Der Obmann des Viehverkehrsfonds, Herr 
würde große Mengen von der Milchsch·wemme Kammeramtsdirektor Dr. Müller, war der 
abziehen ! Warum wird nicht mehr darüber zuversichtlichste Sprecher der Pressekonferenz, 
geredet ? Vor einigen Jahren gab es die Aktion denn seine Feststellungen gipfelten in der 
"Mastkälber mit Tränkeimern" und so weiter. Bemerkung : An Vieh kann noch und noch 
Das ist alles eingeschlafen .  Das kann man produziert werden, denn alles sei auf dem 
aber nur über die Preisregelung erreichen und europäischen Markt verkäuflich, in Öster­
nicht durch gutes ZuredeIl. reich brauche man dagegen nur eine be-

In der Pressekonferenz vom 27 . dieses stimmte Menge, die aber im Preisband­
Monats hat Herr Sektionschef Leopold als übereinkommen einen gesicherten Absatz 
Obmann des Getreideausgleichsfonds über die findet. Der Schweinepreis darf nur zwischen 
Getreideproduktion in Österreich gesprochen 1 1 2,50 S und 1 3,50 S pro Kilogramm pendeln 
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und soll sich auf 13 S einspielen, höhere I ohnehin nicht so viel verkaufen, daß es ins 
Preise seien gar nicht erwünscht, sonst kommt Gewicht fällt -, dann wird sich der Zuviel­
zuviel auf den Markt. Bitte, das habe nicht Anbau von Weizen von selbst regeln, und wir 
ich gesagt, sondern der Herr Kammeramts- brauchen dann nicht so unendlich viel Futter-
direktor . getreide einzuführen. 

Nach Dr. Müllers Meinung läuft alles wie Noch eine kurze Feststellung : Der Bauern-
am Schnürchen und die Landwirtschaft kann bund ist der unrichtigen Ansicht, daß er 
sich nichts sehnlicher wünschen als : Hinein allein berechtigt ist, für die Bauern zu sprechen. 
in die EWG ! Dort kann uns, nach seinem Wenn das wirklich so wäre, frage ich : Warum 
wortgetreuen Ausspruch, nichts geschehen. waren bei der Abstimmung über das Land­
In der EWG gibt es Mindestpreise, bei uns wirtschaftsgesetz so wenig ÖVP-Abgeordnete 
Höchstpreise, also ein Preisband von Wien anwesend ? (Abg. K i n d l :  Sehr richtig !) Die 
über Bonn, nach Paris bis Rom und zurück .  Sozialisten mußten dieses Gesetz mit Mehr­
Nach dem Rücktritt des Herrn Präsidenten heit gegenüber der ÖVP beschließen. (Abg. 
Ökonomierat Strommer ist sein Kassandra- Dr. Kanduts c h :  Der ganze Wirtschaftsbund 
ruf: "Ein Drittel der österreichischen Bauern- hat gefehlt I) Dies ist den Bauern aber un­
schaft wird die Integration Europas nicht bekannt, denn der "Bauernbündler" wird 
überstehen ! "  also ohne Echo verhallt. das nicht vermerkt haben. 

S:Jlange wir Mittel für den Grünen Plan Eine andere Frage : Warum mußten wir 
haben, sollen "wir damit die bäuerlichen Fa- so lange mit dem Bauernbund um die Ein­
milienbetriebe stärker und leistungsfähiger führung der bäuerlichen Zuschußrente ringen ? 
machen. Die Großgrundbesitzer benötigen (1 ronische Heiterkeit bei der (j V P.) Warum 
die besondere staatliche Hilfe nicht sosehr, haben sich denn 68 Prozent der Bauern­
sie haben genügend Steuernachlässe - siehe kammern dagegen ausgesprochen ? ( Abg. 

§ 34 E inkommensteuergesetz -, Gewinne So r 0 n i c s :  Bis jetzt haben wir keinen einzigen 
aus den Überschlägerungen und anderes mehr. gehört !) Ich bin auch in der Bauernkammer 

Der Grüne Plan ist aber nur eine wirt- und weiß das alles sehr gut . Lange hat es 

schaft.Iiche Maßnahme, um über gewisse wirt- gedauert, bis Sie dem Drange nachgeben 

schaftliche Schwierigkeiten hinwegzukommen. mußten, aber nicht Si.e haben das gemacht. 
Auch dafür könnte ich Ihnen Beweise von 

Aber auch die sozia.le Lage der bäuerlichen den Sitzungen in den Bauernkammern liefern. 
Familienbetriebe bedarf einer planvollen Ver- Dasselbe war bei der Kinderbeihilfe. Waren 
besserung. Die Zuschußrente ist vorhanden, wir dagegen ? Nein ! Wir haben die Anträge 
es fehlen aber noch die Arbeitsunfähigkeits- in den Bauernkammern stellen müssen. Einer 
rente - wir fordern sie unermüdlich -, die ist aufgestanden und hat gesagt : Wir Bauern, 
Ausgleichszulage, die Krankenversicherung der wir brauchen doch keine Kinderbeihilfe ,  wir 
Zuschußrentner (Abg. H at t tn a nnsdo r ter:  können uns selbst erhalten ! Ich sagte : ·Warum 
Das müssen Sie dem M'inister Proksch sagen !) sollen wir Staatsbürger zweiter Klasse sein ? - ich gebe gleich Antwort - und die ge- Ich weiß alles sehr genau. 
setzliche Krankenversicherung aller in der 
Land- und Forstwirtschaft selbständig Er- Wir fordern auch die Krankenversicherung. 

werbstätigen. Erst wenn diese Forderungen Die Ausführungen der Frau Dr. Bayer waren 

erfüllt sind, wird man sagen können, daß der im großen und ganzen wirklich sehr gut. 

Lebensstandard der bäuerlichen Familie auf Sie hat das Leben der Bäuerin geschildert, 

den der anderen Berufsstände gehoben ist . und sie hat auch gesagt, welche Neuerungen 
es gibt. Ich möchte nur wünschen, daß alle 

Zusammenfassend nochmals die J;"'est- bäuerlichen Betriebe diese Neuerungen zu 
stellung : Das Marktordnungsgesetz garantiert spüren bekommen, und nicht - wie ich em­
die Abnahme jeder Menge Milch, jeder Menge gangs sagte - nur gewisse. 
Brotgetreide. Daher ist es auch notwendig, 
eine Planwirtschaft zu betreiben. Denn wenn Meine Herren ! Darum helfen Sie mit 

m an schon die Sicherheit hat _ die nicht und schieben Sie nicht immer uns die Schuld 
in die Schuhe . Auch bei den Sozialisten sind überall vorhanden ist -, daß jede erzeugte 

Menge Miich und Getreide garantiert ab- viele Bauern. (Neuerliche ironische Heiter-

genommen wird, dann muß auch die Wirt- keit bei der (j V P.) Vielleicht lachen Sie . 

schaft. eine Planung betreiben, damit das Ich komme aber viel umher und habe mir 

produziert wird, was gebraucht "\vird. Wie daher das Recht genommen, als Bauer und 

ich schon ausgeführt habe, ist das ohne als Sozialist zu diesen Forderungen zu sprechen. 

weiteres möglich, ohne über die Stützungen (Beifall bei der 8P(j.) 

streiten zu müssen. Wenn der Bauer, be - Präsident :  Als nächster Redner ist der 
sonders der Großgrundbesitzer, das produ- [ Herr Abgeordnete Mittendorfer zum Wort 
ziert - der Klein- und Mittelbauer kann I gemeldet . Ich erteile ihm das Wort . 
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Abgeordneter Mittendorfer : Hohes Haus ! faches der eingesparten Beträge unter Um­

Verehrte Damen und Herren ! In gewissen ständen schon für das kommende Jahr er­
Zeitabständen wird in der Presse immer fordern kann - eine Tatsache, mit der nicht 
wieder über die Fragen des Wasserbaues I nur der Fachmann, sondern auch die Be­
und der Wildbach- und Lawinenverbauung I völkerung nur zu oft bekanntgemacht wurde. 
gesprochen. Daraus ist wohl zu ersehen, Es muß daher der Schutzwasserbau immer 
welch große Bedeutung man in der Öffent- im Vordergrund jener Arbeiten stehen, die 
lichkeit diesem Dienstzweig beimißt. auf Grund ihrer Bedeutung und Vordringlich-

Es ist daher verständlich daß bei der keit als besonders förderungsbedürftig zu 
Beratung über das Kapitel L�nd- und Forst- betrachten sind. 
wirtschaft sowohl im Ausschuß als auch im 
Plenum Sprecher aller Parteien über die 
Belange des Schutzwasserbaues - also des 
Flußbaues, der Wildbach- und Lawinenver­
bauung und des landwirtschaftlichen Wasser­
baues - diskutieren. 

Es ist wohl kaum anzunehmen, daß in 

In diesem Zusammenhang muß aber auch 
alles unternommen werden, um den Organen 
des Schutzwasserbaues die Möglichkeit in 
die Hand zu geben, alle Arbeiten, die sowieso 
schon fast ausnahmslos unter schwierigsten 
Bedingungen ausgeführt werden müssen, in 
fachlich und wirtschaftlich vertretbarem Aus-

Österreich, insbesondere in den gebirgigen maße zu erfüllen . 
Teilen unseres Landes, noch Z,,·eifel an der 
volkswirtschaftlichen' Bedeutung des Schutz- In der letzten Zeit konnte man wiederholt 
wasserbaues bestehen. Der Umfang der Ar- hören, �aß wegen der ungen�genden Dotieru�g 
beiten dieses Zweiges ist enorm groß .  Er ist I d�r WIldba?h- un� Lawmenverbauung m 
dadurch gekennzeichnet, daß kaum ein zweites dIesem ZweIg . Ar�elte.rentlassungen erfolgen 
Land eine solche Flußdichte aufzuweisen ver- mußtell . Es 1st rIchtIg, daß der Stand an 
mag wie Österreich. Das zuständige Ressort I Arbeitern bei der Wildbachverbauung gegen-­
des Landwirtschaftsministeriums hat rund I über 196� etwas

. 
zu�ückging. Der Monats· 

100.000 k m  an Bächen und Flüssen, an durchschmtt betrug Im Jahre 1960 - das 
Wildbächen und künstlichen vorflutgerilll

.
len - l wurde heute schon g�sag� -- 3200 Arbeiter . 

das ist mehr als 1 km Fluß- und Bachlänae Der Monatsdurchschmtt lln Jahre 1961 be­
pro Quadratkilometer Boden -- zu betreue� ' 1 trägt 3000. 

Die im letzten Jahrzehnt wiederholt auf- Nun wäre es aber falsch, den Grund für 
getretenen Ho�hwasser- �nd Lawin�nkatastro- I die Verminderung in der ungenügenden Dotie­
phen haben Immer WIeder beWIesen, daß rung der Wildbach- und Lawinenverbauung 
nur durch rechtzeitige Durchführung von I zu sehen, sondern sie ist hauptsächlich da­
Maßnahmen technischer und forstlich-biologi- durch bedingt, daß wegen der besseren Be­
scher Art dem Wüten dieser Naturgewalten zahlung eine Abwanderung in andere Sparten 
Einhalt geboten werden kann. Dies war auch der Bauwirtschaft erfolgt ist . Diese Ent"­
vor Jahren die Ursache. daß in den letzten wicklung macht sich besonders in den west­
Bundesfinanzgesetzen der Schutzwasserbau lichen Teilen unseres Landes bemerkbar. Dort 
unter jene Maßnahmen eingereiht wurde, die greifen die Abwerbungen durch private Unter­
im gesamt volkswirtschaftlichen Interesse nehmer immer mehr um sich, dies deswegen, 
liegen. Die dieser Reihung zugrunde ge- weil die Wildbachverbauungsarbeiter nach 
lege ne Absicht, den Schutzwasserbau von einem bundeseinheitlichen Kollektivvertrag 
linearen Kürzungen herauszuhalten, wurde entlohnt werden, dessen Lohnansätze dem 
dann allerdings nicht immer eingehalten. Bauarbeiterkollektivvertrag weitgehend ange­
Es ist aber auf Grund von Ausführungen un- glichen sind. Da die festgelegten Löhne 
seres Herrn Finanzministers zu hoffen, daß eines Kollektivvertrages in der öffentlichen 
hier in Hinkunft von unvorhergesehenen Ab- Verwaltung als Höchstlöhne betrachtet werden, 
strichen Abstand genommen wird. während sie in der Privatwirtschaft vielfach 

Der Herr Bundesminister für Finanzen als Mindestlöhne angesehen werden, wird in 
hat vor kurzem bei einer Veranstaltung in der Zeit der Hochkonjunktur in der Bau­
Oberösterreich sehr klar und deutlich den wirtschaft auch in Hinkunft, so unangenehm 
Unterschied aufgezeigt, der z"rischen dem dies auch ist, eine weitere Abwanderung von 
sogenannten echten und einem unechten Arbeitskräften wohl kaum ganz zu ver­
Sparen besteht. Er bezeichnete damals als hindern sein. Da diese Abgänge seit längerer 
unechtes Sparen den Versuch, die Mittel Zeit nicht mehr ersetzt werden können, weil 
für die Wildbach- und Lawinenverbauung neue Arbeitskräfte nicht zu bekommen sind, 
zu kürzen, von der richtigen Tatsache aus- tritt eine sehr ungünstige Altersschichtung 
gehend, daß zum Beispiel eine Kürzung ein, da meistens junge Arbeitnehmer aU8-
im heurigen Jahr zwangsläufig ein Mehr- scheiden. 
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Ich erinnere mich übrigens daran, daß ' des Fonds auf der einen Seite gleichzeitig 
bei der Beratung über das Kapitel Verkehr und : die normalen Kreditansätze für den Fluß­
Elektrizitätswirtschaft i m  Ausschuß der Herr hau, für die Wildbach- und Lawinenver­
Bundesminister Dipl.-Ing. Waldbrunner über bauung, aber auch für den landwirtschan­
eine ähnliche Entwicklung in seinem Resi30rt lichen Wasserbau im Budget gakürzt hat. 
zu berichten wußte. Auch von der Bundes- S 11 d H h h" d .r d 1 h • . ' 

T h 0 er oe wassersc a enton s,  ( er 0 ne bahn, emem staatlIchen U nterne men, wan- 7. '.1" l ' h . 1 t '  H ' lf f'" d S h t . .. . d' p ' � WCll e  eIne s e  l' WIC.} 'lge 1 Ci u r  e n  c u ,z-dern dauernd ArbeItskrafte m le flvat- b d '  t ll't ' J h 1 962 ' 'h irt h ft 1 I wasser au ars e " In1 a re . . selne 1 In 
w sc a a J .  . . . zugedachte Aufgabe erfüllen, dann muß der 

Was nun dIe DotIerung der WIldbach- Anteil des Landwil'tschaftsministeriums an und Lawinenverbauung betrifft ,  so standen diesem Fonds für Zwecke des Schutzwasser­- wie Herr Minister Hartmann im Ausschuß baues also für den Flußbau für die Wild­�eri.cl�tete � im Jahre �9�9 rund 8 1 , 7 Mi��ionen bach- ' und Lawinenverbauun� und für den Sclllllmg, 1 960 96,5 MIllIonen z ur Verfugung, landwirtschaftlichen Wasserbau nicht nur und in diesem Jahr sind es 103 ,5 Millionen. im gleichen Umfang, das heißt ungekürzt,  
Für den Fluß wasserbau wurden im Jahre 1 959 wie im Jahre 196 1 ,  sondern in erhöhtem Um­

aus dem ordentlichen Voranschlag einschließ- fange, also den tat.sächlichen Erfordernissen 
lieh der Mittel des Hochwasserschädenfonds entsprechend, sichergestellt werden. 
1 .1 1  Millione� Schilling, im Jahre 1 96? � 1 6,5 Mil-

I Als unbedingte Voraussetzung für seine h70ne,� und 1m Jahre 1 961 124,5 MIllIonen zur ! Wirksamkeit ist es notwendig, daß die an sich 
'\ erfugung gestellt. ' nicht hohen finanzgesetzlichen Ansätze des 

Der landwirtschaftliche Wasserbau war im Budgets 1 962 für die Maßnahmen des Schutz­
.Jahre 1 959 mit 13 ,9  Millionen Schilling, wasserbaues ohne Bindung und Kürzung 
1
,
960 mit 1 :,3 Millionen und 1 96 1  mit 25,5 Mil- I in voller Höhe und gleichmäßig über das 

honen dotIert. ganze Jahr verteilt zur Verfügung stehen. 
Insgesamt wurden für Wasserbauvorhaben Damit der Hochwasserschädellfonds für 

des Landwirtschaftsressorts im Jahre 1961 den Schutzwasserbau seine bedeutsame Hilfe 
253, 5  Millionen Schilling zur Verfügung ge- wirksam werden lassen kann, ist die im Gesetz 
stellt. vorgesehene Anleihe 1 962 rechtzeitig aufzu-

Im Jahre 1 962 werden für den Schut.z- legen beziehungsweise sind entsprechende Vor­
'wasserbau , also für den Flußbau, für die Wild- schüsse durch das Finanzministerium rccht­
bach- uLd Lawinenverbauung und für den zeitig bereitzustellen. 
laLd ,virtschaftlichen \Vasserbau zirka 300 Mil- Der Schutz wasserbau erfordert. eine vor-lionen Schilling zur Verfügung stehen. ausschauende Planung, und seine Disposi-

Die Fragen der Wasserwirtschaft, insbeson- I tionen werden nur dann vom größtmöglichen 
dere jene des Schutz wasserbaues, berühren Erfolg begleitet Rein, wenn die vorgesehenen 
alle. Zweige der Wirtschaft. Es ist deshalb Mittel, wie schon gesagt, rechtzeitig und in 
notwendig, daß wir uns immer daran erinnern, vollem Umfange zur Verfügung stehen. Die 
\\'81che katastrophalen Auswirkungen bei Hoch- Höhe der Mittel ist pmktisch durch die Lei­
wasserkatastrophen eintreten. Es ist daher stungsfähigkeit des Apparates der für den 
erforderlich, da ß rechtzeitig vorbeugende Maß- Schutzwassel'bau bestimmten Dienststellen ge­
nahmen getroffen werden. geben. Er ist nach oben durch die Anzahl 

D;e Hochwasserkatastrophen in unserem der zur Verf�gu�? st�henden. Arbei�skräfte 
LaLde seit 1 945, insbesondere die über groDe und durch dIe fur dIe Arbeit bestImmten 
Teile hereingebrochenen �ochwasserschä.den , Baumaschinen begrenzt. 
des Jahres 1959,  haben eme sehr deutlIche Zahlreiche Schäden sind noch zu beheben, 
Sprache gesprochen. Dort, wo Schutzwasser- und sehr groß ist die Zahl der noch dUl'ch­
bauten bestand�n, waren die Auswirkungen zuführenden vorbeuuenden Maßnahmen des 
nur w�ring?n Umfanges, hingegen in jenen Schutzwasserbaues. o Den Bemühungen des 
Fälkn - und es war leider der größ 3re Teil Herrn Land wirtschafts ministers Dipl.-Ing. 
der Fälle -, wo keine Schutz wasser bauten Hartmann ist es zu verdanken. daß auf 
hostand"ln, waren die Auswirkungen kl:'vta- dem Gebiete des Schutz wasserbaues und der 
strophnJ. Es wal' bis heute nbch nicht möglich , Behebung der Hochwasserschäden schon so 
alle eingetretenen Schäden zu beheben. viel Erf�rc1erliches geleistet ,,,urde. Wenn 

Der im Jahre 1 959 geschaffene Hochwasser- bei der großen Anzahl der noch zu bewälti-
8chäd<mfonds konnte vor allem deshalb nicht gell den Maßnahmen nicht alle Wünsche e1'­
die daran g-:.knüpften Erwartungen in dem füllt werden konnten, so liegt dies in dem 
Ausma ß erfüllen, als es notwendig und mög- Umstande begründet, daß die vorgesehenen 
lich gewesen wäre, weil man mit der Schaffung I Mittel nicht in dem Umfange zur Verfügung 

292 
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Mittendorfer 
st

,
ehen,

. 
als dies v�.n allen S

,
eiten als notwendig I . Ich habe schon im vel'gangenen Jahr im 

mkannt und gewunscht w1l'd. Fmauz- und Budgetausschnß heim Kapitel 
Es müßte jetzt ohne Verzug damit begonnen Lalllhvirtschaft (liese Angelegenheit zur Spra­

werden, eine echte Rangordnung der Auf- ehe gebracht. Die Antwort des Landwirt­
gaben herzustellen und damit die wichtigste schaftsministers wal' nichtssa.gend und aus­
Vorarbeit für das nächste Budget zu leisten. weichend. Ich habe deswegen heuer wieder 

Wenn es dem Herrn Bundesminister für ersucht, der Landwirtschaftsminister möge 
Finanzen Dl'. Klaus gelungen ist, die Konso- dazu Stellung nehmen. Die Antwort, die ich 
lidierullg der Staatsfinanzen zu erreichen, heuer bekam, hat sich nicht wesentlich von 
dann wird es ihm, wenn wir Abgeordnete der �ntwort . des Vorjahres unterschieden. 
ihn dabei unterstützen, auch gelingen, im Ich hatt� zummde.st erwartet, daß der Minister 
Budget 1 963 jenen Aufgaben die Priorität sagen WIrd, daß eme Untersuchung eingeleitet 
zu geben, die in erster Linie dem Gemeinwohl, wird und die Schuldigen zur Verantwortung 
dem Schutz von Grund und Boden dienen. gezogen werden. Der Landwirtschafts­
(Bei/all bei der O v  P.) minister ist anscheinend nicht bereit, gegen 

Präsident : Als nächster Redner kommt 
der Herr Abgeordnete Lackner zum Wort. 

Abgeordneter Lackner : Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Die Österreich ischen 
Bundesforste haben im Juli 1 953 mit dem 
St. Hubertus-Orden für das Revier Walster 
einen Jagdpachtvertrag abgeschlossen. Dieser 
Jagdpachtvertrag war so erstellt, daß die 
Bundesforste von vornherein mit einem Ab­
gang rechnml mußteJl. Die Jägerlöhne allein 
warefi etwas höher als der vereinbarte Pacht­
schilling. Im Punkt 5 des Pachtvertrages 
steht : "Sollten sich die Jäger- und Arbeiter­
löhne der Österreich ischen Bundesforste um 
mehr als 20 Prozent gegenüber den am 1 .  Jänner 
1 953 geltenden Ansätzen erhöhen, so hat der 
Abschußnehmer den Pauschalbetrag von 
40.000 S ebenfalls um den errechneten El'­
höhungsprozentsatz zu erhöhen. Die Jäger­
löhne betragen am 1 .  Jänner 1 953 monatlich 
brutto für Franz Teubenbacher 1 698 S 
für Franz Edel' 2086 ,60 S."  Auf Grund diese� 
Punktes ergab sich für die beiden Jäger 
ein monatlicher Bruttolohn von 3784 60 S 
umgerechnet auf das Jahr zu zwölf M�nate� 
45.415,20 S. Der Bruttolohn war nicht die 
gesamte Belastung, denn zum Bruttolohn 
kamen noch die üblichen zusätzlichen Lei-

die Schuldigen vorzugehen. Mit Rücksicht 
darauf richte ich nunmehr an den Rechnullas-o 
hof das Ersuchen, eine Einschau vorzunehmen 
und über das Ergebnis Bericht zu erstatten. 

Nun eine zweite Angelegenheit. Nicht allzu­
weit weg von der Walster haben die Bundes­
forste im Bereich der Bundesforstverwaltung 
Guß werk ein Jagdrevier im Ausmaß von 
rund 3800 ha an den Herzog Albrecht 
von Bayern zu einem Pachtschilling von 
angeblich 3 S pro Hektar verpachtet. An mich 
wurden nunmehr folgende Beschwerden heran­
gebracht : Es wurde von einer Motorrad­
vereinigung eine Fuchsjagd vorbereitet und 
die Fahrstrecke festgelegt. Am Tage vor der 
Veranstaltung teilte die Forstverwaltung mit, 
daß die Strecke über Dürradmer-Rotmoos 
nicht befahren werden dürfe . Am Veran­
staltungstag selbst stand ein bewaffneter 
Jäger bei der Abzweigung, um eine eventuelle 
Benutzung dieser Straße zu verhindern. Bei 
den Teilnehmern handelte es sich zum Teil 
um Forstarbeiter, die an dieser Straße wohnen 
und diese Straße fast täglich benützen. Bei 
den Einfahrten Greith und Rotmoos stehen 
jetzt Tafeln mit den Verkehrszeichen "Ein­
fahrt verboten" . 

Seit Generationen wurden die Steige in den 
stungen und gesetzlichen Verpflichtungen. Gräben und auf den Bergen begangen. Jetzt 

Im Pachtvertrag war, wie aus Punkt 5 sollen sie nicht mehr benützt werden dürfen. 
zu entnehmen war, vorgesehen, daß bei Die Wälder dienen aber nicht nur der forst­
Erhöhung der Löhne um mehr als 20 Prozent wirtschaftlichen Nutzung, sie sind auch Er-
der Pachtschilling zu erhöhen ist. Die Löhne h I .. f" d' M h W' h 

. d . . 0 ungsraume ur le ensc en . Ir mac en 
sm mzwischen um rund 70 Prozent gestiegen, für den Fremdenverkehr Propaganda. Wie 
der Pachtschilling wurde trotzdem nicht ge- .. . Pr kt . A I d 
.. d t M' d " . I ware es, wenn WIr ospe e Ins us an 
an er . Ir wur e mitgetCllt daß dIe Bundes- h' k .. d 't d A Cd k D .{" . .. ' . sc lC en wur en nll em Ul' ruc : .. as 
lorste 1m Jahre 1 960 fur das J agdrevwr B t d W··l . . . . . ' 
W I t 53 000 S . d 200 5 S 

e reten er a der, die dem osterrClchlschen 
a s  er . l emgenommen un 40 St t h"  . t b F "  S . 

b h b d D fi 't b 
. 

1 
aa ge oren, IS ver oten. ur paziergänger 

ausgege en a en, as e ZI etrug a so t h d' h . h d . 
d 147 000 S f"" . J d ' d ' s e en Ie noc Immer vor an enen staubuTen 

run . ' , ur eI� ag reVIer un em Straßen zur Verfü un . "  � 

Jahr em ga.nz erkleckhcher Betrag. Derzeit 
g g 

läuft gegen den St. Hubertus-Orden ein Ver- Der Betriebsrat der Forstverwaltung Guß-
fahren wegen Steuerhinterziehungen im Zu- werk hat bereits gegen diese Neueinführungen 
sammenhang mit der Abschußvergebung und protestiert. Der zuständige Wirtschr.ftsführer 
der Beherbergung der Jagdgäste. hat Abhilfe zugesagt, es wird aber sicher-
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lich nicht schaden, wenn auch höheren Orts 
eingegriffen wird. 

Dern Jagdpächter dieses Reviers wurde 

ten bebaut, die eine Vollmechanisierung zulas­
sen. Es gibt kein Vieh in diesem Betrieb. Milch, 
Butter, Eier und Fleisch müssen gekauft wer­

mitten im Besitz der österreichischen Bundes- den. An ständigen Arbeitskräften sind der Be-
Ritzel' und ein Schlepperfahrer vorhanden. Die forste ein Baugrundstück zum Prei� VOll 7 S pro 
Frau führt nur den Haushalt. Das Arbeitsein-Quadratmeter verkauft. Der Bet1'1ebsrat sagt, 
k b t .. gt . 

A b 't k ft ' J h d ß lb d B . b h " " b . A ommen e ra Je r m s ra Im a r a se st en etrle sange ongen el 
H- 17 300 D M  k h t d 1 10 000 S suchen um Verkauf eines Grundstückes mit I :  -1  �r '. umgerec ne run . . 

11 .. r h B .. d S h . . k 't DIeses Arbmtsemkommen konnte nur dadurch a en ID
h

O
t

g lC 
d
en e

D
grun

B
u

t
n�e

b
n c

t 
wJer

t
lg e�

t
en 

erreicht werden, weil auf Grund der Betriebs-gemac wer en. er e 1'1e sra sag we1 er, .. . . . 
h h b '  d ß . I h St 11 d B'ld große und der Mechamslerung eme 0 e Ar mt-

.a an eIner so c en e e, a e� zur 1 .  ung 
produktivität möglich ist. emer Enklave kommt, auch an emen BetrIebs-

angehörigen Grund nie verkauft werden würde. Die EWG bezeichnet Betriebe mit zwei 
Auch in diesem Fall richte ich an den Rech- Al'beitskräften als die idealen Familienbetl'iebe , 
nungshof das Ersuchen, Einschau zu halten, I Die . Agra�struk�ur im E�G-Ra,um unter-

E· d " ßt S 
. ht d' scheIdet SICh lUcht wesenthch von unserer Ine er gro en orgen, wenn lllC le . . .  . 

"ßt S b 't t d t tl' h Agrarstruktur. Nach emer StatIstIk, dIe dem gro e orge " erm e en ver an wor 1C en .. ' . 
F kt' "  . 

h Ib d E " . h W· t EUl'opalschen Pa.rlament vorgelegt wurde, un lOnaren Inner a er uropalsc en Ir - .  . . .. . . . 
s h ft 

. "  h ft d '  hl ht B t 'eb SIeht dIe BetrlebsgroßenemteIlullg Wl€ folgt c a 8gemm�8c a I? " sc ec 
J

e
h 

1 e r
d
l s

� aus : von 1 bis 5 ha 50 Prozent, von 5 bis struktur. BIS zu Begmn des a r mn erts 
10 h "'1 p .  t T 1 0  b ' �  20 1 17  Pr -h t d F '1' b t . b '  

. . h hl a � l ozell , "\ on 11; la OZl'nt, a er amI Jen e ne eIne In SIC gesc ossene 
20 b' 50 h 9 Pr t 50 b' 100 h E . 

f " h d 
. 

h d f von IS a ozen von 18 a xlstenz ge u rt un war weltge en au .. ' . 
do S Ib t . ht t I halb 2 Prozent und uber 1 00 ha, 1 Prozent. DIeser le e s versorgung ausgerlc e .  nner 
eines halben Jahrhunderts haben sich die Familienbetrieb in Gernsheim gehört einer 

Verhältnisse grundlegend geändert. Der Selbst- Betriebsgrößengruppe an, der im E"VG-Raulll 

versorgungsbetrieb gehört der Vergangenheit ganze 3 Prozent angehören. 97 Prozent liegen 

an, die Abgeschlossenheit des Familienbe- mit der Grundausstattung ungünstiger. Dieser 

triebes wurde durchbrochen. Auch der Fa- Betrieb in der genannten Größe könnte niemals 

milienbetrieb produziert heute unmittelbar mit zwei Vollarbeitskräften das Auslangen 

für den Markt und ist daher auch in jeder finden, wenn er nicht als viehloser Betrieb 

Hinsicht vom Markt abhängig. Der einzelne und voll mechanisiert geführt würde. 

Landwirt ist gezwungen, seinen Betrieb auf Die Landwirtschaft ist kein einheitliches 
die Marktbedürfnisse umzustellen. Zusätzliche Gebilde. Die Größenverhältnisse, die Boden­
Lasten, aber auch die höheren Bedürfnisse beschaffenheit, das Klima sind grundver­
erfordern höhere Leistungen, und da es sich schieden. Es ist falsch, wenn behauptet wird, 
nicht mehr um Selbstversorgerwirtschaften I der ganzen Landwirtschaft, gehe es schlecht . 
handelt, höhere Marktleistungen. Der Markt- Es geht dem größeren Teil schlecht ,  aber es 
leistungs betrieb spezialisiert sich, er richtet geht nicht allen schlecht. Daß es dem größeren 
sich auf bestimmte Produktionen aus. Das Teil schlecht geht, ist bei der bestehenden 
bedeutet, daß er auf Grund der Veränderungen Agrarstruktur nicht verwunderlich, Es ist 
nunmehr Käufer landwirtschaftlicher Produkte daher verständlich, daß sich Agrarpolitiker 
wird, die er und seine Vorfahren noch selbst und vor allem Agrarwissenschaftler immer 
am Hofe erzeugt haben. Die Mutter hat das wieder sagen : Die Landwirtschaft kann nur 
Brot noch selbst gebacken, die Butter noch I gesunden, wenn die Agrarstruktur verbessert 
selbst erzeugt ; die Tochter oder Schwiegel'- wird. \\T erden solche Gedanken ausgcRprochen 
tochter kauft heute das Brot beim Bäcker oder niedergeschrieben, dann kommen die 
im Ort und bezieht die Butter über den Agrardemagogen und erklären, man will die 
Molkereibetrieb. Die Großmutter und auch kleinen Betriebe liquidieren. Dabei schielen 
noch die Mutter hätten jeden als Narren be- sie auf uns, als wären wir die Liquidatoren. 
zeichnet, der gesagt hätte, daß das Brot In Österreich war man bisher ni I t '  d 

d dO B d' H f d 
C l  1Il er 

un
o 

l�. utter, 1e .am 0 geg.essen wer en, Lage, die Besitzveränderungen alljährlich be-
be�n �acker oder beIm LebensmIttelkaufmann kanntzugeben. 'ViI' müssen zehn Jahre warten, 
ge auft werden. bis wir zu neuen Zahlen kommen. In der 

Wie weit die Spezialisierung in manchen westdeutRchen Bundesrepublik ist das anders . 
Gebieten geht, konnte ich bei einer Besichti- Dort stehen Vergleichs zahlen zur Verfügung. 
gung des Betriebes Fischer in Gernsheim in Aus dem letzten Grünen Bericht ist zu ersehen, 
Hessen sehen. Der Betrieb liegt in einer Ebene, daß in den letzten elf Jahren die Zahl der 
er umfaßt 23 ha Eigengrund und 35 ha Pacht- landwirtschaftlichen Betriebe in der Größen­
grund, zusammen 58 ha. Der Betrieb ist ein rei- klasse 0,5 bis 1 0  ha um 363.900 abgesun­
ner Ackerbetrieb .  Alle 58 ha werden mit Friich- ken ist. In der westdeutschen Bundes-
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republik sind in den letzten elf Jahren beinahe sein ... vird, eine zufriedellstellellde Regelung 
so viele landwirtschaftliche Betriebe ver- der Weizenpreise zu treffen. Gegenwärtig 
schwunden, wie in Österreich insgesamt vor- beträgt der Weizenpreis in vVestdeutschland 
handen sind. Die deutschen Sozialdemokraten je Tonne 424 D· Ma:rk, in Frankreich je Tonne 
haben auf die Regierungspolitik und damit nur 307 D-Mark. Die Vertreter der iH'st­
auch auf die Agrarpolitik sehr wenig Einfluß. deutschen Laüdwirtschaft behaupten, daß der 
Wenn schon denla gogeln und schielen, dann Einllahmeverlust bei 700 Millionen bis 800 Mil­
hitte dorthin, wo die Steuermänner der lionen D-Mark betragen würde, die Schätzungen 
Agrarpolitik zu finden sind. Aber wir sind in der Gemeinschaft liegen unter 300 Millionen 
ehrlich genug, anzuerkennen daß die Agrar- D-Mark. Wahrscheinlich haben heide unrecht : 
struktur geändert werden muß,  wollen wir die Dic 'Vestdeutschen dürften zu stark nach 
Eingliederung in ein gr ößeres Wirtschafts- oben und die in der EWG zu stark nach unten 
gebiet durchstehen. abgerundet haben. Dieses Beispiel zeigt aber, 

Man kann die Landwirtschaft mit Ausnahmen wie gefährlich gestützte oder hochgezogene 

in drei Gruppen einteilen : In der Gruppe I Pr
,
�ise für �ie werden . . 

könn��, für 
,
�ie sie 

Zwerg- und Klt'inbetriebe handelt es sich g�.,chaffen. "\\ urden . . Hl�fen ko�nen ." a�ren.d 

zum größeren Teil um landwirtschaftliche e�ner bestllnm.�en Ze�� Cl�� gewIs:e S.1Ch�rheIt 

Nebenbetriebe . Die Besitzer arbeit.en haupt- bIeten, aber konnen Sie es Immer . DIe slCher­

beruflich zumeist außerhalb des Betriebes ste Garantie ist immer der strukturell gesunde 

ihre Lebensgrundlage ist in der RE gel durch Betrieb. 

den Hauptberuf gesichert. Die Großgrulld- Nach dem letzten Betriebszählungsergebnis 
besitzer sind zu einem erheblichen Teil nicht sind in Österreich in den letzten zehn Jahren 
nur Besitzer großer Grundflächen, sondern rund 30.000 Betriebe vcrsch ... ,,"unden . Wo 
auch Besitzer von Akticnpaketen oder in- sind die Flächen hingekommen ? Wer hat den 
dustrieller Unternehmungen. Diejenigen, die Grund dieser 30.000 Betriebe in Besitz ge­
nur vom landwirtschaftlichen Einkommen nommen ? Es wird bei uns zn viel dem Zufall 
leben, sind die Besitzer von Kleinbetrieben überlassen. Wenn wir etwas erreichen wollen, 
mit S :mderkulturen und die Besitzer von dann müssen wir planen . Es müßte einmal 
Mittelbetrie ben oder großbäue'1ichen Betrieben. fpst.stehcn : Welche Betriebe sind lebensfähig 1 
Die Zahl dieser Betriebe dürfte in Österreich W -'lche können lebensfähig gemacht werden ? 
zwischen 250.000 und 280.000 betragen. Diese Welche sind auf Grund der Bodenverhältnisse 
Betriebe müssen auf eine gesunde Grundlage und der klimatischen Verhältnisse nicht zu 
gestellt werden, da es sich bei ihnen um halten ? Es hat doch keinen Sinn, einem Be­
Betriebe handf:llt, deren Besitzer fast am;schließ- trieb mit Beihilfen und Krediten beizustehen, 
lieh vom Ertrag ihrer Wirtschaft leben der in fünf od0r längstens zehn Jahren still­
müssen. gelegt wird. Wir haben nicht soviel Geld, um 

Gesund ist die Agrarstruktur aber nur dann, 
wenn für einen Familienbetrieb genug Grund 
vorhanden und eine Mechanisierung möglich 
ist. Derzeit verlegen wir uns auf Hilfsmaß­
nahmen. Am bekanntesten, aber auch am mei­
sten umstritten sind die Subventionen. Wird 
eine solche Agrarpolitik für die Zukunft 
möglich sein ? Wenn sie nicht m öglich ist -
',,"'as dann ? Der westdeutsche CDU-Abge­
ordnete Lücker sagte unttr anderem im Euro­
päischen Parlament : "Es kann keinem Zweifel 
unterliegen, daß der faire Wettbewerb den 
Abbau aller Subventionen voraussetzt, die 
gegen den Geist des Vertrages verstoßen." 

In diesen W oehen wird in der westdeutschen 
Bundesrepublik eine Diskussion über den 
zukünftigen Weizenpreis geführt. Die Preis­
bildung wird in der EWG in Zukunft nur 
aus der Sicht der Gemeinschaft erfolgen 
können. Bei Getreide kommt noch hinzu, 

uns Fehlinvestitionen leisten zu können. . 

Herr Vredeling hat zu diesem Problem vor 
dem Europäischen Parlament Stellung ge­
nommen und gesagt : "Es ist zu bedenken, 
da ß auf Grund der historischen Entwicklung 
gewisse an der Rentabilitätsgrenze liegende 
Böden in Bebauung sind, von denen in An­
betracht der wirtschaftlich-geographischen 
Lage keineswegs von vornherein feststeht, 
daß es wünschenswert ist, sie auch künftig 
für die gleichen landwirtschaftlichen Zwecke 
zu verwenden. Es könnte erwogen werden, 
ob es nicht vernünftiger, wirtschaftlich zweck­
mäßiger und auch sozial vertretbarer wäre, 
diese Betriebe in Zukunft Aufforstungen 
vorzu behalten . In bergigen Gegenden kann 
man durch Aufforstung die Erosionsgefahr 
bekämpfen,  wodurch zugleich die Wasser­
wirtschaft in den niedriger gelegenen Gebieten 
verbessert werden kann. "  

daß die Getreidepreise eine Schlüsselstellung Auf dem letzten Parteitag der Sozialistischen 
einnehmen, denn sie beeinflußen einen T�il Partei hat sich eine Kommission mit den 
der Preise in der Veredlungswirtschaft. Derzeit I Problemen der Landwirtschaft befaßt. In 
hat es noch den Anschein, daß es nicht leicht der Resolution, die vom Parteitag einstimmig 
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beschlossen wurde, finden wir einen Absatz 
über die Bodenbesitzverbess3rung. Es heißt 
dort : "Zwei Drittel der österreich ischen Klein-, 
Berg- und Mittelbauern besit.zen zusammen 
weniger Boden als die 1 Y2 Prozent Groß­
grundbesitzer. Die landwirtschaftlichen Klein­
betriebe sind Familienbetriebe und benötigen 
zu ihrer Existenzsicherung vor allem eine 
Vergrößerung der Wirtschaftsfläche. Die hiezu 
notwendige Reform der Besitzverhältnisse soll 
in der Weise stattfinden, daß Österreich eine 
staatliche Bodenbank errichtet, die alle frei 
werdenden land- und forstwirtschaftlichen 
Grundstücke erwirbt und zu erträglichen 
Bedingungen an jene bäuerlichen Betriebs­
inhaber und Neusiedler weitergibt, die eine 
VergrößCJnmg ihrer "Wirtschaftsflächell benöti­
gen" .  Wir überlassen es dem freien Spiel der 
Kräfte . \Venn wir nicht bereit sind, lenkend 
einzugreifen, dann werden wir zwangsläufig 
in der Entwicklung zurückbleiben. Es 
handelt sich bei diesem Vorschlag um keine 
Enteignungen , sondern lediglich um eine ycr­
nünftigc Verwendung der angebotenen Grund­
flächen. In einer Samstaguummer der "Süd­
ost-Tagespost" wurden 57 1!) ha und 190% Joch 
zum Verkauf auge boten ; in der letzten 
Sonntagsnummer der "Presse" 14. 1 10 ha und 
784 Joch, zusammen 'nur in diesen beiden 
Zeitungen 19.829 ha und 974Y2 .Joch. 

Damit im Zusammenhang steht auch ein 
anderes Problem, das Problem der landwirt­
schaftlich ungenützten Flächen. Die "Süd­
deutsche Zeitung" hat vor wenigen Tagen 
berichtet, daß in Bayern 8000 ha nicht be­
arbeitet werden. Wi; sieht es bei uns aus ? 
Wahrscheinlich weiß es niemand. Aber es 
hätte keinen Sinn, öffentliche Mittel für die 
Aufstockung lebensunfähiger Betriebe zu 
lebensfähigen Betrieben aufzuwenden, wenn 
nicht gleichzeitig dafür gesorgt wird, daß die 
Betriebe nicht wieder durch Erbteilung oder 
Verkauf von Teilflächen lebensunfähig ge­
macht werden. 

Das Problem der Strukturverbessel'ung dul­
det keinen allzu langen Aufschub. Es muß 
etwas Entscheidendes geschehen. Das, was 
bisher geschehen ist, kann nicht einmal als 
Beginn einer Lösung betrachtet werden. Eine 
Strukturverbesserung besteht nicht allein in 
einer Grundzuteilung. 

. 
Ich habe und konnte mich nur mit einem 

Teil dieses Problems beschäftigen. Ich weiß , 
die übrigen Teile sind ebenso wichtig. 

In aer österreichischen Landwirtschaft gibt 
es ebenso Krankheitsherde wie in der Land­
wirtschaft anderer StaateIl. Eine kluge Agrar­
politik wird diese Krankheitsherde erkennen 
und die vorhandsnen Mittel dann am sinn­
vollsten einsetzen. F lir eine sinn volle VeT'-

w�llclung finden wir auch die Unterstützung 
breiter Schichten der nicht-landwirtschaft­
lichen Bevölkerung. Kein Verständnis oder 
nm wenig Verständnis werden wie bei diesen 
Bevölkerungsschichten dann finden, WE'Ull wohl 
das Geld ausgegeben wird, die Krankheits­
herde jedoch nicht eingedämmt werden. 

Wir reden von der Assoziierung mit der 
EWG. Wir glauben , daß es zu einer solchen 
Assoziierung kommen wird. Wir werden uns 
dann auf vielen Gebieten umstellen und an ­
passen müssen. Nicht als Lahme und Hin­
kende wollen wir den Marsch in eine größere 
Gemeinschaft antreten, sondern als Gesunde, 
die hereit , wmens und imstande sind, in einer 
größeren Familie ihre Pflicht zu erfüllen. 

Zum Schlusse möchte ich mich beim Abge­
ordneten Schwer entschuldigen, daß ich ge­
stern seine Rede nicht angehört habe . Aber 
seine Rede war, bevor er sie noch gehalten 
hat , bereits in einer Zeitung zu lesen. (H el:ter­
keil.) Ich habe sie vorher gelesen und habe 
mir gedacht, ich erspare es mir, sie hier noch 
anzuhören . (Heiterkeit und Beifall bei der 
SPÖ. - Ruf bei der Ö V P :  In welcher ?) 
"Pressedienst - Agrarisches Informationszen­
trum" . (Lebhafte Zwischenrufe bei der Ö VP. ­
Abg .. J .. Wallner, Graz : Wegen der Einstel­
lung von Betrieben werden Sie von der steier­
märkischen Kammer die Antwort bekommen ! -
Gegenrufe bei der SPÖ..j 

Präsident : Als nächster Redner kommt zum 
Wort der Herr Abgeordnete Stürgkh. 

Abgeordneter Stürgkh :  Hohes Haus ! Meine 
Damen und Herren ! Der Herr Abgeordnete 
Winkler hat heute seine Ausführungen damit 
begonnen, daß er seine Enttäuschung ausge­
drückt hat über die geringe oder mangelnde 
ideale Auffassung über die Landarbeit und 
über die Schönheit der Arbeit in der Land­
wirtschaft. Er hat auch einige Philosophen 
oder Schdftsteller zitiert" darunter sogar einen 
chinesischen. Dieser chinesischen Ideologie 
vermag ich mich aber nicht ganz anzuschließen, 
die, wenn ich recht gehört habe, besagt, daß 
ein Sautanz oder das Schlachten eines Schwei ­
nes viermal soviel freudige Tage bereitet als 
die Schließung einer Ehe, womit wn.h1'schein­
lieh der Honeymoon oder die Flitterwochen 
einer solchen Ehe gemeint sind. (Heiterkeit .) 

Er hat auch erwähnt, daß ihm von der 
rechten Seite dieses Hauses jemand gesagt 
hätte : Ach was, Schönheit der Arbp,it, wichtig 
ist, was mir am Schlusse bleibt l Wahrschein­
lich hat dieser kurz vorher ein Mandat von 
seinem Finanzamt bekommen und war so 
zu dieser nüchternen Antwort gezwungen . 
Aber, meine lieben Freunde, ich glaube, daß 
zum Beispiel von der Arbeitnehmerseite, auch 
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wenn Freude an der Arbeit besteht - das 
will ich durchaus nicht leugnen -, doch 
immer sehr genau gefragt wird, was der 
Lohn der Arbeit ist. Schließlich und endlich 
ist auch der Ertrag der Arbeit des Bauern 
nichts anderes als sein Lohn. 

Nun hat sich der Herr Abgeordnete Winkler 
bei der Getreidefrage länger aufgehalten so wie 
auch andere Redner heute. Dazu wollte ich 
gerne eine kleine Aufklärung geben, daß sich 
die Brotgetreideanbaufläche, die im Jahre 
1938 620.000 ha betrug, im Jahre 1960 schon 
auf 447 .695 ha vermindert hat. Ich zweifle 
nicht. daran, daß es auch heuer wieder eine 
Verminderung in dieser Richtung gibt . 

Es wurde hier vom Maisanbau gesprochen 
und gesagt, daß dieser zweckmäßiger wäre, 
als Weizenüberschüsse zu sammeln. Ich stim­
me dem absolut bei. Das ist ja auch letztlich 
das, was das Landwirtschaftsministerium uns 
predigt und auch unterstützt. In den letzten 
Jahren haben sich die Maisanbauflächen um 
zirka 30 Prozent vermehrt. Da muß ich auch 
wieder auf die Bemerkung, die schon mancher­
orts gemacht worden ist, zurückkommen, 
daß sich die Landwirtschaft nicht so rasch 
umstellen läßt . Die Landwirtschaft "fabri­
ziert" nämlich nicht. In der gewerblichen und 
iRdustriellen Fabrikation kann man die Pro­
duktion nach Art und Umfang den wechseln­
den Anforderungen verhältnismäßig rasch an­
passen. Die Landwirtschaft "produziert" eben, 
und zwar in einer ziemlich langen Vegetations­
periode . 

Auch über die Staffelung der Stützungs­
beträge ist hier gesprochen worden. In der 
letzten Zeit ist da mit Zahlen, die nicht ganz 
stimmen, etwas herumjongliert worden. Ich 
kann es dem Herrn Kollegen Dr . Weihs 
nicht el'sparen, ihm diesbezüglich einen kleinen 
Vorwurf zu machen. Es ist heute das Wort 
"Großbetrieb" und "Großgrundbesitz" oft 
gefallen, aber es _ hat noch niemand eine 
Definition gegeben, wo .der Großbetrieb an­
fängt und wo der Mittelbetrieb aufhört. 
Ich habe versucht, eine Definition für den 
Großbetrieb zu finden, und habe mir gedacht, 
daß man die Grenze nicht bei einem Einheits­
wert von 500.000 S, bei dem bekanntlich der 
Betrieb zur Buchführung verpflichtet ist, 
ziehen dürfte, sondern daß als Großbetrieb 
ein Betrieb anzusehen wäre, der zur Bearbei­
tung seiner Fläche mehr als einen Traktor 
unterhält.. Wenn wir dieses Kriterium heran­
ziehen, dann fallen darunter nur 30 .500 ha, 
das sind nur 6,8 Prozent der gesamten Ge­
treideanbaufläche. Wenn wir uns in noch 
größere Dimensionen versteigen - also Be­
triebe nehmen, die mehr als zwei Traktoren 
betreiben -, dann entfallen auf diese nur 

mehr 5,8 Prozent der gesamten Getreide­
anbaufläche. Ich glaube nicht, meine sehr 
verehrten Herren, daß wir mit Staffelungen 
sehr viel erreichen werden. Nebenbei kann ich 
Ihnen sagen, daß gerade diese Betriebe, die 
Sie meinen, schon weitgehend von der Milch­
produktion abgegangen sind. 

Aber lassen Sie mich hier ein sehr offenes 
Wort sagen. Ich glaube, daß diese Staffelung 
der Stützungen, die VOll sozialistischer Seite 
so - sehr propagiert wird, eine geistige Plastik­
bombe ist, um die Geschlossenheit des Oster­
reichischen Bauernbundes zu sprengen. (Zu,­
stimmung bei der O v  P.) 

Dem Herrn Kollegen Spielbüchler möchte 
ich sagen - es tut mir leid, daß er jetzt 
nicht da ist -, daß ich von seinen heutigen 
Ausführungen wirklich ein bißehen enttäuscht 
bin. Neben einem massiven Angriff gegen 
die Bundesforste, den abzuwehren ich nicht 
der Berufene bin, es sitzt ja der Herr Minister 
als Ressortchef auf der Regierungsbank, ist 
zumindest die erste Hälfte seiner Ausführungen 
eine zarte Lohnforderung gewesen und nicht 
so sehr der Besorgnis um den österreichischen 
Wald entsprungen. 

Der Herr Abgeordnete Eckhart hat die 
Behauptung aufgestellt, daß der sogenannte 
Großgrundbesitz, von dem er auch nicht 
gesagt hat, wo er beginnt, ungefähr allen 
freigewordenen Boden "aufgefressen" habe, 
um. sich selbst aufzustocken, und den Kleinen 
nichts gelassen habe. Ich bin nicht in der 
Lage, etwa das Gegenteil zu belegen, ich darf 
Ihnen aber sagen, und ich glaube, ich bin 
hier der Berufene, der das wissen müßte, daß 
ich von keinem sogenannten Großgrundbesitz 
weiß, der aufgestockt hätte. Ich weiß jedoch 
und kann Ihnen das mit sehr verläßlichen 
Zahlen belegen, daß bis jetzt allein in Nieder­
österreich und im Burgenland - in den 
Alpenländern spielt das eine geringe Rolle, 
und dafür habe ich auch die Zahlen nicht, 
aber sie werden nicht sehr groß sein, das sage 
ich gleich - 22.000 ha für die Grundauf­
stockung abgegeben wurden, und zwar nicht 
etwa einem anderen Kollegen mit ähnlicher 
Besitzgröße, sondern jenen Stellen, die be­
rufen sind, die Grundaufstockung durch ­
zuführen. 

Der Herr Abgeordnete Lackner hat auf­
gezeigt, daß allein in einer Nummer der 
"Südost -Tagespost" - bitte, korrigieren Sie 
mich oder nehmen Sie es nicht so genau, wenn 
ich es nicht ganz richtig wiedergebe (Abg. 
L a c k n e 1' ,' Ich weiß das nicht genau 1 Das In­
sentt erscheint fast jede Woche I) -von 28 .000 ha, 
die angeboten wurden (Abg. La c k n e r :  Nicht 
so viel I), die Rede war, oder war das in 
zwei Nummern, das ist ja egal ; Sie haben 
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eine große Zahl genannt . Wenn das so ist , I der 10. und 20. Stelle rangiert und beim 
dann, glaube ich, kann der Hunger nach Export von Nadelschnittholz die 5. Stelle 
Grund und Boden nicht gar so groß seül. unter allen Ländern der Erde einnimmt, so 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Unser Generalredner, Herr Präsident Ökono­
mierat Wallner, hat heute in seinem ausge­
zeichneten agral'politischen Referat auch die 
Forstwirtschaft gestreift und Grundsätzliches 
über die Forstwirtschaft gesagt. Es sei mir 
erlaubt, noch ganz kurz auf einige spezifische 
Anliegen der österreichischen Forstwirtschaft 
einzugehen, die sich immerhin insofern in 
einer schwierigen Lage befindet, als sie nach 
zwei Richtungen Leistungen erbringen muß, 
die einander irgendwie widersprechen, ja sich 
gegenseitig vielfach, ich möchte fast sagen, 
sogar ausschließen : Auf der einen Seite 'wird 
von der Forstwirtschaft verlangt, daß sie im 
Interesse der Landeskultur und der V olks­
gesundheit den Bestand an Wald möglichst 
pflege und seine Wohlfahrtswirkungen sichere 
und erhalte, daß sie deshalb möglichst wenig 
schlägern soll und nur die Erhaltung des 
Bestandes und die Aufstockung der Wald­
substanz ' im Auge haben dürfe. Auf der 
anderen Seite erzeugt die Forstwirtschaft 
einen der wichtigsten Rohstoffe unseres 
Landes, und sie wird ständig dazu gedrängt, 
mehr Holz auf den Markt zu bringen, um die 
Ansprüche der holzverbrauchenden Sparten der 
Industrie zu befriedigen. 

Wenn wir diese Leistungen der Forstwirt­
schaft für das wirtschaftliche Potential unseres 
Staates näher betrachten, so fällt uns auch 
besonders auf, daß gerade der Anteil des 
Holzes und der damit erzeugten Produkte 
einen der größten Posten unseres Außen­
handelsvolumens ausmacht. Dieser Anteil 
von mehr als 20 Prozent am Wert aller ex­
portierten Güter, wie schon Präsident WaUner 
sagte, wird dadurch noch gewichtiger, daß 
diese Wirtschaftssparte nahezu keine Vor­
leistungen aus dem Import benötigt und ihre 
Erzeugnisse als ausschließlich österreichische 
Produkte in allen Phasen angesehen werden 
können. 

Wenn auch dieser Holzexport von verschie­
denen Seiten - einer Kritik unterzogen wird, 
so kann doch durch nichts die Tatsache aus 
der Welt geschafft werden, daß die öster­
reichische Forst- und Holzwirtschaft die wirt­
schaftliche Stellung unseres Landes auf dem 
europäischen Markt ganz wesentlich stärkt 
und damit unserer ganzen Volkswirtschaft 
einen nicht zu unterschätzenden guten Dienst 
erweist. Wenn sich aus der Statistik der 
F AO ergibt, daß Österreich hinsichtlich seiner 
Waldfläche an 75. Stelle aller Länder der 
Welt steht , mit. seiner Produktion an Papier, 
Pappe und ähnlichen Erzeugnissen zwischen 

kann daran ermessen werden, welche volks­
wirtschaftlichen Leistungen hier erbracht 
werden. 

Der Export von Holz und Holzwaren 
findet, heute im Gegensatz zu den Vorkriegs­
jahren fast ausschließlich in veredeltem Zu­
stand statt, sodaß die Forst- und Holzwirtschaft 
auch einen ganz bedeutenden Beitrag zur 
Sicherung der Arbeitsplätze und der Er­
zielung eines Veredelungsgewinnes im Inlande 
leistet. Da in dieser Hinsicht immer wieder 
mit falschen Argumenten gearbeitet wird, muß 
einmal mit Deutlichkeit darauf verwiesen 
werden, daß der jährliche Export von öster­
reichischem Rohholz in den Jahren 1928/1929 
durchschnittlich 1 ,9 Mil1ionen Festmeter, in 
den Jahren 1936 bis 1937 immer noch 1 ,4 .Mil­
lionen Festmeter betragen hat, während er 
sich in den Jahren nach 1954 bis heute lediglich 
bei knapp 400.000 Festmeter bewegt ; das 
sind 3 bis 3,5 Prozent der gesamten jährlichen 
österreichischen Rohholz -Produktion. 

Meine Damen und Herren ! Sie sehen also, 
daß die österreichische Forstwirtschaft mit 
Ausnahme dieser als Spezialsortiment zu be­
zeichnenden geringen Holzmengen nahezu 
überhaupt nicht unmitt.elbar exportiert , son­
dern ihr gesamtes geschlägertes Rohholz der 
inländischen Verarbeit,ung zur Verfügung stellt. 

Während man also von der Forstwirtschaft 
immer mehr Holz für flie heimische Wirtschaft 
verlangt, wirft man ihr gleichzeitig Über­
schlägerungen vor und verlangt mit demselben 
Nachdruck eine Verringerung des Holzein­
schlages. Ich habe schon im Vorjahr an dieser 
Stelle darauf hingewiesen, daß die Über­
schlägerungen bei weitem nicht jenes bedenk. 
liehe Ausmaß aufweisen, als vielfach anzu­
geben beliebt wird. Diese Feststellung findet 
aus großräumiger Schau ihre Bestätigung, wenn 
wir zur Kenntnis nehmen, daß Österreich 
nach der Statistik der F AO mit seinem Holz­
vorrat je Hektar an dritter Stelle aller Länder 
steht, woraus man auf eine immerhin sehr 
intensive Holzproduktion schließen darf. 

Auch das von manchen Seiten als katastro­
phal bezeichnete Ausmaß der aufforstungs­
bedürftigen Fläche ist heute bei weitem 
nicht mehr vorhanden. Wir haben zum 
Beispiel stichprobenartig über das ganze BUIl­
desland Steiermark verteilte Erhebungen in 
17 Gemeinden gemacht, und diese Erhebungen 
haben ergeben, daß derzeit im Durchschnitt 
d ieser Gemeinden nur mehr 1 ,7 Prozent der 
gesamten Waldfläche aus aufforstungsbedürfti­
gen Blößen besteht. 
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Es darf bei allen diesen Überlegungen die spawr erlassenen Vorschriften in sehl' 

nämlich nicht vergessen werden, daß die vielen Fragen dem heutigen Stand der Be­
Forstwirtschaft in Österreich gerade in den wirtschaftung und Technik nicht Rechnung 
letzten zohn Jahren eine unerhörte Aufbau- tragen bel':iehungsweise auf vielen Gebieten, 
arbeit geleistet hat und daß daher zwangs- so zum Beispiel hinsichtlich des forstlichen 
läufig manches, was die Waldstanusaufnahme Bringullgswesens oder der Försterausbildung , 
erhoben hat, heute bereits - ich sage Gott überhaupt lückenhaft sind. 
sei Dank - als überholt bezeichnet werden Der Herr Bundesminister hat sich vor 
kann und muß. Wenn wir allein darauf ver- einiger Zeit entschlossen, diese Neuregelung 
weisen, daß in den Jahren von 1948 bis 1961 in Etappen vorzunehmen, weil es unmöglich 
13 .000 km Waldstraßen gebaut worden sind, erscheint , das unerhört umfangreiche m: d 
so kann man daraus schon ableiten, daß weitverzweigte Gebiet des Forstwesens in 
damit eine verbesserte Nutzungsmöglichkeit einem Guß neu zu ordnen. Der EntwUl'f 
und eine vermehrte Einschlagsmöglichkeit ge- eines Forstrechts-Bereinigungsgesetzes, der be­
geben ist. Auch die immer stärker werdende reits hier im Hause zur Bera.tung aufliegt , 
Dmchforstung bringt zusätzliche Holzmengen sollte einen wesentlichen Schritt nach vo)'­
auf den Markt, ohne daß dadurch die Alt- wärts bringen und eine ganze Reihe von 
holz vorräte angegriffen würden. Ich möchte wesentlichen Teilgebieten des Forstrechtes neu 
gerade in diesem Zusammenhang an den fassen. Ich glaube, daß wir uns mit diE'st'l' 
Herrn Bundcsminister die Bitte richten, er Vorgangs weise einverstanden erklären sollen , 
möge veranlassen, daß die Zahlen der Holz- weil damit am ehesten eine abschließende 
einschlagsnachweisung in Zukunft eine Tren- Gesamtregelung erreicht werden wird. 
nung nach Altholzschlägerung und nach Wenn am Entwurf dieses Forstrechts-B�'­Durchforstungsschlägerung bringen möge, da-
mit man dem Waldbesitz die aus pfleglichen reinigungsgesetzes kritisiert wird, daß es keine 
Gründen so wünschenswerten Durchforstullgen Bestimmungen über Wildschäden -enthaltE', 
nicht noch zusätzlich als Überschlägerung so muß darauf verwiesen werden, daß dies­
anrechnet und auch vorwirft . (Präli'ident bezüglich j a  im ursprünglichen Entwurf ein 
Dr. M a l e t a  übernimmt den Vorsitz.) Wildschadensparagraph vom Herrn Minister 

Meine Damen und Herren ! Ich wollte selbet vorgesehen war, der nur aus verfassungs­
mit diesen kurzen Ausführungen durchblicken rechtlichen Bedenken herausgenommen wurde. 

lassen, daß die gegen die Forstwirtschaft oft- Ein Gutachten des Verfassungsgerichtshofes 
mals erhobenen Vorwürfe sehr wenig konse- wird in dieser Richtung angefordert werden 
quent durchgedacht und daher auch nicht - oder vielleicht ist es schon angefordert, 
sehr stichhältig sind. Ich möchte jedoch ich bin mir darüber nicht ganz klar -, und 
keinesfaU; bestreiten, daß die Forstwirtschaft je nach dem Spruch, den der Verfassungs­
in Zukunft noch sehr umfangreiche Auf- gerichtshof ergehen lassen wird, wird dieser 
bauarbeiten zu leisten hat und daß sie sich Paragraph in diesem kommenden ForstrechtR­
so wie die anderen Wirtschaftssparten auch Bereinigungsgesetz aufscheinen oder nicht. 
sehr anstrengen wird müssen, um dem schärfe- Es sollte dieser Einwand und auch andere 
ren Wind einer großräumigen wirtschaftlichen Überlegungen, wie sie insbesondere seitens 
Integration gewachs�n zu sein. Es werden einiger Bundesländer angestellt wurden und 
in dieser Richtung auch von aUen Seiten, vom in die Richtung einer Verfa�sungsänderung 
Waldbesitz selbst, von seinen Interessen- zielen, jedoch keineswegs der Anlaß für eine 
vertretungen und von den Behörden laufend weitere Verzögenmg sein. Die Forstwirt­
Anstrengungen jeder Art unternommen. schaft glaubt mit vollem Recht , eine baldige 

ER ist de�ha.lb auch zu begrüßen, daß in Verabschiedung dieses Gesetzentwurfes ver­
rechtlicher Hinsicht der Forstwirtschaft neue langen zu dürfen. Ich darf daher auch von 
und moderne Grundlagen gegeben werden hier aus an die Verantwortlichen in den Bundes­
sollen, womit ich bei dem in der letzten Zeit ländern den Appell richten, diesem Wunseh 
ziemlich heftig diskutierten Fragenkomplex nicht entgegenzustehen, zumal sich sicherlich 
des Forstgesetzes angelangt bin. auf dem Boden der derzeitigen Verfassung 

Es wurde der Forstwirtschaft nicht einmal , Möglichkeiten ergeben, um gerechtfertigten 
sonde-rn sehl' oft versprochen, daß es nach Wünschen einiger Länder Rechnung tragen 
Verabschiedung des Landwirtschaftsgesetzes zu können. 
- dieser chronologische Ablauf hat seinen Forstliche Bestimmungen beinhalten 11tH 
Sinn - zu einer umfassenden Erneuerung des Einschränkungen der freien Verfügungsgewalt 
Forstrechtes kommen werde. Eine solche d�s Grundeigentümers und des Wirtschafters . 
Erneuerung ist dringend notJwendig, weil I Wir anerkennen diese Einschränkungen in dem 
das derzeit gültigi3 Reichsforstgesetz, wie Sie Ausmaß, als es im Interesse der allgemeinen 
wissen, aus dem Jahre 1852 stammt und auch ; Wohlfahrt geboten ist . Wir müssen jedoch 
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jede dirigistische Einwirkung auf dBll forst­
wirtschaftlichen Wirtschaftsablauf ablehnen, 
weil man damit niemandem, weder dem 
Staat noch dem Waldbesitzer noch der Volks­
wirtschaft helfen kann. 

Das große allgemeine Interesse, das mit der 
Bewirtschaftung des Waldes verbunden ist 
und auf der einen Seite g,:nvißse Einschränkun­
gen der wirtschaftlichen Freiheit zur Folge 
hat, muß aber auf der anderen Seite auch eine 
Förderung dei Forstwirt.schaft durch die All­
gemeinheit und ein verständnisvolles Ent­
gegenkommen hervorrufen. Gerade die Forst­
wirtschaft ist mit ihren unerhört langen Pro­
duktionszeiten ganz anders zu behandeln als 
die übrigen Wirtschaftssparten. Es ist be ­
sonders der kleine bäuerliche Waldbesitzer 
bei vielen forstlichen Investitionsmaßnahmen, 
deren Ertrag erst sein Enkel zu spüren be­
kommt, auf finanzielle Unterstützungen seitens 
des St.aates angewiesen. 

"Vir begrüßen daher ganz besonders die 
Förderungsbeträge , die im Budget bei den 
herkömmlichen Posten wie auch im Rahmen 
des Grünen Planes für forstwirtschaftliche 
Maßnahmen eingesetzt sind. Von diesen Förde­
rungsbeträgen, seien es Subventionen oder 
Agrarinvestitionskredite, bekommt allerdings 
der größere Forstbetrieb, ich meine damit den 
zur Buchführung gezwungenen Betrieb, nichts 
zu spüren. Aber auch er hat dringend not­
wendige Aufwendungen durchzuführen, um 
mit der wirtschaftlichen Entwicklung Schritt 
halten, um insbesondere die schwierige Frage 
der Arbeitskräftebeschaffung durch teilweise 
Umstellung auf Mechani · ierung lösen zu kön­
nen. 

Der Forstbetrieb befindet sich hiebei in 
einer ähnlichen Situation wie die österreich i­
sehe Industrie. Ich muß deshalb auch von 
forstlicher Seite mit besonderem Nachdruck 
die endliche Freigabe der ERP-Mittel urgieren,  
da die Forstbetriebe für zahlreiche und umfang­
reiche Investitionsvorhaben diese Kredite 
schon dringend benötigen würden. Ich möchte 
dabei besonders auch darauf verweisen, daß 
die Eigenart der Forstwirtschaft mit ihrer 
langfristigen Planung und ihren jahreszeitlich 
bestimmten Arbeitsvorgängen eine gewisse 
Kontinuität in der Vergabe von Krediten 
sowie die Möglichkeit von Zusagen für längere 
Zeiträume hinaus benötigt, wenn sie planvoll 
investieren und auch rentabel wirtschaften 
solL Ich glaube, wir können in der Zeit der 
rascheren Integrationsentwicklung hier nicht 
mit der Zeit so verschwenderisch umgehen, 
und ich würde es als eine Unterlassungssünde 
bezeichnen, wenn man diese Vorbereitungs­
zeit, die uns noch zur Verfügung steht, ver­
säumen würde. 

Im Bereich der Handelspolitik muß die 
Forstwirtschaft ebenfalls ihren Wunsch an ­
melden, daß die ihr zuteil werdende Behand­
lung in stärkerem Ma ße auf ihre Besom1.er­
heiten Rücksicht nimmt. Die Langfristigkeit 
der Produktion und die Großräumigkeit der 
internationalen Märkte erfordert auf dem 
Sektor der Forst- und Holzwirtschaft in 
besonderem Maße eine gewisse Freizügigkeit ,  
welches Verlangen durch die i n  irgendeiner 
Form bestehende Integration nur noch unh-r-
8trichen wird. 

Ich bekenne mich - nun schon zu wieder­
holten Malen - nach wie vor dazu, daß die 
österreichische Forstwirtschaft ihre primäre 
Aufgabe in der Versorgung der einheimischen 
Holzverbraucher zu erblicken hat, soweit eine 
solche Versorgung im Rahmen einer nachhalti­
gen Wald bewirtschaftung möglich ist . Es 
ist aber selbstverständlich, daß diese Ver­
sorgung nur unter Konditionen stattfinden 
kann, die dem europäischen Niveau ent­
sprechen, und daß die Bereitwilligkeit der 
Forstwirtschaft ' zur Versorgung der inländi­
schen Holzverbraucher nicht verwechselt wer­
den darf mit der eben nicht. vorhandenen 
Bereitwilligkeit, auf die unmittelbare Teil­
nahme an günstigen europäischen Markt­
verhältnissen zum a l l e i n i g e n  Nutzen der 
Holzverbraucher und zum eigenen Sohaden 
zu verzichten. 

Die Forstwirtschaft hat unter Beachtung der 
derzeitigen Marktsituation auch keine Ein­
wände gegen die Vornahme von Holzimporten 
erhoben, soweit solche zur Schließung von 
vorhandenen Holzlücken im Inland notwendig 
sind. Sie muß aber mit demselben Recht 
darauf bestehen, daß man ihr für solche 
Holzarten, die im Inland nur unter den Ge­
stehungekosten oder gar nicht absetzbar sind , 
wie dies heute zum Beispiel zum Teil bei 
der Buche der Fall ist, ebenso konziliant den 
Export. ermöglicht. Eine solche selbstver­
ständliche Beachtung von wirtschaftlichen 
Gegebenheiten wi1.l'den wir uns unter dem vor­
stellen, was der Grüne Bericht unter "Be­
achtung der Ausfuhraspekte" empfohlen hat. 

Wirtschaftspolitische Maßnahmen, die eine 
Verbesserung der forstwirtschaftJichen Ver­
hältnisse zum Ziele haben, sind aber auch auf 
dem Gebiet der Steuerpolitik dringend er­
forderlich. Es ist schon unzählige Male darauf 
hingewiesen " orden, daß die Erbschaftssteuer 
in ihrer derzeitigen Form für den Wald eine 
untragbare Belastung bedeutet. Da unter 
allen Umständen vermieden werden muß, 
daß die Erbschaftssteuer zur Besitzzersplit­
terung führt, ist sie aus den laufenden Er­
trägnissen der Waldwirtschaft zu leisten . 
Da der vVald aber im Verhältnis zu industriellen 
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Werten eme wesentlich geringere Rendite 'I Forstwirtschaft in Österreich ein unermeß­
abwi:ft, können derart.�ge Steuerbelastungen liches Vermögen verwaltet, das nicht nur in 
fast Immer nur durch Uberschlägerungen ab- I Festmetern und in Schillingen ausgedrückt wer­
gedeckt werden, 'was ebenfalls eine uner- den kann, sondern ebensosehr durch den Schutz 
wünschte Konsequenz darstellt . Ich möchte · für die ganze Landschaft von Bedeutung ist . 
daher an den Herrn Bundesminister für Fina.n- Es ist deshalb zu begrüßen, daß das Bundes­
zen die Bitte richten, sich mit dieser Frage zu ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
beBch�fti�en und eine Möglichkeit zu suchen, sich entschlossen hat, mit der Durchführung 
um dIe mcht mehr länger tragbare Belastung einer kontinuierlichen Forstinventur laufende 
des Waldes durch diese spezielle Steuer zu Kontrollen des Waldzustandes in Österreich 
verringern. zu schaffen, durch welche auch die an sich 

·Weitere Anliegen auf dem Gebiet der Be- sehr wertvollen Ergebnisse der Waldstandsauf­
steuerung hat die Forstwirtschaft auch im nahme �.uf den neue�ten Stand. g�bracht 
Zusammenhang mit der Bewertungsfreiheit . werden konnen und uns 1Il Zukunft 1Il dIe Lage 
Die Möglichkeiten, im Forstbetrieb durch Ein- versetzen werden, �on�rete Zahl�.n z�lr Hand 
satz yon Maschinen und Geräten oder gar durch z� haben, um damIt d.le gerade .fu� dIe Forst­
Umstellung auf automatische Arbeitsvorgänge wIrtschaft so llotw�ndlge �angfrt�tlge Planung 
Rationalisierungen vorzunehmen, sind verhält- vorzunehmen. (Be'/,fall be'/, der ÖV P.) . 

nismäßig gering, weit geringer als etwa in der 
Industrie. Eine der entscheidendsten Investi­
tionsmöglichkeiten ist der Forstwegebau, und 
es wäre daher dringendst notwendig, diese Auf­

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Wimberger. Ich 
erteile es ihm. 

wendungen hinsichtlich ihrer Aktivierungs- Abgeordneter Wimberger : Hohes Haus ! 
pflicht einer begünstigten Behandlung zu un- Sehr verehrte Damen und Herren ! -, Ich habe 
terziehen. Der sich daraus ergebende Anreiz bereits im. Fillanz- und Budgetausschuß ein 
für einen verstärkten Wegebau hätte in erster Problem angeschnitten, das nicht nur vom 
Linie zur Folge, daß durch die Aufschließung wissenschaftlichen Standpunkt aus betrachtet 
bisher unerschlossener Gebiete, insbesondere hoch interessant ist, sondern das auch von 
die Nutzungen in schwächerem Holz, also die wirtschaftlicher, politischer, soziologischer, 
Durchforstungen, forciert werden könnten und ethischer und ästhetischer Seite her brennend 
dadurch eine zusätzliche und verbesserte geworden ist und daher zu einer Lösung drängt. 
Rohholzversorgung zu erwarten wäre. Daraus Dazu kommt, daß dieses Problem nicht allein 
ergibt sich, daß eine solche steuerliche Maß- nationah;taatlicher Natur ist, sondern es be­
nahme gar nicht sosehr im Interesse des Wald- drängt alle modernen Industriestaaten, ja es 
besitzers liegt, als vielmehr einen Akt wirt- ist bereits weltweit geworden. 
schaftspolitischer Voraussicht und Klugheit Dieses Problem, mit dem ich mich heute 
darstellen würde. befassen will, betrifft die richtige Bewirtschaf-

Ich brauche die Situation hinsichtlich der tung unseres Wassers sowie den gesetzlichen 
Arbeitskräfte in der Land- und Forstwirtschaft Schutz und die Reinhaltung unserer Gewässer. 
nicht besonders zu erläutern. Sie ist allgemein Einstmals, sagen wir, noch vor Beginn der 
bekannt und auch heute hier schon ange- ersten industriellen Revolution bedeutete das 
schnitten worden . Der auch in der Forst- Wasser kein mit drückenden Sorgen verbunde­
wirtschaft spürbare Arbeitermangel erfordert nes Problem. Sicher gab es Zeiten der Dürre, 
es dringend, daß in dieser Richtung Erleich- aber das waren damals Elementarkatastrophen 
terungen geschaffen werden. Dies ist Ulnso und nur kurz dauernde Notzeiten. Sonst gab 
notwendiger, als, wie bereits gesagt, die Forst- es in der Regel Wasser genug und, was wir 
wirtschaft nur ganz wenige Möglichkeiten hat, Menschen von heute nicht mehr begreifen 
den Mangel an Arbeitskräften durch ver- können, es gab überall gutes, gesundes - ge­
stärkte Automation auszugleichen. Eine als- sundes ! - Wasser. Ich möchte das besonders 
baldige Regelung der Frage der Beschäftigung unterstreichen . 
von ausländischen Arbeitskräften muß daher In bezug auf das Wasser können wir die 
.auch seitens der Forstwirtschaft dringendst Zeit vor ungefähr 150 Jahren als eine wirklich 
urgiert werden. "gute alte Zeit" bezeichnen. Gehen wir gar 

Auch eine Aufnahme der Aufwendungen in die Anfänge der Geschichte zurück, wird uns 
für Forstarbeiterwohnungen in die Bewer- offenbar, daß bei allen Völkern die Quellen 
tungsfreiheit wäre im Hinblick auf die ge- und natürlichen Brunnen als von den Göttern 
gebene SituatiOl� eine zwingende Notwendig- geheiligt galten. 
keit . Aber Wasser ist ja nicht nur die Quelle oder 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte der Bach, der Fluß, der Strom, der See, das 
.abschließend noch darauf verweisen, daß die Meer, Wasser ist ebenso die Wolke, der Regen-
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bogen, und "Vasser ist schließlich auch der Reif, 
der Schnee und das Eis. Wasser ist letztlich 
das Keimbett jeglichen Lebens. 

worden waren. Eine ganze Kanalisation war 
behördlich nicht genehmigt, drei große Indu­
striebetriebe - eine Lederfabrik, eine Leim­
fabrik und eine Käserei - lassen ihre Ab-Meine Damen und Hel'ren ! Ich frage Sie 
",�ässer in die Aschach laufen. Dazu leiteten mit großem Ernst : Ist das heute auch noch 

eindeutig so ? Nein ! Denn in der modernen rund 50 Liegenschaftseigentümer alle ihre 
Abfälle und Abwässer in diesen Fluß . Dadurch Industriegesellschaft wurde das Wasser zu mußte es schließlich soweit kommen, daß an einer reinen Ware. Gesundes Wasser ist sogar 
den Ufern dieses im wahrsten Sinne des zu einer ausgesprochenen Mangelware ge-

worden. Das gilt aber nicht nur für die drin- Wortes "gemordeten" Flusses auf weite Strek­
ken ein Notstand für Mensch und Tier aus­genden Bedürfnisse der Industrie, des Gewerbes 

oder unserer Landwirtschaft, sondern das gilt brach. Weite Kulturflächen wurden verseucht, 

I f'" 
. h t 1 dh 'tr h und es kam dadurch auch zu einer argen a�c 1 ur �llle

r 
g�SlC er e une gesun eI · Ie 

Verminderun der ErtraO'sleistun der land­emwandfrme, rrmkwasserversorgung unserer . t h ftl'  h
g 

B t . b o g 
St " dt 1\11[" kt d D" f W' . wIr sc a, , IC en e ne e. ,a e, u. ar e un 01' er . 18 arm WIr I 
in Österreich bereits an dem Bestand unseres Nun wurden endlich von seiten der Bezirks­
Grundwassers geworden sind, haben uns die hauptmannschaft Grieskirchen und von der 
trockenen Wochen des heurigen Herbstes in oberösterreichischen Landesregierung die not­
beunruhigendem Maße gezeigt. wendigen Vorkehrungen getroffen, um dieses 

Ehe ich aber weiter in diese Materie eingehe, 
möchte ich mich mit der Versch mutzung 
unserer Bäche, Flüsse und Seen befassen . 
Dieses tieftraurige Kapitel in unserem wirt­
schaftlichen Zusammenleben geht nicht nur 
die gesetzgeherische Tätigkeit von Bund und 
Ländern an , sondern seine positive Bereinigung 
müßte zu einer Herzensangelegenheit jedes 
Staatsbürgers - ob alt oder jung - gemacht 
'werden . 

Gebiet zu sanieren ; es waren in diesem 
Gebiete nur durch Zufall keine Seuchen aus­
gebrochen. 

Da für solche Vorkommnisse auch das 
Bundesministel'ium für Land- und Forstwirt­
schaft als oberste Wasserrechtsbehörde zu­
ständig ist, erlaube ich mir, den Herrn Land­
wirtschaftsminister auf den Fall dieser Wasser­
verschmutzung aufmerksam zu machen. 

Doch die Aschach ist in Oberösterl'eich nicht 
Unsere größeren Flüsse und Seen eind der einzige Fall von Wasserverpestung und 

heute nicht nur mehr Transportträger für -verseuchung. Ich könnte eine Reihe anderer 
industrielle, gewerbliche und landwirtschaft- Fälle anführen. Und was für Oberösterreich 
liehe Güter, sie sind heute in weit höherem gilt, gilt erst recht für Wien, für Nieder­
Ausmaße zu Transporteuren der Abwässer öst,erreich, für die Steiermark und in zunehmen­
unserer Industriewerke und der Kanalisations- de m Maße bereits auch für unsere Alpenländel'. 
brühen unserer Städte geworden. Ein Beispiel besonderer Art stellt die immer 

Aber auch um unsere Bäche ist es bereits stärker werdende Verunreinigung und Vel'­
sehr schlecht bestellt. Küchenabfälle , Schaum schmutzung des Bodensees dar. 
von Waschmitteln, verendete Katzen, Hunde Es ist mir leider nicht gelungen, die neueren 
und Schweine und was es sonst noch an Unrat Untersuchungsergebnisse über die Verschmqt­
und Ablässen gibt, werden in ihr Bett geworfen zung und Verunreinigung der "schönen blauen 
oder geleitet. Donau" zu eruieren, aber ich bin fest davon 

Ich greife aus den nicht wenigen Alarm- überzeugt, daß sie in dieser Beziehung dem 
rufen, die allein im vergangenen Sommer "Vater Rhein" nicht viel nachsteht. 
durch die Presse gegangen sind, nur einen 

I 
' "  . . 

Fall he 
,
raus : es ist das die beispiellose Ver- Der Rhem fuhrt �eute an ?ew.lCht bereIts 

schmutzung der Aschach. mehr Unrat und GIftstoffe mit SlC� , al� auf 
. . ihm Güter transportiert werden. BIOlogIsche 

An dIesem Flusse, der eInmal zu den fisch- Untersuchungen, die hei Köln durchgeführt 
reichste� GewässeI:n von Obe:österr:-ich z.ählte, wurden, ergaben , daß mit dem Strom Tag 
wurde Jahrelang In voller ÖffentlIchkeIt. ge- für Tag 14.000 Tonnen konzentrierte In­sündigt . Wiederholt waren in der Aschach dustriesalze mitziehen. Dazu kommt die Ver­
star�e Fischsterben beobacht�t und �uc� an- ölung durch die Schiffahrt., kommen die 
gezeIgt worden. Aber zu eInem "YIl'khchen Phenole der Industrie, die organischen Ab­
Eingreifen und Durchgreifen von seiten der wässer der Städte und die erodierte Erde. 
Bezirkshauptmannschaf� G�ieskirch��l ist es Insgesamt treiben durch das Rheintal jährlich 
erst gekommen, als es In dIesem Spatsommer 4 Millionen Tonnen Schlamm. 
infolge des niedrigen Wasserstandes, den die I Aschach aufwies, zu Zuständen kam, die für Man kann daher wohl sagen, daß bereits 
Mensch und Tier einfach unerträglich ge- viele unserer fließenden und stehenden Ge-
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wässer, die wir als Oberflächenwasser bezeich- Reihe von Bächen trocknete aus, andere 
nen - das gilt auch für d 1S übrige Europa - Bäche wieder wurden zu unscheinbaren Rinn­
durch Fäkalien, Chemikalien und Abfälle an- salen, in denen die Forellen bereits durch 
derer Arten so vergiftet sind, daß wir sie als Einlaß von ganz kleinen Mengen Jauche, 
"sterbenskrank" bezeichnen müssen. Mit je- durch ungewollte Zufälligkeiten, ja sogar 
dem Kubikzentimeter Abwasser gelangen aber durch Sickerungen von Silos infolge Sauer­
in unsere Bäche, Flüsse und Seen viele Millionen stoffmangels zu Hunderten armselig ver­
Bakterien, wodurch Menschen und Tiere in I enden mußten. Nicht wenige Bauern mußten 
ihrer Gesundheit ständig gefährdet sind. Es sich zur Aufrechterhaltung ihrer ,"Virtschaft 
darf sich daher auch nifmand wundern, wenn das notwendige Wasser aus den Tälern holen. 
immer wieder Fälle von Typhus, Paratyphus, Wenn es vor Einbruch des Winters in dieser 
Kinderlähmung, Gelbsucht und so weiter auf- Gegend zu keiner Regenperiode mehr kommen 
treten. Menschen, die gezwungen sind, an sollte, werden viele Bauern gezwungen sein, 
einem verseuchten Gewässer zu leben, können sich auch während der harten 'Vintermonatc 
sich nur dadurch halbwegs schützen, daß sie hoffremdes Wasser zu verschaffen. Die Haupt­
das Gewässer und seine Ufer meiden. Die ursache dieses starken Absinkeus des Grund­
Bauern vermögen das eventuell noch bei wasserspiegels im nördlichen Oberösterreich 
einer Reihe von Haustieren . Die Tiere aber, sind die starken Überschlägerungen in den 
die ihr Leben entweder im Wasser oder am Bauernwäldern und die Dränierungen der 
Wasser verbringen müssen, müssen elendiglich Hochmoore. 
zugrunde gehen. Die Nachrichten über I Es wäre verlockend, zu errechnen , w ie 
katastrophale Fischsterben und über das Aus- stark der Wasserverbrauch pro Person in den 
sterben ober Abwandern von Vögeln aller Städten seit dem Ende des zweiten Welt-
Art reißen nicht ab. krieges angestiegen ist und um wieviel mehr 

Ü Wasser allein die Industrie heute verbraucht brigens gibt es bei uns bereits öffentliche als damals. Gewässer, in denen kein Fischsterben mehr Aber auch die Landwirtschaft setzt wesent­vorkommen kann, weil in ihnen schon längst 
keine Fische mehr leben. Da auch bei Bach- lich mehr Wasser um, als dies vor Jahren der 

und F'lußregulierungen sowie bei der Errich- Fall war. Darüber bringt der bayrische Fach­
tUllg von Talsperren lange Zeit ausschließlich experte Dr. Erich Horsmann in seiner Broschüre 
von wasserbaulichen Gesichtspunkten aus- "Hätten wir das Wasser nicht !"  einige wirklich 
gegangen wurde, geht der Fischbestand auch aufschlußreiche Hinweise. Er sagt : "Ein Glas 

Milch, "  - also nicht I I Milch, sondern ein in unseren noch halbwegs gesunden Gewässern 
immer mehr zurück. Die Leidtragenden dabei Glas Milch - "das in einer Milchbar genossen 

wird, hat vom Melker bis zum Mixer 5 1  Wasser werden nicht nur unsere Berufs- und Sport-
fischer sein, sondern in absehbarer Zeit auch gekostet". Und Horsmann stellt weiter fest : !e�

us
r�:�ldenverkehr und die Angelgeräte- �:���an�i\r!:�:!U�i� ;:�z;nktei '{;�t::�;� 

300 bis 500 kg Wasser ," - im Kreislauf -Ich richte daher von dieser Stelle aus an "bei Hackfrüchten 200 bis 300 kg, bei Wiesen alle Fischereivereine den Appell, im Kampf und Weiden 350 bis 800 kg . Bei mittleren gegen die Verseuchung unserer Gewässer nicht Ernten beträgt der Wasserbedarf für I ha zu erlahmen, sondern ihn durchzustehen, denn Roggen 800.000 1, für I ha Weizen 1 ,2 Mi!­es sind wissenschaftlich alle Voraussetzungen lionen Liter, für I ha Hafer 2,3 Millionen Liter ." gegeben, um einer weiteren Verschmutzung 
und Verseuchung unserer Gewässer Einhalt 
gebieten zu können. 

Weitaus schlimmer und gefährlicher jedoch 
als die Verunreinigung unseres Oberflächen­
wassers ist der Raubbau, der an unserem 
Grundwasser getrieben wird. Wenn die Ge­
setze der Natur weiterhin so vergewaltigt 
werden, wie das bisher der Fall gewesen ist, 
dann wird der schleichende Grundwasser­
schwund einmal die weitere Entwicklung un­
serer Volkswirtschaft abwürgen. 

Wie arg der Grundwasserschwund auch in 
landwirtschaftlichen Gebieten schon fort­
geschritten ist, zeigte sich deutlich während 
der Schönwetterperiode dieses Herbstes im 
Mühlviertel. Quellen versiegten, und eine 

Diese kurzen Hinweise dürften genügen, um 
erkennen zu lassen, wie notwendig die Wieder­
herstellung eines geregelten Wasserhaushaltes 
für eine gesunde Weiterentwicklung unserer 
gesamten Volkswirtschaft ist. Da das Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft 
für die Einhaltung unseres Wasser-rechts­
gesetzes, das ich als vorbildlich bezeichnen 
möchte, federführend zeichnet, erlaube ich mir, 
den Herrn Landwirtschaftsminister zu ersuchen, 
besonders darüber wachen zu lassen, daß auch 
alle Ämter der Landesregierungen dafür sorgen 
mögen, in ihrem Zuständigkeitsbereich . ohne 
Ansehung von Personen oder Körperschaften 
dem Gesetz Geltung zu verschaffen. 

Abschließend möchte ich noch einmal fest-
stellen, daß sowohl in technischer wie auch 
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in biologischer Hinsicht alle Voraussetzungen jene Ausschnitte herauszunehmen, die diese 
dafür gegeben sind, um in Österreich wieder optimalen Besitzgrößen bringen. 
zu einem gesunden Wasserhau8h�Jt zu ge- Meine Damen und Herren ! Es ist gar kein 
langen. Es ist dabei allerdings auch notwendig, Zweifel, daß nichts so sehr wie gerade die Besitz­
die Menschen ständig darüber aufzuklären, daß größenverteilung im bäuerliehen Raum und vor 
es für unsere Generation eine historische Ver- allem im Bergbauernraum ein Produkt Jahr­
pflichtung bedeutet, in unserem Lande nicht hunderte alter Entwicklung ist, ein Ergebnis, 
nur den Grundwasserbestand wieder zu mehren,  d J,s aus d 3r Anpassung an d 3n Menschen 
sondern auch die Verschmutzung unserer in seiner jeweiligen Art und an die wirtschaft­
Ob?rflächengewä�ser, �ie auch. i� bal:�tcrio- lichen und natürlichen Umweltsbedingungen 
logischer und vIrologischer HmslCht Immer zu jeder Zeit resultiert . So ist es gewachsen, 
mehr zum Ausdruck kommt, so rasch und I und auch das Neue kann nur wachsen, es kann 
so�eit es m�r möglic�l ist , abzubauen . (-!lei/all nicht konstruiert, nicht gemacht werden. Das 
bez der SP(j und bet Abgeordneten der O V P.) läßt die Natur nicht zu, und das ließe noch 

Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet I viel weniger der Mensch zu. ' 

ist der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Lech- Aber die Agrarstruktur ist ja nicht so starr, 
ner. Ich erteile es ihm. I daß da alles unabänderlich wäre, ·wie es der 

Abgeordneter Dipl. -Ing . Dr. Lechner :  Hohes ��rr Abgeordnet� . Lackner L?eint. Es ist 
Haus ! Meine Dainen und Herren! Mehrere a es außerordent ICh stark m Bewl gung. 
Vorredner sind kurz, der Herr Kollege Laclmer I

' M�nchmal hat man den Eindruck, daß es sich 
j -it lange auf die Frage der Agrarstruktur ein- st�rker beWEgt, .�ls g�rade . angenehm . und 
gegangen. We

, 
nn man unter Agrarstruktur alle I ,,:�nsch�nswert ware . .. VerschIedene BetTle�s­

die Tatsachen zusammenfaßt die für ein zahlungen und Volkszahlungen sagen uns, WIe­
bestimmtes Gebiet, für eine� bestimmten I vie l da in Bewegung ist . Was man von der 
Betrieb alle die natÜrlichen Gegebenheiten der I Agr�.rpo.litik her, was man von irgendwelchen 
Produktion und des Lebens wiedergeben, dann I zustan�lgel� Stellen .�u� tun kann, kanr�. doch 
ist es außer Z weifel, daß die Agrarstruktur die I nur

, 
sem, dIes�n ,:atu�llChe� Trend zu fo,�ern 

Kernfrage der Agrarpolitik, daher auch die I bezIehungsweIse Ihn Im Emzelfall noch sm�­
allerumfassendste Aufgabe des Landwirt- v�ller zu lenken . Dann kann das Ergebms 
schaftsgesetzes ist . Gehe ich mit dem Land- Wieder etwas Gewachsenes, etwas Natur­
wirtschaftsgesetz, mit dem Grünen Bericht, gegebenes, etwas der N at�r �ngepaß�es, also 
mit dem Grünen Plan auf die Agrarstruktur etwas Dauerhaftes ur.d Nutzhches sem. 
ein, dann muß ich zwangsläufig auch auf alle Daß vieles geschehen könnte, um dem nach­
diese Verschiedenheiten in den einzelnen Be- zuhelfen, ist richtig. Wenn vor allem die 
triebszweigen, in den einzelnen Betriebsformen Grundzusammenlegungen lange nicht in dem 
und in den einzelnen Regionen eingehen. Je Ausmaß fortschreiten, wie man es wünschen 
mehr der Grüne Bericht diese Einzelheiten, möchte, dann liegt es nicht an der Tatsache, 
das Konkrete, die Verschiedenheiten, heraus- daß vom Bundesministerium für Land- und 
hebt, umso näher kommt er auch der Wirklich- ForHtwirtschaft zuwenig Mittel zur Ver­
keit, umsomehr ist aber auch das einzelne fügung stehen ; es liegt leider immer mehr an 
Gebiet und der einzelne Betrieb angesprochen, der Tatsache, daß uns die Fachkräfte fehlen 
seine eigene Selbsthilfe möglichst in Einklang und daß der Zuwachs an Fachkräften mit dem 
zu bringen mit den Planungen und mit den außerordentlichen Ansteigen des Bedarfes und 
Möglichkeiten, die der Grüne Plan bringt. So der Nachfrage von der bäuerlichen Suite her 
möchte nun auch ich sagen, wie es von meinen und auch mit dem Zuwachs der bereitstehen­
Vorrednern und wie es vom Herrn Kollegen den Geldmittel nicht Schritt halten kann. 
Lackner besonders eindringlich dargestellt Auf der bäuerlichen Seite bestünde ein 
worden ist, daß diese Entwicklungshilfe , die außerordentlich drängendes Bedürfnis . Würde 
sich im Landwirtschaftsgesetz darstellt, vor es nach dem Wunsch der bäuerlichen Bevöl­
allem auf die Agrarstruktur eingehen soll. kerung gehen, dann müßte die Grundzusam-

Herr Kollege Lackner hat unter dem, was menlegung in fünf Jahren abgeschlossen sein. 
er unter Agrarstruktur hier behandelt hat, Wir brauchen also nicht mehr an die bäuerliche 
in erster Linie wahrscheinlich die Besitzgrößen- Bevölkerung zu appellieren und sie zu drängen. 
verteilung gemeint, also jenes Faktum, das man Wir müssen schweigen, weil wir nicht in der 
im allgemeinen unter Agrarstruktur versteht. Lage sind, ihr in Aussicht zu stellen, daß 
Der Herr Abgeordnete Lackner machte es sich diesem Verlangen in angemessener Zeitspanne 
aber sehr leicht, wenn er meinte, man brauche Rechnung getragen wird. 
nur hinauszugehen und könne schon Diagnosen Wenn diese Grundzusammenlegungen nun 
stellen und sofort auch die Instrumente in noch ausgebaut ,vürden, sodaß sie sozusagen 
der Hand haben, um aus der Wirklichkeit d 3r Kern einer Integralmelioration wären, wenn 
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sich um diese Grundzusammenlegung herum 
eine Gesamtplanung eines solchen ZUtlammen­
IegungsgebieteR anst:'hließen würde, wenn mit 
dieser Grundzusa,mmenlegung nicht nur die 
optimale Flureinteilung, sondern auch die 
optimale Besitzgrößeneinteilung verbunden 
wäre - was ja eine sinnvolle Vollendung einer 
Grundzusammenlegung wäre -, dann, meine 
Damen und Herren, würden wir mit der Grund­
zusammenlegung Aufgaben übernehmen, die 
jede einzelne Operation um das Doppelte und 
Dreifache an �eitdauer und Arbeitskräfte­
bedarf steigert. Auch hier stoßen wir wieder 
auf diesen Mangel, und es gilt auch hier das 
in der Landwirtschaft bekannte Gesetz vom 
Minimum : Der in der geringsten Menge vor­
handene Faktor bestimmt die Wirkung aller 
anderen Faktoren. Dieser im Minimum vor­
handene Faktor ist heute immer und immer 
wieder der Fachmann. 

Trotz alledem möchte ich in diesem Zu­
sammenhange dafür sprechen, daß man es 
möglich machen möge, daß Grundzusammen­
legungeIl immer mit einer Vorplanung, immer 
mit einer Gesamtplanung in Zusammenhang 
gebracht werden, daß also diese grundlegenden 
Arbeiten der Flmcinteilung immer in Zu­
sammenhang gebracht werden mit all den 
Folgemaßnahmen, die im Sinne der Richt­
linien folgen sollen. Durch eine solche gemein­
same Vorplanung würde umso eher zu er­
reichen sein, daß alle diese Stellen, die an der 
Grundzusammenlegung i m  engeren Sinn und 
an allen Folgernaßnahmen mitzuwirken haben, 
von allem Anfang an schon ein gemeinsames 
Ziel und ein gemeinsames Arbeiten verbindet. 
So könnte man jede Grundzusammenlegung 
auch in dem bescheidenen Umfang, in dem 
sie heute infolge dieses Mangels nur möglich 
ist, wenigstens zu einem Ansatzpunkt von 
Integralmeliorationen machen. 

Ich möchte aber noch einmal auf das Vor­
bringen des Herrn Abgeordneten Lackner 
eingehen, und zwar deswegen, weil die Be­
sitzgrößenverteilung beziehungsweise die Agrar­
struktur in seinem Sinne auch noch von 
anderer Seite her sehr wohltätig beeinfiußt 
werden könnte, nämlich im Wege der Hand­
habung des Grundverkehrsrechtes. Leider 
ist unseren Grundverkehrsgesetzen sozusagen 
nur eine Polizeifunktion in der Form eigen, 
daß nur verboten, nicht aber konstruktiv 
gelenkt werden kann. Schon bei der bis­
herigen Handhabung dieser Verbotsfunktion 
der Grundverkehrsgesetze hat man gar manche 
Schwierigkeiten erleben können. Vor einigen 
Jahren ist hier in diesem Hause bei gleicher 
Gelegenheit das Wort von einer Agrarbüro­
kratie gefallen, die sich hier einschalte, hier 
manipuliere und Zielsetzungen nachgehe, die 
nicht im Gesamtinteresse seien. 

In Westdeutschland ist 3m 2. August 
das nf1ue Grundverkehrsgesetz in Kraft ge­
treten. In diesem neuen Grundverkehrsge­
setz ist man abgegangen von der reinen 
Verbotsfunktion, man ist übergegangen zu 
einer Lenkungsfunktion dieses Gesetzes ; zu 
einer bewußten Zielsetzung auf eine Lenkung 
hin, weil man sich klar wurde, daß man dieses 
große Problem, diese große Aufgabe der 
Agrarstruktur nicht lö�en kann, wenn man 
nicht auch von dieser Seite her alle Maß­
nahmen einsetzt ; ein wirksamer Einsatz ist 
selbstverständlich mit Verboten allein un­
denkbar, sondern nur dann von Erfolg, wenn 
man konstrukt,iv und zielstrebig a.uch diese 
Bestimmungen einsetzen kann. Darum, Herr 
Abgeordneter Lackner : Dem Grunde nach, 
in der Bej ahung der Wichtigkeit und der 
Dringlichkeit bin ich mit Ihnen völlig einig, 
aber nur im Sinne der Forderung nach einer 
naturgemäßen Entwicklung. Nicht machen, 
sondern wachsen lassen ! 

Aber mein Hauptanliegen im Zusa,mmen­
hang mit der Agrarstruktur ist eÜl anderes. 
Gerade im Bergraum gehört zu den wichtigsten 
Gegebenheiten der Struktur, vor allem der 
Grundstruktnr, der Verkehrsanschluß. Jeder, 
auch der abgelegenste Bergbauernhof muß 
heute ein Marktlieferbetrieb sein. Und gerade 
der abgelegenste Bergbauer ist genötigt, die 
allermeisten Betriebsmittel zuzuführen, weil sie 
ihm nicht aus dem eigenen Boden zuwachsen, 
gerade er ist am meisten benacht,eiligt, auf 
dem Markt am meisen diskriminiert, da 
er nicht einmal einen Weg hat. Das ist 
doch sonst etwas Selbstverständliches für 
jedermann, nur für ihn ist es nicht selbst­
verständlich. Wie wir einer der letzten Aus­
sendungen entnehmen konnten, sind davon 
noch immer rund 77 .000 Betriebe in Öster­
reich betroffen. Dieser Aussendung können 
wir entnehmen, daß wir 30 Jahre daran arbeiten 
wollen ,  bis diese 77.000 Betriebe diese Selbst� 
verständlichkeit von heute, diese Lebens­
notwendigkeit erhalten. (Abg. Dr. M i g s c h :  
Schnecke,ntempo !) 30 Jahre wollen wir sie 
warten lassen auf Selbstverständlichkeiten, 
während andere bei einer geringeren Leistung 
für die Allgemeinheit schon etwas ganz anderes 
als Selbstverständlichkeit in Anspruch 
nehmen ! 

Wir lesen in dieser Aussendung, welch 
beträchtliche Mittel allj ährlich, auch im Budget 
für 1962, für die Errichtung von Güterwegen 
vorgesehen sind. Wir entnehmen daraus auch 
das wohlbegründete Verlangen, daß die bis­
her für solche Anschlüsse vorgeschriebenen 
Interessentenleistungen dieser Betriebe zu­
mindest auf die Hälfte gekürzt werden, 
um es diesen Betrieben überhaupt erschwing-
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lich zu machen, und zweitens, um nicht gerade : bergbäuerlichen Betriebe, damit deren Be­
von diesen Ärmsten, die eine solche Selbst - I  sitzer mit der Entwicklung der Zeit Schritt 
verst.ändlichkeit brauchen, noch solch hohe I halten können. In Österreich gibt es noch 
R.obotleistungen in Anspruch zu nehmen. i 'rausende von Betrieben, die keinen Energie-

Ich glaube aber, daß diese Aufgabe nicht I a,?schl�lß ha�en. Die.se Bergb�uern si.nd �lOch 
allein im Ressort und im Budget des Laml- mcht m ��l �age, Ihre BetrIebe mIt dIeser 
wirtschaftsministers gelöst werden kann und selbstverstandhchste� Kraft von he�te aus­
auch nicht gelöst werden darf. Wir haben i zustatten . . Auch hIer .. da.rf �an w�nschen, 
zu Beginn dieses Jahres, glaube ich, vom I daß alle MItt�1 u:r:d Moghchke!ten emge8�tzt 
Institut für Wirtschaftsforschung eine Sondcr- werden, �a]lllt dIes�m so drmgenden. v�r­
studie über das Straßenproblem im Zu- l�ngen, dIeser so �rmgenden N?tw�ndIgkelt, 
sammenhanO' mit der Mineralölste ler in die dIesem so unaufschIebbaren Bedurfms sobald 
Hand bekol�mell. In dieser Studi� wird vor wie möglich Rechnung getragen wird. 
allem auf die Tatsache eingegangen, daß Der Verkehrsanschluß ist die selbstver­
die Gemeindewege eine zunehmende Bedeutung , ständlichste Voraussetzung für den Anschluß 
in der Wirtschaft überhaupt, eine zunehmende an den Markt. Zu diesem Thema ist heute 
Bedeutung aber auch für den Fremdenver- schon sehr viel und ausführlich gesprochen 
kehr haben und daß diesen Gemeindewegen worden. Ich möchte nur noch einmal hervor­
daher ein ungleich größerer Anteil an dem heben - was schon bei früheren Gelegenheiten 
Gesamtaufkom)uen zukommen müßte . Die gesa,gt worden ist -, daß man der Landwirt­
Landwirtschaft seIhst bewegt sich mit ihren schaft zu Hilfe kommen soll. Alle VOl'kehrun­
Fahrzeugen, für deren Treibstoff sie die gen sollten sobald wie möglich wirksam wer­
Mineralölst.euer zu leisten hat, zu 80 Prozent, den, damit die Landwirtschaft ihre Erzeugnisse 
darf ich ruhig sagen, nur auf Gemeinde- in einer marktgerechten Weise auf den Markt 
wegen, auf Interessentenwegen, auf Güter- bringen kann. 

Im Zusammenhang mit dem Marktproblem wegen. Sie zahlt mit ihrem Gesamtauf­
kommen an Mineralölsteuer 160 bis 170 lVI.il- wäre noch VOll einem anderen Struktuf­lionen Schilling für die Finanzierung der problem, nicht von einem Problem der Agrar-Bundesstraßen, und dorthin, wo sie wirk- struktur, sondern vom Problem der Ver­lieh fährt, wo sie mit ihrem Aufkommen teilungsstruktur zu reden. Die Lösung d.ieses etwas mitleisten sollte oder wollte fällt . , Pro blems wird immer dringender, weil diese nichts. Daher darf man der in dieser Studie Struktur immer komplizierter wird. \Venn ab�eleiteten SChlußf?lgerung nur vol� bei- wir den Mut und den Willen haben, in der pflIcht.en, da�. ma? 1m Ra.hmen des �.man�- Agrarstruktur bei der Verteilung und bei ausgleIches fur dIe ?em�llldewe�e, fur dIe der Gliederung der Besitzgrößen in der Land­Interessentenwege, also fur alle Jene Wege, I wirtschaft die sich durch Jahrhunderte ein­di� ".01' allem der bäuerliche� Wirtschaft I gelebt haben, etwas zu tun, damit diese Be­
mIt Ihren Fahrzeugen zu dIenen haben, triebe den Anforderungen des österreichischen mehr verlangen kann. und des europäischen Marktes gerecht werden 

Es wäre auch zu wünschen, daß die Gemein- können, dann darf man hoffen, daß auch diese 
den in den einzelnen Bundesländern zu be- andere Struktur einer Untersuchung, einer 
wegen wären, den Grundsatz aufzustellen, I Überprüfung oder - wenn es not tut - einer 
daß jeder bäuerliche Betrieb Anspruch darauf Heilung unterzogen wird, damit die eine 
hat, von seinem Hof auf einem Gemeindeweg Struktur mit der Agrarstruktur in der Ent­
Anschluß an die nächste Landes- oder Bundes- wicklung zu einem modernen Markt Schritt 
straße zu bekommen. Das wäre diese zeit- halten kann. 
gemäße Lösung. Das wäre endlich die Tat, Zum Abschluß möchte ich noch einmal auf die dieses Problem, auf dessen Lösung wir wirk- die Agrarstruktur zurückkommen. Ein be­lieh nicht mehr 30 Jahre warten können, kannter Neoliberaler (Abg. Dr. K a n d u tsch  .. am allerraschesten einer endgültigen, geI'echten Wer denn ?) , Professor Dr. Niehaus, hat sich Lösung zuführen würde. auch mit diesen Strukturproblemen befaßt 

Schon vor mehr als 100 Jahren hat ein und hat im Zusammenhang damit davon 
Agrarwirtschaftler geschrieben : Die Landwirt- gesprochen, daß er auch an die Zukunft 
schaft ist ein Transportgewerbe. Sie war des Kleinbauerntul1ls glaube, und zwar des­
es damals, und sie ist es heute in einem un- wegen, weil es auch weiterhin nicht das 
gleich größeren Ausmaße. Um so bedeut- entscheidende sein werde, welchen Ertrags­
samer sind alle Probleme, die mit dem Ver- wert oder Verkehrswert ein Betrieb hat, son­
kehrsanschluß zusammenhängen. . r dern welchen Existenzwert ein solches Heimgut 

Ähnlich bedeutsam ist das Encrgieanschluß- ! hat. Darin sieht er das Entscheidende. Darin, 
problem, bedeutsam vor allem für unsere : so dürfen wir alle zusammen hoffen, liegt 
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auch die beste Fundierung, die beste Grund- I 1 960 entnehmen können - ich nehme an, 
legung unseres Bergbauerntuins. (Beifall bei daß Sie alle das gelesen haben -, betrug der 
der (j 17 P.) Gesamteinschlag an Holz in den letzteIl . Jahren, das heißt von 1954 bis einschließlich Präsident Dr. Maleta : Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Buttinger. Ich 1 960, jährlich im Durchschnitt 10 bis 1 1  Mil­

lionen Festmeter. Dieser hohe Hiebsatz ist erteile es ihm . notwendig, da sich die holzverarbeitende 
Abgeordneter Buttinger : Hohes Haus ! Industrie Österreichs sowie der Außenhandel 

Meine Damen und Herren ! Ich kann mich auf einen jährlichen Nutzholzanfall von dieser 
heute des Gefühls nicht erwehren, daß es auf Höhe, das heißt auf 10 bis 1 1  Millionen Fest­
Seite der ÖVP Abgeordnete gibt, die sich der meter, eingestellt hat. 
Meinung hingeben, daß die Land- und Forst- Nun wurde bekanntlich eine Waldstands­
wirtschaft, über die jetzt gesprochen wird, aufnahme durchgeführt, die ergeben hat, daß 
ausschließlich ihre Domäne ist . Wir Sozialisten der jährlich zulässige Gesamthiebsatz mit werden daher mehr oder weniger als Amateure 8,5 Millionen Festmeter anzusetzen ist _ die bezeichnet. ( Widersp1''twh bei der (j V P.) Das Zuwachsrate betragt also 8,5 Millionen Fest­
stimmt nicht, meine Damen und Herren, meter _ ,  sodaß wir in den letzten Jahren 
denn auch wir sind an einem gesunden Bauern- jährlich um 1 ,5 bis 2 Millionen }'Iestmeter stand interessiert . zuviel geschlägert h8Jben. Das bedeutet Raub-

'ViI' sind doch so weit - ich glaube das hau am Vorrat, Raubbau an der Substanz 
annehmen zu dürfen -, daß Sie uns zutrauen unseres Waldes 1 Das kann und darf daher im 
können, daß auch wir die ehernen Gesetze I Interesse der österreichischen Volkswirtschaft 
der Volkswirtschaft etwas beherrschen.  Wir nicht so weitergeführt werden. Man muß sich 
wissen daher und verstehen, daß das gesamte also damit beschäftigen, Mittel und Wege zu 
wirtschaftliche Uhrwerk in Unordnung gerät, !'!uchen und zu finden, um hier zu einem Ausweg 
"wenn auch nur ein Bev ölkerun�steil eines I zu kommen. 
Staates Not leidet . (Ruf bei der Ö V P : Sehr Eine radikale Herabsetzung des Holzein­
l'·ichtig ! Das sage ich bei jeder Ve1'sammluny !) schlages auf das zulässige Höchstausmaß von 
'Venn hier mein Hen- Von-edner meinen 8,5 Millionen li'estmeter ist ein Ding der 
Parteifreund Lackller kritisiert hat, so geschah Unmöglichkeit, denn damit würden die Ver­
dies meiner Ansicht nach deswegen, weil sorgung und die Beschäftigungslage der holz­
Lackner einer derjenigen ist, der immer daR verarbeitenden Industrie gefährdet, und das 
sagt, was de!' Wahrheit entspricht ( W  ider- würde sich nicht zuletzt auch auf die Zahlungs­
spruch ) und was notwendig ist,  gesagt zu bilanz sehr nachteilig auswirken. Eine ge­
werden. drückte Versorgungslage würden die Ver-

Ich möchte auf dieses Thema nicht weiter arbeitungsträger, das sind in diesem Falle die 
eingehen, sondern möchte mich ausschließlich Betriebe, dazu zwingen, Holz zu impor­
mit Problemen der Forstwirtschaft beschäfti- tieren - wir wissen, daß wir bisher immer 
gen, weil wir bekanntlich in Österreich über Holz exportiert haben -, um ihre Betriebe 
100 Papier-, Zellstoff- oder Zellwollefabriken weiterführen zu können. Ich verweise auf den 
haben und daher daran interessiert sind, daß die Bericht über die Land- und Forstwirtschaft, in 
Rohstofflage für diese Fabriken für die Zukunft dem angeführt wird, daß sich einmal i m  
gesichert erscheint . Wir lesen i m  Grünen Jahre 1 960 ein Engpaß beim Schleifholz 
Bericht, daß die österreichische Zellwolle- , ergeben hat, wodurch die Papierindustrie 
Zellstoff- und Papierindustrie im Jahre 1 960 gezwungen war, Schleifholz einzuführen, und 
über 3 Millionen Festmeter Holz verarbeitet daher hat sich im Jahre 1 960, obwohl die 
hat. Sie dürfen mir daher glauben, daß auch Holzeinfuhr bei uns in Österreich Gott sei Dank 
wir an der Entwicklung der österreichischen nicht besonders in Erscheinung tritt, die 
Forstwirtschaft interessiert sind. Einfuhr von Holz vervierfacht, was sich 

Ich mußte feststellen, daß der Herr Abge- natürlich auf die Zahlungsbilanz ungünstig 
ordnete Stürgkh, der ja der prädestinierte auswirkt. 
Vertreter der Forstwirtschaft ist, einen Bericht Was soll nun geschehen, um die Holz­
gegeben hat, der in seiner optimistischen Form produktion zumindest auf das gegenwärtige 
etwas im Gegensatz zu dem Bericht über die Verbrauchsniveau anzuheben ? Die Zuwachs­
Lage der österreichischen Land- und Forst- leiRtung der eingerichteten Wälder - diesbe­
wirtschaft steht, soweit er die Forstwirtschaft züglich wird im Bericht ein Ausweg ange­
betrifft. Der Bericht zum Kapitel Forstwirt- deutet - beträgt pro Hektar 3,6 Festmeter, 
schaft selbst ist nicht so optimistisch, wie hier während, wie aus dem Bericht zu ersehen ist, 
der Herr Abgeordnete Stürgkh berichtet hat. die Holzzuwachsrate in den - ich möchte es 

Wie wir dem Bel'icht über die Lage der I vielleicht so sagen - nicht nach den neuesten 
österreichischen Landwirtschaft für das Jahr I Erkenntnissen der Forstwirtschaft geführten 
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Betrieben nur 2,4 Festmeter pro Hektar be- "Rotwild gefährdet Tirols Wälder ! "  Wieder 
trägt. Wenn man weiß, daß über 50 Prozent eine andere Zeitung schreibt : "Zuviel Wild !"  
des österreichischen 'Valdes Kleinwaldbesitz Und diese Zeitung ergeht sich in  Betrachtun­
sind, der unter die Kategorie der nicht einge- gen, die darauf hinauslaufen, wie man diesem 
richteten Wälder fällt, wäre hier der Ausweg Unheil begegnen soll. (Zwi8chenruf bei der 
gegeben. Hier könnte man durch die not- O v  P.) 
wendige Einrichtung das Manko von 1 ,5 bis Wir Sozialisten stehen nicht auf dem Stand-
2 Millionen Festmeter im Laufe der nächsten punkt - das wird man uns ja jetzt unter-
20 oder 30 Jahre aufholen, um dadurch den schieben, und der nächste Zwischenruf wird 
Hiebsatz auf 10 bis 1 1  Millionen Festmeter sein : Ihr wollt, daß man das Wild aus­
jährlich erhöhen zu können. rottet ! -, daß das Wild beseitigt werden 

Weiters wäre eine fachliche Beratung der soll. Das wollen wir gar nicht. Wir wollen 
Kleinwaldbesitzer im Sinne waldpfleglicher nichts anderes, als den Hochwild- und den 
Maßnahmen notwendig. Die Durchführung Schwarzwildbestand auf ein wirtschaftlich trag­
dieser Maßnahmen müßte natürlich übel' das bares und vertretbares Ausmaß zurück­
Bundesministerium für Land - und Forst- führen ! (Abg. Se b i n  ge r : Auch das Rotwild ?) 
wirtschaft. erfolgen.  Das Hochwild ! (Abg. S e b i n ge r :  Da8 Rot-

Ein weiteres Kapitel, das in dem Bericht wild ! - Abg. Prinke : Eine verfängliche 
angeführt wird, ist der Kampf gegen "\\7ild. Frage !) 
und Waldschädell. Unter anderem wird vom Nun möchte ich Ihnen folgendes sagen : 
Insekten -und Pilzbefall besonders bei Tannen Man kann drei Arten von Wildschäden unter­
und Kiefern gesprochen. Besonders beim scheiden. 
Insektenbefall müßte man mit noch radi- Als erstes die Verbißschäden. Man muß aus kaleren Mitteln vorgehen, um die Schäden, einer Gegend kommen, in der viel Wald ist, dann die durch diesen Befall entstehen, auf ein kann man die entsprechenden Betrachtungen 
halbwegs erträgliches Maß herabsetzen zu an Ort und Stelle anstellen. Diese Verbißschä­
können.  den entstehen dadurch - ich sage es für den 

Im besonderen möchte ich das Problem der Fall, daß es der eine oder der andere der Herren 
Wildschäden ansclineiden. Es handelt sich nicht wissen sollte -, daß das Wild die Gewohn­
dabei um ein Kapitel, das so manche nicht heit hat, immer am gleichen · Platz aus seinen 
gerne hören. Als ich vor fünf Jahren hier über Tagbeständen auszuziehen und dort üblerweise 
Wildschäden gesprochen habe, haben einige die jungen Triebe der jungen Bäume oben 
mitleidig gelächelt und wollten damit wahr- abzubeißen. Der sich dadurch ergebende 
scheinlieh beweisen, daß ich hier auf verlorenem Harzfl.uß an den Bäumen bewirkt, daß diese 
Posten stehe, wenn ich über dieses Thema jungen Bäume nach ein paar Jahren aussehen 
spreche. Nun muß ich feststellen, daß in dem wie ein gebrauchter Besen und daher für 
Bericht für das Jahr 1 960 einiges darüber allge- ! die Holzproduktion nicht mehr besonders 
führt ist, und man schreibt hier : I geeignet sind. Diese Art von Schäden ist 

"Ein alarmierendes Ausmaß erreichen jedoch die harmloseste Art und wäre noch einiger­
die "Wildschäden durch Verbiß und Schälen. "  maßen vertretbar. 
"-7eiter heißt es hier : "Besonders trifft dies für Dann kommen die sogenannten Schäl­
jene Bergla.gen zu," � also wieder für die schäden. Man hat in langen Abhandlungen 
Ärmeren - "die an und für sich wirtschaftlich und Betrachtungen der sogenannten Fach­
labil sind und wo die Schäden infolge Über- leute immer herausbringen wollen, warum 
hegung sogar die Existenz der Betriebe zu das Hochwild die Waldbestände ruiniert . 
bedrohen vermögen."  Man hat versucht, herauszubekommen, was 

Einige sozialistische Abgeordnete haben im dem einzelnen Tier vielleicht an Salz öder 
Laufe der letzten Jahre auf dieses Unheil an Futter fehlt, weil diese Tiere in den letzten 
aufmerksam gemacht. Da hier schon offiziell Jahrzehnten auf einmal zur Schälung der 
auf diese Wildschäden und auf die Untrag- Wälder übergehen. Meine Herren ! Es interessiert 
barkeit der Zunahme der Wildschäden auf- uns weniger, was die Ursache ist. Uns 
merksam gemacht wurde, glauben wir, daß interessiert die Tatsache, daß geschält wird. 
endlich nach dem Rechten gesehen werden Wenn Sie sich der Mühe unterziehen und 
wird. sich in 20, 30 und 40 Jahre alte Wälder be-

Ich muß feststellen, daß sich Zeitungen geben und sich dort die Baumbestände an­
aus fast allen Bundesländern bereits mit sehen, dann müssen Sie Glück haben, wenn 
der Frage der Wildschäden beschäftigen. Eine Sie Bäume finden, die noch nicht geschält 
Tiroler Zeitung schreibt : "Zuviel Wild ! Rot- sind. In der letzten Sitzung des Ausschusses 
wildbestalld in den letzten hundert Jahren ver- für Land- und Forstwirtschaft, in der 
fünffacht !" Eine andere Zeitung schreibt : darüber gesprochen wurde, hat der Herr 

293 
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Buttinger 
Minister in seiner Antwort erklärt, daß nach 1 Ich habe eingangs schon erwähnt : Wir 
ihm zugegangenen Mitteilungen die Höhe sind weit davon entfernt, zu verlangen, daß 
der Schälschäden in Österreich mit zirka man das Wild ausrotten soll. Das wollen 
1 Milliarde Schilling angenommen wird. Er- wir nicht. Aber eines wollen wir : daß die 
kundigungen bei Fachleuten - nicht nur Wildbestände auf einen wirtschaftlich trag­
bei einem - haben zu der Ansicht geführt, baren Stand herabgesetzt werden. Um das 
daß das die Hälfte des tatsächlichen Schadens durchzuführen und zu erreichen, wird es 
sein könnte. Man weiß also nicht genau, notwendig sein, daß man endlich den Kompe­
ob die Wildschäden 1 Milliarde oder 2 Milliar- tenzstreit überbrückt oder begräbt. Denn 
den Schilling ausmachen. Vielleicht unterzieht es kommt vor, daß man beim Ministerium 
man sich einmal von kompetenter Stelle aus sagt : Die Jagd ist Angelegenheit der Landes­
der Mühe und stellt in ganz Österreich die regierung. Bei der einen oder anderen Landes­
tatsächlichen Wildschäden fest. Das würde regierung aber kann es passjeren, daß der 
bestimmt viel zur Beruhigung beitragen. Fachreferent sagt : Da müßte ein Rahmen-

Ein Problem, das die Waldbauern betrifft, gesetz von oben her geschaffen werden. Unsere 
sind die Flurschäden. Die Flurschäden gehen Waldungen werden daher weiterhin gefressen , 
stellenweise ins Uferlose, besonders dort, wo weil man sich noch nicht geeinigt hat, wer 
große geschlossene Waldungen sind. Ich be- in dieser Frage kompetent sein soll. 
daure, daß von seiten der Bauernschaft in Ich möchte daher abschließend ohne irgend­
der ÖVP zu den Flurschäden heute noch welche Reminiszenzen sageil : Schauen wir 
niemand gesprochen hat. Warum, weiß ich hier nach dem Rechten im Interesse unseres 
nicht. Aber die Flurschäden sind einmal da Waldes und im Interesse unserer Volkswirt­
und betreffen wieder den um seine Existenz schaft, bevor es zu spät ist ! (Beifall bei der 
am schwersten besorgten Bauern, und das SPÖ.j 
ist nun einmal der Wa.Idbauer. Und hier möchte 
ich Ihnen aus vielen Beispielen nur ein ein­
ziges Beispiel zur Kenntnis bringen, das 
aus einem langen Expose eines Forstexperten 
stammt, der hier über einen ihm persönlich be­
kannten Schadenerhebungsfall schreibt : Ein 
Bauer hatte Frühkartoffeln angebaut, aber statt 
einem erwarteten Hektarertrag von 10.000 kg 
pro Hektar nur eine Restmenge von 400 kg 
erhalten. Hier haben die Wild­
schweine gründlich "Ordnung" gemacht. Das 
ist nur ein Fa.!l. Diese Fälle könnte man 
verdutzendfachen und verhundertfachen. 

Meine Damen und Herren ! Hier kann 
man nicht tatenlos zusehen. 

Wir wissen, daß das Hochwild zu Sport­
zwecken gejagt wird. Wir wissen l1uch, daß, 
durch den Umstand bedingt, daß man jetzt in 
Deutschland ein Jagdgesetz beschlossen hat, 
wonach so manche der Wirtschaftswunderkin­
der draußen nicht mehr die Möglichkeit haben, 
der Jagd nachzugehen, diese jetzt in Scharen zu 
uns hereinkommen. Hier können sie jagen. Ich 
habe hier eine Zeitung, in der ein Fall 
eines Sechzehnenders angezogen wird. Da 
hat man sich auf 1000 S pro Sprosse geeinigt, 
das ergibt für einen Hirsch den Betrag von 
1 6.000 S. Daß die Leute, die sich das leisten 
können, nicht der schwer arbeitenden Schichte 
unseres Volkes angehören, dürfte eine Selbst­
verständlichkeit sein. Ich nehme auch an, 
daß Sie, meine Herren von der Österreichischen 
Volkspartei, sich dieser Erkenntnis nicht ver­
schließen werden können, daß auf dem Gebiete 
der Überhegung des Hoch- und Schwarzwildes 
radikal durchgegriffen werden muß. 

Präsident Dr . Maleta : Zum "Vort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr . Oskar Weihs. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing . . Dr. Oskar Weihs : 
Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Bevor ich auf mein eigentliches Thema 
eingehe, gestatten Sie mir zu den Äußerungen 
einiger Vorredner einige Bemerkungen, die 
zur Aufklärung unbedingt notwendig sind. 

Der Herr Abgeordnete Kandutsch hat erklärt, 
daß wir dem Grünen Bericht zustimmten, 
obwohl wir ihn als tendenziös ablehnen und 
mit ihm nicht einverstanden wären. Ich darf 
dem Herrn Abgeordneten Kandutsch erwidern, 
daß der Bericht von uns kritisch betrachtet 
wurde, daß er von uns kritisiert wurde, weil 
wir der Meinung sind, daß durch unsere 
Kritik letzten Endes das herbeigeführt wird, 
was der Grüne Bericht tatsächlich sein soll, 
nämlich eine Analyse unserer Landwirtschaft, 
durch die deren Fehler, deren Schwächen und 
deren Strukturmängel aufgezeigt werden sollen 
und aus der man dann die Konsequenzen für 
eine grundlegende Strukturverbesserung und 
eine Leistungssteigerung in unserer Land­
wirtschaft zieht. 

Der Herr Abgeordnete Wallner hat fest­
gestellt, daß sich der perzentuelle Anteil der 
Landwirtschaft am Nationalprodukt ver­
schlechtert hat. Ich darf darauf verweisen, 
daß man doch auch alle Einnahmen be­
rücksichtigen muß, wenn man alle Aus­
gaben in diese Rechnung einsetzt. Ich darf 
dann später darauf zurückkommen, um 
wie viel anders die Lage der Landwirtschaft 
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aussieht, wenn man all diese Einnahmen be- I Trotz aller Bescheidenheit in der Darstellung 
rücksichtigt. I ist der Anteil der Land- und Forstwirtschaft 

Präsident WaHner sagte weiterhin, daß er am Bruttonationalprodukt um 1 ,3 Milliarden 
die Sozialisten verantwortlich mache, die die Schilling oder 8,5 Prozent größer gewesen als 
Anzahl der in der Landwirtschaft Tätigen ver- im Vorjahr und hat 1 6,4 Milliarden Schilling 
ringern wollten, um eine Verbesserung der erreicht. Diese Zahl würde allerdings wesent­
Einkommenslage in der Landwirtschaft zu lieh anders aussehen, wenn, wie bereits im 
erreichen. Ich darf ihm auf Grund eines Vorjahr von uns angeregt wurde, der Eigen­
Berichtes in der " Neuen Zürcher Zeitung" vom verbrauch richtig bewertet werden würde. 
30. SepteInbel' über den Tätigkeitsbericht des Der Bericht sagt selbst gleich auf der ersten 
ins Leben gerufenen lVIinisterausschllsses der · Seite, daß die Differenz zwischen dem Er­
OEEC für Landwirtschaft und Ernährung un- zeuger- und Ve�.braucherpreis nach den Be­
tel' anderem sagen, daß die Verschlechterung rechnungen des Osterreichischen Institutes für 
der Einkommensverhältnisse in der Landwirt- Wirtschaftsfol'schung zum Beispiel im Jahre 
schaft dadurch beseitigt werden könnte , daß 1 959 rund 2,36 Milliarden Schilling betragen 
man, wie empfohlen wird, die Zahl der in der würde . Unterstellt man dieselbe Größenordnung 
Landwirtschaft Tätigen verringert. Ich darf des Verbrauches auch dem Berichtsjahr, alBo 
sicher annehmen, daß die Landwirtschafts- dem Jahr 1960,  würde sich die aufgezeigte 
minister der OEEC nicht in über wiegender Bewertungsdifferenz in einem um rund 14,4 Pro­

Mehrzahl Sozialisten sind. (Abg. Dr. M igsch ,' zent höheren Anteil der Land- und Forstwirt-
Kein einziger !) schaft am Bruttonationalprodukt auswirken. 

Wenn nun der Herr Abgeordnete Stürgkh Ich glaube, daß diese Zahl an und für sich 
gesagt hat, daß der Arbeitnehmer immer nicht vereinzelt dasteht. Im Grünen Bericht 
zuerst fragt, was er für seine Arbeit bekommt, sind auch bei der Ertragslage der Landwirt­
so glaube ich, daß das bei den Produzenten schaft die Mieten nicht als Einnahme berück­
und Erzeugern ja nicht anders ist, denn sie sichtigt worden, die die einzelnen Produzenten 
werden immer wieder fragen, welchen Preis ja für ihre eigenen Wohnräume bezahlen. Es 
sie für ihr Produkt bekommen. Wenn er ist auch nicht die Einnahme aus dem Fremden­
weiter der Meinung ist, daß die in der Zei- verkehr berücksichtigt worden. Der Herr 
tung angebotenen Grundstücke den Schluß Landwirtschaftsminister hat ja zugegeben, daß 
zulassen, daß eben kein Bodenhunger vor- die Einnahmen aus dem :Fremdenverkehr zur­
handen ist, so könnte ich vielleicht auch der zeit erhoben werden und sie vielleicht im 

Meinung sein, daß man hier vielleicht nicht nächsten Bericht berücksichtigt werden. 
von einem Bodenhunger , viel eher aber von Eine sehr wesentliche Einnahmepost scheint einem Bodenwucher sprechen kann, denn nur ebenfalls nicht im Grünen Bericht auf, näm­durch das Angebot in der Zeitung wird vielleicht lieh die Einnahmen aus den Familien­der Preis dieses Grundstückes wesentlich 'höher und Kinderbeihilfen .  Das "Agrarische Infor­werden, 'wenn d ie Interessenten nicht gerade mationszentrum" vom 12 .  Juli 1 961 verweist aus dem. Inland stammen. darauf, daß von den 4,5 Milliarden Schilling 

Meine Damen und Herren ! Ich habe schon für Beihilfen · die Land- und Forstwirtschaft 
im Ausschuß gesagt, daß der vorgelegte zweite allein 1 Milliarde Schilling erhl:dten wird. Die 
Grüne Bericht 1 960 der ' Landwirtschaft in Neuregelung bedeutet eine Erhöhung der 
seiner D8,rstellung schon wesentlich bessere Familienbeihilfen und Ergänzungsbeträge um 
Resultate ergibt. Er gibt einen Überblick über rund 20 Prozent . Die Landwirtschaft würde 
den Anteil der Landwirtschaft am Volks- ab 1 . Juli 1 961  um weitere 1 60 Millionen 
einkommen, über die Produktion, die Lage Schilling mehr erhalten. 
der Arbeitskräfte und über viele andere Ich darf dazu noch folgendes bemerken : 
Dinge mehr. Auf Grund dieser Darlegungen Es sind bei der Gestaltung der Ertragslage der 
hat nun das Ministerium den Grünen Plan Landwirtschaft auch andere Dinge nicht be­
erstellt, der durch den Einsatz öffentlicher rücksichtigt worden, und zwar im besonderen 
Mittel strukturelle Schwächen in der Land- die geringe Besteuerung der Landwirtschaft 
wirtschaft beseitigen soll, die nach den Dar- selbst. 
legungen des Grünen Berichtes aufgetreten Meine Damen und Herren ! Wenn Sie sich sind. beispielsweise die Eingänge an Lohnsteuer 

Wenn Sie nun diesen Bericht und auch den aus dem Jahre 1 960 ansehen, so finden Sie 
Plan genau studieren, so läßt er aber die schon dort einen Betrag von rund 2,6 Milliarden 
bei der Debatte über den ersten Grünen Bericht Schilling. Wenn Sie nun diese Belastung auf 
geforderte Wirtschaftsplanung, die grund- Grund der Einkommensverteilung auf die 
legende Strukturverbesserungen vorsieht, diese Löhne und Gehälter legen, bekommen Sie 
Planung eigentlich vermissen. dort eine Belastung VOll rund 3,6 Prozent. 
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Über die Höhe der steuerlichen Leistungen Preisstabilität und jener kostendeckender 
der Landwirtschaft habe ich leider weder im Preise, die der Landwirtschaft ein anderen 
Bundesrechnungsabschluß noch im Voran- Wirtschaftsz'weigen vergleichbares Einkom­
schlag noch sonst irgendwo eine Zahl gefunden. men sichern sollen, angesehen. Unter dem 
Es ist vor einiger Zeit einmal eine kurze Notiz entsprechenden Prt'is wird dabei entweder 
in der Zeitung gestanden - ich kann nicht ein Anschluß an den Weltmarktpreis oder eine 
beurteilen, ob es der Wahrheit entspricht -, daß Entfernung vom Weltmarktpreis verstanden. 
die Steuerleistung rund 70 bis 80 Millionen Zumindest verlangt die Landwirtschaft aber 
sei. Ich glaube, daß das nicht ganz richtig einen kostendeckenden Preis, wobei manchmal 
ist, und ich verdopple diesen Betrag und 

I 
sogar von preisgecleckten Kosten gesprochen 

sage : Die Steuerleistung macht zirka 160 Mil- werden kann. Diese Preise .,-erden heute von 
lionen Schilling amL Wenn ich ihren Anteil der Landwirtschaft vom Staat verlangt, obwohl 
am Bruttonationalprodukt von 1 6,4 Prozent die Möglichkeiten der Selbsthilfe in der Land­
entsprechend umlege, würde das eine steuer- wirtschaft, noch nicht voll genutzt sind. 
liehe Belastung von ungefähr 0, 1 Pl'Ozent Vorerst wäre hier die Angleichung der 
bringen. Produktion an die Änderung der wirtschaft-

Ich glaube, daß man diese Zahlen auch bei lichen Bedingungen, insbesondere an die des 
der Beurteilung der Ertragslage der Land- privaten Konsums zu nennen. Denn es ist 
wirtschaft mitberücksichtigen muß. Denn wenn bekannt, daß die Voraussetzung jeder Ver­
Sie nun, meine Damen und Herren, diese hrauchssteigerung eine entsprechende Qualität 
kurz von mir aufgezählten Daten addieren, der Produkte und eine Anpassung an den 
und zwar die Differenz zwischen Erzeuger- Geschmack des Verbrauchers ist wobei be­
und Verbraucherpreisen mit 2,36 Milliarden kanntlich höherwertige Produkte 

'
eine be�sere 

Schilling, die Kinderbeihilfe mit 1 Milliarde Einkommens- und Preiselastizität haben. 
Schilling, die Mieten - sie sind nicht von Schließlich wäre eine Verbesserung des mir angegeben worden, sondern sie sind vom Ahsatzes , über dessen Mangel sogar heute Konjunkturforschungsinstitut ausgerechnet wieder geklagt wurde, notwendig. Eine Absatz­worden - mit rund Y2 Milliarde berücksichti- organisation kann den Absatz oder zumindest gen und wenn wir die Einnahmen aus dem einen Teil davon durch Vereinbarungen mit Fremdenverkehr ebenfalls sehr bescheiden mit den Abnehmern sichern und damit auch durch Y2 Milliarde beziffern, so kommen wir auf den kürzesten Verteilerweg für den Ver­eine Mehreinnahme von rund 4,36 Milliarden braucher tragbare Preise gewährleisten. Schilling ; zu dem hier vorhin erwähnten Betrag 
von 1 6,4 Milliarden addiert, ergibt das zirka 
20,8 Milliarden. Wenn Sie nun diesen Betrag 
perzentuell umrechnen, dann kommen Sie zu 
dem Ergehnis, daß der Anteil der Landwirt­
schaft am Bruttonationalprodukt rund 14 Pro­
zent beträgt . Ich glaube, daß man in Zukunft 
diese Dinge einer näheren Beurteilung .vird 
unterziehen müssen. 

Auf der anderen Seite darf ich darauf hin­
weisen, daß sich die Landwirtschaft verschie­
dene Einnahmequellen heute noch eröffnen 
könnte , die sie bislang nicht gehabt hat, 
insbesondere bei der Einfuhr von Obst und 
Gemüse . Wir haben im Jahre 1960 für rund 
486 Millionen Schilling Obst und Gemüse ein­
geführt, im ersten Halbjahr 1961 für rund 
253 Millionen. Ich bin überzeugt, daß man 
sicherlich einen großen Teil davon ohne weiteres 
selbst produzieren könnte und daß sich dadurch 
die Ertragslage der Landwirtschaft zusätzlich 
wesentlich verbessern könnte. 

Meine Damen und Herren ! Jetzt darf ich 
zu meinem eigentlichen Thema kommen, das 
heute schon verhältnismäßig hohe Wellen 
geschla.gen hat, nämlich zur Frage der Sub­
ventionen in der Landwirtschaft überhaupt. 
Von der Landwirtschaft wird immer wieder die 
Frage der Subventionen als eine Frage der 

Von der Landwirtschaft wird eine Lenkung, 
die gleichzeitig den Preis und den Absatz 
sichern soll, womöglich bei allen Produkten als 
absolut notwendig gefordert. Direkte Ein­
griffe ' und indirekte Regelungen sind heute 
an der Tagesordnung, sie sind Instrumente 
unserer Agrarpolitik. Nur die Wege und Mittel 
zur Sicherung werden zurzeit noch sehr heftig 
diskutiert. Die staatliche Politik hat - ich 
glaube, da geben Sie mir vollkommen recht -
in den letzten Jahrzehnten ein sehr viel­
gestaltiges Register agrarpolitischer Maß­
nahmen entwickelt und erfaßte damit teilweise 
den ganzen Weg vom Produzenten bis zum 
Konsumenten. Sehr oft ergab sich dabei aber 
eine Produktionsausweitung, die durch Absatz­
schwierigkeiten zusätzliche Probleme brachte 
und neuerdings Eingriffe des Staates erforderte. 

Ich darf Ihnen aus dem vorher von mir 
zitierten Bericht aus der "Neuen Zürcher Zei­
tung" folgendes zur Kenntnis bringen : "Diese 
relative Verschlechterung der Einkommensver­
hältnisse in der Landwirtschaft fand in der 
Zeitspanne statt, die durch eine fortschrei­
tende Zunahme der Agrarerzeugung gekenn­
zeichnet war. Da aber der Verbrauch von 
Agrarprodukten beim bestehenden Preisstand 
sich in einem langsameren Tempo entwickelte, 
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kamen Überschüsse auf, die einen zunehmend 
chronischen Charakter annahmen." Also ganz 
wie in Öst.erreich. Es wurden nun Maßnahmen 
vorgeschlagen, die unter anderem vorsehen : 
Senkung der landwirtschaftlichen Gestehungs­
kosten, Förderung des Verbrauchs, Schaffung 
von zusätzlichen Erwerbsmöglichkeiten für 
die ländliche Bevölkerung sowohl durch An­
siedlung industrieller Bet.riebe auf dem Lande 
als auch durch vermehrte , Verarbeitung und 
den Vertrieb der Agrarerzeugnisse durch die 
Landwirte selbst. Sie sehen also : In der 
ganzen Welt, zumindest aber in Europa, gibt 
es die gleichen Probleme, wie wir sie haben . 

Die weitgehende Preisregelung in der Zwei­
ten Republik führte zu dem System der 
Subventionen, über dessen Aufhehung immer 
wieder heftige Erörterungen stattgefunden 
haben - auch heute. 

Störung in einem Punkt dieses Systems wird 
sich mehr oder minder stark auch in allen 
seinen anderen Teilen auswirken. Auch das ist 
in dem Bericht im Namen des Ausschusses zur 
Frage der Landwirtschaft vom Europa-Parla­
ment festgest,ellt worden. 

Und nun zu einem sehr brennenden Kapitel, 
nämlich dazu, daß in diesem Zusammenhang 
immer wieder die Frage aufgeworfen wird , 
wem die Subventionen nun eigentlich zugute 
kommen . Es wurde heute sehon sehr heftig 
darüber diskutiert, und ich kann mit Ver­
gnügen festzustellen, daß der Herr Präsident 
Gruber im Gegensatz zum Kollegen Hurdes 
zugegeben hat, daß zurzeit die Subventionen 
dem Produzenten und nicht dem Konsumenten 
zugute kommen. 

Die Subventionen, die ja keine gezielte Hilfe 
darstellen, werden je nach dem Weltmarkt­

Bereits im vergangenen Jahr haben wir preis, den Einkommensverhältnissen und Aus­
die Meinung vertreten, daß in Zeiten einer aus- weichmöglichkeiten auf andere Produkte der 
gesprochenen Hochkonjunktur der Anfang einen oder der anderen Seite zugeschrieben. 
eines Subyentionsabbaues möglich wäre und Das ist evident. Zurzeit sind die Weltmarkt­
die erst.en Schritte dazu gemacht werden preü;e heini Gros aller landwirtschaftlichen 
sollten . Dazu hat aber der Generalsekretär der Produkte allerdings wesentlich niedriger, sodaß 
Präsidenten konferenz - eigentlich im Gegen- die gezahlten Subventionen nach obiger Über­
satz zu dem, was der Herr Abgeordnete Gruber legung natürlicherweise dem Erzeuger zur 
heute gesagt hat - festgestellt, daß die Land- I Stützung seiner Produktionspreise zugute 
wirtschaft nicht gegen den Abbau sei , daß 'I kommen müssen. Ob die Subventionen aber 
dieser aber weder zu Lasten der Landwirt- überhaupt den behaupteten Zweck erreichen, 
schaft noch durch einfache Erhöhung der ist sehr fraglich. Durch die Bindung an die 
Verbraucherpreise durchgeführt we:den dürfe, Marktleistung sind sie nämlich viel eher dazu �� die St.abi�ität der Währung mcht zu ge- I geeignet , die Unterschiede innerhalb der Land­
fahrden. Meme Damen und Herren ! Ich wirtschaft selbst zu vermehren. N ach den 
frage Sie nun : Wie soll nun dieser Abbau vorhandenen Zahlen über die Marktleistung 
wirklich durchgeführt werden ? bekommen die Bergbauern rund 3 Prozent der 

Nach den Erklärungen verschiedener bäuer- Subventionen für Brot.getreide und 28 Prozent 
licher Vertreter haben die amtlich geregelten für Milch, also weniger, als ihrem behaupteten 
Preise nie oder nur für eine sehr kurze Zeit- Anteil an der Landwirtschaft selbst entspricht. 
spanne die Produktionskosten, deren Einzel- Die Betriebe bis zu 10 ha bekommen 22 Pro­
berechnungen im Hahmen einer weitgehend zent der Brotgetreidesubvention und 48 Pro­
verbundenen Produktion allerdings sehr, sehr zent der Milchpreissubvention, obwohl diese 
problematisch sind, gedeckt . Kategorie zwei Drittel aller Betriebe umfaßt. 

Die Subventionen, die das normale wirtschaft­
liche Funktionieren von Angebot und Nach­
frage zumindest einschränken, wirken sich 
also in erster Linie in einer Belastung des 
Staatshaushaltes aus. 

Ich narf Ihnen hier wieder einen kurzen 
Berieht über die Preispolitik der EWG vor­
lesen. Es heißt in einem Dokument, daß die 
Durchführung einer Preispolitik zuzulassen ist, 
die Überproduktionen vermeidet und zugleich 
ermöglicht, wettbewerbsfähig zu bleiben oder Im Budget für das Jahr 1962 sind, wie 
zu werden. Auch diese Erklärung ist wichtig, der Herr Finanz minister selbst in seiner 
weil sie besagt, daß die Festsetzung der Preise Antrittsrede hervorgehoben hat, für Preis­
für landwirtschaftliche Erzeugnisse nicht nur stützungen um rund 300 Millionen Schilling 
auf Grund der Kosten erfolgen kann, sondern mehr vorgesehen als im Jahre 1961 , wodurch 
auch der Marktlage und dem Gesetz der nie Stützungsbeträge über 2 Milliarden Schilling 
gegenseitigen Abhängigkeit der Preise Rech- Husmachen. Der Herr Finanzminister hat diese 
nung tragen muß.  Es gibt im Wirtschafts- Erhöhung mit der steigenden Aufbringung von 
geschehen keine für sich bestehenden Preise, Milch und Brotgetreide begründet. Im Ver­
sondern nur Preise, die zueinander in Bezie- laufe seiner Budgetrede erklärte er allerdings, 
hungen der Ergänzung und der Vertretbarkeit I daß es auf die Dauer nicht zu umgehen sein 
stehen. Sie bilden also ein Ganzes, und eine werde, im Zusammenwirken mit allen Faktoren 

81. Sitzung NR IX. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 69 von 78

www.parlament.gv.at



3486 Nationalrat IX. GP. - 81.  Sitzung - 30. November 1961 

Dr. Dipl.-Ing. Oskar Weiß 

eine Lösung anzustreben, die ohne Er- wohl eine J ongliererei !) 98,5 Prozent der 
schütterung des Preisgefüges auf einen all- österreichischen Bauern erhalten dagegen nur 
mählichen Abbau der Preisstützungen hinaus- mehr 146,4 Millionen Schilling. Oder mit 
laufe. Mit anderen Worten und etwas deut- anderen Worten : Die rund 6000 Erzeuger 
licher ausgedrückt : Der Finanzminister ver- erhalten rund 244 Millionen Schilling oder 
langte nun endlich selbst den von uns schon - und das ist jetzt ein rein arithmetisches 
lange geforderten Abbau der Suhventionen, Mittel - pro Erzeuger zirka 40.700 S, und 
vorerst überall dort, wo diese nur die Gewinne von den 98,5 Prozent der restlichen Erzeuger 
crhöht haben und nicht zur Existenzsicherung erhält jeder Erzeuger nur rund 370 S. Sie 
der Bauern nohvendig sind. sehen, meine Herren, wo man bei den Sub-

Ich will jetzt keine Zahlenjongliererei be- ventionen einsparen und damit eine Über­
gehen, wie es mir der Herr Abgeordnete produktion vermeiden könnte. 
§türgkh etwas lässig in die Schuhe geschoben Ich glaube nicht fehlzugehen, wenn ich 
hat. Ich will Ihnen nur an einem Beispiel sage, daß die 1,5 Pl'ozent der Produzenten 
zeigen, wie richtig diese Auffassung ist . I sicherlich auch einen großen Teil an ver-

Nach der amtlichen Statistik haben 1,5 Pro- billigten Düngemitteln erhalten. Aus dem 
zent der österreichischen Besitzer mit über Grünen Bericht 1960 gehcn leider nicht die 
1 00 ha Besitz 45 , 6  Prozent der Fläche inne. Beträge hervor, die für die Verbilligung von 
Nach dem Grünen Bericht 1960 sind 277.000 ha Düngemitteln ausgegeben werden. Nach dem 
mit Weizen und 17 1.000 ha mit Roggen Bundesrechnungsabschluß 1960 aber wurden 
bebaut worden. Auf diesen Flächen v,-urden dafür 226,86 Millionen Schilling ausgegeben. 
bei einem Durchschnittsertrag von 25,3 q 

I Die Verbilligung der Produktionsmittel, wie 
Weizen je Hektar und von 20,7 q Roggen Düngemittel, Saatgut und BO weiter, er­
insgesamt 702. 000 t Weizen und 353.000 t geben mit der Stützung der Verkaufspreise 
Roggen geerntet. aus öffentlichen Mitteln für eine kleine privile-

Ich glaube nun mit meiner Annahme, daß gierte Schicht Gewinne, die in der heutigen 
die 1,5 Prozent Bositzer in eniter Linie am Zeit kaum mehr zu vertreten sind. 
Getreidebau beteiligt waren, nicht fehlzu- Zu dieser durch die Subvention hervor­
gehen. Es wurden daher von ihnen mindestens gerufenen Überproduktion bei Weizen kommt 
320.000 t Weizen und 124.000 t Roggen, dann noch die Frage der Überschußver­
selbst wenn ich bei letzterem nicht 45,6 Pro- wertung. Im vergangenen Wirtschaftsjahr 
zent, sondern nur 35 Prozent der Anbau- wurden, wie mein Parteifreund Winkler schon 
fläche annehme, geerntet und auch ab- angeführt hat, zirka 90.000 t Überschuß er­
geliefert . Die Großbetriebe dürften nämlich zielt , wovon 50.000 t als Futterweizen ver­
ihre gesamte Ernte fast zur Gänze verkaufen wendet und 38.000 t exportiert werden 
und für sich, wenn überhaupt, nur ein ge- mußten. 
ringes Quantum als Saatgut und für Deputate Die Problematik der generellen uneinge­zurückbehalten. (Abg. Dr. Schwer :  Hoch- schränkten Subvention führte nun dazu, daß 
8chwab !) In Niederösterreich gibt es keinen zuerst durch die Stützung von 55 Groschen Hochschwab, an dem Getreide gebaut wird. pro Kilogramm Weizen und Roggen die 

Außerdem haben Großbetriebe sicherlich Überproduktion gefördert wurde und an­
nicht einen Ernteertrag von 25 q pro Hektar - schließend überschüssige Mengen verfüttert 
da müßten sie zusperren -, sondern sie haben werden mußten, wobei noch weitere zusätz­
einen solchen von mindestens 40 q pro Hektar, liehe Mittel für die Differenz zwischen den 
sodaß bei dem der Berechnung zugrunde lie- Preisen für den Mahl- und den Futterweizen, 
genden österreichischen Durchschnittsertrag für die Lagerkosten, für die Denaturierungs­
von nur 25,3 q für Weizen und 20,7 q für I kosten und letzten Endes auch für die Trans­
Roggen die Erntemengen mindestens gleich portkosten notwendig waren. Wenn man alle 
den Verkaufsmengen gesetzt werden können.  diese Spesen und den Preis von 1,85 S pro 

Meine Damen und Herren ! Bei einem 
Stützungssatz von 55 Groschen je Kilo­
gramm abgelieferten Weizens und Roggens 
erhalten Großbetriebe, die, wie bereits ge­
sagt, nur 1, 5 Prozent aller Produzenten 

Kilogramm, zu dem die Landwirtschaft den 
Futterweizen zurückkauft,  berücksichtigt, er­
gibt sich insgesamt ein Verlust von rund 
35 Millionen Schilling, der ebenfalls aus · 
öffentlichen Mitteln gedeckt werden mußte . 

darstellen, demnach für Weizen 176 Millionen Dazu kommt aber ein weiterer Einnahme­
Schilling und für Roggen rund 68,2 Millionen ausfall bei allen jenen Mengen, die exportiert 
Schilling, in Summa also 244,2 Millionen wurden. Der Exporterlös, der auf der Basis 
Schilling von den rund 390 Millionen Schilling der Weltmarktpreise fußte, betrug bei den 
für Brotgetreidestützung. (Abg. Stafla : Hört ! I zum Export gelangten Mengen zirka 1,61 S 
Hört ! - Abg. Dr. J. Gr u be r :  Das ist je Kilogramm. Gegenüber dem Inlandpreis 
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von 2,50 S wurde bei 38 .000 t um rund 34 Mil­
lionen Schilling weniger eingenommen'. Dieser 
Verlust mußte ebenfalls von der öffentlichen 
Hand getragen werden. 

Um nun in Zukunft zu einer vernünftigen 
Agrarpolitik zu gelangen und Überproduk­
tionen, die zu solchen, sehr oft sehr wider­
sinnigen Maßnahmen zv.'ingen, zu vermeiden, 
wäre die Preisstützung für jene 1 ,5 Prozent 
der Besitzer zu reduzieren. Würden diese 
beispielsweise nur 20 Groschen pro Kilogramm 
Weizen an Stelle der 55 Groschen als Stützung 
erhalten, dann könnte sich der Staat sogar 
unter Berücksichtigung einer 20prozentigen 
Verringerung der Ernte an Weizen, - rund 
70.000 t Weizen oder 28.000 ha Anbaufläche 
wegen des niedrigerenStützungssatzes weniger-, 
die dadurch eintreten würde, zirka 120 Mil­
lionen Schilling ersparen . Es wären statt 
1 76 Millionen Schilling nur mehr 56 Millionen 
Schilling notwendig. Dazu käme noch die 
Einsparung von 35 Millionen Schilling für 
jene als Futterweizen abgegebenen Mengen 
und die Höhe des Verlustes von rund 34 Mil­
lionen Schilling, der bei dem Export eingetreten 
ist . In summa würden also rund 190 Millionen 
Schilling eingespart werden können. 

Alle jene Flächen aber, die infolge des 
geringeren Erlöses für Weizen nicht mehr 
mit diesem bebaut werden, würden vielleicht 
endlich mit Körnermais bebaut werden, von 
dem heuer wieder mehr als 300.000 t einge­
führt werden, wie bereits einer meiner Herren 
Vorredner gesagt hat. 

Damit wäre die Futtergrundlage für eine 
erweiterte Fleisch-, Eier- und Geflügelpro­
duktion, die im Inland bisher immer noch 
abgenommen wurde, gegeben. Es ist ja 
bekannt, daß der Fleisch- , Eier- und Geflügel­
konsum in Österreich immer noch im Steigen 
begriffen ist und daß für diese Produkte 
noch genügend Absatzmöglichkeiten bestehen. 
Der Konsum von Fleisch beispielsweise ist 
vom Jahre 1956 bis ZUlp. Jahre 1960 um 
20 Prozent auf mehr als 56 kg pro Kopf 
und Jahr angestiegen. Eier und Geflügel 
haben wir bis heute immer noch zuwenig. 
( Präsident H i I I  e g e i  8 t übernimmt den V ot'sitz.) 

Damit habe ich mir erlaubt, Ihnen auf­
zuzeigen, wie Subventionen bei Brotgetreide 
in einem erheblichen Ausmaß eingespart wer­
den können, wie Überproduktionen vermieden 
werden können sowie Produktionsengpässe 
ausgeglichen werden können und unserer 
Landwirtschaft bei diesen Produkten ein ge­
sicherter Inlandabsatz gewährleistet werden 
kann. 

Bei der Milch haben die Subventionen 
ebenfalls eine starke Steigerung der Produktion 
hervorgerufen. Im Jahre 1953 betrug die 

Milchanlieferung an die Molkereien erst etwas 
mehr als 1 Million Tonnen mit einem durch­
schnittlichen Fettgehalt von 3,72 Prozent . 
Dafür erhielten die Milchlieferanten 1 , 7  Milliar­
den Schilling als Milchgeld ausbezahlt . In 
diesem Jahr, also im Jahre 1953, erreichte 
die Milchmarktleistung pro Kuh rund 929 kg . 
In den. ersten zehn Monaten des Jahres 1961 
wurden bis jetzt 1 ,404.000 t Milch mit einem 
durchschnittlichen Fettgehalt von bereits 3,78 
bis 3,8 Prozent angeliefert . Rechnet man 
nun diese Menge der ersten zehn Monate 
auf eine Jahresanlieferung um, so werden 
bis Ende des Jahres 1961 rund 1 , 680.000 t 
angeliefert werden, wofür die Erzeuger rund 
3,2 Milliarden Schilling erhalten werden. 

Gegenüber dem Jahre 1953 betrug daher 
die Steigerung der Anljeferung rund 54 Prozent, 
obwohl sich im selben Zeitraum die Zahl 
der Kühe um 2,2 Prozent verringert hatte. 
Die Erzeuger erhielten aber nicht zuletzt 
durch die Erhöhung der Milchpreisstützung von 
20 auf 50 Groschen im seI ben Zeitraum um 
81 Prozent mehr an Milchgeld ausbezahlt, 
während im selben Zeitraum die Löhne nur 
um 30 Prozent gestiegen sind . 

Die durch diese Preisstützung ebenfalls 
hervorgerufene starke Steigerung der Pro­
duktion konnte im Inland trotz der Belastung 
der Konsumenten mit rund 50 Millionen 
Schilling durch die Auffettung der Trinkmilch, 
von Rahm, von Schlagobers und durch die 
Verminderung des Wassergehaltes bei der 
Butter, die in den ersten drei Quartalen 1961 
eine Einsparung von rund 2200 t Butter 
mit sich brachte, nicht wettgemacht werden. 
Um diese Menge, die von den Verbrauchern 
zusätzlich konsumiert wurde, weil die Milch 
und verschiedene Produkte aufgefettet worden 
sind, hätte die Landwirtschaft mehr expor­
tieren und den Export durch Mittel aus dem 
Krisenfonds stützen müssen, weil heute und 
schon seit langer Zeit die Weltmarktpreise 
wesentlich tiefer als der Inlandsprl'is liegen. 
Es ist Ihnen bekannt, daß Exporte nach 
England bis zu 16 S pro Kilogramm gestützt 
werden müs�en. 

Bis Mitte 1961 mußten nun die Erzeuger 
für die Stützung ihrer Exporte selbst auf­
kommen. Ab 1 . Juli 1961 aber wurde die 
Überschußverwertung praktisch von dem Kon­
sumenten übernommen, indem er ab l .  Jänner 
1 962 für jedes Liter Milch einen um 20 Groschen 
höheren Betrag bezahlen muß . Damit leistet 
nun dl r Konsument einen Beitrag von weiteren 
mehr als 100 Millionen Schilling jährlich für 
die Absatzförderung eines durch Subventionen 
hervorgerufenen Überschußproduktes, welches 
nur noch im Export und da allerdings zu 
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sehr, sehr schlechten Preisen abgesetzt werden 11 OECD geforderten Maßnahmen der Anpassung 
kann. I der Produktion an den Bedarf und die Ein-

Diese Subventionen für aUe Milchlieferanten I schränkungen der Förderungsmaßnahmen. Sie 
gleich zu gewähren, unbeschadet dessen, ob vel'langen von unseren agrarischen Vertretern 
diese sie zu ihrer Existenzsicherullg benötigen eine Umschichtung der Produktion, die ihnen 
oder nicht, hat eben zu den heutigen Er- nicht manipulierte Preise und nicht durch 
scheinungen geführt. Man wird doch endlich Subventionen gestützte Erlöse sichern soll. 
einmal darangehen müssen, eine Regelung Auf die Dauer wird es ja auch für die 
zu treffen, die Überproduktionen vermeidet Landwirte selbst untragbar sein, daß die 
und den kleinen Leuten ihre Lebensfähigkeit Kleinbauern, die in ihrer Existenz bedroht. 
gibt. sind, nur lächerlich wenig von den ausge-

In diesem Zusammenhang darf ich darauf worfenen Förderungsmitteln erhalten. Schon 
verweisen, daß nur 3 Prozent der Milch- 1 953 hat die europäische wirtschaftliche Kom­
lieferanten über 25.000 I Jahresablieferung, mission in ihrem Bericht festgestellt, daß die 
aber mehr als 17 Prozent der Gesamtanlieferung Versuche zur Erreichung der Selbstversorgung 
an die Molkereien bringen. Bei einer derzeit bei möglichst vielen Produkten den Außen-

handel mit diesen behindert und die Pro­rund 1300 1 betragenden Jahresmarktleistung 1 duktion landwirtschaftlicher Erzeu!!nisse für pro Kuh haben die Lieferanten von 25.000 � 
Milch pro Jahr zirka 20 und jene, die mehr den Export immer riskanter macht, weil die 
Milch liefern, naturgemäß auch mehr Kühe. Importländer die Einfuhr oft kurzfristig 
Ich glaube, daß auch im Bergbauerngebiet sperren - wie vor ellligen Wochen Italien 
20 Kühe eine ganz respektable Anzahl dar- die Einfuhr von Schlachtvieh und Fleisch -,­
stellen und Wirtschaften mit einer solchen sobald die einheimische Erzeugung sich erhöht 
Zahl doch sicher lebensfähig sind. oder die Nachfrage zurückgeht. 

Wenn uns Kollege Gruber heute von den Ich glaube, daß es uns in gemeinsamen 
- hohen ausländischen Milchpreisen, seien es Bemühen gelingen wird, die Frage der Sub­
Erzeuger- oder Verbraucherpreise, erzählt hat, ventionen einer alle Teile befriedigenden Rege­
so hat er einen grundlegenden volkswirtschaft- lung zuzuführen. 
lichen Irrtum begangen. Er hat lediglich die An den Herrn Landwirtschaftsminister darf 
Auslandserlöse, also die ausländischen Preise, ich das Ersuchen richten, bei den zukünftigen 
mit dem Wechselkurs in österreichische Grünen Plänen auch de nomine die Einnahmen 
Schilling umgerechnet, ohne dabei die tat- darzustellen, die de facto die Landwirtschaft 
sächlichen Kaufkraftverhältnisse zwischen heute schon hat. Alle in diesem Hauae sind 
dem Ausland und unserem Land zu berück- sicher daran interessiert, in Zukunft zu wissen, 
sichtigen. Das ist sicherlich falsch . welche Erfolge die Landwirtschaft durch den 

Einsatz der öffentlichen Mittel des Grünen Dem Ratschlag der F AO, die Produktion 
von Milch auf Rindfleisch zu verlegen, sollte Planes erzielt hat. (Beifall bei der SPIJ.) 
eigentlich gefolgt werden, weil bei rund Präsident Hillegeist : Vor Abschluß der 
50.000 Stück Rindern als Futterwert 150.000 t Debatte über die Gruppe VIII hat sich der 
Milch untergebracht werden können und beim Herr Bundesminister für Land- und Forst­
Export von Fleisch heute trotzdem noch wirtschaft zum Wort gemeldet. Ich erteile 
immer viel bessere Preise erzielt werden als ihm das Wort. 
beispielsweise beim Butterexport. Bundesminister für Land- und Forstwirt-

Einige von Ihnen haben sicherlich im schaft Dipl.-Ing. Hartmann : Hohes Haus ! 
Feber 1961 die Rede des Ministers Mansholt Herr Präsident ! Meine Damen und Herren ! 
in Wien gehört, der erklärte, daß im EWG- I Die österreichische Landwirtschaft hat Ihnen, 
Raum in den nächsten Jahren noch zusätz- den Mitgliedern des Nationalrates der Republik 
lieh 300.000 t Rindfleisch benötigt werden. Österreich, auch heuer wieder ihre Karten 
Rechnet man für eine Tonne Fleisch drei bis vollkommen offen auf den Tisch gelegt. Es 
vier Rinder, so werden dafür rund 1 Million geht daraus hervor, daß die Bauern kein 
Rinder benötigt. Ein solcher zusätzlicher Geschäftsgeheimnis haben und auch kein 
Export von nur 10 Prozent würde die öster- geheimes Lohnsackerl besitzen. Das cranZe 
reichische Milchwirtschaf� von jedweden Sorgen Soll und Haben der bäuerlichen Buchfüh�ung, 
befreien und durch diese Überschußverwertung der Einnahmen und der Ausgaben liegt offen 
für die Produzenten keine Produktionsauf- vor Ihnen , also vor der geRamten öster­
lagen oder -einschränkungen erforderlich reichischen Öffentlichkeit. Das beweist einer­
machen. seits das große Vertrauen auf das hohe Ver-

Meine Damen und Herren ! Diese auf- ständnis des Hohen' Hauses und der Öffent­
gezeigten Beispiele verlangen dringend die lichkeit, aber auch das Vertrauen auf unser' 
vom landwirtschaftlichen Ministerkomitee der aller Verantwortungsbewußtsein. 
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Meine Damen und Herren ! Sie kennen 

den Grünen Bericht über das Jahr 1960. 
Es ist aus der Diskussion erfreulicherweise 
hervorgegangen, daß sich sehr viele Mitglieder 
des Hohen Hauses sehr eingehend mit dem 
Studium dieser Unterlage befaßt haben . Er 
gibt die Situation der österreichischen Land­
und Forstwirtschaft, insbesondere der Land­
wirtschaft, ungeschminkt, klar und deutlich 
und, soweit dies überhaupt menschenmöglich 
ist, objektiv wieder. Wir werden die An­
regungen, die zur Ausgestaltung des Grünen 
Berichtes in den verschiedenen Reden - au eh 
in der letzten Diskussionsrede - gemacht 
wurden, prüfen und soweit wie möglich 
berücksichtigen. Wir haben selbst ein Interesse 
daran - wie ja auch im Ausschuß für Land­
und Forstwirtschaft des NAtionalrates erwähnt 
und besonders betont wurde -, daß der 
Aussagewert dieses Grünen Berichtes möglichst 
hoch wird. Nach meiner Auffassung und 
Überzeugung hat er jetzt schon einen sehr 
hohen Aussagewert. 

Wir kennen jetzt auch den Grünen Plan 
1962, der die Konsequenzen aus der Lage 
zieht und jene Wege vorschlägt, die geeignet 
erscheinen, die Existenz unseres Bauernstan­
des, unserer Land- und Forstwirtschaft, auch 
unter verschärften Konkurrenz bedingungen 
und Konkurrenzverhältnissen zu sichern. Ge­
sichert wird gleichzeitig damit auch die 
Ernährung unseres gesamten Volkes sowohl 
in ruhigen als auch in aJlfälligen krisenhaften 
Zeiten, die wir uns nicht wünschen wollen. 

Mit Freude darf ich feststellen, daß das 
Wissen um diese Zusammenhänge in der breiten 
Öffentlichkeit immer mehr Raum ge,,,innt. 
Eine Bestätigung für diese Tatsache �ehe 
ich auch darin, daß der Landwirtschafts­
ausschuß des Nationalrates dem Grünen Be­
richt für das Jahr 1960 und dem Grünen 
Plan für das Jahr 1962 einstimmig zugestimmt 
hat. Die für den Grünen Plan zur Verfügung 
gestellten Mittel erscheinen somit als das 
anerkannt, was sie in Wahrheit sind und auch 
sein sollen, nämlich als bescheidene Prämie 
für eine Lebensversicherung des österreichi­
schen Volkes durch die Ernährungssicherung 
für die Zukunft. 

Sicher könnte man mit noch größeren 
:\-Iitteln noch mehr tun und rascher ans Ziel 
kommen, weil wir uns aber mit dem Grünen 
Plan ebenso wie mit den Budgetmitteln, die 
für die Gruppe Landwirtschaft im Jahre 1962 
zur Verfügung stehen sollen, nach der Decke 
strecken müssen, bleibt gewiß mancher Wunsch 
offen beziehungsweise seine Erfüllung muß 
auf einen späteren Zeitpunkt verschoben wer­
den. 

Wir ,verden im Jahr 1962 im Rahmen des 
Grünen Planes mehr als doppelt so viele 
Mittel als 1 961 zur Verfügung habeIl . Das 
gibt uns die Möglichkeit, umfangreichere 
Maßnahmen durchzuführen, und zwar in pro­
duktionstechnischer Hinsicht zur Arbeitser­
leichterung auf allen Gebieten, in betriebs­
wirtschaftlicher Hinsicht und in marktwirt­
schaftlicher Hinsicht, oder mit anderen Wor­
ten : Wir müssen weiterhin noch mehr als 
bisher die Qualität der Erzeugnisse ver­
bessern, um hiedurch den Absatz zu fördern 
und den Markterfordernissen und den Konsu­
mentenwünschen entgegenzukommen, wir 
müssen noch mehr als bisher die Produktivität 
steigern, um das übergroße anhaltende Ab­
strömen von Landarbeitskräften einigermaßen 
ausgleichen zu können, und wir müssen noch 
mehr als bisher das große Maß von Möglich­
keiten ausschöpfen, die sich auf dem Gebiete 
des Betriebswesens, der Betriebsvereinfachung 
und einer vernünftigen Spezialisierung er­
geben. Alle diese Dinge erfordern eine intensiye 
Fortsetzung der Beratung und Schulung. 

Daß bei der Verminderung der Einkommens­
disparität, die zweifellos besteht, nur langsam 
Fortschritte erzielbar sind, das habe ich 
wiederholt gesagt, das beweist uns ja auch 
das langsame Fortschreiten, das man bei 
der Verminderung der Einkommensdisparität 
in anderen Ländern verzeichnen kann, die 
schon seit Jahren über Landwirtschaftsgesetze 
oder landwirtschaftsgesetzähnliche Vorschrif­
ten und Unterlagen verfügen. Ja wir haben 
beim Studium der Ergebnisse der Landwirt­
Rchaftsgesetze anderer Länder feststellen 
müssen, daß es bisweilen auch wieder Rück­
schritte gibt, die schwer aufzuholen sind. 

Eine wichtige Maßnahme zur Verminderung 
der Disparität ist die Produktionskosten­
senkung, die überaus schwierig durchführbar 
ist . Hieher gehören auch die Senkung der 
Treibstoffpreise - darüber sind ernste Be­
sprechungen im Gange -, vor allem aber 
die Agrarstrukturverbesserung in horizontaler 
und vertikaler Hinsicht. Sie haben beim 
Studium des Grünen Planes gesehen, daß 
wir den Strukturfragen eine ganz besondere 
Schwerpunktbedeutung zumessen. Wir sind 
gewillt, bei dieser Maßnahme, die zu den 
wichtigsten auf dem Gebiete der modernen 
Agrarpolitik gehört, nicht mit Scheuklappen 
vorzugehen. 

Es hat in dankenswerter Weise die Präsi­
dentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Österreichs in der vergangenell Woche eine 
Tagung veranstaltet, zu der wir nichtberufs­
mäßige Agrarpolitiker aus dem 1n- und Aus­
land eingeladen haben, berühmte, bekannte 
Nationalökonomen und Volkswirtschaftler, die 
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sich einen Namen gemacht haben durch I Einiges Grundsätzliches gestatten Sie mir 
wissenschaftliche Arbeiten, die wir gebeten zu dem in der Diskussion sehr stark erörterten 
haben, ihre Meinung zu den agrarpolitischen I Thema der freien Wirtschaft zu sagen. 
Fragen der modernen Zeit kundzutun, damit Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
wir nicht betriebsblind werden, diese Gefahr Ich habe jetzt gerade gesagt und möchte 
besteht ja sicherlich, wenn man jahrelang es in dem Zusammenhang wiederholen, daß 
auf dem Gebiet der Agrarpolitik arbeitet . sich die agrarische Produktion nach anderen 
Wir w.ollen das aber vermeiden. Gesetzen vollzieht als die Produktion in der 

Zu den Maßnahmen der Verminderung der 

I 
gewerblich-industriellen Wirtschaft, denn die 

E
.
�nk�mmensdispar�tät gehör� auch eine ver-

. 
landwirtschaftliche Produktion ist primär an 

nunftige ProduktIOnsausweItung. In den die Naturgesetze gebunden. Nicht zuletzt 
letzten Tagen ist über diese Frage, ob der I aus diesem Grund kommt der Landwirtschaft 
Bauer zuv�el erzeugt, sehr viel gesprochen in der Volkswirtschaft eine Sonderstellung zu, 
und geschrIeben worden. Manchmal - und die sie nicht sucht sondern die sie besitzt 
ich bedauere das sehr - sind irrtümliche weil sie vorhanden

' 
ist. Man erkennt es nu; 

Mitteilungen verbreitet worden. Aber ich nicht immer. Das ist nicht nur in Österreich 
darf dazu folgendes sagen : Ich bin selbstver- so, sondern in allen Staaten, die wir zu den 
ständlich der Meinung, daß eine Produk- Kulturstaaten rechn"en können. Daher haben 
tionssteigerung - vor allem mit Rücksicht auch die meisten Kulturstaaten agrarische 
auf die innigen Zusammenhänge in der land- Marktordnungen. Meine Damen und Herren ! 
wirtschaftlichen Produktion, wo man j a  nicht Marktordnung heißt ja nicht Dirigismus, 
einen Produktionszweig besonders heraus- Zwangswirtschaft oder totalitäre Wirtschaft, 
greifen kann - nur dort möglich ist, wo man sondern Marktordnung heißt : so viel Freiheit 
im Inland oder Ausland jetzt und in ' Zukunft wie möglich und so viel ordnende Elemente 
noch Absatzaussichten hat. wie notwendig . 

Aber ich darf grundsätzlich zu dieser Frage Die agrarische Marktordnung schließt keines-
folgendes sagen : Ich bin nicht davon über- wegs eine freie Marktwirtschaft auf industriell­
zeugt, daß eine Senkung eines Agrarpreises gewerblichem Gebiet aus, und wir sehen 
unbedingt eine Einschränkung der Produktion ja in vielen Ländern, daß beides nebenein­
zur Folge haben muß. Wir haben in den an der existieren kann. 
letzten Jahrzehnten wiederholt erlebt, daß 

Wenn behauptet wurde von einem der in einer Zeit, wo eine agrare Marktordnung 
noch nicht bestanden hat oder sich noch hochgeschätzten Mitglieder des Hohen Hauses, 

nicht einleben konnte, trotz gesunkener Agrar- daß eine Meinungsdifferenz bestünde zwischen 

preise die Produktion sehr stark gestiegen ist. d
b
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t 'bt d d W d B . ht Ifferenz u erhaupt mcht eXIstIert. Denn rei en an eren. enn er auer Sie , . " • 
d ß f" d' B t . b 'tt I h G ld I erstens habe ICh schon begrundet, daß eme a er ur Ie e ne Silli e me r e . . , . 

f d ß d . t b t bt h agrarIsche Marktordnung m emer SOZIalen au wen en mu , ann IS er es re , me r . . . ,  . 
G ld ' h d h '  h "ht Pr MarktWIrtschaft, nennen wIr es m emer freIen e eInzune men urc Clne er 0 e 0- .  . 
d kt' d' f d l\1f kt b '  t D MarktWIrtschaft, ohne weIteres Raum und u IOn, le er au en '�ar nng . as . d h b . t 30 J h b . d M'l  h Platz hat, und ZWeItens hat der Herr Bun es-a en wIr vor e wa a ren eI er I c 

kanzler Dr . Gorbach viel zu oft seine sehr erlebt, das haben wir vor etwas weniger 
als 30 Jahren bei der Holzproduktion erlebt, 
wo es durch ein gewisses Holzpreisdumping 
fast unmöglich war, jene Preise pro Holz­
einheit zu erzielen, die die Produktionskosten 
decken. Daher ist noch mehr geschlägert 
worden, damit noch mehr verkauft werden 
kann. 

Ich bin also nicht davon überzeugt, daß 
man auf dem Gebiet der landwirtschaftlichen 
Produktion, die aus naturgegebenen Gründen 
ganz anderen Gesetzen unterliegt als die in­
dustrielle Produktion, durch Preismaßnahmen 
eine sofortige Produktionsregelung erzielen 
kann. Aber außerdem würden ja Preissenkun­
gen auch Einkommensschmälerungen der 
bäuerlichen Betriebe zur Folge haben. 

positive Einstellung zu den Fragen des Bauern­
tums ur:d der Agrarwirtschaft kundgetan in 
Wort und Schrift, 'als d'1ß ein Zweifel an 
seiner Einstellung möglich wäre. 

Das letzte Ziel unserer Agrarpolitik ist nach 
wie vor - und daran hat sich nichts ge­
ändert - die wirtschaftliche Stärkung des 
bäuerlichen Familienbetriebes im Berg-, Flach­
und Hügelland. Wenn der bäuerliche Familien­
betrieb wirtschaftlich fundiert ist, dann können 
auch alle Betriebe, deren Größe darunter oder 
darüber liegt, wirtschaftlich existieren. 

Meine Damen und Herren ! Noch eine weitere 
grundsätzliche Feststellung zur Frage des 
Weltmarktpreises für Agrarerzeugnisse. Der 
Weltmarktpreis - ich spreche jetzt vorläufig 
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Bundesminister Dipl.-Ing. Hartmann 
nur vom Weltmarktpreis für Agrarerzeug- daß die Konsumentenpreise für Milch und Brot, 
nisse - unterliegt einem gerüttelten Maß von für Molkereierzeugnisse und für Mehl niedriger 
Einflüssen, nur nimmt er nicht Rücksicht sind als wenn diese Konsumentenpreise be­
auf die echten agrarischen ProduktionskosteIl . rechnet würden auf Grund der seinerzeit 
Die wirklichen Einflüsse auf den Weltmarkt- anerkannten und vor Jahren festgelegten 
preis sind : Wie viele Lagervorräte sind VOll Produzentenentgelte . 
dem Erzeugnis auf der Welt vorhanden ? \Venn man sich dafür interessiert , wie meine 
Das geht in die Dutzende Millionen bei einem Auffassung zum Abbau der Stützungen ist , so 
einzigen Erzeugnis dann und wann. Ein erl aube ich mir zum wiederholten Male zu 
weiterer Einfluß ist das Interesse an der Bevor- sagen : Ich habe nichts dagegen, aber nicht auf ratung eines bestimmten landwirtschaftlichen Kosten der Landwirtschaft. 
Erzeugnisses .  Ein weiterer Einfluß ist die Höhe Von einem der Diskussionsredner ist von der Ernte in den Hauptproauktionsgebieten. . S hl d b ' W' h b ' h '  J h I bt d ß emem c eu erexport el Butter gesprochen 

ll' a , en erst 1m eUrIge� . a � er e , a worden und daß wir nun gleichsam unter Zu-durch eme große TrockenheIt m ell1em Haupt- I "'ti: 11 l\,.y- 'tt 1 d'  . h f G - d d k . . f . h . h . . " 11 lena .me von .inl e n, te SIC au rU11 er produ tlOnsgebtet ür em se r WIC tIges agrarl- 4 M 1 t d t 11 b d , . u . ' ar { 01' nungsgese znove e erge en, en sches Erzeugms SICh der p, t , \v elt.marktprels S hl d t h h" h D d "  ft . . , ., c eu eroxpor , noc , er 0 en . as ur e eIn m kürzester Zelt auf das Doppelte erhoht hat, I t ' ' I  T h 1°60 ' h h '  , . . f W . rr um SeIn, m u a  re ., - IC sprec e In Pohtlsche Emflüsse au den eltmarktprels d Z 'rr h b . 5600 T B t . .  ,. ., run en Illern - a en WIr onnen u -gIbt es 111 Hülle und Fulle. Davon hangt es auch t t' t I J h 1961 d ' er expor H'r , m a re wer en WIr vor-ab, ob genügend Frachtraum zur See und auf . htl ' h d J h . t ' h 

7 

.' ausslC IC as a r IS Ja noc dem Festlande zU!' \' erfugung steht und ob . ht " b  3100 T B tt • •  .. 1 • r.lC voru er onnen u er man lUcht dIesen Frachtraum zufalhg zum t' d d .. b h t b h .. t b T ffi ... .- expor leren, un er u er aup a sc a z are Transport VOll Truppen oder " a en iur Iangere B tt t ' J h 1°62 
. 

d h I '  . . . W u erexpor nn a re ., WIr wa rsc leIn-Zelt benötIgt. Und dann hangt der eltmarkt- I'  h t d B tt t d J hr 1960 . . . .  IC un er em u erexpor , es a es preIS davon ab, WIe hoch dIe Expol'tsubven- I' D . t I t I d ß . . . . . . I L" d f" d' legen. araus IS a so zu en ne lmen, a WIr honen SInd, dIe dIe eIllze nen an er ur le h' . ht 'llk " l' h '  E t f . . . ' f"ll' tel' nlC WI . ur lC eInen xpor OrClel'en, verschIedenen Agrarerzeugmsse ge a Igst zu d 't d ß . k '  S h1 d t " h ' h un zweI ens, a WIr eIllen c eu erexpor gewa l en geru en. I betreiben. 
,'" enn man das nämlich - das haben einige I .. . 

Reder sehr klar und deutlich gesagt - näher I Unter Schleuderexp.ort vprst�ht man �ughch 
studiert, kommt man darauf, daß · sich Öster- den Umstand, wenn J�mand .. eIllen PreIS, den 
reich auf diesem Gebiete fast noch im Kinder- er am Exportmarkt erzIelen konnte, noch unter­
garten befindet, längst nicht in der Elementar- bietet. pas tun wir.doch nicht ! Wir beha�p�en 
schule der Exportsubventionen. Da könnten auch mcht: �aß dIe Steyr-Tr��toren.' �le ms 
wir von anderen Staaten - wir wollen es aber Ausland }nlhger als zu den osterrelChlschen 
gar nicht -, sehr viel lernen. Nur wenn m

. 

a
, 
11 1 Preise� exportiert werden, zu Schle.uderpreise.n 

davon spricht , soll m an nicht immer Öster- exportIert we�den. Das haben �IT noch n�e 
reich Vorwürfe machen sondern auch sehen behauptet. Wu' behaupten auch mcht, daß dIe 
was andere tun. 

' - , Stickstoffwerke die Kunstdüngemittel, die sie 
In diesem Zusammenhang gestatten Sie mir billiger in� Ausland liefern als zu� öst�rreichi­

etwas zu den Stützungen zu sagen. Der je - sehen Pre�.s ,  etwa zu SchleuderpreIsen ms Aus­
weilige Pegehitand des Weltmarktpreises für land ausfuhren. 
agrarische Produkte ist für mich kein Maßstab Der Export ge'\dnnt für die Landwirtschaft 
für die Beurteilung der Frage, welchen Cha- eine immer größere Bedeutung. Wir wollen 
rakter die Stützungen haben . Es wäre sicherlich aber keinen Schleuderexport, Wir lehnen 
falsch, wenn man von dem Grundsatz ausginge : das ab. Wir sehen aber mit Bedauern, daß 
Wenn die Weltmarktpreise fü.r landwirtschaft- andere Länder - ich will hier keine Namen 
liehe Produkte hoch sind, dann sind die nennen - uns beim Viehexport durch Export­
Stützungen Konsumentenstützungen ; sind prämien auf dem Markt erhebliche Schwie­
aber die Weltmarktpreise niedrig, dann sind l'igkeiten bereiten durch die exorbitante ;Höhe 
es plötzlich Produzentenstützungen. Das wäre der Exportprämien. Von einer echten Über­
falsch. I ch möchte aber doch wissen, welche produktion an Butter kann man ja wirklich 
Auffassung zum Beispiel dann Platz greifen nicht sprechen. 
würde, wenn die Weltmarktpreise für jene Um nun ein kleines pikantes Detail in 
Erzeugnisse, die heute in .österreich gestützt I diesem Zusammenhang - es hängt nur am 
werden, . . um 50 oder 100 Prozente höher wären I Rande mit dem Export zusammen - zu sagen, 
als in Osterreich. Wir wollen uns doch von darf ich das Hohe Haus davon in Kenntnis 
diesen Zufälligkeiten, die der Weltmarkt be-

I 
setzen, daß die österreichische Milchwirt­

inhaltet, befreien und abstrahieren ! Wir wollen schaft schon vor einigen Monaten einen Waggon 
feststellen - das ist also nicht zu leugnen -, Trockenmilch für die hungernden Kinder in 
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Bundesminister Dip1.-Ing. Hartmann 
unterentwickelten Gebieten gespendet hat. 
Der Herr Sozialminister und ich haben uns 
vorgenommen, daß wir im Rahmen des Kinder­
hilfswerkes der Vereinten Nationen - das ist 
ja vor einigen Tagen geschehen - eine Aktion 
einleiten und durchführen. Diesen einen Wag­
gon, den ersten Waggon, haben wir einem 
südlich des Mittelmeeres und im Norden 
Afrikas gelegenen Staat als Geschenk widmen 
wollen. Wir sind bisher noch nicht in der Lage 
gewesen, dieses Geschenk anzubringen, weil 
der betreffende Staat unserer Empfehlung, 
wenigstens die Fracht,kosten zu zahlen, nicht 
entsprochen hat. Es ist also gar nicht so leicht, 
Geschenke anzu bringeIl. (H eiterke1�t.) 

Um nun ein Mißverständnis nicht aufkom­
men zu lassen, darf ich Ihnen mitteilen, daß 
in fast allen Bundesländern alle Förderungs­
aktionen einschließlich der Aktionen im Zu­
sammenhang mit den Agrarinvestitionskre­
diten allen Mitgliedern 'der Landwirtschafts­
kammern, also allen Kammerwählern unge­
achtet der politischen Partei schriftlich zu­
gehen. Das geschieht zum Beispiel in der 
Steiermark durch die Mitteilungen der Kam­
mer, die alle Kammerwähler bekommen. In 
Kärnten, Oberösterreich und in den anderen 
Bundesländern ist das genauso. Davon unter­
scheidet sich lediglich das Bundesland Nieder­
österreich, weil es zu hohe Kosten verursachen 
würde, den 130.000 Kammerwählern monat­
lich die gedruckten Mitteilungen kostenlos 
zuzusenden. Man mußte sich daher darauf 
beschränken, ein Kammermitteilungsblatt 
herauszugeben, das von jedermann abonniert 
werden kann. 

Nun zu den Wasserbaufragen. Ich bin sehr 
froh, daß sich das Hohe Haus mit wasser­
wirtschaftlichen und Wasserbaufragen befaßte. 
Ich darf bestätigen, daß der durchschnittliche 
Stand der Arbeitskräfte, die bei der Lawinen­
und Wildbachverbauung im heurigen Jahr 
tätig sind, um 200 geringer ist als der durch­
schnittliche Arbeiterstand im Jahr 1960 und 
daß sich dieser Rückgang fast ausschließlich 
auf das Land Oberösterreich erstreckt . Aber 
auch dort kam diese Senkung des Arbeiter­
standes nicht infolge Geldmangels zur Geltung, 
sondern teils durch einen natürlichen Abgang, 
für den kein Zuwachs an jüngeren Kräften 
erzielbar gewesen ist, weil ja Oberösterreich 
auch sehr stark industrialisiert ist und jüngere 
Nachwuchskräfte schwer zu bekommen sind. 

Zur Frage der Abwasserreinigung möchte ich 
darauf hinweisen, daß sie eine ganz große 
Sorge des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft darstellt. Die Industrialisie­
rung hat in Österreich so rasche Fortschritte 
gemacht, daß man schier mit der Reinhaltung 
der Gewässer nicht Schritt halten kann. Das 

brisant rasche Industrialisierungstempo in 
Österreich war ja nicht vorauszusehen. Es gibt. 
seit etwa zwei Jahren Förderungsmaßnahmen 
für die nichtkommunale Abwasserreinigung, 
und es wird auch die Wassergüte überprüft,  
und zwar von der Bundesanstalt für Wasser­
biologie und Abwasserforschung an der Alten 
Donau. Diese Bundesanstalt hat einen Wasser­
gütekataster angelegt. Er wird evident ge­
halten und gibt einen sehr interessanten Über­
blick über die Güte unserer Gewässer. Leider 
bestätigt dieser Gütekataster den sehr betrüb­
lichen und bedrohlichen Zustand vieler unserer' 
Gewässer. 

Das Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft ist bemüht, darauf hinzuwirken,. 
daß die Verordnung über die Gewässer­
aufsicht in den Bundesländern sehr strikte 
durchgeführt wird. Ich möchte aber nicht 
unerwähnt lassen, daß die Abwasserfragen 
auch ein finanzielles Problem sind, weil die 
Abwasserreinigungsanlagen sehr teuer kom­
men. Es wäre aber nicht richtig, wenn man 
behaupten wollte, daß früher, etwa vor 
100 oder 150 Jahren, alle Gewässer sehr rein 
gewesen seien, früher, als noch keine indu­
striellen Abwässer eine Verschmutzung ver­
ursachten. Es gab auch damals . schwere 
Seuchen, die viele Opfer forderten, und gerade 
diese Seuchen, die immer wieder auftraten, 
gaben ja den Anlaß zu der modernen, zentralen 
Wasserversorgung in den Städten und Sied­
lungen. 

Die Reinhaltung der Gewässer ist aber 
letzten Endes nicht nur ein technisches, ein 
rechtliches oder ein finanzielles Problem, son­
dern eine Angelegenheit jedes einzelnen Staats­
bürgers. Daß dem so ist, das ist nachzulesen 
im § 3 1 ' des Wasserrechtsgesetzes, wonach 
jedermann entsprechende Sorgfalt zur Rein­
haltung der Gewässer anzuwenden hat . Es 
wäre sehr dankenswert, wenn dieser Grund­
satz unseres, wie heute erfreulicherweise schon 
gesagt wurde, guten Wasserrechtsgesetzes All­
gemeingut würde. 

Der Fall der Dürren Aschach ist mir bekannt. 
Am Tage nach dem Fischsterben hat das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft von Oberösterreich einen Bericht ver­
langt. Es ist also ein sofortiges Einschreiten 
des Landwirtschaftsministeriums feststellbar. 
Am 14.  November - vor kurzer Zeit - hat 
eine Wasserrechtsverhandlung stattgefunden, 
und auf Grund dieser 'Vasserrechtsverhandlung 
wurde ein Projektsauftrag für eine Klär­
anlage für zwei Gemeinden und drei Industrie­
betriebe erteilt. 

Wir kümmern uns auch sehr stark um den 
Seenschutz. Ich darf in diesem Zusammenhang 
nur des Interesses halber noch sagen - der 
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Bundesminister Dipl .-Ing. Hartmann 
die Kompetenzregelung bei "Wildschäden abzu­
geben, 

Herr Abgeordnete Wimberger hat sehr inter­
,essante und richtige Zahlen über die Ver­
schmutzung des Rheins gebracht - :  "Vif 
wollen den Rhein in diesem Zusammenhang mit Hohes HauR ! Ich hoffe jedenfalls, daß etwa 

ein fünfter, ein sechster oder ein zehnter der Donan nicht vergleichen, weil die Wasser-
güte der Donau Gott sei Dank noch erheblich Grüner B

,
ericht, �er �hnen der�inst 

"
vor�elegt 

b ' t  1 d' d h llutztel RheI'lls werden WIrd, bereits elll wesentlIch gunstIgeres esser IS a s 1e es arg versc J 1 ' . d d " . h' I . 
W· 11 b " ht ' d ß d'e Do a delil BIl er osterreJc ISC len LandWIrtschaft geben Ir wo en emu , seIn, a I n' u ' . . . . . 
Rh ' d' b .. r h . ht 1 'fe t I kann als der heUrIge, z\'.:elte Bencht, BIS dahm em les ezug lC mc nac 1el l' . 

wird hoffentlich auch das Wissen darum 
Wir sind ahm, ,vie ich schon erwä.hnt habe , Allgemeingut geworden sein, daß die Mittel 

sehr bemüht, daß die wasserrechtlichen Vor- des Grünen Planes weder ein Geschenk an die 
schriften eingehalten werden und auch die Ver- Bauern im allgemeinen sind, noch eine Für­
ordnung über die Gewässeraufsicht in allen sorgeunterstützung für Bedürftige sein können. 
Bundesländern möglichst gewissenhaft durch- Diese Mittel haben vielmehr die Aufgabe, als 
geführt wird, damit die Gewässer und unser Initialzündung - ich wiederhole das heute 
Wasser, das ja leider immer mehr zur Mangel- noch einmal - zu wirken und unsere gesamte 
ware wird, auch weiterhin eine Lebensadel' La,ndwü,tschaft in allen acht Produktions­
für die Bevölkerung und di.e WirtHchaft gebieten so rasch wie möglich "europareif" 
bilden können . und "integrationsimmun" zu machen. Das 

Zur Frage des Jagdpa,cht;n�l 'tra,ges mit dem 
Hubertm;ordell darf ich Ihnen in 'Wieder­
holung meiner sehr ausführlichen Darlegungen 
im Finanz - UJ :d Budgetausschuß anläßlich der 
Beratungen über das Kapitel Land- und Forst­
wirtschaft in Erinnerung rufen, daß die 
Generaldil'cktion der Bundesforste im Ein­
vernehmen mit mir großes Interesse daran hat, 
dieses Verhältnis möglichst rasch zu beenden 
und zu lösen. Es läuft nun ein Prozeß, und 
in ein Gerichtsverfahren kann man nicht ein­
greifen. Die Republik Österreich beziehungs­
weise die Bundesforste werden in diesem Ver­
fahren durch die Finanzprokuratur vertreten. 

Was elie Angelegenheit des Jagdpachtver­
trages mit dem Herzog Albrecht von Bayern 
anlangt, möchte ich nicht unerwähnt lassen, 
daß es gar nicht so leicht ist, große J agd­
gebiete um einen hohen Pachtschilling zu ver­
pachten, daß die zeitweise Absperrung von 
Wegen und Stegen auch im Interesse der 
Sicherheit der Personen notwendig ist - es 
wäre für unseren Fremdenverkehr abträglich, 
wenn dort ohne Absperrung der ""Vege eine 
Gefährdung von Personen eintreten würde -, 
und im übrigen sind schon vor einiger Zeit 
beide Akten - der Herr Abgeordnete Lackner 
hat diesbezüglich eine Anregung gegeben, aber 
sie ist bereits überholt - dem Rechnungshof 
übermittelt worden. 

Meine Damen und Herren ! Die Zeit ist 
leider schon sehr weit vorgeschritten. VOll den 
Diskussionsrednern sind eine Reihe von Fragen 
vorgebracht worden, über die wir uns im 

wird eine Reihe von Jahi'en dauern. 

Auf die Verbesserung der Verkehrslage 
haben unsere Bauern genauso berechtigten 
Anspruch wie alle anderen Staatsbürger, und 
dabei kann auch nicht zwischen mehr oder 
weniger Bedürftigen unterschieden werden .  
Einige Redner haben mit Recht darauf hin­
gewiesen, daß wir 75.000 Höfe in Österreich 
haben, die keine geeignete Zufahrt besitzen, 
die den modernen Anforderungen entspricht . 
Alle bedürfen eines Weges, wenn sie einen 
solchen nicht haben, um den Anschluß an den 
Markt im Inland und im Ausland zu finden 
und um konkurrenzfähig zu werden oder zu 
bleiben, und zwar ganz gleichgültig, ob sie 
einen Betrieb mit 3 Hektar, mit 10 oder mit 
20 Hektar bewirtschaften, Man kann schließ­
lich nicht im Verlaufe eines Güterweges aus­
gerechnet dort den Weg unterbrechen oder den 
Weg dort nicht erricht.en, wo zwei oder drei 
Betrie be liegen, die vielleicht einen Einheits­
wert von mehr als 1 00.000 S haben. 

Darum kommt unseren Bemühungen um die 
Verkehrserschließung genauso eine bedeutende 
Breitenwirkung zu, wie den Absatz- und Ver­
wertungs maßnahmen , die wir auf Grund des 
Landwirtschaftsgesetzes und des Grünen 
Planes im Zusammenwirken mit dem Markt­
ordnungsgesetz durchführen, jenen Absatz­
und Verwertungs maßnahmen , die der ge­
samten Bauernschaft stabile Preise sichern sol­
len, ohne die sie nicht vernünftig und nicht 
planmäßig produzieren und auch nicht erfolg­
reich arbeiten kann. 

Finanz- und Budgetausschuß sehr eingehend Hohes Haus ! Das Verständnis für die An­
unterhalten haben, auch über die Frage der liegen der Landwirtschaft und für das Bauern­
Wildschäden. Ich habe gesagt, daß nun - im turn ist in Österreich in den letzten Jahren in 
Dezember wird es wahrscheinlich der Fall erfreulichem Maf3e gewachsen . Wir wollen 
sein - die Bundesregierung den Verfassungs- uns darum bemühen, daß es auch weiterhin 
gerichtshof ersuchen wird, ein Gutachten über I zunehmen möge, zum allgemeinen Nutzen, zum 
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3494 Nationalrat IX. GP. - 8 1 .  Sitzung - 30. November 1961 

Bundesminister Dipl.-Ing. Hartmann 
Nutzen des Bauernstandes und unseres Vater- Landwirtschaftsgesetzes 
landes t (Allgemeiner Beifall .) Kenntnis genommen . 

e i ns t immig  zur 

. Präsident HiUegeist : Die Abstimmung über 
die Gruppe VIII erfolgt Mittwoch, den 6 .  De ­
zember, zusammen mit der Abstimmung über 
die anderen bis dahin verhandelten Gruppen. 

Präsident Hillegeist : Mit den Ausführungen 
des Herrn Bundesministers für Land- und 
Forstwirtschaft ist die Debatte geschlossen. 
Wünscht einer der Herren Berichterstatter 
das Schlußwort ? - Dies ist nicht der Fall. Ich b r e c h e  nunmehr die heutigen Ver-
Damit ist die Aussprache über diese beiden handlungen 'wegen der fortgeschrittenen Zeit 
Punkte b e e n d e t. 

W 
a b .  

ir gelangen sogleich zur Abstimmung 
über den Bericht der Bundesregierung gemäß Die n ä c h s t e  Sitzung findet morgen, Frei-
§ 9 Abs. 2 des Landwirtschaftsgesetzes. tag, den 1 . Dezember, 9 Uhr vormittag , 

statt. Die Tagesordnung ist bereits verteilt. 
Bei der A b s t i m m u ng wird der Bericht 

der Bundesregierung gemäß § 9 Abs. 2 des Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n. 

Schluß der Sitzung : 18 Uhr 45 Minuten 

Osterreichisme Staatsdruckerei. 14.71 1 61 
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